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C167/2 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Dienstag, 22. November 2022

(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellunghahmen)

ENTSCHLIERUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9_TA(2022)0400
Anleihestrategie zur Finanzierung von NextGenerationEU

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu der Umsetzung der Anleihestrategie zur
Finanzierung von NextGenerationEU, dem Aufbauinstrument der Union (2021/2076(INI))

(2023/C 167/01)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf Artikel 5 Absatz 3 des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020
iiber das Eigenmittelsystem der Europdischen Union (!) (Eigenmittelbeschluss),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates vom 14. Dezember 2020 zur Schaffung eines
Aufbauinstruments der Europdischen Union zur Unterstiitzung der Erholung nach der COVID-19-Krise (3,

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen
Parlament, dem Rat der Europiischen Union und der Europiischen Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfithrung sowie tiber neue Eigenmittel,
einschlieflich eines Fahrplans im Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel (),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fur die Jahre 2021 bis 2027 (%), einschlieflich der als Teil des mehrjdhrigen
Finanzrahmens (MFR) vereinbarten gemeinsamen und einseitigen Erklirungen,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. April 2021 tiber eine neue Finanzierungsstrategie zur
Finanzierung von NextGenerationEU (COM(2021)0250),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission fiir einen Beschluss des Rates zur Anderung des Eigenmittel-
beschlusses (COM(2021)0570),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der européische Griine Deal*
(COM(2019)0640) und die Entschliefung des Parlaments vom 15. Januar 2020 zu diesem Thema (°),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung sowie auf Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e und Anlage 3 des Beschlusses
der Konferenz der Prisidenten vom 12. Dezember 2002 zum Verfahren fiir die Erteilung der Genehmigung zur
Ausarbeitung von Initiativberichten,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0250/2022),

ABL. L 424 vom 15.12.2020, S. 1.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 23.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 28.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 11.
ABL. C 270 vom 7.7.2021, S. 2.
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11.5.2023 Amtsblatt der Europdischen Union C167/3

Dienstag, 22. November 2022

A. in der Erwdgung, dass die Kommission im Eigenmittelbeschluss ermédchtigt wird, von 2021 bis 2026 im Namen der
Union Schulden in Hohe von bis zu 750 Mrd. EUR zu Preisen von 2018 aufzunehmen, um mithilfe von
NextGenerationEU, dem Aufbauinstrument der EU, die Folgen der COVID-19-Krise zu bewiltigen; in der Erwigung,
dass davon 360 Mrd. EUR zu Preisen von 2018 fiir die Gewdhrung von Krediten an die Mitgliedstaaten und 390 Mrd.
EUR unmittelbar fiir EU-Ausgaben verwendet werden konnen;

B. in der Erwigung, dass die Riickzahlung der aufgenommenen Schulden und die mit ihnen verbundenen Zinszahlungen
zu Lasten des Unionshaushalts gehen und einem Zeitplan unterliegen, der einen stetigen und vorhersehbaren Abbau der
Schulden bis spitestens 31. Dezember 2058 sicherstellt; in der Erwdgung, dass die Eigenmittelobergrenzen um 0,6 %
angehoben wurden, um alle Verbindlichkeiten der Union zu decken, die sich aus der Schuldenaufnahme fur
NextGenerationEU ergeben;

C. in der Erwidgung, dass das Parlament, der Rat und die Kommission einen rechtsverbindlichen Fahrplan fur die
Einfithrung neuer Eigenmittel verabschiedet haben, um ausreichende Mittel zur Deckung der erwarteten Ausgaben im
Zusammenhang mit der Riickzahlung der fur NextGenerationEU aufgenommenen Schulden zu generieren, sodass bei
den Programmen und Mafinahmen der Union keine Mittel gekiirzt werden miissen;

D. in der Erwidgung, dass die Kommission gemaff dem Eigenmittelbeschluss das Parlament und den Rat regelmafSig und
umfassend tiber alle Aspekte ihrer Schuldenmanagementstrategie unterrichten muss, auch mithilfe eines Emissions-
kalenders mit den voraussichtlichen Emissionsterminen und -volumina fiir das Folgejahr sowie eines Plans mit den
voraussichtlichen Tilgungs- und Zinszahlungen;

E. in der Erwidgung, dass der fur NextGenerationEU sowie fiir die regelmifSige Kuponzahlung und Tilgung bei Falligkeit
(Riickzahlungskosten im Zusammenhang mit dem Aufbauinstrument der Europidischen Union) vorgesehene
Gesamtbetrag fiir den Zeitraum 2021-2027 auf 14,7 Mrd. EUR veranschlagt wurde;

Griinde fiir die Aufnahme von Schulden fiir NextGenerationEU

1. betont, dass NextGenerationEU das umfangreichste gemeinsame Anleiheprogramm der EU ist und das erste solche
Programm, aus dem nicht nur Kredite an die Mitgliedstaaten gewahrt, sondern auch unmittelbar Ausgaben aus dem
Unionshaushalt finanziert werden, die in echte Programme und politische Mafinahmen der EU eingebettet sind;
unterstreicht, dass durch die von der Kommission verwalteten gemeinsamen Schulden der Union der Umfang, die
Schlagkraft und der Mehrwert des Unionshaushalts gesteigert werden, wodurch die Erholung nach der COVID-19-Krise
unterstiitzt und die langfristigen Priorititen der EU, insbesondere der Ubergang zu einer griinen und digitalen
Wirtschaft, verwirklicht werden;

2. weist darauf hin, dass das Anleiheprogramm zur Finanzierung von NextGenerationEU mit einem durchschnittlichen
jahrlichen Anleihevolumen von 150 Mrd. EUR bis 2026 die Union zu einem wichtigen Akteur auf den Kapitalmarkten
macht, sie mit anderen groflen europdischen offentlichen Emittenten gleichstellt und sie zum grofSten supranationalen
Emittenten und zum groften Emittenten griiner Anleihen macht;

3. betont, dass der Erfolg der Anleihestrategie danach beurteilt werden wird, ob sie es ermoglicht, die fir die Umsetzung
von NextGenerationEU erforderlichen Mittel rechtzeitig und zu relativ geringen Kosten an den Kapitalmdrkten zu
beschaffen und die Schulden auf der Grundlage eines reibungslosen und vorhersehbaren Profils bis 2058 zuriickzuzahlen,
und zwar ohne, dass dadurch festgelegte Programmausgaben im Rahmen der MFR-Obergrenzen verdringt oder kiinftige
EU-Mafnahmen gefihrdet werden; betont, dass die Emission der Union die Anleihebedingungen fiir andere europiische
Emittenten nicht beeintrichtigen und sich sogar positiv auf die Kapitalmarkte auswirken diirfte, insbesondere indem die
Nachfrage von Investoren nach in Euro denominierten Vermdgenswerten und nach neuen Produkten wie griinen Anleihen
gedeckt wird;

Beschreibung und Bewertung des aktuellen Stands der NextGenerationEU-Anleihestrategie

4. stellt fest, dass die Kommission ein neues und umfangreiches Mittelaufnahmeprogramm entwickelt und auf den Weg
gebracht und ziigig und effizient ihre Kapazititen im Bereich des Schuldenmanagements ausgebaut hat; begriifst es, dass die
Emissionen seit der ersten Emission im Jahr 2021 in gleichmiffigem Tempo erfolgten und allesamt massiv tiberzeichnet
waren, was ein starkes Interesse der Investoren erkennen ldsst und es der Kommission erméglicht, ihre Mittelaufnahmeziele
zu erreichen; stellt mit Zufriedenheit fest, dass die EU-Anleihen entsprechend ihrem AAA-Rating zu attraktiven Zinssitzen
gehandelt wurden, die mit denen anderer grofler europiischer und supranationaler Emittenten vergleichbar sind;

5. nimmt zur Kenntnis, dass die von der Kommission verabschiedete Mittelaufnahmestrategie diversifiziert ist und ein
breites Spektrum von Produkten (Anleihen und Schuldverschreibungen) und Laufzeiten (von drei Monaten bis zu 30 Jahren)
sowie verschiedene Emissionsmethoden (Konsortialgeschifte und Auktionen) und regelmifige Zeitplane vorsieht;



C167/4 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Dienstag, 22. November 2022

6. nimmt die Entscheidung der Kommission zur Kenntnis, sich auf ein umfassendes Netz von Primarhdndlern (Primary
Dealers’ Network) zu stiitzen, die wichtige Partner sind, wenn es darum geht, gut funktionierende Primédr- und
Sekunddrmarkte sicherzustellen und der Kommission iiber die Marktbedingungen Bericht zu erstatten; erinnert die
Kommission daran, wie wichtig es ist, dafiir zu sorgen, dass die Banken ihren rechtlichen Verpflichtungen nachkommen,
sowie eine bessere geografische Ausgewogenheit sowohl im Hinblick auf die Mitglieder des Primarhindlernetzes als auch in
Bezug auf die Fithrungsrolle bei Konsortialgeschiften anzustreben; fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass fiir die
Mitglieder des Primdrhdndlernetzes ausreichende Anreize und Verpflichtungen bestehen, damit sie ihrer Rolle gerecht
werden konnen;

7. nimmt die von der Kommission bislang veroffentlichten Anleihebeschliisse und Mittelaufnahmepline zur Kenntnis;
betont, dass Transparenz in Bezug auf die Anleihestrategie und Anleihegeschifte der Kommission von entscheidender
Bedeutung ist, um eine erfolgreiche Koordinierung mit anderen Marktteilnehmern zu erreichen und die Rechenschafts-
pflicht, insbesondere gegeniiber dem Parlament, sowie das Bewusstsein und die Eigenverantwortung unter den
Entscheidungstrigern und in der breiten Offentlichkeit sicherzustellen; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang
auf, das Parlament rasch und systematisch zu informieren, indem sie aufgeschliisselte Daten iiber alle bei der Emission von
EU-Anleihen anfallenden Kosten bereitstellt, einschlieflich der Gebiihren, die die Kommission im Zusammenhang mit dem
Aufbauinstrument als Verwaltungskosten in Rechnung stellt sowie der Kosten, die den Mitgliedstaaten bei der
Inanspruchnahme von Krediten im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat entstehen;

8.  stellt fest, dass die Kommission gemdfl dem jahrlichen Anleihebeschluss und den halbjdhrlichen Finanzierungs-
planen bis Juni 2021 mehr als 113 Mrd. EUR an den Finanzmirkten aufgenommen hatte, davon 23 Mrd. EUR im Wege
griiner Anleihen sowie kurz-, mittel- und langfristiger Anleihen; nimmt die Informationen tiber die Verteilung nach Art der
Investoren und tiber die geografische Verteilung gebiihrend zur Kenntnis; fordert eine kontinuierliche und transparente
Unterrichtung iiber die Fortschritte bei den Anleiheauktionen und Emissionskonsortien;

Potenzielle positive Auswirkungen und Herausforderungen im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme fiir
NextGenerationEU

9.  ist der Ansicht, dass NextGenerationEU die Union zu einem der groften Emittenten von Anleihen in Europa macht
und sich somit positiv auf die Stabilitit und Liquiditat der Kapitalmarkte in der EU auswirken und die wirtschaftlichen
Aussichten der EU verbessern, die makrookonomische Architektur des Euro-Wihrungsgebiets erginzen und die
internationale Rolle des Euro stirken kann; weist darauf hin, dass NextGenerationEU in Bezug auf Umfang und Dauer
rechtlichen Begrenzungen unterliegt und als Quelle sicherer Vermogenswerte eine noch bedeutendere Rolle spielen und zur
Integration der EU-Finanzmirkte und zur Stirkung der Widerstandsfahigkeit der Union beitragen konnte, sofern die
richtigen Lehren gezogen werden; stellt ferner fest, dass aufgrund der zeitlichen Befristung und des Volumens des
NextGenerationEU-Anleiheprogramms die EU-Anleihen in ihrem Potenzial beschrinkt werden, zu echten sicheren
Vermdgenswerten zu werden, dem reibungslosen Funktionieren der Finanzmirkte zu dienen und die Stabilitit der
Wirtschafts- und Wahrungsunion zu fordern; fordert die Kommission auf, Uberlegungen dariiber anzustellen, wie das
ausstehende Volumen der NextGenerationEU-Anleihen iiber 2027 hinaus beibehalten werden kann, um zu verhindern, dass
die Liquiditdt kurz nach ihrem Hohepunkt am Ende der Ausgabenphase von NextGenerationEU abnimmt;

10.  nimmt die hohe Nachfrage nach den von der EU begebenen Schuldtiteln und deren reibungslose Integration an den
Kapitalmarkten zur Kenntnis; fordert die Kommission auf, die Stellung der von der EU begebenen Schuldtitel zu
konsolidieren, indem sie das Investorenprofil diversifiziert, Sekundarmirkte stimuliert und technische Hindernisse beseitigt;

11.  betont insbesondere, dass die Union als weltweit grofiter Emittent grimner Anleihen Mafistibe fir nachhaltige
Investitionen setzen konnte, auch indem sie ihre Investorenbasis diversifiziert und die Mittelbeschaffungskosten verringert;
betont die wichtige Rolle griiner Anleihen bei der Finanzierung der Vermogenswerte, die fiir den Ubergang zu einer
Niedrigemissionswirtschaft erforderlich sind; begriidt, dass der Rahmen der Kommission fiir griine Anleihen hohe
Anforderungen an die Nachhaltigkeit vorsieht; fordert die Kommission nachdriicklich auf, jegliche Art von Griinfirberei zu
verhindern und fir eine sorgfaltige Berichterstattung tiber die Verwendung der Erlose zu sorgen, damit die griine Pramie
nicht gefdhrdet wird; stellt fest, dass der Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen als Standard fur im
Rahmen von NextGenerationEU finanzierte Ausgaben dient; betont, dass die Mitgliedstaaten und die Kommission, indem
sie einen Teil der im Rahmen von NextGenerationEU aufgenommenen Schulden als griine Anleihen emittieren, dafiir
verantwortlich sind, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um sicherzustellen, dass die gegeniiber Investoren eingegangenen
Verpflichtungen in Bezug auf Klimaschutzausgaben erfiillt werden, und erwartet, dass die Kommission uneingeschrankt
ihrer Zusage nachkommt, problematische Projekte von der Finanzierung durch griine Anleihen auszunehmen, sobald
hinreichend begriindete Bedenken hinsichtlich Griinfirberei geduflert werden; begriiflt das im Rahmen von NextGeneratio-
nEU geschaffene Dashboard fur griine Anleihen, eine interaktive Website mit Informationen iiber Investitionen, die durch
griine Anleihen finanziert werden (°);

(©) https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/eu-borrower-investor-relations/nextgenerationeu-green-bonds/dashboard_en
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12, wvertritt die Ansicht, dass die Kommission solide Priifungsmafinahmen ergreifen sollte, um die ordnungsgemifSe
Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitit sicherzustellen, insbesondere um das Risiko jeglicher Art von Griinfirberei zu
verringern, und angesichts der besonderen Konzeption von NextGenerationEU, bei der die Kommission Mittel an den
Kapitalmirkten aufnimmt und gegeniiber Investoren in der Verantwortung steht, aber die Gelder de facto von den
Mitgliedstaaten ausgegeben werden; fordert die Mitgliedstaaten daher auf, die in ihren Aufbau- und Resilienzplinen
gemachten Zusagen einzuhalten, diese Zusagen ordnungsgemidfl und vollstindig umzusetzen und der Kommission
detailliert iber die Verwirklichung der Etappenziele und Zielvorgaben Bericht zu erstatten;

13.  stellt fest, dass trotz des Umfangs von NextGenerationEU bisher dem Risiko einer Verdringung der Nachfrage nach
anderen europiischen Staatsanleihen erfolgreich entgegengewirkt werden konnte; betont, dass sich die Emission von
NextGenerationEU-Anleihen positiv auf die Nachfrage nach von anderen europdischen Marktteilnehmern begebenen
Wertpapieren auswirken kann, indem sie den Markt fiir Staatsanleihen aus dem Euro-Wihrungsgebiet insbesondere fiir
Investoren von auflerhalb der EU attraktiver macht; fordert die Kommission auf, sich weiterhin eng mit den
Schuldenagenturen der Mitgliedstaaten und mit der Europdischen Zentralbank, der Europiischen Investitionsbank und
dem Europdischen Stabilitdtsmechanismus abzustimmen; bekriftigt, wie wichtig es ist, dass der Handel mit EU-Schuldtiteln
im Einklang mit den Grundsitzen der Kapitalmarktunion auf weitere Wertpapierborsen in der EU ausgeweitet wird;

14.  vertritt ferner die Auffassung, dass sich NextGenerationEU positiv auf die Attraktivitit und die Tragfahigkeit der
Schulden der Mitgliedstaaten auswirkt, da iiber die Kredite aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat allen Mitgliedstaaten eine
Kreditaufnahme zu Triple-A-Bedingungen ermdglicht wird, zu einer deutlichen Senkung der Renditen von Staatsanleihen
beigetragen wird, die Zuschiisse bei der Berechnung der nationalen Verschuldung nicht angerechnet werden und den
Finanzmirkten ein deutliches Signal gegeben wird, was die Widerstandsfihigkeit und den Zusammenhalt des
Euro-Wihrungsgebiets und der EU betrifft;

15.  ist der Ansicht, dass sich in NextGenerationEU die Vorziige einer ehrgeizigeren, kollektiven und demokratischen
Krisenreaktion auf EU-Ebene zeigen; vertritt die Auffassung, dass durch die Moglichkeit fiir EU-Biirger, EU-Anleihen direkt
zu erwerben, das Gefithl der Zugehorigkeit zur EU gestirkt werden konnte; fordert die Kommission auf, diesbeziiglich einen
einfachen und transparenten Mechanismus auszuarbeiten; stellt fest, dass eine solche Praxis bereits in mehreren
EU-Mitgliedstaaten existiert; ist der Ansicht, dass der wirtschaftliche Nutzen bedeutend wire und die Umsetzungskosten
tbersteigen wiirde; stellt fest, dass die umfangreiche Krisenhilfe, die durch die gemeinsame Emission von Anleihen
finanziert wird, das Vertrauen in die Widerstandsfahigkeit der EU und ihrer Mitgliedstaaten gestarkt hat, und dass die
Finanzmarktteilnehmer weitgehend anerkennen, dass die Finanzarchitektur der Europdischen Union dadurch robuster
geworden ist; betont, dass die erfolgreiche Umsetzung von NextGenerationEU zeigt, dass die EU angemessen auf die
wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Krise reagiert hat; fordert daher alle EU-Organe auf, dafiir zu sorgen, dass die EU ihre
Versprechen einhilt, auch indem sie eine langfristige politische Vision anbietet;

16. nimmt mit Besorgnis die neuen Herausforderungen zur Kenntnis, die sich aus der verschlechterten globalen
Sicherheitslage infolge des rechtswidrigen, grundlosen und ungerechtfertigten Angriffs Russlands auf die Ukraine sowie aus
dem drastischen Anstieg der Inflation und der Zinssitze, von denen staatliche Emittenten betroffen sind, ergeben; warnt
davor, dass die Finanzierungskosten in jiingster Zeit aufgrund der schwierigen Marktbedingungen erheblich gestiegen sind
und mit massiven Unsicherheiten in Bezug auf die langfristige Entwicklung des Zinsgefiiges zu rechnen ist; geht davon aus,
dass sich dies im Haushaltsplan der Union auf die Haushaltslinie fiir Riickzahlungen im Zusammenhang mit dem
Aufbauinstrument auswirken wird; stellt mit Besorgnis fest, dass sich hohere Refinanzierungskosten als geplant bereits auf
die verfugbaren Mittel in Rubrik 2b auswirken und im Rahmen des jahrlichen Haushaltsverfahrens sogar in einer
eingeschrinkten Verfugbarkeit der besonderen Instrumente niederschlagen; fordert die Kommission auf, die Lage genau zu
beobachten und die Haushaltsbehorde regelmifig zu unterrichten; erkennt an, dass die Kommission derzeit mit einem sehr
unsicheren Markt konfrontiert ist, der auferhalb des 99 %-Konfidenzintervalls liegt; weist darauf hin, dass alle Zahlungen
von Finanzbeitrigen an die Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 2026 erfolgen sollen, wie es in der Verordnung tiber das
Aufbauinstrument der Europaischen Union und der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit festgelegt ist, wobei
diese Frist jedoch angepasst werden konnte; betont, dass eine solche Anpassung entsprechende Anderungen sowohl der
Verordnung iiber das Aufbauinstrument der Europiischen Union als auch der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit erfordern wird;

17.  ist der Ansicht, dass das Potenzial von NextGenerationEU nur dann voll ausgeschopft werden kann, wenn alle
nationalen Aufbau- und Resilienzpliane wirksam und rechtzeitig umgesetzt werden; ist besorgt tiber die ungentigende
finanzielle Aufnahmekapazitit mehrerer Mitgliedstaaten; bedauert die Dynamik, die in einigen Mitgliedstaaten an den Tag
gelegt wurde, um die Verwendung traditioneller EU-Mittel hinauszuschieben und die Mittel aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt schneller in Anspruch zu nehmen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die im Rahmen von NextGenerationEU
bereitgestellten Kredite in vollem Umfang und auf kohirente Weise in Anspruch zu nehmen;
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18.  betont, dass weitere Investitionen in die EU-Politik erforderlich sein werden, um die Wettbewerbsfahigkeit, Resilienz
und strategische Autonomie der EU zu stirken, insbesondere in den Bereichen Industrie und Klimaschutz; ist der Ansicht,
dass dauerhafte Umschichtungen keine tragfihige langfristige Losung fiir die Finanzierung der Priorititen der EU darstellen,
und betont, dass zusitzliche Mittel erforderlich sind; weist darauf hin, dass der Klimawandel und der anhaltende Krieg in der
Ukraine deutlich machen, dass die Abhingigkeit der Union von Drittlindern in wichtigen Bereichen ihrer Wirtschaft, wie
Energie, Rohstoffe, Industrie und Landwirtschaft, dringend iberwunden werden muss; vertritt in diesem Zusammenhang
die Auffassung, dass die Ankiindigung von Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen, einen Europiischen
Souveridnititsfonds einzurichten, mit der Entschliefung des Parlaments vom 19. Mai 2022 () und der Erklirung der
Konferenz der Prisidenten vom 30. Juni 2022 zum Arbeitsprogramm der Kommission fiir 2023 in Einklang steht; fordert
die Kommission und die Mitgliedstaaten daher auf, im Einklang mit den Empfehlungen der Konferenz zur Zukunft Europas
die Moglichkeit einer gemeinsamen Schuldenaufnahme auf EU-Ebene weiter zu priifen, um giinstigere Kreditbedingungen
zu schaffen und gleichzeitig eine verantwortungsvolle Haushaltspolitik auf der Ebene der Mitgliedstaaten beizubehalten;
bedauert die systematische Schaffung und Nutzung von Instrumenten, Mitteln und Programmen zur gemeinsamen
Schuldenaufnahme, darunter auch NextGenerationEU, die auferhalb des EU-Haushalts gefithrt werden und keiner Kontrolle
oder Uberwachung durch die Haushaltsbehorde unterliegen; fordert daher, dass Transaktionen im Zusammenhang mit der
Aufnahme von Schulden und Gewahrung von Krediten sowie samtliche kiinftigen EU-Programme oder -Instrumente im
Haushaltsplan erfasst werden; fordert, dass das Parlament in allen Fillen auf der Grundlage des Mitentscheidungsverfahrens
umfassend einbezogen wird;

Unionshaushalt und neue Eigenmittel

19.  weist darauf hin, dass sich die Besonderheiten der Schuldenaufnahme fiir NextGenerationEU auf Jahrzehnte hinaus
unmittelbar auf den Unionshaushalt auswirken werden, aus dem die Riickzahlungen finanziert werden miissen; besteht
daher darauf, dass der Schuldendienst optimiert und ein reibungsloses Schuldenprofil sichergestellt werden, um kiinftige
Belastungen gleichmiRig zu verteilen;

20.  betont, dass mit NextGenerationEU die Schuldenaufnahme- und Kreditvergabekapazitit der EU erheblich
zugenommen hat; besteht darauf, dass die Haushaltsbehorde in alle Phasen des Schuldenaufnahme- und Kreditverga-
beverfahrens einbezogen wird; weist darauf hin, dass die Kommission gemdfl dem Eigenmittelbeschluss verpflichtet ist,
einen regelmafig aktualisierten Plan der erwarteten Zins- und Tilgungszahlungen zu veroffentlichen, der mit dem
Parlament und dem Rat in den regelmifigen interinstitutionellen Sitzungen zu NextGenerationEU erortert werden muss;

21.  bekriftigt seine nachdriickliche Forderung, die Haushaltsmittel fiir Riickzahlungen im Zusammenhang mit dem
Aufbauinstrument der Europdischen Union auflerhalb der Obergrenzen des mehrjihrigen Finanzrahmens im Haushaltsplan
der Union zu veranschlagen, um die Spielrdiume und Flexibilititsmechanismen fiir ihre vorgesehenen Zwecke zu erhalten;
fordert, dass im Rahmen der Halbzeitiiberpriifung des mehrjihrigen Finanzrahmens entsprechende Anderungen an der
MFR-Verordnung vorgenommen werden;

22. st der festen Uberzeugung, dass der letztendliche Erfolg von NextGenerationEU und insbesondere die
Glaubwiirdigkeit und Tragfihigkeit seiner Finanzierung auch vor dem Hintergrund der Fihigkeit der Union bewertet
werden, die gemeinsamen Schulden mit neuen Eigenmitteln aus dem Umwelt- und Unternehmenssektor zuriickzuzahlen
statt mit hoheren Beitrdgen der Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Bruttonationaleinkommens;

23.  betont, dass neue Eigenmittel einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass die Union ihre politischen Prioritdten
verwirklichen kann, was zum Teil dem gestiegenen Investitionsbedarf zur Uberwindung der Abhingigkeit im
Energiebereich und zur Abfederung der sozialen Auswirkungen des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine
geschuldet ist, aber auch der Beschleunigung der griinen Energiewende dient; betont, dass mit der Einfihrung solcher neuen
Eigenmittel kiinftige Kiirzungen bei Programmen der Union, die dem eigentlichen Zweck und den langfristigen Vorteilen
des Aufbauplans zuwiderlaufen wiirden, vermieden werden konnten; ist der Ansicht, dass die in der rechtlich bindenden
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 vorgesehene Einfiihrung neuer Eigenmittel dauerhafte Vorteile
bringen wiirde, nicht nur bei der Umsetzung der politischen Mafinahmen der Union, sondern auch bei der Gewihrleistung
des Ansehens der Union als glaubwiirdiger und klug agierender Emittent von Anleihen; fordert die Mitgliedstaaten daher
auf, die Verhandlungen tiber den von der Kommission am 22. Dezember 2021 vorgestellten ersten Korb der sogenannten
neuen Generation von EU-Eigenmitteln, die auf dem EU-Emissionshandelssystem, dem CO,-Grenzausgleichssystem und der
Sdule I der im Rahmen der OECD erzielten internationalen Vereinbarung iiber die Mindestbesteuerung von internationalen
Konzernen beruhen, moglichst ziigig voranzubringen und zu beschleunigen; fordert den Rat nachdriicklich auf, den ersten
Korb neuer Eigenmittel vor Ende 2022 zu genehmigen;

() EntschlieSung des Europdischen Parlaments vom 19. Mai 2022 zu den Auswirkungen des russischen Krieges in der Ukraine auf die
Gesellschaft und die Wirtschaft in der EU — Stdrkung der Handlungsfihigkeit der EU (Angenommene Texte, P9_TA(2022)0219).
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24, weist jedoch darauf hin, dass die voraussichtlichen Einnahmen aus diesen drei Eigenmitteln nicht ausreichen werden,
um die im Rahmen von NextGenerationEU aufgenommenen Schulden abzudecken; fordert die Kommission daher erneut
auf, bis Dezember 2023 einen Vorschlag fiir einen zweiten Korb neuer Eigenmittel vorzulegen, einschlieflich eines
Vorschlags fiir eine Finanztransaktionssteuer, um ausreichende Mittel fiir die Riickzahlung der im Rahmen von
NextGenerationEU aufgenommenen Schulden sicherzustellen; hebt den rechtsverbindlichen Fahrplan hervor, der im
Rahmen der Interinstitutionellen Vereinbarung festgelegt wurde; fordert die Kommission angesichts der jiingsten
wirtschaftlichen Herausforderungen jedoch auf, noch ambitionierter vorzugehen und nicht die Moglichkeit auszuschlieffen,
innovative, neue und — vorzugsweise — echte Eigenmittel hinzuzufiigen;

o
o o

25.  beauftragt seine Prisidentin, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0401
Umsetzungsbericht iiber den Europiischen Innovationsrat

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 22. November 2022 zu der Einrichtung des Europiischen
Innovationsrats (2022/2063(INI))

(2023/C 167/02)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV), insbesondere auf Titel XIX,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/695 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 iber
das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation ,Horizont Europa“ sowie iiber die Regeln fur die Beteiligung und
die Verbreitung der Ergebnisse ('),

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2021/764 des Rates iiber das Spezifische Programm zur Durchfithrung des
Rahmenprogramms fiir Forschung und Innovation ,Horizont Europa“ (?)

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018
iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union (%),

— unter Hinweis auf die Arbeitsprogramme des Europdischen Innovationsrats (EIC) fiir 2021 und 2022,
— unter Hinweis auf den Wirkungsbericht 2021 des EIC,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Januar 2018 mit dem Titel ,Zwischenbewertung von
Horizont 2020: Maximierung der Wirkung der EU-Unterstiitzung fir Forschung und Innovation“ (COM(2018)0002),

— unter Hinweis auf die Folgenabschitzung vom 7. Juni 2018, die dem Vorschlag der Kommission fiir Horizont Europa
beigefiigt ist (SWD(2018)0307),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des EIC-Beirats zur Diskussion im Ausschuss fiir Industrie, Forschung und Energie
des Europdischen Parlaments zur Umsetzung des EIC vom 16. August 2022 (%),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des EIC-Beirats zum Arbeitsprogramm 2022 fur den EIC und die Zukunft des
EIC-Fonds vom 9. Februar 2022 (°),

— unter Hinweis auf die Pressemitteilung der Kommission vom 5. August 2022 mit dem Titel ,EIC Accelerator
implementation update” (°),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung sowie auf Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e und Anlage 3 des Beschlusses
der Konferenz der Prisidenten vom 12. Dezember 2002 zum Verfahren fiir die Genehmigung zur Ausarbeitung von
Initiativberichten,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Industrie, Forschung und Energie (A9-0268/2022),

ABL. L 170 vom 12.5.2021, S. 1.

ABlL. L 167 I vom 12.5.2021, S. 1.

ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.

https:/[eic.ec.europa.cu/news/statement-eic-board-discussion-european-parliament-itre-committee-eic-implementation-2022-08-

16_en

Q) https://eic.ec.europa.eu/system/files/2022-02Statement%20by%20the%20EIC%20Board%200n%20the%20EIC%20Work%
20Programme%20for%202022%20and%20future%200f%20the%20EIC%20Fund.pdf

(©) https://eic.ec.europa.eu/news|eic-accelerator-implementation-update-2022-08-05_en
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Allgemeine Ziele und Struktur des EIC im Rahmen von Horizont Europa

A. in der Erwigung, dass der EIC das Vorzeige-Innovationsprogramm der EU zur Ermittlung, Entwicklung und Ausweitung
bahnbrechender Innovationen, insbesondere von Deep-Tech-Innovationen, ist; in der Erwidgung, dass der EIC die
Vernetzung und Zusammenarbeit ermaoglicht und fordert sowie Synergien zwischen verschiedenen Innovationsgemein-
schaften in der EU schafft, insbesondere mit dem EIT, wodurch eine breite geografische Abdeckung sichergestellt wird; in
der Erwdgung, dass er eingerichtet wurde, um die technologische strategische Autonomie Europas zu férdern und das
Funktionieren des europdischen Risikokapitalmarkts zu verbessern;

B. in der Erwigung, dass der EIC in der Verordnung (EU) 2021/695 ,als zentral verwaltete, einzige Anlaufstelle” aufgefiihrt
wird, dessen Schwerpunkt ,hauptsichlich auf bahnbrechenden und disruptiven Innovationen [liegt], wobei insbesondere
auf marktschaffende Innovationen abgezielt wird, zugleich aber auch alle Arten von Innovation, einschlieflich
inkrementeller Innovation, gefordert werden®;

C. in der Erwagung, dass in der Verordnung (EU) 2021/695 festgelegt ist, dass die Tatigkeit des EIC einem klaren Mehrwert
fur die Union, Autonomie, Risikobereitschaft, Effizienz, Wirksamkeit, Transparenz und Rechenschaftspflicht beruhen
muss;

D. in der Erwidgung, dass der EIC gemdfl dem Beschluss des Rates (EU) 2021/764 zwei Ziele hat: erstens Ermittlung,
Entwicklung und Einfithrung mit hohem Risiko verbundener Innovationen aller Art, einschlieSlich inkrementeller
Innovationen, und zweitens Unterstiitzung der schnellen, unionsweiten und internationalen Expansion von innovativen
Unternehmen auf dem Weg von der Idee zum Markt;

E. in der Erwigung, dass der EIC mithilfe von drei wichtigen Forderinstrumenten umgesetzt wird: des EIC Pathfinders; des
Programms EIC Transition; und des EIC Accelerators;

F. in der Erwigung, dass tiber den Pathfinder Finanzhilfen fur modernste, mit hohem Risiko verbundene Projekte
bereitgestellt werden, bei denen neue und technologieintensive Bereiche betreten werden und das Ziel verfolgt wird,
potenziell radikal innovative Technologien der Zukunft und neue Marktchancen zu entwickeln.

G. in der Erwdgung, dass der Accelerator hauptsichlich kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit dem Ziel unterstiitzt,
bahnbrechende, technologieintensive Innovationen zu entwickeln, die fiir das kiinftige Wachstum Europas und die
offene strategische Autonomie von entscheidender Bedeutung sind;

H. in der Erwidgung, dass der Accelerator hauptsichlich durch eine EIC-Mischfinanzierung umgesetzt wird, die im Rahmen
eines einzigen, klaren und transparenten Verfahrens und eines einzigen Beschlusses gewahrt werden, wodurch der
geforderte Innovator eine einzige globale Zusage der Bereitstellung von Finanzmitteln fiir die verschiedenen Phasen der
Innovation bis zur Markteinfithrung, einschlieflich der der Massenvermarktung vorausgehenden Vermarktung, erhalt.

I. in der Erwigung, dass die Rechtsvorschriften zu Horizont Europa es der Union ermoglichen, das anfangliche Risiko der
ausgewdhlten Innovation allein zu tragen;

J. in der Erwidgung, dass gemifl dem Beschluss (EU) 2021/764 des Rates die Kommission verpflichtet ist, eine
Zweckgesellschaft fiir die Umsetzung der EIC-Mischfinanzierung einzurichten und alle operativen Elemente von
Accelerator-Projekten zu verwalten;

Ergebnisse des Pilotprojekts

K. in der Erwidgung, dass das Pilotprojekt des EIC und das erweiterte Pilotprojekt des EIC trotz einiger anfinglicher
Probleme wie der unklaren Kommunikation mit den Begiinstigten tiber die Investitionsbedingungen fiir Unternehmen
die Durchfiihrbarkeit des EIC als vollwertiges Programm erfolgreich unter Beweis gestellt haben, wie in den allgemeinen
Schlussfolgerungen der von der Europiischen Kommission verdffentlichten Evaluierungsstudie 2022 dargelegt wird (7);

L. in der Erwidgung, dass die Wirksamkeit des Accelerator Pilotprojekts aufgrund geringer Erfolgsquoten unter Druck
stand;

M. in der Erwdgung, dass im Rahmen des Pilotprojekts des EIC zwischen 2018 und 2020 im Rahmen von Aufforderungen
zur Einreichung von Vorschlagen 330 Pathfinder-Projekte finanziert wurden.

() Europdische Kommission, Evaluation study on the European Innovation Council (EIC) Pilot, 2022.
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N. in der Erwagung, dass sich die geografische Verteilung bezogen auf die Teilnahme und insbesondere die Koordinierung
des Pathfinder-Pilotprojekts auf die EU-15 und die assoziierten Lander konzentrierte. in der Erwagung, dass sich die
Stellung eines Landes im Europdischen Innovationsanzeiger offenbar sowohl in der Zahl der Antrige als auch in dem
Erfolg seiner Innovatoren im Rahmen des Pathfinder-Pilotprojekts niederschligt — fithrende Innovatoren hatten die
hochste Erfolgsquote, wihrend aufstrebende Innovatoren die niedrigsten Erfolgsquoten aufwiesen;

O. in der Erwigung, dass der EIC-Fonds in seiner urspriinglichen Struktur, wie er 2020 im Rahmen des Pilotprojekts des
EIC eingerichtet wurde und damals von der Kommission akzeptiert wurde, ordnungsgemif8 funktionierte; in der
Erwigung, dass trotz der wiederholten Verzdgerungen und Probleme bei der Unterzeichnung des gemischten
Finanzierungsinstruments 140 Entscheidungen uiber Beteiligungsinvestitionen getroffen wurden; in der Erwigung, dass
diese Entscheidungen eine Verschuldungsquote von 2,7 hatten, was zeigt, dass der EIC-Fonds in seiner urspriinglichen
Struktur in der Lage war, erhebliche Koinvestitionen zu realisieren;

P. in der Erwigung, dass man im Rahmen der Bewertung zu dem Schluss gekommen ist, dass der EIC-Fonds auf
wohlbegriindeten politischen Zielen und Markterfordernissen beruht und dass ein strittiger Punkt im Zusammenhang
mit der Fondsstruktur die Auslegung von zwei Forderfahigkeitsregelungen betrifft: die Nichtbankfahigkeit und
Koinvestitionen;

Q. in der Erwidgung, dass die im Rahmen des Pilotprojekts eingefiihrte Priifung der Sorgfaltspflicht besonders erfolgreich
war, da es bezogen auf die Sorgfaltspflicht Bewertungen von hoher Qualitdt geliefert hat, was durch die Tatsache
bestatigt wird, dass mehrere dieser Bewertungen herangezogen wurden, um externe Investoren anzuziehen, und darauf
hindeutet, dass Investoren ihre Anlageentscheidungen auf eine qualitativ ausreichende Sorgfaltspflicht stiitzen;

R. in der Erwigung, dass die strukturierte professionelle Anlageberatung durch den Investitionsausschuss und das in die
Europidische Exekutivagentur fiir den Innovationsrat und fiir KMU (EISMEA) eingebettete Team der Europaischen
Investitionsbank (EIB) in der Lage war, eine qualitativ hochwertige Priifung der Sorgfaltspflicht durchzufithren, was auf
die einzigartige Zusammenarbeit zwischen der EISMEA und der EIB in Kombination mit dem Fachwissen der externen
Sachverstindigen, darunter Serieninvestoren und Risikokapitalgeber, im Investitionsausschuss zuriickzufithren ist;

Stand der Umsetzung des EIC im Rahmen von Horizont Europa

S. in der Erwigung, dass die kommentierte Musterfinanzhilfevereinbarung fiir Horizont Europa erst sehr spit
veroffentlicht wurde, was bei den Antragstellern, einschlielich der potenziellen Antragsteller im Rahmen des EIC, zu
erheblicher Unsicherheit fiihrte;

T. in der Erwigung, dass die Einfithrung von Programmmanagern das Potenzial hat, die Wirksamkeit des EIC zu erhohen;
in der Erwdgung, dass weitere neun Programmmanager ernannt wurden;

U. in der Erwidgung, dass die Arbeit der Programmmanager immer noch zu wenig sichtbar ist und von den Beteiligten als
wenig transparent empfunden wird;

V. in der Erwdgung, dass es sich beim EIC um eine neue Art von Programm handelt, das ein groferes finanzielles Risiko
birgt als die herkommlichen Ausgaben der Union und somit eine besondere Priifungsstrategie erfordert;

W. in der Erwigung, dass im Rahmen der Arbeitsprogramme 2021 und 2022 1,55 Mrd. EUR bzw. 1,71 Mrd. EUR fiir den
EIC zur Verfiigung gestellt wurden. in der Erwigung, dass in diesen beiden Jahren rund 430 Mio. EUR aus dem Haushalt
von NextGenerationEU stammten, die vollstindig fiir die Zuschusskomponenten des EIC zur Verfiigung gestellt wurden;
in der Erwigung, dass etwa 52 % der verfuigbaren Mittel fiir offene Vorschlige nach dem Bottom-up-Prinzip im Rahmen
der offenen Aufforderung bereitgestellt wurden; in der Erwigung, dass 65% der verfugbaren Mittel den
Zuschusskomponenten des EIC zugewiesen wurden, wahrend 35 % fiir Investitionskomponenten bestimmt waren; in
der Erwigung, dass fast 70 % der verfiigbaren Mittel fiir den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen von
Accelerator bereitgestellt wurden und 20 % an Pathfinder gingen;

X. in der Erwidgung, dass die offene Aufforderung zur Einreichung von Vorschldgen fur Pathfinder 2021 und 2022 eine
Erfolgsquote von 6,45 % bzw. 7 % erreichte; in der Erwigung, dass im Rahmen der Aufforderung zur Einreichung von
Vorschligen fiir Pathfinder Challenges im Jahr 2021 403 Vorschlidge eingereicht und 39 Vorschlidge bewilligt wurden,
was einer Erfolgsquote von 9,7 % entspricht;
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Y. in der Erwigung, dass es fir Aufforderung zur Einreichung von Vorschlagen fiir Accelerator 2021 und 2022 zwei
Stichtage gab;

Z. in der Erwigung, dass bis September 2022 die einzigen an die Begiinstigten des Accelerator-Programms iibertragenen
Mittel Vorauszahlungen von Zuschiissen waren, bei denen die Zeit bis zur Gewahrung der Finanzhilfe 12 Monate
betrug, keine Mittel als Teil der (Quasi-)Eigenkapitalunterstiitzung tbertragen wurden und nur eine Investitions-
entscheidung getroffen wurde, was zu einer Investitionsfrist von weit mehr als einem Jahr fithrte; in der Erwégung, dass
die Kommission erst im Sommer 2022 mit der Unterzeichnung von Term-Sheets fir im Jahr 2021 ausgewdhlte
Begiinstigte begonnen hat und die meisten von ihnen nach dem Sommer unterzeichnet werden (%);

Grundlegende Durchfiihrungsprobleme
Verwaltung des EIC-Fonds und Uberlegungen zur Umstrukturierung des Fonds

1. st zutiefst besorgt dariiber, dass Anfang 2022 Anderungen der Struktur des Fonds gegeniiber der Situation im
Rahmen des EIC-Pilotprojekts angekiindigt wurden, wihrend die Unternehmen der ersten beiden Stichtage aus dem Jahr
2021 bereits fiir eine Finanzierung ausgewihlt worden waren;

2. weist erneut darauf hin, dass der EIC-Fonds eingerichtet wurde, um Start-ups und KMU zu unterstiitzen, die
Deep-Tech-Innovationen entwickeln; hebt hervor, dass der Cashflow fiir Start-ups und KMU von entscheidender Bedeutung
ist und dass lange Verzogerungen beim Erhalt der erwarteten Finanzierung diese Art von Unternehmen in den Ruin treiben
konnen; betont daher, wie wichtig es ist, dass der EIC-Fonds in der Lage ist, innerhalb eines marktkompatiblen Zeitrahmens
zu investieren; bedauert die Fille, in denen der EIC-Fonds dieses Ziel nicht erreicht hat und in denen die urspriingliche
Investitionsentscheidung des EIC-Fonds aufgrund der langen Zeitspanne und der Entwicklung des Unternechmens wihrend
dieser Zeit irrelevant geworden ist;

3. ist besorgt iiber die Verzogerungen bei der Umsetzung der Mischfinanzierungsmafinahmen im Rahmen des
Accelerators; betont, dass die Verzogerungen ausschlieflich auf unterschiedliche Sichtweisen bei der Umsetzung des EIC
zuriickzufiihren sind, die auf widerspriichliche Auslegungen der einschldgigen Rechtstexte durch verschiedene Dienststellen
der Kommission in Bezug auf die Verwaltung des EIC-Fonds zuriickzufithren sind; stellt fest, dass die Konflikte nur den
Eigenkapitalanteil des Projekts betrafen und sich daher nicht auf die Finanzhilfevereinbarungen auswirken sollten; bedauert,
dass diese kommissionsinternen Konflikte 96 europiische Deep-Tech-Unternehmen gefihrden; ist zutiefst besorgt dariiber,
dass der EIC-Fonds, abgesehen von einer auflergewohnlichen Investitionsentscheidung, keine Entscheidungen iiber
tatsichliche Investitionen getroffen hat;

4. weist darauf hin, dass die EIC-Mischfinanzierung im Rahmen eines einzigen Verfahrens und eines einzigen Beschlusses
gewihrt werden sollte, der sowohl die Zuschuss- als auch die Finanzinstrumentkomponente umfasst; weist darauf hin, dass
die Kommission alle operativen Elemente der Accelerator-Projekte verwalten sollte;

5. erkennt an, dass die Kommission Bedenken hinsichtlich der Verwaltung des EIC-Fonds gedufert hat, und zwar sowohl
im Hinblick auf die personellen Auswirkungen als auch auf die potenzielle Reputationshaftung der Kommission fiir die
Investitionen;

6. nimmt die von der Kommission geduflerten Personalbedenken in Bezug auf die Verwaltung des Anlageportfolios des
EIC-Fonds zur Kenntnis; ist sich dariiber im Klaren, dass die Personalausstattung des EIC-Fonds angemessen sein muss und
dass dies bedeutet, dass eine betrichtliche Anzahl von Mitarbeitern mit grofSer Erfahrung erforderlich ist; ist jedoch der
Ansicht, dass die direkte Beschaftigung dieser Personen nicht die einzige Losung ist; weist darauf hin, dass der urspriingliche
Investitionsausschuss gemeinsam mit der EIB einen alternativen Plan zur Losung des Personalproblems entwickelt hatte;
kommt daher zu dem Schluss, dass die personelle Herausforderung kein Grund fiir eine Umstrukturierung des Fonds ist;

7. nimmt die Argumentation der Kommission zur Kenntnis, wonach die Kommission gemaf Artikel 11 Absatz 3 des
Beschlusses (EU) 2021/764 des Rates verpflichtet ist, die indirekte Mittelverwaltung zu priifen, und dass dies Anderungen
an der Struktur des EIC-Fonds nach sich zieht;

8.  weist darauf hin, dass der Wortlaut von Artikel 11 Absatz 3 in den Kommissionsvorschlag fiir ,Horizont Europa“
aufgenommen und wihrend des Gesetzgebungsverfahrens nie angefochten wurde; hebt hervor, dass dies bedeutet, dass die
Kommission diesen Text bei der Einrichtung des EIC-Fonds im Jahr 2020 vollstindig hatte kennen miissen; betont, dass der
Beschluss der Kommission zur Einrichtung des EIC-Fonds, der die urspriingliche Struktur umfasste, vom Kollegium der
Kommissionsmitglieder angenommen und von der gesamten Kommission unterstiitzt wurde; betont, dass dies auch fir das
EIC-Arbeitsprogramm 2021 gilt, in dem die Notwendigkeit einer Umstrukturierung des EIC-Fonds nicht erwihnt wurde;
kommt zu dem Schluss, dass die Frage der Einhaltung von Artikel 11 Absatz 3 im Sommer 2021 intern in der Kommission
angesprochen wurde, nachdem das Programm bereits angelaufen war; ist der Auffassung, dass die Erdrterung eines so

() https://eic.ec.europa.eu/news|eic-accelerator-implementation-update-2022-08-05_en
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grundlegenden Problems wihrend eines laufenden Programms, nachdem in den drei Jahren vor Beginn des Programms
mehrere Gelegenheiten zur Erorterung des Problems versaumt wurden, zumindest ein Fall von Missmanagement ist und ein
Zeichen des Unwillens, eine neue Arbeitsweise, wie sie von den Mitgesetzgebern angestrebt wird, zu akzeptieren;

9.  betont, dass Artikel 11 Absatz 3 nur ein einziger Satz ist, der im Zusammenhang mit dem vollstindigen Beschluss des
Rates zu lesen ist; betont in diesem Zusammenhang auch, dass im Anhang des oben genannten Ratsbeschlusses vorgesehen
ist, dass die Kommission eine ,Zweckgesellschaft” einrichtet, ohne weitere Bedingungen festzulegen; betont ferner, dass die
in Artikel 11 Absatz 3 genannte und in Anhang I Nummer 1.1.2 des Ratsbeschlusses definierte EIC-Mischfinanzierung
sowohl Finanzhilfen als auch Unterstiitzungen fiir Investitionen in Form von Beteiligungskapital oder anderen
riickzahlbaren Formen umfasst; kommt daher zu dem Schluss, dass die Anforderung der indirekten Mittelverwaltung
nicht so verstanden werden kann, dass sie nur fiir den Investitionsanteil der Mischfinanzierung gilt, und dass dieser Artikel
nicht so ausgelegt werden kann, dass die beiden Komponenten bei der Durchfithrung getrennt werden;

10.  weist darauf hin, wie wichtig die professionelle Vorbereitung einer Investitionsentscheidung ist; hebt daher die Rolle
des von der Kommission eingesetzten Investitionsausschusses des EIC-Fonds sowie die wertvolle Unterstiitzung der EIB fiir
die Sorgfaltspflicht im Rahmen von EISMEA hervor; bedauert jedoch, dass weitere Entscheidungen des EIC-Fonds, z. B. der
Beitritt zu einer Investitionsrunde nach der urspriinglichen Investitionsentscheidung oder die Begriindung einer Investition,
teilweise aufgrund der Zeit, die die EIB benotigt, um sich einzubringen, zu lange dauern;

11.  stellt fest, dass sowohl der EIC-Investitionsausschuss als auch der Vorstand des EIC-Fonds im Rahmen der
urspriinglichen Einrichtung des EIC-Fonds sowohl Vertreter der Kommission als auch externe Sachverstindige umfassten,
wodurch ein angemessenes Gleichgewicht zwischen politischer Kohdrenz und professionellen Investitionsentscheidungen
sichergestellt wurde;

12.  stellt fest, dass die Kommission bis Oktober 2022 eine ,Ubergangsregelung” angenommen und umgesetzt hat, nach
der der EIC-Fonds im Besitz der Kommission bleibt, wihrend ein externer Fondsmanager die Investitionsentscheidungen des
Fonds trifft; betont, dass der externe Fondsmanager auch Personal fiir den Investitionsausschuss einstellen wird und dass
dies bedeutet, dass es im Ausschuss keine unabhingigen Experten mehr geben wird, die unschitzbares Fachwissen geliefert
haben, und dass es keinen Vertreter der Kommission mehr geben wird, der die Kohirenz der Politik sicherstellt; nimmt die
Beschreibung dieser Regelung im EIC-Arbeitsprogramm 2022 zur Kenntnis;

13.  nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass bis zum Inkrafttreten der Ubergangsregelung fiir die im Arbeitsprogramm
des EIC 2022 angekiindigten Investitionen alle Einzelvergabeentscheidungen und alle wesentlichen Investitions-
entscheidungen vom Kollegium der Kommissionsmitglieder genehmigt werden mussten und somit eine weitere
Kontrollebene erforderlich war; hilt dies fiir eine inakzeptable Situation, da der Entscheidungsprozess dadurch noch
linger und komplexer wird und fiir die Antragsteller mehr Unsicherheit bedeutet;

14.  stellt mit groRer Besorgnis fest, dass allein die Einfithrung der Ubergangsregelung fiir den EIC-Fonds aufgrund
standiger interner Diskussionen zwischen den Dienststellen der Kommission iiber ein Jahr dauerte; stellt fest, dass die
Kommission im Juni 2022 mit der Bearbeitung der Zuschusskomponenten der im Juni 2021 ausgewdahlten
Accelerator-Projekte begonnen hat, was darauf hindeutet, dass bei der Einfithrung der Ubergangsregelung ausreichende
Fortschritte erzielt wurden, um mit der Durchfithrung von Mischfinanzierungsprojekten beginnen zu konnen; stellt fest,
dass die meisten Finanzhilfevereinbarungen fiir Finanzhilfeempfinger, die unter dem Stichtag Juni 2021 ausgewahlt
wurden, im Sommer 2022 unterzeichnet wurden, was dazu fithrte, dass es mehr als ein Jahr dauerte, um die Finanzhilfe zu
erhalten; stellt fest, dass die Kommission im Mai 2022 mitgeteilt hat, dass die Finanzhilfekomponenten fir die
Zuschussempfianger mit Mischfinanzierung des EIC ab dem Stichtag Oktober 2021 bis Ende Mai oder Anfang Juni
abgeschlossen sein werden (°); stellt fest, dass die Kommission diese Zuschussempfinger im Sommer 2022 dariiber
informieren musste, dass die Finanzhilfen nicht bis Juli bereitstehen wiirden und dass sie wahrscheinlich bis Oktober 2022
warten missten; kommt zu dem Schluss, dass auch bei dieser Frist die Zeit bis zur Gewdhrung der Finanzierung mindestens
ein Jahr betragen wird;

15.  hebt hervor, dass die Kommission in Artikel 216 Absatz 1 der Haushaltsordnung ausdriicklich erméachtigt wird,
Investitionen entweder direkt durch die Kommission (Artikel 216 Absatz 1b) oder iiber eine ,spezialisierte Investitions-
gesellschaft® (Artikel 216 Absatz 1a) zu verwalten; betont, dass diese Form der Umsetzung mehr Flexibilitit und eine
strategischere Beriicksichtigung bei Investitionsentscheidungen und Portfolioverwaltung ermoglicht als die indirekte
Mittelverwaltung; lehnt den Gedanken ab, dass die Ubertragung der Verwaltung des Fonds auf die EIB und einen externen
Fondsverwalter die Flexibilitit und strategische Uberlegungen erméglichen wird, die erforderlich sind, um den EIC zu einem
Erfolg zu machen; bringt seine Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass der EIC-Fonds einfach zu einem weiteren von der EIB
unterstiitzten Risikokapitalfonds werden wird;

) https:/[sciencebusiness.net/news/commission-says-european-innovation-council-grant-logjam-end-june
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16.  betont, dass die strategische Beratung des EIC-Beirats in der Arbeit des EIC griindlicher umgesetzt werden muss,
einschlieflich der Empfehlungen, die Vielfalt zu erhohen und Teilnehmer aus einer grofleren Zahl von Lindern
einzubeziehen, um das Potenzial von Innovatoren in ganz Europa zu nutzen und die praktische Zusammenarbeit mit dem
Europdischen Innovations- und Technologieinstitut (EIT) zu fordern;

Der EIC-Fonds als alleiniger Investor

17.  ist zutiefst besorgt iiber die offensichtliche Politik, dass der EIC-Fonds niemals der Hauptinvestor in einer
Kapitalrunde sein darf, insbesondere in Verbindung mit der Anforderung an die Unternehmen, eine entsprechende
Kofinanzierung von externen Investoren einzuwerben; ist der Ansicht, dass dies den strategischen Zielen und der
Grundlogik des EIC zuwiderlduft; hebt die Tatsache hervor, dass dies zu Beginn des EIC-Pilotprojekts nicht der Fall war und
dass diese Anderung riickwirkend fiir Antrige angewandt wurde, die vor der Anderung der Politik eingereicht wurden; ist
zutiefst besorgt dariiber, dass dies bei vielen Antragstellern zu Cashflow-Problemen gefiihrt hat und dass nur ein Drittel der
zugesagten Kapitalbeteiligungen tatsichlich in Zahlungen an die Unternehmen umgewandelt wurde; betont, dass die
Koinvestition keine Vorbedingung fiir Projekte sein sollte, sondern vielmehr ein Ziel des EIC-Fonds wihrend der Laufzeit des
Zuschussprojekts;

18.  weist darauf hin, dass der EIC gemif$ der Verordnung (EU) 2021/695 der einzige Investor sein kann, der das gesamte
Risiko einer Investition ibernimmt; stellt fest, dass diese Rolle anscheinend nur durch die Bereitstellung von konvertiblen
Anleihen wahrgenommen wird, wahrend fiir Kapitalbeteiligungen eine entsprechende Koinvestition erforderlich ist; stellt
fest, dass bislang mehr als 50 % aller Investitionen im Rahmen der Eigenkapitalkomponente in Form konvertibler Darlehen
getdtigt wurden; hebt hervor, dass einer der Griinde fiir die Einrichtung des EIC darin bestand, dass es in Europa an
Risikokapitalanlegern und insbesondere an Risikokapitalanlegern mit Fachwissen iiber die Deep-Tech-Markte mangelte;
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass ein dysfunktionaler Markt nicht in vollem Umfang als wirksamer Mechanismus
zur Steuerung von Investitions- und Ausstiegsentscheidungen der EIC dienen kann; warnt in diesem Zusammenhang davor,
dass das Erfordernis einer qualifizierten Koinvestition das Marktversagen, das mit dem EIC behoben werden sollte, noch
verschirfen konnte;

19.  stellt fest, dass die Praxis, Koinvestitionen zu verlangen, den EIC in einen Folgeinvestitor verwandelt und den
folgenden Risiken aussetzt:

a) durch den kostenlosen und teilweise exklusiven Zugang fur private Investoren zu hervorragenden Investitions-
moglichkeiten dem Risiko einer Verzerrung des europdischen Risikokapitalmarktes und gleichzeitig einer Verstirkung
der relativen Risikoscheu des europiischen Marktes;

b) oder dem Risiko, dass der EIC iiberflissig wird, weil der Hauptinvestor das Tempo und den Standard fur
Investitionsrunden vorgibt, was die Frage aufwirft, warum Start-ups den EIC tiberhaupt benétigen;

20.  ist beunruhigt iiber die Praxis, konvertible Darlehen fiir Unternehmen, die es nicht geschafft haben, zusitzliche
Investitionen anzuziehen, in Eigenkapital umzuwandeln, auf der Grundlage einer Bewertung, die zum Zeitpunkt der
Darlehensgewihrung ermittelt wurde, und nicht auf der Grundlage einer Bewertung zum Zeitpunkt der Umwandlung des
Darlehens; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass das EIC eingerichtet wurde, um die Entwicklung und den
Ausbau von Start-ups genau in der Phase zu erleichtern, in der die Bewertungen schnell steigen konnen, weil die Risiken im
Zusammenhang mit einer Technologie schnell sinken und der Markteintritt naher riickt; kommt daher zu dem Schluss, dass
die Zugrundelegung einer alten Bewertung den Zielen des EIC zuwiderlduft; weist darauf hin, dass der EIC-Fonds eigentlich
Risiken tibernehmen soll, dass aber durch den Einsatz von konvertiblen Anleihen der grofte Teil des Risikos auf den
Antragsteller verlagert wird;

21. erkennt an, dass ein externer Hauptinvestor einen Mehrwert erbringt, da dieser moglicherweise iiber
hochspezialisierte Kenntnisse des fiir eine bestimmte Investition relevanten Marktsegments verfiigt und dass der EIC-Fonds
aufgrund seiner Grofe und seines allgemeinen Charakters moglicherweise nicht in der Lage ist, diesem Fachwissen gerecht
zu werden; stellt daher fest, dass der spezialisierte Hauptinvestor einen groferen Mehrwert fiir die Entwicklung des
Unternehmens darstellen konnte als der EIC-Fonds; erkennt ferner an, dass ein externer Hauptinvestor sicherstellen wiirde,
dass die Bewertung und andere Investitionsbedingungen vom Markt festgelegt werden;

22.  lehnt es entschieden ab, dass der EIC-Fonds nicht der einzige Investor oder Hauptinvestor sein kann; betont, dass die
Fahigkeit, Investitionen zu titigen, auch wenn der Markt dazu nicht bereit ist, einer der wichtigsten Griinde fiir die Existenz
des EIC ist; kommt zu dem Schluss, dass die Investitionspolitik des EIC-Fonds ausdriicklich vorsehen sollte, dass:

a) der EIC-Fonds der einzige Investor durch konvertible Anleihen oder, in bestimmten Fillen, durch Kapitalbeteiligungen
ist;

b) der EIC-Fonds eine Investitionsrunde leiten kann;
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¢) der EIC-Fonds der grofite Investor sein kann, ohne der Hauptinvestor zu sein;

23, stellt fest, dass der EIC-Fonds gemidfl Anhang I Nummer 1.2.3 des Beschlusses (EU) 2021/764 des Rates eine
Ausstiegsstrategie fiir seine Investitionen festlegen und umsetzen muss; stellt fest, dass eine solche Strategie nicht vorhanden
zu sein scheint;

Umsetzungsmdngel
Antragsverfahren

24.  betont, wie wichtig es ist, dass das Bewerbungsverfahrens fiir ein Programm, das die chrgeizigsten Innovatoren
anziehen soll, zuganglich und wirksam ist; stellt fest, dass das Verfahren noch wie folgt verbessert werden kann:

a) sowohl Einzel- als auch Mehrempfingerantrige sollten im Antragsverfahren erleichtert werden — dies erfordert eine
spezielle Antragsvorlage fiir beide Arten von Antrigen;

b) alle fiir eine erfolgreiche Bewerbung erforderlichen Informationen sollten in kohérenter Form zur Verfiigung stehen;
derzeit sind die Informationen auf mehrere Dokumente verteilt, was die Erstellung des Antrags unnotig erschwert;

25, stellt mit Besorgnis fest, dass die Bewerter den Interessentragern gemischte Signale in Bezug auf das angemessene
Risiko und die Bankfihigkeit von EIC-Accelerator-Vorschligen geben, was sich insbesondere auf die Teilnahme von
unterreprisentierten Regionen und von Frauen gefithrten Unternehmen auswirkt; weist darauf hin, dass eines der
Grundprinzipien des EIC die Fahigkeit ist, Risiken einzugehen; weist ferner darauf hin, dass in Anhang I Nummer 1.1.2 des
Beschlusses (EU) 2021/764 des Rates die Bereitstellung von Finanzmitteln fiir nicht bankfahige Projekte als Kernziel des
EIC-Accelerators genannt wird; ist zutiefst davon iiberzeugt, dass der EIC-Accelerator nur dann erfolgreich sein kann, wenn
es eine klare Strategie und Kommunikation iiber das angemessene Risiko und die Bankfihigkeit von EIC-Accelerator-
Projekten gibt;

26.  ist besorgt uiber den offensichtlichen Mangel an Transparenz bei der Verwaltung des Programms, iiber den die
Beteiligten berichten; hebt zwei Hauptkritikpunkte der Beteiligten hervor:

a) mangelnde Transparenz bei der Auswahl der Themenbereiche fiir die Pathfinder Challenges;

b) mangelnde Transparenz bei der Verwaltung der Portfolios durch die Programmverwalter, insbesondere in der Phase der
Auswahl der Vorschlage;

27.  betont, wie wichtig eine verldssliche Zusage fiir den Zeitpunkt der Gewihrung ist; hebt in diesem Zusammenhang
hervor, dass die Bewertung der offenen Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen fiir das Programm Pathfinder 2021
mehr als funf Monate gedauert hat, obwohl Artikel 31 der Verordnung (EU) 2021/695 vorschreibt, dass die Antragsteller
innerhalb von fiinf Monaten tiber das Ergebnis des Bewertungsverfahrens informiert werden;

28.  zeigt Bedenken hinsichtlich des Einreichungsverfahrens fiir den EIC-Accelerator, das durch die Einfithrung mehrerer
Schritte und einer eigenen EIC-Plattform auflerhalb des offiziellen Portals fir Finanzierungs- und Ausschreibungs-
moglichkeiten linger und komplexer geworden ist; ist der Auffassung, dass das Einreichungs- und Bewertungsverfahren fiir
einen auf Innovatoren ausgerichteten EIC Accelerator sowohl fir Unternehmer als auch fiir Wissenschaftler leicht
verstandlich sein sollte, wobei der Zeitaufwand minimal, fair und transparent sein und den Industriestandards entsprechen
sollte;

29.  ist zutiefst besorgt iiber die Art und Weise, wie die KI-Plattform funktioniert; stellt in diesem Zusammenhang fest,
dass sowohl die Antragsteller als auch die Bewerter Bedenken hinsichtlich der Plattform geduflert haben;

30.  betont, dass das Online-Formular zeitaufwandig ist, keine Flexibilitdt in Bezug auf die Darstellung der Informationen
bietet (keine Formatierung oder Bilder moglich) und unnétigerweise Fachjargon verwendet; stellt fest, dass der sich daraus
ergebende ,Business Plan“ offenbar weder den Industriestandards zu entsprechen scheint noch ein benutzerfreundliches
Format fiir Bewerter oder Projektmanager aufweist;

31.  weist insbesondere auf die erhohte Seitenzahl von 120-200 Seiten im Vergleich zum EIC-Pilotprojekt mit 50 Seiten
hin, wobei zu darauf hinzuweisen ist, dass die Bewerter 36 Minuten Zeit haben, um einen vollstindigen Vorschlag (zweite
Phase) zu bewerten; stellt fest, dass dies einer der Griinde fiir die Unzufriedenheit der Beteiligten in Bezug auf die Qualitit
der Bewertung ist;

32.  stellt mit Besorgnis fest, dass ein einziges Nein (No-Go) in der zweiten Stufe des Bewertungsverfahrens ausreicht, um
mit einem Antrag zu scheitern; hilt dies fiir unverhiltnismifig, wenn man bedenkt, dass drei Bewerter den Vorschlag
bewerten und alle drei separate Bewertungskriterien mit ja oder nein bewerten;
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33.  begriilt zusammen mit den meisten Interessengruppen die Einfithrung des Widerspruchsverfahrens, da es potenziell
dazu beitragt, das Bewertungsverfahren zu verbessern; weist jedoch darauf hin, dass Verbesserungen erforderlich sind, da
viele Beteiligte berichten, dass unklar ist, was mit den von den Antragstellern vorgelegten Gegenargumenten geschieht, und
dass die Antragsteller nur sehr wenig Zeit fiir die Vorbereitung ihrer Gegenargumente haben; hebt hervor, dass die
Einfithrung des Widerspruchsverfahrens als eine der Ursachen fiir die langere Zeitspanne bis zur Gewdhrung der Finanzhilfe
angefiihrt wurde; fordert die Kommission auf, das Widerspruchsverfahren zu verbessern, damit es aussagekraftiger wird
und in einem kiirzeren Zeitrahmen abgeschlossen werden kann, um die Frist bis zur Gewdhrung der Finanzhilfe einzuhalten
und gleichzeitig gentigend Zeit fiir die Vorbereitung des Widerspruchs zu haben;

34.  ist besorgt dariiber, dass Antragsteller aufgrund der Komplexitit zunehmend Berater mit der Verwaltung des
Antragsverfahrens beauftragen miissen;

35. erkennt an, dass zur Erleichterung der raschen Entscheidungsfindung des EIC und die Entwicklung von
Hightech-Start-ups Personen, die in Forschungseinrichtungen beschiftigt sind, die Moglichkeit haben sollten, die Ergebnisse
von Forschungsprojekten zur Griindung von Start-ups zu nutzen; begriiflt in diesem Zusammenhang die Einfithrung des
Konzepts des ,EIC-Erfinders” in die Musterfinanzhilfevereinbarung und das Arbeitsprogramm 2022; bedauert, dass diese
Einfithrung mit einer Unsicherheit tiber die rechtlichen Folgen dieses Konzepts fiir die Forschungseinrichtungen einhergeht;

Weitere angesprochene Einzelfragen

36.  betont, dass das Konzept der ,EIC-Erfinder* zu einer wirksamen Nutzung von Forschungsergebnissen zur
Entwicklung wirtschaftlicher Aktivititen fithren sollte; kommt daher zu dem Schluss, dass die Nutzung der Ergebnisse
durch andere Sachverstindige innerhalb der Forschungseinrichtung oder durch die Forschungseinrichtung selbst zur
Entwicklung wirtschaftlicher Aktivitdten nicht beeintrachtigt werden sollte; ist der Ansicht, dass umfassende Zugangsrechte
ohne zeitliche Begrenzung fiir EIC-Erfinder nur in Fillen gerechtfertigt sind, in denen die Forschungsorganisationen nicht
die Unterstiitzung leisten, die einzelne Forscher benotigen, um die Ergebnisse zur Entwicklung einer Wirtschaftstatigkeit zu
nutzen; vertritt deshalb die Ansicht, dass diese Zugriffsrechte EIC-Erfindern von Fall zu Fall gewahrt werden sollten, wenn
es offensichtlich ist, dass dem Erfinder die erforderliche Unterstiitzung innerhalb der Forschungseinrichtung fehlt;

37.  bedauert, dass die niedrigen Erfolgsquoten des Programms (6-10 %) dazu fihren, dass zu viele hochwertige
Vorschlige nicht finanziert werden; hebt hervor, dass niedrige Erfolgsquoten einen Verlust bedeuten, da potenziell tief
greifende Innovationen nicht weiterentwickelt werden und Zeit und Geld fur die Ausarbeitung von Vorschligen verloren
gehen; ruft in diesem Zusammenhang dazu auf, gegebenenfalls zweistufige Antrige zu stellen, um den Zeit- und
Kostenverlust bei der Ausarbeitung von Vorschligen zu begrenzen;

38.  Dbetont, dass die Innovationsfihigkeit, das Wirtschaftswachstum und die Widerstandsfahigkeit Europas aufgrund der
geringen Beteiligung von Frauen in der Startup- und Risikokapital-Szene untergraben werden; begrifft in diesem
Zusammenhang die Bemithungen des EIC, die Fithrung von Frauen und die Beteiligung an Start-ups und Risikokapital zu
fordern; bedauert, dass dies noch nicht zu ausreichenden Veridnderungen gefithrt hat; weist in diesem Zusammenhang
darauf hin, dass nur 1,8 % der Investitionen in europdische Start-up-Unternehmen im Jahr 2021 von Start-ups getatigt
wurden, die ausschlieRlich von Frauen gegriindet wurden, und dass lediglich 9,3 % von Griinderteams mit gemischten
Geschlechtern aufgebracht wurden (*%);

39.  weist darauf hin, wie wichtig der EIC-Beirat als Hauptberater der Kommission hinsichtlich der Umsetzung des EIC
sowie der Entwicklung einer umfassenderen Innovationspolitik ist, insbesondere im Hinblick auf die Verbesserung des
Innovationsokosystems in Europa sowie die Identifizierung strategisch relevanter Technologien; betont, dass der EIC-Beirat
sowohl von der EISMEA als auch von anderen beteiligten Dienststellen der Kommission umfassend und rechtzeitig iiber alle
Entwicklungen bei der Umsetzung des EIC informiert werden und ihm alle von ihm angeforderten Informationen iiber den
EIC vorgelegt werden sollten;

40.  stellt fest, dass das Programm EIC-Transition formal Teil des EIC-Pathfinders ist, obwohl es als separater
Programmteil umgesetzt wird; ist der Auffassung, dass die Aufforderungen im Rahmen von Transition Activities weniger als
10% der EIC-Budgets im Rahmen der Arbeitsprogramme 2021 und 2022 ausmachen; weist darauf hin, dass die
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen im Rahmen von Transition Activities die einzigen Aufforderungen sind,
bei denen das Verfahren des ,schnellen Wegs zu Forschung und Innovation (Fast Track to Research and Innovation),
angewandt wird; befirwortet die Anwendung dieses Verfahrens fiir die Aufforderung im Rahmen von Transition Activities;
fordert die Kommission auf, die Anwendung dieses Verfahrens auf mehr Aufforderungen im Rahmen des
Pathfinder-Programms auszudehnen;

(") https://europeanwomeninvc.idcinteractive.net/
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41.  hebt hervor, dass im Arbeitsprogramm 2022 auf den Grundsatz der ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen*
sowohl als Bewertungskriterium fiir den EIC Accelerator als auch als Forderkriterium fiir den EIC im Allgemeinen Bezug
genommen wird; ist beunruhigt iiber diese Anforderung, den Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrichtigungen
gemifl der Verordnung (EU) 2020/852, bekannt als Taxonomieverordnung, einzuhalten, da er fiir alle Aufforderungen
unabhingig von Inhalt oder Reife gilt; erkennt die Niitzlichkeit dieses Grundsatzes fiir die Auswahl von Projekten im
Rahmen von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen an, deren Inhalt in direktem Zusammenhang mit den
Umweltzielen der Union steht und die kurz vor der Markteinfuhrung stehen; betont, dass es keine Rechtsgrundlage fur eine
pauschale Anwendung dieses zusitzlichen Forderfihigkeitskriteriums auf alle Aufforderungen zur Einreichung von
Vorschlagen gibt;

42.  begriifit die Bemithungen innerhalb des EIC, einen geeigneten Rahmen fiir die Bewertung der Leistung des EIC zu
entwickeln; hebt hervor, dass die Einzigartigkeit des EIC einen mafSgeschneiderten Ansatz fiir die Uberwachung der Leistung
sowie die Nutzung der Ergebnisse der Uberwachung erfordert, um sicherzustellen, dass der EIC zu den Spitzenreitern auf
dem Markt gehort;

Empfehlungen

43, fordert die Kommission auf, die Umsetzung des EIC-Fonds im Rahmen des Programms Horizont Europa erneut zu
bewerten und eine neue zweckmifige Art der Mittelverwaltung zu finden, die den ehrgeizigen und transformativen
Charakter des EIC als Referenzinvestor fiir bahnbrechende Innovationen in Europa widerspiegelt; fordert die Kommission
auf, in dieses neue Konzept folgende Grundsitze aufzunehmen:

a) Sicherstellung, dass die Durchfithrung sowohl der Eigenkapital- als auch der Zuschusskomponente unter der vollen
Kontrolle der Kommission steht, die auch dafir sorgen sollte, dass es eine direkte Koordinierungslinie zwischen der
Durchfithrung der beiden Komponenten gibt, und Sicherstellung der Fihigkeit der Kommission, in jeder Phase des
Investitionszyklus einzugreifen, um sicherzustellen, dass Investitionen von strategischer Bedeutung getatigt werden;

=

Sicherstellung einer Rolle fir den EIC-Fonds-Verwaltungsrat und einer unabhingigen Expertenbewertung durch den
Investitionsausschuss, um die Einhaltung der Investitionsrichtlinien des EIC-Fonds genau zu iiberwachen, wihrend das
EIB-Team und die externen Fondsmanager fiir das tdgliche Management der Operationen zustindig sind;

¢) volle Nutzung des Mehrwerts von Ko-Investitionen durch externe Investoren, wobei der EIC-Fonds weiterhin die
Moglichkeit hat,

i) alleiniger Investor zu sein, auch durch die Aufnahme von Eigenkapital, ohne dass eine Koinvestition von externen
Investoren erforderlich ist,

ii) Hauptinvestor zu sein, ohne die Investitionsrunde zu leiten,

iii) eine Investitionsrunde zu leiten;

&

Entwicklung einer Investitionsstrategie fiir Kapitalbeteiligungen auf der Grundlage von Etappenzielen, die die Vorziige
der Innovation sowie die strategischen Ziele der Union widerspiegeln, und nicht nur die Bereitschaft anderer Investoren,
sich an der Investitionsrunde zu beteiligen, was den EIC-Fonds ermutigen wiirde, als einziger Investor Risiken
einzugehen, insbesondere um die erfolgreiche Beteiligung unterreprisentierter Regionen und von Frauen gefiithrter
Unternehmen zu fordern, die mit noch groferen Schwierigkeiten bei der Finanzierung ihrer Start-up-Unternehmen
konfrontiert sind;

e) Einfithrung einer Ausstiegsstrategie fiir Beteiligungsinvestitionen des EIC-Fonds, die den strategischen Zielen der Union
Rechnung trigt;

f) Aufrechterhaltung der Struktur, die es dem EIB-Team im Rahmen der Europiischen Exekutivagentur fur den
Innovationsrat und fiir KMU (EISMEA) ermoglicht, eine qualitativ hochwertige Priffung der Sorgfaltspflicht
durchzufithren; fordert die Kommission auf, auf dieser erfolgreichen Zusammenarbeit aufzubauen und mit der EIB
eine Vereinbarung zu treffen, dass das eingebettete EIB-Team den EIC-Fonds bei Vorstandssitzungen der Beteiligungs-
unternchmen vertritt;

Sicherstellung einer effizienten Zusammenarbeit mit nationalen Kontaktstellen sowie gegebenenfalls regionalen
Behorden;

©
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44, fordert die Kommission nachdriicklich auf, einen offenen Dialog mit dem Parlament, dem zustindigen
Programmausschuss und dem EIC-Vorstand aufzunehmen, um eine langfristige alternative Losung fiir die Struktur des
EIC-Fonds zu entwickeln, bei der die einschldgigen Rechtsvorschriften der Union und die oben genannten Grundsitze
uneingeschriankt geachtet werden; empfiehlt, dass eingehend gepriift wird, wie die Umsetzung des EIC verbessert werden
kann, wobei als Option die Einrichtung einer unabhingigen Einrichtung der Union gemifl Artikel 187 AEUV als
Hauptverantwortliche fiir die Umsetzung des EIC in Erwdgung gezogen werden sollte; betont, dass sichergestellt werden
muss, dass die Antragsteller stets gleichbehandelt werden, und dass bei der Durchfihrung Transparenz, Rechenschafts-
pflicht und die Vermeidung von Interessenkonflikten gewahrt werden miissen; empfiehlt, dass ein solches Gremium so bald
wie moglich eingerichtet werden sollte, wenn die griindliche Bewertung ergeben sollte, dass ein solches Gremium der beste
institutionelle Rahmen fiir die Umsetzung des Accelerators im Sinne der vorstehenden Ausfihrungen wire

45.  fordert die Kommission auf, der Férderung von Frauen im gesamten Innovationssektor besondere Aufmerksamkeit
zu widmen und sich gleichzeitig um Geschlechterparitit in allen relevanten Positionen sowie um eine geografische
Ausgewogenheit der Begiinstigten des EIC in den Regionen der Union zu bemiihen; fordert die Kommission insbesondere
auf, in die EIC-Arbeitsprogramme spezifische Mafnahmen aufzunehmen, um beide Fragen innerhalb des EIC anzugehen;

46.  empfiehlt, dass ein InvestEU-Teilfonds aufSerhalb des EIC-Fonds fiir Unternehmen gepriift wird, die nur eine passende
Finanzierung bendtigen, um ihre Expansionsrunden abzuschlieBen.

47.  fordert die Kommission auf, die Regeln und Verfahren zur Auslegung der Kriterien fir Nichtbankfahigkeit und
Koinvestition zu prazisieren, die Kommunikation zu verbessern und die nationalen Kontaktstellen besser einzubeziehen;

48.  fordert die Kommission auf, den Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen bei Aufforderungen
anzuwenden, deren Inhalt sich unmittelbar auf die Umweltziele der Union bezieht und die kurz vor der Markteinfihrung
stehen, und davon abzusehen, diesen Grundsatz als zusitzliches horizontales Forderkriterium fiir alle EIC-Projekte zu
verwenden;

49.  fordert die Kommission auf, die Musterfinanzhilfevereinbarung so anzupassen, dass sie eine klare Definition des
,EIC-Erfinders“ enthilt und eine klare Richtlinie zu Zugangsrechten fir EIC-Erfinder vorschreibt, die EIC-Erfindern nur
umfassende Zugangsrechte einrdumt, wenn eine Forschungseinrichtung keine aktive Politik und Struktur zur Unterstiitzung
der Nutzung von Forschungsergebnissen fiir wirtschaftliche Aktivititen aufweist;

50. fordert die Kommission auf, ein System zur kontinuierlichen und raschen Bewertung der Leistung des EIC und
insbesondere des Accelerators einzufiihren;

51. fordert die Kommission auf, das Bewertungsverfahren einer strengen und kontinuierlichen Bewertung zu
unterziehen und Beschwerden von Antragstellern, die klare Unstimmigkeiten bei der Bewertung ihrer Vorschldge aufweisen
konnen, ernsthaft Rechnung zu tragen; fordert die Kommission auf, das Parlament dariiber zu informieren, wie sie mit
Einzelbeschwerden umgeht, die ein eindeutiges Versagen der Bewerter belegen;

52.  fordert die einschldgigen Organe der Union, einschlieflich des Europdischen Rechnungshofs und des EIC-Beirats, auf,
eine spezielle Priifungsstrategie fiir den EIC zu entwickeln, die die besondere Natur des EIC widerspiegelt;

53.  fordert die Kommission auf, Malnahmen einzubeziehen, um die Beteiligung von KMU zu verbessern und den
EIC-Accelerator fiir innovative KMU zuginglich und attraktiv zu machen, indem das Antragsverfahren vereinfacht wird und
Hindernisse fiir KMU abgebaut werden;

54.  fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass das Instrument ein breites Spektrum von Projekten in Bezug auf
ihren Umfang unterstiitzt, damit kleine Unternehmen, die Innovationen mit groffer Wirkung entwickeln und ausbauen,
einen gleichberechtigten Zugang dazu haben;

55.  fordert die Kommission auf, das derzeitige Einreichungsverfahren fiir den EIC-Accelerator und die Vorlaufzeit bis zur
Gewihrung zu tiberarbeiten und die EIC-Plattform an den Bewertungskriterien des EIC-Accelerators auszurichten. ist der
Auffassung, dass eine solche Uberarbeitung auf ein schnelles und einfaches Instrument abzielen sollte, das auf die
Bediirfnisse europdischer Deep-Tech-Start-ups zugeschnitten ist und einen Zielzeitraum bis zur Gewahrung von vier bis
tinf Monaten erreicht;

56.  fordert die Kommission auf, die Synergien und die Zusammenarbeit mit dem EIT zu verbessern; fordert das EIT und
den EIC auf, einen gegenseitigen und systematischen Informationsaustausch einzurichten und in jedem ihrer
Leitungsgremien ein gemeinsames Mitglied zu haben, um Abschottungen und Doppelarbeit in Bezug auf Bemiithungen
und Strategie zu vermeiden;

) o

57.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
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P9 TA(2022)0405
Einstufung der Russischen Foderation als dem Terrorismus Vorschub leistender Staat

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 zur Einstufung der Russischen Foderation
als dem Terrorismus Vorschub leistender Staat (2022/2896(RSP))

(2023/C 167/03)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Russland und der Ukraine, etwa seine Entschliefungen vom
6. Oktober 2022 zu Russlands Eskalation seines Angriffskriegs gegen die Ukraine ('), vom 19. Mai 2022 zur
Bekdmpfung der Straflosigkeit bei Kriegsverbrechen in der Ukraine (}) und vom 25. November 2021 zu den
Menschenrechtsverletzungen durch private Militir- und Sicherheitsunternehmen, insbesondere die Gruppe Wagner (),

— unter Hinweis auf die Charta der Vereinten Nationen, die Konvention iiber die Verhiitung und Bestrafung des
Volkermordes vom 9. Dezember 1948 und das Vierte Genfer Abkommen zum Schutz von Zivilpersonen in
Kriegszeiten vom 12. August 1949,

— unter Hinweis auf den internationalen Rechtsrahmen zur Verhiitung und Bekdmpfung des Terrorismus, etwa die vom
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 13. Februar 2017 verabschiedete Resolution 2341 zum Schutz kritischer
Infrastruktur vor terroristischen Handlungen,

— unter Hinweis auf das Europiische Ubereinkommen zur Bekimpfung des Terrorismus vom 27. Januar 1977 und die
darauffolgenden internationalen Ubereinkommen,

— unter Hinweis auf den EU-Rechtsrahmen gegen den Terrorismus, etwa den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP
vom 27. Dezember 2001 iiber die Anwendung besonderer Mafinahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (‘) und die
Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 iiber spezifische, gegen bestimmte Personen und
Organisationen gerichtete restriktive Malnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (°),

— unter Hinweis auf das Romische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH),

— unter Hinweis auf die EntschlieRung 2463 der Parlamentarischen Versammlung des Europarats vom 13. Oktober 2022
zur weiteren Eskalation der Aggression der Russischen Foderation gegen die Ukraine,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Prasidenten des Européischen Rates Charles Michel vom 10. Oktober 2022 zu den
brutalen Angriffen Russlands auf Kiew und andere Stidte in der Ukraine,

— unter Hinweis auf die im Namen der Europdischen Union abgegebene Erklirung des Hohen Vertreters vom
22. September 2022 zum Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine,

— unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 14. November 2022, in der die
Einrichtung eines Verzeichnisses empfohlen wird, in dem die durch die Aggression der Russischen Foderation gegen die
Ukraine verursachten Schiden dokumentiert werden,

— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass Russlands Streitkrafte seit 2014 und insbesondere seit dem 24. Februar 2022, als Russland seinen
rechtswidrigen, unprovozierten und ungerechtfertigten Angriffskrieg gegen die Ukraine begann, wahllos Wohngebiete
und zivile Infrastruktur angegriffen, Tausende ukrainische Zivilisten getotet und landesweit terroristische Handlungen
gegen diverse Elemente der zivilen Infrastruktur wie Wohngebiete, Schulen, Krankenhauser, Bahnhofe, Theater und das
Wasser- und Stromnetz veriibt haben; in der Erwigung, dass diese brutalen und unmenschlichen Handlungen zu Tod,
Leid, Zerstorung und Vertreibung fithren;

Angenommene Texte, P9_TA(2022)0353.
Angenommene Texte, P9_TA(2022)0218.
ABI. C 224 vom 8.6.2022, S. 104.
ABL L 344 vom 28.12.2001, S. 93.
ABL L 344 vom 28.12.2001, S. 70.
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B. in der Erwigung, dass die russischen Streitkrifte und ihre Handlanger in den seither und bereits zuvor besetzten
Gebieten der Ukraine summarische Hinrichtungen, Entfihrungen, sexuelle Gewalt, Folter und andere Graueltaten
begangen haben, darunter die Massaker an Zivilisten in Stidten und Siedlungen wie Butscha, Irpin, Isjum und Lyman,
den vorsitzlichen Angriff auf ein Theater in Mariupol, bei dem Hunderte getdtet wurden, und den Angriff auf den
Bahnhof Kramatorsk, bei dem 60 Zivilisten getotet wurden;

C. in der Erwigung, dass die russischen Streitkrafte und ihre Handlanger in der Ukraine mehrere Tausend Zivilisten,
darunter Hunderte Kinder, ermordet und viele weitere gefoltert, drangsaliert, sexuell missbraucht, entfiihrt, vertrieben
oder verschleppt haben; in der Erwdgung, dass die zahlreichen Graueltaten, die von den russischen Streitkraften und
ihren Handlangern an der ukrainischen Zivilbevolkerung begangen wurden, von Menschenrechtsgruppen und
internationalen Beobachtermissionen eingehend dokumentiert wurden, darunter summarische Hinrichtungen, Folter,
Vergewaltigungen und Masseninhaftierungen von Zivilisten in sogenannten Filtrationslagern sowie Zwangsadoptionen
ukrainischer Kinder und Deportationen; in der Erwagung, dass sich die Zahl der dokumentierten Kriegsverbrechen in
der Ukraine mittlerweile auf nahezu 40 000 belduft und voraussichtlich noch steigt, nachdem Kriegsverbrechen in den
kiirzlich befreiten Teilen des Gebiets Cherson dokumentiert worden sind; in der Erwigung, dass seit Beginn des
Angriffskriegs laut den vom Ukrainischen Institut fiir Masseninformationen erfassten Uberwachungsdaten die Russische
Foderation 457 Verbrechen gegen Journalisten und Medienschaffende in der Ukraine begangen hat und die russischen
Besatzer iiber 40 ukrainische und auslindische Journalisten getdtet haben; in der Erwagung, dass die Russische
Foderation und ihre Handlanger derlei Methoden in den von ihnen seit 2014 besetzten Gebietsteilen der Ukraine
anwenden, wobei das beriichtigtste Beispiel das zu einem Gefingnis umgestaltete Gelinde der ehemaligen Fabrik
JIsoljazija“ in Donezk ist;

D. in der Erwagung, dass die Russische Foderation durch ihre Angriffe auf die Souverénitat, Unabhangigkeit und territoriale
Unversehrtheit der Ukraine nach wie vor ununterbrochen gegen die Grundsitze der Charta der Vereinten Nationen
verstofSt und das humanitire Volkerrecht eklatant und grob verletzt, unter anderem durch vorsitzliche Angriffe auf
zivile Objekte, die gemafd Artikel 52 Absatz 1 des Zusatzprotokolls I von 1977 zu den Genfer Abkommen von 1949
nicht angegriffen werden diirfen; in der Erwdgung, dass diese Verbrechen Ausdruck einer grotesken Gleichgiiltigkeit
gegeniiber den Regeln und Gesetzen des Krieges sind, die die Ausiibung militdrischer Macht einschrinken, wie
beispielsweise die unmenschliche Behandlung von Kriegsgefangenen, die weitverbreitete Anwendung von Folter und die
summarischen Hinrichtungen ukrainischer Kriegsgefangener sowie die Verweigerung des Zugangs zu internationalen
humanitiaren Organisationen wie dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz zeigen;

E. in der Erwigung, dass die Russische Foderation bereits mehr als 4 000 Raketen gegen die Ukraine eingesetzt und das
Land mehr als 24 000 Mal, auch vom Hoheitsgebiet von Belarus aus, unter Artilleriefeuer genommen hat; in der
Erwigung, dass die russischen Raketen-, Drohnen- und Artillerieangriffe bisher 60 982 Einrichtungen der zivilen
Infrastruktur in der gesamten Ukraine beschddigt oder zerstort haben, darunter 42 818 Wohngebiude und Hiuser,
1960 Bildungseinrichtungen, 396 medizinische Einrichtungen, 392 kulturelle und 87 religiése Gebdude und 5 315
Strom- und Wasserversorgungsanlagen; in der Erwigung, dass durch vorsitzliche Raketen- und Drohnenangriffe der
Russischen Foderation, auch mit vom Iran gelieferten Drohnen, 40 % der kritischen Energieinfrastruktur der Ukraine
beschidigt oder zerstort wurden;

F. in der Erwdgung, dass die Staatsorgane der Russischen Foderation wihrend der Belagerung von Mariupol eine
humanitire Krise groen Ausmafles ausgelost haben, die zum Tod von mehreren zehntausend Zivilisten fithrte, und
dass dabei 95 % der Stadt zerstort wurden;

G. in der Erwidgung, dass Russland seit Oktober 2022 die kritische Infrastruktur in der gesamten Ukraine vorsitzlich
angreift, um die Bevolkerung zu terrorisieren und ihren Zugang zu Gas, Strom, Wasser, dem Internet und anderen
grundlegenden Giitern und Dienstleistungen zu unterbrechen, was angesichts des bevorstehenden Winters besonders
verheerend ist; in der Erwagung, dass der Zweck dieser Angriffe darin besteht, die Bevolkerung zu terrorisieren, ihren
Widerstand und ihre Entschlossenheit, ihr Land weiter zu verteidigen, zu brechen und sie zu zwingen, die
Besatzungsmacht anzuerkennen und dem rechtswidrigen Versuch der Annexion mehrerer Teile der Ukraine
zuzustimmen; in der Erwigung, dass bei diesen Angriffen polnisches Hoheitsgebiet getroffen wurde und dabei zwei
polnische Biirger getotet wurden;

H. in der Erwidgung, dass Russland infolge seines Angriffskriegs gegen die Ukraine und seiner Blockade ukrainischer
Sechifen fur die weltweite Krise der Erndhrungssicherheit verantwortlich ist; in der Erwidgung, dass Russland seit
Kriegsbeginn Nahrungsmittel und Hunger als Waffe einsetzt; in der Erwagung, dass Russland mit seinen vorsitzlichen
Handlungen einschlieflich der Zerstorung von Lagerbestinden, der Unterbrechung der Produktion und der Einfithrung
von Quoten fiir seine eigenen Ausfuhren von Nahrungs- und Diingemitteln die weltweite Nahrungsmittelkrise noch
verscharft hat;
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. in der Erwigung, dass Russland die Autonome Republik Krim und die Stadt Sewastopol sowie die Gebiete Donezk,
Cherson, Luhansk und Saporischschja — allesamt territoriale Einheiten der Ukraine — rechtswidrig annektiert hat; in
der Erwigung, dass Russland das Kernkraftwerk Saporischschja besetzt hilt, wodurch dort in erheblichem Ausmaf die
Sicherheit gefahrdet und die Gefahrenabwehr beeintrichtigt ist; in der Erwigung, dass Russland die Angestellten des
Kernkraftwerks verschleppt hat und zur Arbeit zwingt, militdrisches Gerdt auf dem Geldnde lagert und die unmittelbare
Umgebung des Geldndes beschiefen lasst; in der Erwagung, dass Russland zuvor auch im Kernkraftwerk Tschernobyl
die Sicherheit gefihrdet und die Gefahrenabwehr beeintrichtigt hat;

J. in der Erwdgung, dass Russland mit seinen Versuchen, die Sicherheit der kerntechnischen Anlagen der Ukraine zu
gefahrden, und mit seinen Drohungen, Massenvernichtungswaffen einzusetzen, ein Risiko fur die Sicherheit und
Gefahrenabwehr auf dem gesamten Kontinent und die regelbasierte internationale Ordnung darstellt; in der Erwigung,
dass russische Amtstrdger europidischen Lindern mehrmals gedroht haben, auch mit ,militdrisch-technischen
Mafnahmen*, weil diese Lainder die Ukraine unterstiitzen bzw. den Beitritt zur NATO anstreben; in der Erwigung,
dass der Versuch Russlands, Energieausfuhren als Instrument zur Ausiibung geopolitischen Zwangs zu nutzen, darauf
hinauslduft, die Energieversorgung als Waffe einzusetzen; in der Erwigung, dass durch die Beschidigung der
Erdgasfernleitungen Nord Stream 1 und 2 am 26. September 2022 grofle Gasleckagen in der Ostsee verursacht wurden,
was zudem ein Umweltanschlag auf die Union ist;

K. in der Erwigung, dass die russischen Streitkrifte und vom russischen Staat kontrollierte Gruppen und Handlanger wie
die Gruppe Wagner wiederholt auch andernorts Zivilisten ins Visier genommen haben, etwa wihrend des zweiten
Tschetschenienkriegs, des Krieges zwischen Russland und Georgien im Jahr 2008 und des Biirgerkriegs in Syrien sowie
wihrend der laufenden Konflikte in Libyen, der Zentralafrikanischen Republik und Mali; in der Erwidgung, dass die
Gruppe Wagner vom russischen Staat, insbesondere vom russischen Verteidigungsministerium, erhebliche politische,
wirtschaftliche und logistische Unterstiitzung erhilt;

L. in der Erwigung, dass Russland seit vielen Jahren terroristische Regime und Organisationen unterstiitzt und finanziert,
vor allem das Assad-Regime in Syrien, dem Russland Waffen geliefert hat und zu dessen Verteidigung es vorsatzliche
Angriffe auf die Zivilbevolkerung, die Stidte und die zivile Infrastruktur Syriens ausgefiihrt hat; in der Erwédgung, dass
Russland Anschldge in anderen souverdnen Staaten und in seinem eigenen Hoheitsgebiet veriibt hat, beispielsweise
Morde und versuchte Morde an zahlreichen Gegnern der Diktatur Putins, darunter Journalisten, Politiker, politisch
engagierte Biirger und auslindische Staatsmanner wie vor allem Anna Politkowskaja, Wiktor Juschtschenko, Boris
Nemzow, Stanislaw Markelow, Anastassija Baburowa, Sergei Protasanow, Natalja Estemirowa, Sergei Magnitski, Sergei
Juschenkow, Juri Schtschekotschichin, Boris Beresowski, Dschochar Dudajew und Selimchan Changoschwili, aufferdem
den Giftanschlag mit Nervenkampfstoffen auf die Familie Skripal im Vereinigten Konigreich, die Giftanschlage auf
Alexander Litwinenko, Wladimir Kara-Mursa, Alexei Nawalny und weitere Personen sowie die Bombenanschlage im
Jahr 2014 auf Munitionsdepots in der Tschechischen Republik; in der Erwigung, dass die systematische Repression der
eigenen Bevolkerung durch das derzeitige russische Regime totalitire Ziige angenommen hat und dass die Ausiibung
von Gewalt gegen seine politischen Gegner eine lange Vorgeschichte hat;

M. in der Erwigung, dass die Russische Foderation Aljaksandr Lukaschenka tatkriftig dabei unterstiitzt und ithm dabei
behilflich ist, die Bevolkerung von Belarus mittels einer enormen Welle massenhafter repressiver Mafnahmen
einschlieflich Folter zu unterdriicken; in der Erwigung, dass Ermittlungen ergeben haben, dass sich ranghohe
belarussische Amtstrager im Rahmen einer gemeinsamen Sonderoperation der belarussischen und russischen
Geheimdienste dazu verschworen haben, eine Bombendrohung zu fingieren, um einen Ryanair-Passagierflug
widerrechtlich umzuleiten, damit sie einen belarussischen Dissidenten verhaften konnten; in der Erwidgung, dass die
Entfithrung eines Zivilflugzeugs einen Akt des Staatsterrorismus darstellt; in der Erwdgung, dass Lukaschenka wegen
seiner Rolle bei der Ermoglichung von Angriffen, die von belarussischem Hoheitsgebiet aus durchgefithrt werden, und
wegen der offenen Unterstiitzung der russischen Aggressoren als Helfershelfer beim Angriffskrieg gegen die Ukraine
behandelt werden sollte;

N. in der Erwidgung, dass ein niederldndisches Gericht am 15. November 2022 zwei Russen und einen prorussischen
ukrainischen Separatisten wegen Mordes an 298 Menschen — begangen durch den Abschuss des Fluges 17 der Malaysia
Airlines — in Abwesenheit verurteilt hat; in der Erwagung, dass der russische Staat nach wie vor die Verantwortung fur
den Abschuss des Flugs 17 der Malaysia Airlines leugnet und sich weigert, mit internationalen Justizbehdrden
zusammenzuarbeiten; in der Erwédgung, dass sich die Russische Foderation in dhnlicher Weise nach wie vor weigert,
Polen das Wrack und die Flugschreiber des polnischen Regierungsflugzeugs vom Typ Tupolew Tu-154, das im April
2010 bei Smolensk in der Russischen Foderation abgestiirzt ist, zu tibergeben;

O. in der Erwidgung, dass Russland auch einen aktiven Informationskrieg fithrt, indem es Desinformationen iiber die
Ukraine, Europa und liberale demokratische Werte verbreitet, Sonderoperationen zur Destabilisierung der Gesellschaft
in der Ukraine durchfiihrt und die Beziehungen der Ukraine zu ihren internationalen Partnern in Misskredit bringt;
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P. in der Erwidgung, dass die Union zwar eine Liste von Personen, Vereinigungen und Einrichtungen fuhrt, die an
terroristischen Handlungen beteiligt sind und Sanktionen unterliegen, aber im Gegensatz zu Lindern wie den
Vereinigten Staaten und Kanada nicht iiber einen Rechtsrahmen fiir die Einstufung eines Staates als dem Terrorismus
Vorschub leistender Staat verfigt;

Q. in der Erwigung, dass die von den russischen Streitkraften und ihren Handlangern durchgefithrten Handlungen der von
der Union, dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und der Generalversammlung der Vereinten Nationen
angenommenen Definition des Terrorismus entsprechen, die in der Resolution 1566 des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen von 2004, der Resolution 49/60 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 9. Dezember 1994
bzw. den Gemeinsamen Standpunkten 2001/931/GASP und 2009/468/GASP des Rates (°) enthalten ist;

R. in der Erwidgung, dass in den vergangenen Monaten die Parlamente bzw. Parlamentskammern Litauens, Lettlands,
Estlands, Polens und Tschechiens, die Parlamentarische Versammlung des Europarats und die Konferenz der Ausschiisse
fir Unionsangelegenheiten der Parlamente der Europiischen Union (COSAC) Entschliefungen bzw. Resolutionen
angenommen haben, in denen Russland zu einem terroristischen Staat oder einem dem Terrorismus Vorschub
leistenden Staat erklirt oder das derzeitige russische Regime als terroristisches Regime bezeichnet wird; in der
Erwdgung, dass in der Resolution des Senats der USA vom 27. Juli 2022 und in der Resolution des
Reprisentantenhauses der USA vom 12. Mai 2022 das Aufenministerium der USA aufgefordert wird, die Russische
Foderation als einen dem Terrorismus Vorschub leistenden Staat zu bezeichnen;

S. in der Erwigung, dass der Prasident des Europdischen Rates, Charles Michel, in seinen Ausfihrungen in der
auferordentlichen Aussprache des Parlaments am 1. Marz 2022 iiber Russlands Aggression gegen die Ukraine
festgestellt hat, dass Russlands Aggression ,ganz schlicht und einfach geopolitischer Terrorismus® sei; in der Erwagung,
dass der Prasident des Europiischen Rates, Charles Michel, am 23. September 2022 in seiner Rede vor der
77. Generalversammlung der Vereinten Nationen in Bezug auf die Russische Foderation erkldrt hat, ein stindiges
Mitglied des Sicherheitsrates, das einen unprovozierten und ungerechtfertigten Krieg beginne, der von der
Generalversammlung verurteilt wurde, miisse automatisch aus dem Sicherheitsrat ausgeschlossen werden;

T. in der Erwagung, dass Zbigniew Rau, der amtierende Vorsitzende der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (OSZE), in seiner Erklirung vom 14. Mirz 2022 die von der Regierung der Russischen Fdderation
veranlassten Angriffe auf unschuldige Zivilisten und die zivile Infrastruktur in der Ukraine als ,Staatsterrorismus*
bezeichnet hat;

1. bekriftigt seine riickhaltlose Unterstiitzung der Unabhingigkeit, Souveranitdt und territorialen Unversehrtheit der
Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen; verurteilt erneut den rechtswidrigen, unprovozierten und
ungerechtfertigten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine; fordert Russland und seine Helfershelfer auf, alle
militarischen Handlungen und insbesondere die Angriffe auf Wohngebiete und zivile Infrastruktur einzustellen und alle
Streitkrifte, Hilfstruppen und simtliche militdrische Ausriistung aus dem gesamten international anerkannten Hoheits-
gebiet der Ukraine abzuziehen, die Deportationen ukrainischer Zivilisten und die Zwangsadoption ukrainischer Kinder
einzustellen, alle von ihm in der Ukraine festgehaltenen Personen freizulassen und von jedweder Verletzung oder
Bedrohung der Souverdnitit, Unabhangigkeit und territorialen Unversehrtheit der Ukraine auf Dauer Abstand zu nehmen;

2. betont, dass die vorsitzlichen Angriffe und Griueltaten der Russischen Foderation gegen die Zivilbevolkerung der
Ukraine, die Zerstérung ziviler Infrastruktur und andere schwerwiegende Verletzungen der Menschenrechte und des
humanitdren Volkerrechts terroristische Handlungen gegen die ukrainische Bevolkerung darstellen und den Tatbestand von
Kriegsverbrechen erfiillen; bringt seine uneingeschrinkte Empérung tiber diese Angriffe und Graueltaten sowie die anderen
Handlungen zum Ausdruck, die Russland begangen hat, um seine zerstorerischen politischen Ziele in der Ukraine und im
Hoheitsgebiet anderer Liander zu verfolgen, und verurteilt diese Angriffe und Gréueltaten; stuft vor diesem Hintergrund
Russland als dem Terrorismus Vorschub leistenden Staat und als terroristische Mittel einsetzenden Staat ein;

3. bekriftigt seine unerschiitterliche Solidaritit mit der Bevolkerung der Ukraine, die im Angesicht der unverminderten
Drohungen und Angriffe seit dem 24. Februar 2022 und in den vergangenen neun Jahren der russischen Aggression
unaufhérlich bemerkenswerten Mut und auffergewohnliche Widerstandskraft zeigt, und auch mit allen anderen Opfern
russischer Aggression weltweit; bekundet den Familien der Opfer des Raketeneinschlags vom 15. November 2022 in Polen
seine Solidaritit und dem Land seine Unterstiitzung;

(©) Gemeinsamer Standpunkt 2009/468/GASP des Rates vom 15. Juni 2009 zur Aktualisierung des Gemeinsamen Standpunkts
2001/931/GASP iiber die Anwendung besonderer Mafnahmen zur Bekimpfung des Terrorismus und zur Aufhebung des
Gemeinsamen Standpunkts 2009/67/GASP (ABL L 151 vom 16.6.2009, S. 45).
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4. fordert, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten einen EU-Rechtsrahmen fiir die Einstufung von Staaten als dem
Terrorismus Vorschub leistende Staaten und als terroristische Mittel einsetzenden Staaten ausarbeiten, wobei diese
Einstufung eine Reihe erheblicher restriktiver Mafinahmen gegen diese Linder auslosen und tiefgreifende restriktive
Auswirkungen auf die Beziehungen der Union zu diesen Lindern haben wiirde; fordert den Rat auf, in der Folge die
Aufnahme der Russischen Foderation in eine derartige Unionsliste der dem Terrorismus Vorschub leistenden Staaten in
Erwigung zu ziehen; fordert die Partner der Union auf, dhnliche Mafinahmen zu ergreifen;

5. fordert die Union und ihre Mitgliedstaaten auf, Mafnahmen zu ergreifen, mit denen eine vollumfingliche
internationale Isolation der Russischen Foderation eingeleitet wird, auch im Hinblick auf die Mitgliedschaft Russlands in
internationalen Organisationen und Gremien wie dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, und von der Organisation
samtlicher offiziellen Veranstaltungen im Hoheitsgebiet der Russischen Foderation abzusehen; fordert, dass die
diplomatischen Beziehungen zu Russland weiter eingeschrinkt und die Kontakte zu seinen offiziellen Vertretern auf
allen Ebenen auf das absolut notwendige Mindestmaf§ beschrinkt werden; fordert die Mitgliedstaaten der Union auf,
staatsnahe russische Einrichtungen wie die russischen Zentren fur Wissenschaft und Kultur und Organisationen und
Verbande der russischen Diaspora, die unter dem Schutz und der Leitung russischer diplomatischer Vertretungen agieren
und die russische Staatspropaganda unterstiitzen, zu schlieen und zu verbieten;

6.  fordert den Rat auf, die Gruppe Wagner und das 141. Mechanisierte Regiment der russischen Nationalgarde zur
besonderen Verwendung, auch bekannt als Kadyrowzy, sowie andere von Russland finanzierte bewaffnete Gruppen, Milizen
und Hilfstruppen wie diejenigen, die in den besetzten Gebieten der Ukraine operieren, in die Unionsliste der an
terroristischen Handlungen beteiligten Personen, Gruppen und Einrichtungen (EU-Terroristenliste) aufzunehmen; begriifSt
den Beschluss der Union vom 13. Dezember 2021, die Gruppe Wagner selbst sowie acht Personen und drei Einrichtungen,
die mit ihr im Zusammenhang stehen, im Rahmen von vier verschiedenen Sanktionsregelungen der Union mit Sanktionen
zu belegen; fordert alle Linder nachdriicklich auf, ihre Beziehungen zu Unternehmen, die mit der Gruppe Wagner in
Verbindung stehen, zu beenden und ihren volkerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen, indem sie alle Personen, die
in ihrem Hoheitsgebiet schwere Verstole gegen die Menschenrechte und Verstofe gegen das humanitire Volkerrecht
begangen haben, zur Rechenschaft ziehen;

7. fordert den Rat auf, die von der Russischen Foderation durchgefithrte Ausweitung ihrer terroristischen Handlungen
gegen die Bevolkerung der Ukraine in den Blick zu nehmen und daher seine Arbeit an einem neunten Sanktionspaket rasch
abzuschlieffen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die rasche Umsetzung und die strikte Durchsetzung
aller Sanktionen sicherzustellen; fordert die Mitgliedstaaten auf, jedwede Umgehung der Sanktionen mit groflem
Engagement zu verhindern, zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen; fordert alle Mitgliedstaaten auf, weiterhin
geschlossen auf den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine zu reagieren, und fordert alle Bewerberlinder und
moglichen Bewerberldnder auf, sich der Sanktionspolitik der Union anzuschliefen; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, Maflnahmen gegen Staaten in Erwédgung zu ziehen, die versuchen, Russland und Belarus bei der
Umgehung der verhangten Sanktionen Hilfestellung zu leisten; fordert die Kommission nachdriicklich auf, dafiir Sorge zu
tragen, dass die auf nationaler Ebene verhdngten Sanktionen fir Verstole gegen Sanktionen der Union wirksam,
verhdltnismafig und abschreckend sind;

8. verurteilt aufs Schirfste, dass Russland andere Diktaturen unterstiitzt, die die demokratischen Bestrebungen in der
jeweiligen Gesellschaft mit Mitteln des Terrors unterdriicken, insbesondere die Regime von Lukaschenka und Assad, aber
auch die Regime im Iran, in Kuba und anderswo;

9.  fordert den Rat auf, die Liste der Personen, gegen die Sanktionen verhdngt wurden, um Personen erweitert wird, die an
Deportationen, Zwangsadoptionen ukrainischer Kinder, den illegalen ,Referenden“ in den Gebieten Luhansk, Cherson,
Saporischschja und Donezk und den illegalen ,Wahlen® auf der Krim und in Sewastopol beteiligt sind bzw. waren, sowie um
alle Mitglieder der Parteien der Staatsduma, die auf allen Ebenen, auch auf regionaler und kommunaler Ebene, Amter in
gewihlten Parlamenten innehaben; fordert ein Verbot der direkten oder indirekten Einfuhr, des direkten oder indirekten
Erwerbs und der direkten oder indirekten Weitergabe von Rohdiamanten oder geschliffenen Diamanten aus der Russischen
Foderation; fordert, dass Russland und Belarus auf die Unionsliste der Drittstaaten mit hohem Risiko der Geldwische und
der Terrorismusfinanzierung gesetzt werden; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, Schlupflocher bei der
Durchsetzung von Sanktionen zu schliefen, etwa in Bezug auf Kryptowerte und die unterlassene Einhaltung der
Vorschriften zur Bekimpfung der Geldwische durch professionelle Helfershelfer, und den automatischen Austausch von
Steuerinformationen und die Doppelbesteuerungsabkommen sowohl mit Russland als auch mit Belarus auszusetzen;
fordert ein sofortiges und vollstindiges Embargo auf Einfuhren von fossilen Brennstoffen und Uran aus Russland in die
Union sowie die vollstindige Aufgabe der Erdgasfernleitungen Nord Stream 1 und 2, um der Finanzierung des russischen
Angriffskriegs ein Ende zu setzen; fordert die Union und ihre Mitgliedstaaten auf die bewusste offentliche Billigung bzw.
Leugnung der militirischen Aggression und der Kriegsverbrechen Russlands in jedweder Form zu untersagen;

10.  fordert die Kommission auf, einen Gesetzgebungsvorschlag zur Anderung der derzeitigen globalen Sanktions-
regelung der EU im Bereich der Menschenrechte (Magnitski-Gesetz der Union) vorzulegen, durch den ihr Anwendungs-
bereich auf Korruptionshandlungen ausgeweitet wird, um rasch gezielte Sanktionen gegen Personen, die fiir Korruption auf
hoher Ebene in Russland und Belarus verantwortlich sind, sowie gegen ihre in der Union ansissigen Handlanger und
Begiinstigten zu verhdngen;
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11.  bekraftigt seine nachdriickliche Forderung, dass alle Personen, die im Zusammenhang mit dem Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine fur die Begehung, Unterstiitzung oder Organisation von Menschenrechtsverletzungen,
Graueltaten oder Kriegsverbrechen verantwortlich sind, so rasch wie moglich ermittelt, strafrechtlich verfolgt und zur
Rechenschaft gezogen werden miissen; fordert, dass die Unterstiitzung fiir die laufenden unabhidngigen Untersuchungen der
von Russland begangenen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit bekraftigt wird, wobei mit diesen
Untersuchungen sichergestellt werden soll, dass diejenigen, die an der Planung, Organisation, Begehung und Ermdglichung
dieser Verbrechen beteiligt sind, individuell zur Rechenschaft gezogen werden; fordert die Union und ihre Mitgliedstaaten
auf, die Unterstiitzung zu leisten, die fir die Einrichtung eines Sondergerichtshofs erforderlich ist, der sich mit dem
Verbrechen der Aggression der Russischen Foderation gegen die Ukraine befasst; fordert die Mitgliedstaaten, die dies noch
nicht getan haben, auf, den Straftatbestand der Aggression in ihr nationales Recht aufzunehmen; bekundet seine
uneingeschrankte Unterstiitzung fur die vom Ankldger des IStGH eingeleitete Untersuchung zur Lage in der Ukraine, fiir die
Arbeit der Untersuchungskommission des Amtes des Hohen Kommissars fiir Menschenrechte und fur die Anstrengungen
unabhingiger Organisationen der Zivilgesellschaft zur Erhebung und Sicherung von Beweisen fiir Kriegsverbrechen; fordert
die Mitgliedstaaten der Union auf, in noch groerem Umfang auf den Grundsatz der universellen Gerichtsbarkeit
zuriickzugreifen und ihre Unterstiitzung fur die internationalen Bemithungen zu verstarken, gegen alle Personen, die in der
Ukraine Kriegsverbrechen begehen oder daftir verantwortlich sind, zu ermitteln und sie strafrechtlich zu verfolgen; betont,
dass die Union dafiir sorgen muss, dass die Geschlechterperspektive in diese Ermittlungen einbezogen wird, einschlieflich
der Verfolgung von Verbrechen der sexuellen Gewalt gegen Frauen, die auch Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit darstellen konnen;

12.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, auf die Einrichtung eines umfassenden internationalen
Entschidigungsmechanismus, einschlieflich eines internationalen Schadensregisters, hinzuarbeiten und in dieser
Angelegenheit tatkriftig mit den staatlichen Stellen der Ukraine zusammenzuarbeiten; fordert die Kommission und die
Mitgesetzgeber auf, die rechtliche Regelung zu vervollstindigen, die die Einziehung russischer Vermogenswerte, die von der
Union eingefroren wurden, und deren Verwendung zur Bewiltigung der verschiedenen Folgen der Aggression Russlands
gegen die Ukraine, auch fiir den Wiederaufbau der Ukraine und die Entschidigung der Opfer der Aggression Russlands,
ermoglicht;

13.  fordert den Rat und die Mitgliedstaaten auf, ihre politische, wirtschaftliche, finanzielle, militdrische, technische und
humanitdre Unterstiitzung fiir die Ukraine rasch und erheblich aufzustocken, um dem Land dabei zu helfen, sich gegen den
russischen Angriffskrieg und gegen russische Versuche zu verteidigen, die staatlichen Institutionen der Ukraine zu
destabilisieren, die makrookonomische Stabilitidt des Landes zu schwichen sowie kritische Infrastruktur in den Bereichen
Energie, Kommunikation, Wasserversorgung und Verkehr und zivile Infrastruktur in den Bereichen Bildung, Gesundheit
und Kultur zu zerstoren;

14.  begrifit den Vorschlag der Kommission vom 9. November 2022 fiir ein beispielloses Unterstiitzungspaket fiir die
Ukraine in Hohe von 18 Mrd. EUR fiir 2023, um die makrookonomische Stabilitdt der Ukraine zu wahren, kritische
Infrastruktur wiederherzustellen und grundlegende 6ffentliche Dienste aufrechtzuerhalten, und bekriftigt seine Unter-
stiitzung fiir die rasche Annahme des Vorschlags; halt es fiir dulerst wichtig, dass die Zusagen zur Bereitstellung finanzieller
und technischer Unterstiitzung rasch umgesetzt werden, insbesondere im Hinblick auf den bevorstehenden Winter, in dem
eine groe Anzahl ukrainischer Biirger Gefahr lduft, keinen Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen wie Wasser,
Heizung und Strom zu haben;

15.  verurteilt, dass Russland das Kernkraftwerk Saporischschja besetzt hilt, um die ukrainische Bevolkerung zu
terrorisieren, und verurteilt das Vorgehen Russlands, Kraftwerke zu militdrischen Zielen zu erkliren;

16.  appelliert an die gesamte Bevolkerung Russlands, sich nicht nur zu weigern, in diesen Krieg hineingezogen zu
werden, sondern auch gegen die schrecklichen Kriegsverbrechen, die die Russische Foderation im Namen des russischen
Volkes an der Bevolkerung der Ukraine begeht, zu protestieren; bekundet seine Unterstiitzung fiir die Staatsangehorigen
Russlands, die gegen das derzeitige Regime innerhalb oder auferhalb Russlands protestieren und es bekdmpfen oder
Flichtlinge aus der Ukraine unterstiitzen; fordert die Kommission, den Europiischen Auswirtigen Dienst und die
Mitgliedstaaten auf, die Zivilgesellschaft und die freien Medien in Russland stirker zu unterstiitzen und die Zusammenarbeit
mit ihr bzw. thnen zu intensivieren und Russen, die aufgrund ihrer Gegnerschaft zu dem Regime verfolgt werden, weiterhin
Schutz und voriibergehende Aufnahme zu gewidhren; wiirdigt die Arbeit der ukrainischen und internationalen Journalisten,
die der Welt die Wahrheit iiber den Krieg in der Ukraine berichten und dabei hiufig ihr eigenes Leben aufs Spiel setzen;
fordert die Untersuchung der von Russland gegen Journalisten in der Ukraine begangenen Verbrechen und der Titigkeiten
von Personen, die an den kriminellen Desinformationskampagnen beteiligt sind, die fester Bestandteil des grof§ angelegten
Krieges gegen die Ukraine sind;

17.  betont, dass durch den derzeitigen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine deutlich wird, dass es einer
griindlichen historischen und rechtlichen Bewertung und einer transparenten 6ffentlichen Debatte iiber die Verbrechen des
sowjetischen Regimes bedarf, und zwar vor allem in Russland selbst, da derlei Verbrechen erneut begangen werden, wenn
niemand dafiir zur Rechenschaft gezogen wird und nicht fiir Gerechtigkeit gesorgt wird;
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18.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der
Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, der Kommission und den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten sowie dem Generalsekretir der Vereinten Nationen, dem Europarat, der Organisation fiir Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa, dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte, dem Amt des
Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz, dem
Internationalen Strafgerichtshof, dem Prisidenten, der Regierung und dem Parlament der Russischen Foderation und
dem Prasidenten, der Regierung und dem Parlament der Ukraine zu tibermitteln.
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P9_TA(2022)0408

Forderung von regionaler Stabilitit und Sicherheit in den Lindern des Nahen und Mittleren
Ostens

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 zur Férderung von regionaler Stabilitit und
Sicherheit in den Lindern des Nahen und Mittleren Ostens (2020/2113(INI))

(2023/C 167/04)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europaische Union, insbesondere Artikel 8 und 21,

— unter Hinweis auf den Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezember 2008 betreffend
gemeinsame Regeln fiir die Kontrolle der Ausfuhr von Militartechnologie und Militirgiitern (),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. Februar 2022 mit dem Titel: ,Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik — Jahresbericht 2021 (3),

— unter Hinweis auf den Bericht des Hohen Vertreters der Union fiir Aulen- und Sicherheitspolitik vom 16. Juni 2021 mit
dem Titel ,GASP-Bericht — Unsere Prioritdten 2021,

— unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklarung der Europaischen Union und des Hilfswerks der Vereinten Nationen fiir
Paldstinafliichtlinge im Nahen Osten (UNRWA) vom 17. November 2021 zur Unterstiitzung des UNRWA durch die
Europdische Union (2021-2024),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung des Hohen Vertreters der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik und der
Kommission vom 18. Mai 2022 iiber eine strategische Partnerschaft mit den Golfstaaten (JOIN(2022)0013) und auf die
diesbeziiglichen Schlussfolgerungen des Rates vom 20. Juni 2022,

— unter Hinweis auf die Resolution 66/290 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 10. September 2012
mit dem Titel ,Folgemanahmen zu Ziffer 143 des Ergebnisses des Weltgipfels 2005 betreffend die menschliche
Sicherheit,

— unter Hinweis auf die Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 31. Oktober 2000 zu
Frauen und Frieden und Sicherheit,

— unter Hinweis auf die Resolution 70/1 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 mit
dem Titel ,Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung*,

— unter Hinweis auf die Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 23. Oktober 2020 zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern im Rahmen
der Aufen- und Sicherheitspolitik der EU (),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten (A9-0256/2022),

A. in der Erwidgung, dass die Lander des Nahen und Mittleren Ostens, auf die in diesem Bericht Bezug genommen wird und
die das Gebiet zwischen dem Mittelmeer und dem Persischen Golf umfassen, sehr unterschiedlich sind; in der Erwigung,
dass diese Region fur die EU aufgrund ihrer geografischen Lage und ihrer gemeinsamen Ankniipfungspunkte von
strategischer Bedeutung ist und ein langfristiges Konzept und eine koordinierte Politik erfordert, wobei die Ziele der
Union zu beriicksichtigen sind, die Werte des Friedens, der Sicherheit und des Schutzes der Menschenrechte unter
strikter Einhaltung des Volkerrechts zu fordern; in der Erwdgung, dass die Stabilitat und Sicherheit Europas und der
Lander des Nahen und Mittleren Ostens voneinander abhingig sind, und in der Erwigung, dass die Sicherheitslage in der
Region, die derzeit von anhaltenden Konflikten geprdgt ist, die eine starke regionale und iiberregionale Dimension
aufweisen, sowohl instabil als auch sehr besorgniserregend ist;

() ABL L 335 vom 13.12.2008, S. 99.
() ABL C 342 vom 6.9.2022, S. 167.
() ABL C 404 vom 6.10.2021, S. 202.
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B. in der Erwigung, dass der Nahe Osten von zahlreichen Brennpunkten der Instabilitit betroffen ist, was sowohl auf
strukturelle geopolitische Spannungen als auch auf anhaltende endogene Faktoren wie Herausforderungen in der
soziookonomischen Entwicklung, mangelhafte Regierungsfithrung und religioser Radikalismus zuriickzufiihren ist; in
der Erwidgung, dass zahlreiche Linder des Nahen und Mittleren Ostens bereits Krieg, Instabilitit sowie soziale und
finanzielle Krisen durchlebt haben; in der Erwidgung, dass terroristische Vereinigungen sich die Instabilitit und die
Sicherheitslage zunutze gemacht und den Tod vieler Zivilisten verursacht haben; in der Erwagung, dass der EU in diesem
schwierigen Umfeld und angesichts der historischen und nachbarschaftlichen Beziehungen eine Schliisselrolle
zukommt, wenn es darum geht, zur Stabilisierung der Region beizutragen; in der Erwdgung, dass die Union als globaler
Akteur in der Lage sein muss, sich als konstruktiver Partner zu behaupten und sich auf ihre Vermittlungsfihigkeiten zu
stiitzen, um zur Stabilitit und zum Wohlstand in den Lindern des Nahen Ostens beizutragen;

C. in der Erwigung, dass der Einfluss und die Rolle der einzelnen EU-Mitgliedstaaten in der Region aufgrund ihrer
besonderen historischen, kulturellen und soziookonomischen Bindungen in der Region sehr ungleich ausfallen; in der
Erwigung, dass alle EU-Mitgliedstaaten die gemeinsamen Ziele von Sicherheit und Stabilitit sowie Forderung von
Menschenrechte und Demokratie verfolgen; in der Erwagung, dass diese Besonderheiten zu bisweilen widerspriichlichen
oder gegensitzlichen Wahrnehmungen unter den Landern der Region sowie zu konkurrierenden Strategien fithren
konnen, die einem kohérenteren und wirksameren Ansatz der EU ernsthaft schaden; in der Erwigung, dass sich die
EU-Politik immer stirker auf die Themen Migration und Asyl sowie Terrorismusbekdmpfung konzentriert hat; in der
Erwigung, dass der Schwerpunkt auch auf die eigentlichen Ursachen der Instabilitit gelegt werden muss, um langfristige
Strategien und Losungen fiir gemeinsame Herausforderungen aufzuzeigen;

D. in der Erwigung, dass es am Persischen Golf viele aufgeheizte staatliche, ethnische und religiose Rivalititen gibt, die
wahrscheinlich nicht nur die derzeitigen Krisen, wie die im Jemen, aufrechterhalten, sondern auch die Instabilitat in der
gesamten Region verbreiten werden;

E. inder Erwigung, dass die ungelosten Konflikte in Libyen und Syrien Anlass zu grofler Besorgnis geben und die Stabilitit
der gesamten Region beeintrichtigen; in der Erwdgung, dass Drittakteure wie der Iran und Russland in diesen Lindern
wie auch die Tirkei in Syrien présent sind und dass militdrische und paramilitirische Gruppen wie die russische
Wagner-Gruppe in diesen Konflikten involviert sind; in der Erwédgung, dass sich der Jemen inmitten einer langwierigen
politischen und humanitiren Krise befindet, die durch den Krieg verschirft wurde, und dass es einen standigen Zufluss
von Waffen in das Land gegeben hat; in der Erwigung, dass 80 % der Bevélkerung, d. h. 24,1 Millionen Menschen,
humanitire Hilfe und Schutz benotigen; in der Erwidgung, dass der Krieg im Jemen nunmehr die grofSte humanitire
Krise der Welt darstellt; in der Erwdgung, dass es im Irak und im Libanon andauernde soziale und politische Konflikte
gibt, bei denen verschiedene regionale Machte versuchen, Einfluss auf die lokale Bevolkerung zu nehmen, um ihre
Kontrolle auszuweiten; in der Erwagung, dass diese Konflikte Gefahr laufen, zu expandieren; in der Erwdgung, dass die
anhaltende israelische Besetzung der paldstinensischen Gebiete nach wie vor eine Quelle von Instabilitit ist; in der
Erwidgung, dass Konflikte in der Region das Leben von Millionen von Fliichtlingen beeintrichtigt haben, die gezwungen
waren, ihre Lander zu verlassen, darunter etwa 14 Millionen Paldstinenser (*), 7 Millionen Syrer (°), 2 Millionen Iraker (%)
und 1,7 Millionen Jemeniten (’);

F. in der Erwdgung, dass das UNRWA weiterhin zur Stabilitit und zum Frieden in der Region beitrdgt; in der Erwigung,
dass die Finanzierung des Hilfswerkes nicht ausreichend ist, damit es sein Mandat erfiillen kann, das fiir die menschliche
Entwicklung und die humanitére Hilfe fiir einige der schutzbediirftigsten Fliichtlinge der Welt mafigeblich ist, und dass
die anhaltende Unterstiitzung des UNRWA durch die EU ein wesentliches Element der EU-Strategie zur Forderung von
Sicherheit, Stabilitdt und Entwicklung in der Region ist;

G. in der Erwidgung, dass die USA, obwohl sie der Region eine geringere Prioritt einrdumen, weiterhin eine mafigebliche
Rolle spielen, auch im Wege einer unmittelbaren militir- und sicherheitspolitischen Prisenz, die zwar abgebaut wird,
aber in vielen Lindern noch immer eine entscheidende Rolle spielt; in der Erwidgung, dass Russland nach seiner
Intervention zur Unterstiitzung des syrischen Regimes im Jahr 2015 zu einem militdrischen Akteur in der Region
geworden ist;

H. in der Erwagung, dass die Vereinigten Arabischen Emirate und Bahrain am 15. September 2020 iibereingekommen sind,
ihre diplomatischen Beziehungen zu Israel durch die Unterzeichnung der sogenannten Abraham-Abkommen zu
normalisieren;

*) Martin  Griffiths, Untergeneralsekretir fir humanitire Angelegenheiten und Nothilfekoordinator, Filippo Grandi, Hoher
Flichtlingskommissar der Vereinten Nationen, und Achim Steiner, Administrator des Entwicklungsprogramms der Vereinten
Nationen, ,Message from the United Nations Humanitarian, Refugee, and Development Chiefs on the situation in Syria and the
region“, 10. Mai 2022.

%) Hoher Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen, ,Syria Emergency*, aktualisiert am 15. Marz 2021.

Hoher Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen, ,Iraq Refugee Crisis Explained, 7. November 2019.

Hoher Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen, ,Yemen Crisis Explained®, 14. Juli 2022.

Py
s

-


https://www.unhcr.org/news/press/2022/5/627a72354/message-united-nations-humanitarian-refugee-development-chiefs-situation.html
https://www.unhcr.org/news/press/2022/5/627a72354/message-united-nations-humanitarian-refugee-development-chiefs-situation.html
https://www.unrefugees.org/news/iraq-refugee-crisis-explained
https://www.unrefugees.org/news/yemen-crisis-explained/
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I. in der Erwidgung, dass auf dem Gipfeltreffen vom 27./28. Marz 2022, das zwischen Israel, den Vereinigten Arabischen
Emiraten, Bahrain, Agypten und Marokko mit dem Ziel ausgerichtet wurde, einen neuen regionalen Sicherheitsansatz zu
schaffen und ihre Zusammenarbeit zu verstirken, und an dem auch der US-Aufenminister teilnahm, der Weg fiir einen
neuen regionalen Sicherheitsansatz geebnet wurde; in der Erwidgung, dass der Iran seit 2011 seinen Einfluss in der
Region erheblich ausgeweitet hat; in der Erwigung, dass Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate, Agypten
und Bahrain ihren Boykott von Katar auf dem jdhrlichen Gipfeltreffen des Golf-Kooperationsrats in Al-Ula
(Saudi-Arabien) im Jahr 2021 nach fast vier Jahren beendet haben; in der Erwigung, dass Gespriche zwischen
Saudi-Arabien und dem Iran und Dialoge auf hoher Ebene zwischen dem Iran und den Vereinigten Arabischen Emiraten
2021 zur Deeskalation in der Region beigetragen haben;

J. in der Erwigung, dass sowohl die Ukraine als auch Russland fithrende Exporteure von Getreide und Diingemitteln fiir
landwirtschaftliche Erzeugnisse in zahlreichen Lindern der Region sind, die dufSerst abhingig und gefihrdet sind; in der
Erwigung, dass der Krieg Russlands in der Ukraine und die Blockade des ukrainischen Getreides zu einem Mangel an
Weizen und Getreide fithrt und bis zu 49 Millionen Menschen mit Bedingungen konfrontiert sein konnten, die mit einer
Hungersnot vergleichbar sind; in der Erwidgung, dass die Storungen im Zusammenhang mit dem Krieg die bereits
steigenden Nahrungsmittelpreise und die wachsende Armut verschirfen;

K. in der Erwidgung, dass die EU-Mitgliedstaaten weiterhin Waffen in Linder in der Region ausfithren; in der Erwégung,
dass die EU einen Gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, in dem gemeinsame Regeln fiir die Kontrolle der Ausfuhr
von Militirtechnologie und Militirgiitern formuliert werden (%);

L. in der Erwdgung, dass die Linder in der Region bedeutende Handelspartner fiir die EU sind und dass es wichtige
wirtschaftliche Beziehungen zwischen beiden Seiten gibt; in der Erwégung, dass die anhaltende globale Energicekrise, die
durch den russischen Krieg in der Ukraine verscharft wurde, zu einer verstirkten Hinwendung zum Golf-Koopera-
tionsrat und zu anderen Lindern der Region bei der Einfuhr von Energieressourcen in die EU gefithrt hat; in der
Erwigung, dass es Potenzial fiir eine engere Zusammenarbeit auch in anderen Bereichen wie dem Ubergang zu einer
griinen Wirtschaft, der Eindimmung des Klimawandels und der Anpassung an den Klimawandel, dem Tourismus, einer
besseren Regierungsfithrung, Bildung, Kultur und den Menschenrechten gibt; in der Erwédgung, dass in der gemeinsamen
Mitteilung {iber eine strategische Partnerschaft mit der Golfregion mehrere Bereiche von gemeinsamem Interesse
zwischen der EU, dem Golf-Kooperationsrat und anderen Golfstaaten umrissen wurden; in der Erwigung, dass die
arabischen Golfstaaten ihre internationale humanitire Hilfe und Entwicklungshilfe aufgestockt haben;

M. in der Erwidgung, dass die Linder des Nahen und Mittleren Ostens weltweit zu den am stirksten vom Klimawandel
betroffenen Landern gehoren, wobei die Temperaturen doppelt so schnell ansteigen wie im weltweiten Durchschnitt; in
der Erwidgung, dass die Lander der Region mit einer Vielzahl okologischer Herausforderungen konfrontiert sind, etwa
Wiistenbildung, Verlust an biologischer Vielfalt, Verschmutzung in Meeres- und Kiistengebieten, Luftverschmutzung
sowie Wasserknappheit und sinkende Wasserqualitit — Probleme, die durch den Klimawandel noch verscharft werden;
in der Erwidgung, dass die Haufigkeit und die Intensitit von Sandstiirmen in der Region stetig zunehmen; in der
Erwidgung, dass klimabedingte Wasserknappheit, Wiistenbildung und Erndhrungsunsicherheit die menschliche
Sicherheit bedrohen und in der Region bestechende Konflikte verschirfen oder neue Konflikte auslosen konnen; in
der Erwigung, dass vor dem Hintergrund der anhaltenden weltweiten Energickrise und des russischen Angriffskriegs
gegen die Ukraine intensivere Kontakte zu Partnern in der Region erforderlich sind; in der Erwigung, dass es Potenzial
fiir eine engere Zusammenarbeit auch in anderen Bereichen wie dem Ubergang zu einer grinen Wirtschaft, einer
besseren Regierungsfithrung und den Menschenrechten gibt; in der Erwigung, dass der europdische Griine Deal Kanile
fiir eine konstruktive Zusammenarbeit zwischen der EU und den Landern in der Region schaffen kann; in der Erwégung,
dass die EU erneuerbare Energien einfithren muss, um ihre Klimaziele zu erreichen; in der Erwagung, dass die Lander des
Nahen und Mittleren Ostens im Kontext der weltweiten Anstrengungen zur Verringerung der Treibhausgasemissionen
und zum Ausstieg aus fossilen Brennstoffen ihre Volkswirtschaften diversifizieren miissen, die stark auf die Gewinnung
von und den Handel mit Kohlenwasserstoffen angewiesen sind; in der Erwigung, dass sich die Vereinigten Arabischen
Emirate im Oktober 2021 verpflichtet haben, bis 2050 Netto-Null-Emissionen zu erreichen, Saudi-Arabien sich
verpflichtet hat, im Inland bis 2060 Netto-Null-Emissionen zu erreichen, und Katar sich verpflichtet hat, die
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 25 % zu verringern;

N. in der Erwédgung, dass die Probleme im Zusammenhang mit einer nicht alle Akteure einbezichenden Regierungsfihrung
und Verstoffen gegen die Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte und die Grundfreiheiten sowie mit Korruption und
auslandischer Einflussnahme in der Region besorgniserregend sind und erhebliche Ursachen fiir Instabilitit und
Unsicherheit darstellen; in der Erwidgung, dass sich die Inhaftierung oder Folter von friedlichen Leitfiguren der
politischen Opposition, Menschenrechtsverteidigern und gesellschaftlichen Aktivisten in mehreren Lindern der Region
als Reaktion auf legitime demokratische Bestrebungen hauft und weiteres Konfliktpotenzial birgt; in der Erwagung, dass
Berichten zufolge im Jahr 2021 520 Hinrichtungen in sieben Lindern (Agypten, Iran, Irak, Jemen, Saudi-Arabien, Syrien
und Vereinigte Arabische Emirate) verzeichnet wurden, was gegeniiber 2020 einen Anstieg um 19 % bedeutet; in der
Erwigung, dass sich die tiefverwurzelte Korruption negativ auf die Beschiftigung, das Wachstum und die Entwicklung
auswirkt und die Fahigkeit der Staaten, ihren Verpflichtungen zur Forderung, zur Achtung und zum Schutz der

() Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP.
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Menschenrechte von Personen in ihren Hoheitsgebieten nachzukommen, beeintrichtigt; in der Erwédgung, dass durch
die weltweit hochste Jugendarbeitslosigkeit und die Inhaftierung oder Folter von Personlichkeiten der politischen
Opposition und von gesellschaftlichen Aktivisten in der gesamten Region Spannungen und Konflikte geschiirt werden;

O. in der Erwidgung, dass die Definitionen von Stabilitdt und Sicherheit positiv mit der demokratischen Entwicklung und
der Achtung der Rechtsstaatlichkeit korrelieren; in der Erwagung, dass jiingste Forschungsarbeiten (°) auf dem Gebiet der
politischen Okonomie bestitigen, dass die Demokratie wirtschaftlich und statistisch signifikante positive Auswirkungen
auf das kiinftige Pro-Kopf-BIP hat und das langfristige BIP in den 25 Jahren nach einem Demokratisierungsprozess um
etwa 20-25 % wichst; in der Erwédgung, dass das harte Vorgehen gegen Medienpluralismus und Pressefreiheit die Region
weiter destabilisiert hat, indem die Gewalt weiter angefacht wurde und samtliche Stimmen der Opposition verunglimpft
wurden;

P. in der Erwigung, dass Kinder und junge Menschen (im Alter bis zu 24 Jahren) in den Liandern des Nahen und Mittleren
Ostens und Nordafrikas nach Angaben von UNICEF derzeit fast die Hilfte der Bevolkerung in der Region ausmachen; in
der Erwdgung, dass laut der arabischen Jugenderhebung 2021 die steigenden Lebenshaltungskosten und andere
Probleme des Alltagslebens als grofSte Hindernisse fiir die Region angesehen werden, da mehr als ein Drittel der jungen
Araber Schwierigkeiten hat, iiber die Runden zu kommen; in der Erwdgung, dass Hunderte europdischer Kinder seit
mehr als vier Jahren in den Gefangenenlagern Al-Hol und Al-Roj festgehalten werden;

Q. in der Erwidgung, dass die EU-Menschenrechtsleitlinien, einschlieflich der Leitlinien der EU betreffend Gewalt gegen
Frauen und Mddchen und der Forderung der Rechte der Frauen und der Gleichstellung der Geschlechter. gestarkt und in
den Mittelpunkt der EU-Strategie fiir die Region gestellt werden sollten; in der Erwédgung, dass die Menschenrechte von
Frauen systematisch verletzt und dass Frauenrechtsaktivisten in der Region nach wie vor schikaniert, eingeschiichtert,
festgenommen und inhaftiert oder mit Reiseverboten belegt werden; in der Erwdgung, dass sog. Ehrenmorde in vielen
Landern des Nahen und Mittleren Ostens noch immer weitverbreitet sind und dass viele Frauen weiterhin in ehelicher
Gefangenschaft leben; in der Erwigung, dass die vollstindige Einbeziehung von Frauen in die Verhiitung und Beilegung
von Konflikten die Forderung von Sicherheit und Stabilitit auf globaler Ebene nachweislich begiinstigt; in der
Erwigung, dass im gesamten Golf-Kooperationsrat in den letzten Jahren ein besonderer Schwerpunkt darauf gelegt
wurde, die Vertretung von Frauen in der Arbeitswelt sowie in Gemeinden und Parlamenten zu erhohen;

R. in der Erwigung, dass LGBTI-Personen in der gesamten Region nach wie vor Opfer von Repression und Gewalt sind
und dass die Todesstrafe in vielen Lindern der Region weiterhin besteht;

S. in der Erwigung, dass religiose und ethnische Minderheiten, darunter Christen, in vielen Lindern des Nahen und
Mittleren Ostens nach wie vor verfolgt werden und dass ihnen die uneingeschrankte Wahrnehmung ihrer Rechte und
Freiheiten garantiert werden sollte;

T. in der Erwidgung, dass die jiingsten Ereignisse im Iran dazu gefithrt haben, dass sich die bereits bestehende
Menschenrechtskrise weiter verschlechtert hat; in der Erwdgung, dass nach dem Tod von Mahsa Amini im ganzen Land
Massenproteste ausgebrochen sind und die iranischen Staatsorgane mit inakzeptablen repressiven Mafinahmen reagiert
haben, die insbesondere auf Frauen abzielen, die gegen Missbrauch und systemische Diskriminierung protestieren;

Aktueller Stand

1. betont, dass die derzeitige Lage in der Region des Nahen und Mittleren Ostens durch anhaltende Konflikte, darunter
lahmende Stellvertreterkonflikte mit einer regionalen Dimension und Krisen, die auf mehrere Ursachen zuriickzufihren
sind, gekennzeichnet ist, was die Entwicklung einer umfassenden europiischen Strategie besonders komplex werden ldsst,
da jeder Beitrag multidimensional sein und an die Besonderheiten der jeweiligen Situation angepasst werden muss, wobei
eine kohdrente regionale und internationale Dimension zu wahren ist; betont, dass jegliche Beteiligung von
EU-Mitgliedstaaten oder sonstigen externen Parteien, insbesondere von Russland, darauf ausgerichtet sein muss, die
Konflikte zu 16sen und die Sicherheit und Stabilitit zu stirken; stellt fest, dass es neben den anhaltenden Konflikten auch
latente Konflikte gibt, die die EU bei der Festlegung ihrer langfristigen Strategie zur Bekimpfung der eigentlichen Ursachen
der Instabilitdt in der Region beriicksichtigen muss;

2. begriilt die Bemithungen der EU, die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte, die wirtschaftliche
Entwicklung und die Grundfreiheiten im Nahen Osten zu fordern, und fordert die EU auf, die einzelnen Liander weiterhin
dazu zu bewegen, politische und wirtschaftliche Reformen durchzufithren;

) Acemoglu D. u. a., ,Democracy Does Cause Growth®, Journal of Political Economy, Bd. 127, Nr. 1, 2019, S. 47-100.
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3. betont, dass die EU eine Agenda fiir Frieden und Stabilitit fordert und bereit ist, eng zusammenzuarbeiten und
Methoden, Erfahrungen und bewihrte Verfahren in den Bereichen Konfliktverhiitung, Vermittlung und Terrorismusbe-
kimpfung sowohl auf bilateraler als auch auf regionaler Ebene auszutauschen;

4. betont, dass die EU iiber eigene Interessen im Nahen Osten verfiigt, da der Region eine grofle Aufmerksamkeit
zukommen muss und von dort Auswirkungen auf die Sicherheit der EU und ihrer Biirger zu verzeichnen sind, wobei diese
Interessen insbesondere in der Forderung von Frieden, Stabilitit und Deeskalation der Spannungen in der erweiterten
Region, der Bekdmpfung des Klimawandels, der Zusammenarbeit bei der Erzeugung sauberer Energie, der Forderung und
Umsetzung des Multilateralismus, der Forderung der Achtung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der
verantwortungsvollen Staatsfithrung, der Steigerung des Wohlstands, der Deckung des zunehmenden globalen Bedarfs an
Entwicklungshilfe und humanitirer Hilfe sowie der Forderung der globalen Gesundheit bestehen; betont, dass die Sicherheit
der EU mit der Sicherheit im Nahen Osten verkniipft ist und dass Finanzierungsinstrumente der EU wie die Europdische
Friedensfazilitdt und das Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammen-
arbeit — Europa in der Welt sowie humanitire Hilfe und Mainahmen fiir die Region einen wichtigen Beitrag zur Stabilitét
und zum Wobhlstand der Region leisten sollten; betont, dass die einschlidgigen EU-Stellen dafiir verantwortlich sind,
weiterhin fur finanzielle Rechenschaftspflicht und Transparenz auf der Grundlage der bestehenden Methodik fiir
Leistungsmanagement und Berichterstattung zu sorgen und sicherzustellen, dass keine Finanzmittel der EU an terroristische
Organisationen oder fir terroristische Aktivititen umgeleitet werden kénnen;

5. betont, dass globale und regionale Akteure, von denen nicht alle ihre Hilfe an die von der EU geforderten Grundsitze
der verantwortungsvollen Staatsfithrung kniipfen, ihre Maflnahmen, insbesondere im militdrischen Bereich, gegeniiber
afrikanischen Landern zunehmend verstarken und die fur die Friedenssicherung unerlisslichen multilateralen Mechanismen
unterwandern;

6.  stellt fest, dass die Region seit dem Arabischen Frithling 2011 historische Verdnderungen durchlaufen hat; betont
jedoch, dass die daraus folgende Instabilitdt unter anderem auf die Entscheidung einiger autoritarer Regime zuriickzufithren
ist, Gewalt bei friedlichen Protesten und Kritik anzuwenden; erachtet die zunehmende Polarisierung fiir die Ziele der EU im
Bereich Stabilitdt und Sicherheit als kontraproduktiv; fordert die EU auf, den Multilateralismus und die regionale Integration
in den Lindern des Nahen und Mittleren Ostens durch die institutionelle Partnerschaft zwischen der EU und dem
Golf-Kooperationsrat sowie die Europa-Mittelmeer-Partnerschaft, einschlieflich starker interparlamentarischer Beziehun-
gen, zu fordern; fordert die EU gleichzeitig auf, ihre bilateralen Gesprache und Partnerschaften mit allen Interessentrégern,
die sich ernsthaft fiir Frieden und Stabilitdt in der Region einsetzen, auszubauen;

7. hebt die wichtige Rolle hervor, die die EU bei der engen Zusammenarbeit mit Partnern in der Region, darunter mit der
Zivilgesellschaft, friedlichen Stimmen der Opposition, Gewerkschaften und Wirtschaftskreisen, auf bilateraler, regionaler
und internationaler Ebene spielen kénnte, um zu einer gemeinsamen Antwort im Hinblick auf Stabilisierung und
Entwicklung beizutragen, die fiir die Forderung der Stabilitit von entscheidender Bedeutung ist; wiirdigt in diesem Sinn die
Bemithungen regionaler Akteure wie Irak, Kuwait, Oman und Katar, ein konstruktives diplomatisches Engagement in der
Region zu fordern, unter anderem durch Initiativen wie die Konferenz fiir Zusammenarbeit und Partnerschaft in Bagdad
von 2021 und die vom Irak unterstiitzten Gespriche fiir eine Normalisierung der Beziehungen zwischen dem Iran und
Saudi-Arabien; fordert die EU dazu auf, diese diplomatischen Bemiithungen nach Moglichkeit zu unterstiitzen und die
regionale Tragerschaft und Verantwortung fiir den Abbau der Spannungen zu fordern; fordert daher, dass die
Zusammenarbeit mit regionalen Organisationen wie dem Golf-Kooperationsrat und der Arabischen Liga verstirkt wird;

8.  begriflt die gemeinsame Mitteilung iiber eine strategische Partnerschaft mit der Golfregion zur Forderung einer
umfassenden Zusammenarbeit mit den Lindern des Golf-Kooperationsrates in verschiedenen Bereichen; erachtet die
Mitteilung als wichtigen Schritt, um die Rolle der arabischen Golfstaaten in der Region anzuerkennen und die
interregionalen Bezichungen zwischen der EU und der Golfregion auf eine neue Grundlage zu stellen; vertritt die
Auffassung, dass im Zusammenhang mit der Mitteilung die Ausarbeitung politischer Maffnahmen von Vorteil gewesen
wire, um den derzeitigen Mangel an Vertrauen zwischen den verschiedenen Akteuren in der Golfregion, darunter im
Golf-Kooperationsrat, im Irak und im Iran, zu tberwinden; ist der Auffassung, dass die EU die themenbezogene
Zusammenarbeit zwischen Akteuren in der Region bei gemeinsamen Herausforderungen wie dem Klimawandel,
Naturkatastrophen, dem Handel und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung als Mittel zum Aufbau von Vertrauen in der
Region fordern sollte; wiirdigt die zentrale Rolle der Zusammenarbeit beim Ubergang zu einer griinen Wirtschaft, bedauert
jedoch, dass es keine kritischere Haltung gegeniiber der schlechten Menschenrechtsbilanz und der problematischen Aufen-
und Sicherheitspolitik der betreffenden Linder gibt; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, zu betonen, dass eine
engere Partnerschaft mit den Golfstaaten an klare Vorgaben fiir Fortschritte im Bereich Menschenrechte gekniipft werden
sollte, unter anderem in Bezug auf die Rechenschaftspflicht fiir Kriegsverbrechen im Jemen, die Rechte der Frau, die
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit, die Freilassung von Menschenrechtsverteidigern, das Moratorium fiir die Todesstrafe,
die Rechte von Wanderarbeitnehmern und die Koordinierung in internationalen Foren; begriifft den in der gemeinsamen
Mitteilung enthaltenen Vorschlag, das Engagement der EU gegeniiber den Golfstaaten bei der Finanzierung internationaler
humanitirer Hilfe und Entwicklungshilfe zu verstirken; fordert die Kommission auf, die Geberlander in der Golfregion zu



C 167/30 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Mittwoch, 23. November 2022

ermutigen, einen groferen Teil ihrer humanitdren Hilfe und Entwicklungshilfe iber multilaterale Institutionen (%) zu leiten,
da ihre Hilfe hauptsachlich bilateral erfolgt und nur 1-6 % der Hilfe an multilaterale Institutionen flieen; empfiehlt, dass die
Kommission den jeweiligen Lindern Unterstiitzung bei der Uberpriifung ihrer Ziele fiir die Hilfe sowie bei der Verbesserung
der Zusammenarbeit und Koordinierung sowohl untereinander als auch zwischen ihnen und der EU anbietet;

9.  verurteilt die seit 2015 andauernden gewaltsamen Angriffe auf die jemenitische Bevolkerung, die Tausende von
Todesfillen, die Zerstorung wichtiger ziviler Infrastruktur und eine weit verbreitete Hungersnot verursacht haben; weist
darauf hin, dass es keine militdrische Losung fiir den Konflikt im Jemen geben kann und dass die Krise nur durch einen
inklusiven Verhandlungsprozess unter jemenitischer Fithrung und in jemenitischer Eigenverantwortung unter Beteiligung
aller Teile der jemenitischen Gesellschaft und aller Konfliktparteien dauerhaft beigelegt werden kann; fordert die
EU-Mitgliedstaaten auf, angesichts der ernsthaften Gefahr von Verstoffen gegen das humanitire Volkerrecht oder die
Menschenrechte die Ausfuhr von Waffen, die beim Krieg im Jemen zum Einsatz kommen, auszusetzen; verurteilt die
Lieferung erheblicher Mengen an Waffen und Komponenten an die Huthi-Rebellen durch iranische Einzelpersonen und
Einrichtungen; begriifst die von den Vereinten Nationen vermittelte und im April 2022 im Jemen angekiindigte Waffenruhe
zwischen der von Saudi-Arabien angefithrten Koalition und den vom Iran unterstiitzten Huthi-Rebellen und deren
Verldngerung im Juni 2022; besteht darauf, dass der Waffenstillstand der erste Schritt zur Vorbereitung glaubwiirdiger
Friedensverhandlungen zwischen den jemenitischen Parteien sein sollte, die zur Beendigung des Krieges und einer der
weltweit groften humanitdren Katastrophen fithren sollten; betont, dass der Konflikt nicht wirklich gelost werden kann,
wenn fiir mutmaRliche Kriegsverbrechen keine Rechenschaft abgelegt wird; fordert alle Parteien auf, den Waffenstillstand zu
achten und in gutem Glauben Verhandlungen aufzunehmen, um im Einklang mit der Resolution 2216 (2015) des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und den gemeinsamen Umsetzungsmechanismen der Mission der Vereinten
Nationen zur Unterstiitzung des Hudaida-Abkommens und der globalen Waffenruhe, wie in der Resolution 2532 (2020)
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen gefordert, tragfihige politische und sicherheitspolitische Vereinbarungen zu
erzielen; weist auf die humanitire Katastrophe hin, die durch den seit 2016 andauernden Krieg im Jemen verursacht wurde;
fordert alle Parteien auf, sich an das humanitire Volkerrecht zu halten und sich uneingeschrinkt an den
Friedensverhandlungen unter Fithrung der Vereinten Nationen zu beteiligen;

10.  zeigt sich zutiefst besorgt tiber die Eskalation der Spannungen im Irak, einschlieflich der Einflussnahme aus dem
Ausland, die eine Bedrohung fiir die Arbeit wichtiger staatlicher Institutionen in dem Land darstellen; fordert alle Parteien
auf, duflerste Zuriickhaltung zu tiben und Ruhe zu wahren, da es fir alle Akteure von entscheidender Bedeutung ist,
Mafnahmen zu vermeiden, die zu weiterer Gewalt fithren konnten; bekraftigt die unerschiitterliche Unterstiitzung der EU
fur die Sicherheit, Stabilitdt und Souveranitat des Irak; bringt seine Besorgnis iiber die Lage im Irak zum Ausdruck und hebt
die tiefe Enttduschung der Bevolkerung in Bezug auf die anhaltende Korruption in dem Land hervor; fordert die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf, zur Stabilitit im Irak beizutragen und hierfir den Wiederaufbau und die Ausséhnung nach dem
Konflikt sowie den Aufbau rechenschaftspflichtiger Institutionen zu unterstiitzen, um das Land vor geopolitischen
Rivalititen abzuschirmen und die sich vergrofernden sozialen Spaltungen zu iiberbriicken; betont, dass gegen die
Zerstorung von kulturellem Erbe sowie die Pliinderung von Kunstwerken und anderen Kulturgiitern wahrend bewaffneter
Konflikte sowohl im Hinblick auf den Wiederaufbau als auch auf die Riickgabe vorgegangen werden muss, um die Integritat
des kulturellen Erbes und die Identitdt von Gesellschaften, Gemeinschaften, Bevolkerungsgruppen und Einzelpersonen zu
schiitzen und sicherzustellen; weist auf die Bedeutung der Beratenden Mission der EU im Irak hin; betont jedoch, dass sie
sich selbst reformieren muss, um ihre Wirkung vor Ort in Zusammenarbeit mit den staatlichen Stellen des Irak zu stirken;

11.  weist darauf hin, dass der Konflikt im Libanon eine Folge des Klientelismus der politischen Akteure in Verbindung
mit der allgegenwirtigen Korruption ist und dass die Gewahrung jeglicher finanzieller Unterstiitzung durch die EU vom
demokratischen und inklusiven Handeln der Regierung und ihrer klaren Haltung gegen Korruption abhingig gemacht
werden muss; zeigt sich zutiefst besorgt tiber die anhaltende politische, wirtschaftliche, finanzielle und soziale Krise im
Libanon, unter der die gesamte Bevolkerung nach wie vor leidet; begriif$t die Parlamentswahl im Libanon vom 15. Mai
2022 und fordert eine rasche und inklusive Bildung einer neuen Regierung, die zielgerichtet, glaubwiirdig und
rechenschaftspflichtig und frei von auslindischer Einflussnahme ist; fordert den Vizeprisidenten der Kommission und
Hohen Vertreter der Union fir AufSen- und Sicherheitspolitik, den Europiischen Auswirtigen Dienst (EAD) und die
Mitgliedstaaten auf, die politischen Vertreter des Libanon weiterhin nachdriicklich zu Reformen zu dringen, unter anderem
indem sie umfangreiche strukturelle Unterstiitzung von dem Erreichen echter Verdnderungen abhingig machen; fordert die
EU und ihre Mitgliedstaaten gleichzeitig auf, die humanitire Hilfe fur die libanesische Bevolkerung in Verbindung mit der
Unterstiitzung fur die wichtigsten offentlichen Dienste, Basisorganisationen und die Zivilgesellschaft aufzustocken;

12.  betont die besondere Verantwortung des syrischen Regimes; betont die besondere Verantwortung Russlands als
standiges Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, das seit 2011 18 Mal sein Veto gegen die Resolutionen des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingelegt hat, mit denen eine politische Losung in Bezug auf die Krise in Syrien
gefunden werden soll; begriif$t den Beschluss der Organisation fur das Verbot chemischer Waffen vom April 2021, Syriens

(') AlMezaini K., ,Humanitarian Foreign Aid of Gulf States — Background and Orientations“, Konrad-Adenauer-Stiftung, Politikbericht
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Mitglieder aus der Organisation zu suspendieren; weist darauf hin, dass der syrische Biirgerkrieg einer der todlichsten
Konflikte in der Region seit Jahrzehnten ist, einer halben Million Menschen das Leben kostete und dazu fihrte, dass
14 Millionen Syrer vertrieben wurden; weist auf die humanitire Tragddie hin, die durch die Vertreibung von mehr als der
Hilfte der syrischen Bevolkerung verursacht wurde, die innerhalb Syriens vertrieben wurden bzw. in der gesamten Region
und in Europa auf der Flucht sind; betont, dass die anhaltende Besetzung verschiedener Teile Syriens durch Akteure der
Region beendet werden muss; betont, dass eine Beilegung des anhaltenden Konflikts in Syrien auf der Grundlage von
Demokratie sowie der Souveranitdt und territorialen Integritit des Landes erforderlich ist; betont, dass diese Beilegung im
Wege des Dialogs erreicht werden muss; begriifft alle von der EU, ihren Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft
unternommenen Anstrengungen zur Dokumentation und Verfolgung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit und fordert
die EU auf, ihre Anstrengungen zur Beendigung der Straffreiheit zu verstirken; stellt fest, dass seit Beginn des Konflikts
keine seiner Hauptursachen gelost wurde, wihrend die regionalen Spannungen zugenommen haben und sich die
Wirtschaftskrise in Syrien weiter verschidrft hat, was zu entsetzlichem Leid der Zivilbevolkerung gefuthrt hat; begriifdt die
finanzielle Unterstiitzung, die die EU der Tiirkei, dem Libanon und Jordanien fiir die Aufnahme syrischer Flichtlinge
bereitstellt; weist darauf hin, dass Syrien kein sicheres Riickkehrland fiir die sieben Millionen Fliichtlinge ist, die seit 2011
vor Unterdriickung und Konflikten geflohen sind; betont, dass die Sicherstellung der Niederlage des IS fiir die internationale
Allianz gegen Da’esh nach wie vor oberste Prioritit hat, da der IS trotz erheblicher Riickschldge, die seine Fithrung in der
jungsten Vergangenheit erlitten hat, weiterhin Angriffe durchfihrt und eine anhaltende regionale und globale Bedrohung
darstellt;

13.  fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, ihrer Verpflichtung zur sofortigen Riickfithrung ihrer Staatsangehorigen
nachzukommen, was sowohl die Minderjdhrigen als auch ihre Mitter betrifft, die seit mehr als vier Jahren in den
Internierungslagern Al-Hol und Al-Roj in der Autonomen Administration Nord- und Ostsyrien festgehalten werden; ist der
Ansicht, dass die Miitter oder Viter bei ihrer Riickkehr in den jeweiligen Mitgliedstaat zur Rechenschaft gezogen werden
sollten, sollten sie strafrechtliche Verantwortung tragen;

14.  betont, dass ein stabiles, sicheres, geeintes und wohlhabendes Libyen eine Prioritit fiir die EU ist; empfiehlt in diesem
Zusammenhang, dass die EU bei den anhaltenden Machtkimpfen im Land, insbesondere nach den jiingsten Kampfen,
Neutralitdt wahrt; betont, dass die EU Projekte zur Forderung der Schaffung von Arbeitsplatzen, insbesondere in der Region
Fessan, unterstiitzen sollte, was eine wichtige Rolle bei der Stabilisierung des Landes spielen wird;

15.  betont, dass sich die EU seit langem fur die einschldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen und die vorherige
EntschlieSung des Parlaments vom 17. Februar 2022 zur Umsetzung der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik als
Standpunkt der EU zum israelisch-paldstinensischen Konflikt einsetzt und sich seit vielen Jahren fiir eine gerechte und
umfassende Losung auf der Grundlage von zwei Staaten engagiert; betont ferner, dass illegale Siedlungen die Umsetzung der
Zweistaatenlosung, die von der Européischen Union angestrebt wird, im Einklang mit dem Volkerrecht behindern; weist
darauf hin, dass Friedensgespriche zwischen Israel und der Paldstinensischen Behorde iiber eine endgiiltige Beilegung des
Konflikts auf der Grundlage einer Losung, die es beiden Landern ermdoglicht, in Frieden und Sicherheit nebeneinander zu
bestehen, und beruhend auf den Grenzen von 1967 eine Voraussetzung fiir unter anderem Stabilitit sind; dufSert sich
zutiefst besorgt iiber die sich rasch verschlechternde Menschenrechtslage im Gazastreifen und fordert, dass alle
Beschrinkungen der Freiziigigkeit von Personen und Giitern, die von Israel gegeniiber dem Gebiet verhdngt wurden und die
verheerende Auswirkungen auf die Bevolkerung haben, aufgehoben werden; fordert die Kommission und den Rat auf, alle
Aktivititen beider Seiten, die die Zweistaatenlosung untergraben, wie etwa die Ausweitung von Siedlungen, zu verhindern;
bedauert die anhaltende Gewalt, die Terroranschlige und die Aufstachelung zur Gewalt zutiefst, die den Bemithungen um
eine friedliche Zweistaatenlosung diametral entgegenstehen; betont, wie wichtig es ist, Wahlen in Paldstina abzuhalten;
fordert die EU auf, dem Konflikt zwischen Israel und Paldstina aufgrund seiner auflergewohnlichen Dauer und der
derzeitigen Perspektiven, in denen ein realistischer Weg zur Stabilitat im gesamten Nahen und Mittleren Osten fehlt,
besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

16.  nimmt die Normalisierung der Beziehungen zwischen den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, Marokko und
Sudan einerseits und Israel andererseits zur Kenntnis; begriifft die regionale Zusammenarbeit, unterstiitzt die
Normalisierung der Bezichungen zwischen Israel und den arabischen Staaten und fordert die vollstindige Einbeziehung
der Palastinensischen Behorde im Einklang mit den Bemithungen der EU und der Vereinigten Staaten um Frieden, Sicherheit
und Stabilitdt in der Region und im Einklang mit dem Rahmen der Vereinten Nationen, der arabischen Friedensinitiative
und den Abkommen von Oslo; fordert, dass diese Dynamik genutzt wird, um im Hinblick auf die Unterstiitzung des
Nahost-Friedensprozesses, der Zweistaatenlosung und der Achtung des Volkerrechts den Dialog und die Zusammenarbeit
in der Region voranzutreiben; stellt fest, dass die Abkommen von Abraham ein Faktor fir die Neuordnung der
zwischenstaatlichen Beziehungen in der Region sind und in einer europdischen Strategie beriicksichtigt werden miissen, die
darauf abzielt, der Region zu Stabilitit zu verhelfen; fordert die Kommission und den Rat auf, gemeinsam mit den jeweiligen
arabischen Lindern zu priifen, wie ihre Normalisierungsabkommen mit Israel zu der Zweistaatenlésung beitragen konnen;

17.  bekriftigt, dass das UNRWA einen wesentlichen Beitrag zur Stabilitdt und Sicherheit in einem schwierigen Umfeld
steigenden humanitiren und entwicklungspolitischen Bedarfs leistet, und fordert die EU und die breitere internationale
Gemeinschaft auf, das Hilfswerk sowohl politisch als auch finanziell angemessen zu unterstiitzen, um fur die Erfiillung
seines Mandats zu sorgen, sowie mit Blick auf die Verlingerung seines Mandats durch die Generalversammlung der
Vereinten Nationen im Jahr 2022; betont, dass die EU-Finanzierung nicht ausgesetzt werden darf, ohne dass es Beweise fiir
eine missbrauchliche Verwendung gibt;
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18.  fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Auswirkungen der Aggression Russlands gegen die Ukraine auf die
globale Lebensmittelversorgung und globale Lebensmittelpreise anzugehen, um die Region zu stabilisieren; fordert die
Kommission auf, vorrangig die Auswirkungen der Aggression Russlands gegen die Ukraine auf bestimmte Linder des
Nahen und Mittleren Ostens im Hinblick auf die Erndhrungssicherheit anzugehen und dabei den Lindern, die aufgrund
einer hohen Abhingigkeit von Einfuhren und eines Mangels an sozialer Sicherheit besonders anfillig sind, Vorrang
einzurdumen und daftir zu sorgen, dass die finanzielle Unterstiitzung unmittelbar den am stirksten gefahrdeten Gruppen
zugutekommt; betont, dass der Konflikt in der Ukraine den bereits durch die COVID-19-Pandemie ausgelosten
Inflationsdruck verstirken und damit die Nahrungsmittelkrise und die humanitire Krise in den Lindern des Nahen und
Mittleren Ostens, die am stirksten abhingig sind, verschirfen konnte;

Optionen fiir Stabilitit und Sicherheit

19.  betont, dass jede Form der Zusammenarbeit auf einem auf menschliche Sicherheit ausgerichteten Ansatz sowie auf
der Achtung des Volkerrechts, einer auf Regeln beruhenden Weltordnung und den gemeinsamen Zielen der Forderung der
Menschenrechte und der Demokratie beruhen muss;

20. fordert alle EU-Mitgliedstaaten auf, sich nicht in regionale Rivalititen verwickeln zu lassen; betont, dass
Waffenausfuhren in bestimmte Linder des Nahen und Mittleren Ostens angesichts anhaltender Konflikte und Berichte tiber
innerstaatliche Repression moglicherweise gegen den im Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP des Rates festgelegten
Standpunkt der EU verstofSen; fordert, dass Waffenausfuhren in die Region durch einen Konsultationsmechanismus
zwischen den Mitgliedstaaten iiberwacht werden;

21.  bedauert, dass sich Nachbarlinder zu oft in die internen Krisen der anderen Linder einmischen und dass eine solche
Einmischung — sei sie politischer oder sogar militdrischer Natur — schadlich ist, da sie den zwischenstaatlichen
Beziehungen in der Region langfristig schadet und die Losung von Konflikten verhindert; fordert die Drittlinder der Region
auf, keine Waffen an Linder, in denen interne Konflikte bestehen, bzw. an Kombattanten auszufithren und in anderen
Landern, in denen Konflikte bestehen, nicht durch reguldre oder paramilitirische Gruppen militdrisch zu intervenieren, da
einige solcher Interventionen zur Destabilisierung in der Region beitragen, staatliche Strukturen untergraben und einen
Bestand an Kdampfern mit unterschiedlichen Ideologien finanzieren; verurteilt in diesem Zusammenhang die anhaltenden
Verletzungen der Souverénitit und territorialen Integritit des Irak durch die Tiirkei; verurteilt ferner den jiingsten Einsatz
ballistischer Flugkorper und von Drohnenangriffen auf die Region Kurdistan im Irak durch den Iran als ungerechtfertigte
Verletzung der Souverinitit des Irak und der territorialen Unversehrtheit; spricht sich entschieden gegen den Einsatz von
Drohnen bei auflergerichtlichen und extraterritorialen Totungen aus und fordert eine Verpflichtung, in den einschligigen
internationalen Foren an einem weltweiten Verbot zu arbeiten; hebt insbesondere die Gefahren hervor, die mit dem Einsatz
von autonomen und ferngesteuerten Systemen fiir solche Operationen verbunden sind;

22.  fordert die EU auf, die neuen Formen der Zusammenarbeit und der finanziellen Unterstiitzung wie das Instrument
fur Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt und die
Europiische Friedensfazilitit in vollem Umfang auszuschopfen und dabei im Einklang mit den bereits festgelegten
Leitprinzipien und in einer Art und Weise zu handeln, durch die Stabilitit und menschliche Entwicklung gefordert werden;

23.  begriiflt die Zusage der EU, im Einklang mit der Resolution der Konferenz der Vertragsparteien zur Uberpriifung und
Verlingerung des Vertrages iiber die Nichtverbreitung von Kernwaffen aus dem Jahr 1995 iiber den Nahen Osten zur
Schaffung einer von Massenvernichtungswaffen freien Zone beizutragen, sowie die Forderung vertrauensbildender
Mafinahmen durch die EU zur Unterstiitzung dieses Prozesses in einer vollstindigen, iiberprifbaren und unumkehrbaren
Weise; ist zutiefst besorgt iiber die mogliche Verbreitung von Kernwaffen in der Region und fordert die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf, alle diplomatischen Initiativen, sie zu vermeiden, zu verstarken und sie zu beenden; stellt fest, dass
Israel, das keine Vertragspartei des Vertrags iiber die Nichtverbreitung von Kernwaffen ist, lange Zeit Unklarheit beziiglich
seines Status als Atommacht walten lief; fordert Israel auf, den Vertrag iiber die Nichtverbreitung von Kernwaffen zu
unterzeichnen;

24.  verurteilt die allgegenwirtige Unterdriickung friedlicher Demonstranten durch den Iran aufs Schirfste, nachdem die
21-jahrige Mahsa Amini durch staatliche Stellen im Land ermordet wurde, weil sie gegen die zwingend einzuhaltenden
Kleidervorschriften des Regimes verstoffen hatte; bringt seine tiefe Bewunderung, Achtung und Unterstiitzung fiir die
Frauen und Manner zum Ausdruck, die friedlich fiir die Grundrechte und die Grundfreiheiten auf die Strafle gehen, etwa fiir
das Recht von Frauen, kein Kopftuch zu tragen; begriifdt die zusitzlichen gezielten Sanktionen des Rates gegen hochrangige
Beamte des iranischen Regimes, die an dem harten Vorgehen beteiligt waren, darunter gegen den Korps der Iranischen
Revolutionsgarde, die Sittenpolizei und — angesichts der zunehmenden Zensur im Internet — den Minister fiir
Nachrichtenwesen; bekraftigt, dass das Parlament die Abhaltung offizieller Treffen mit iranischen Amtstragern aussetzen
sollte, solange sechs seiner Mitglieder gezielten Sanktionen des Iran unterliegen; bekriftigt seine Unterstiitzung fiir den
Gemeinsamen umfassenden Aktionsplan und fordert gleichzeitig ein umfassenderes Ubereinkommen beziiglich des
Raketenprogramms des Iran; bedauert zutiefst, dass der Iran das repressive Regime in Syrien und die Hisbollah im Libanon
laufend unterstiitzt und militdrische Drohnen und Raketen nach Russland exportiert, obgleich das Land einen Angriffskrieg
gegen die Ukraine fihrt;
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25.  nimmt die strategische Dimension der energiepolitischen Zusammenarbeit im Nahen und Mittleren Osten zur
Kenntnis; betont, dass die Energiequellen der EU diversifiziert werden miissen, und fordert den EAD und die Kommission
auf, eine Bewertung der sicherheitspolitischen Auswirkungen simtlicher Abkommen tiber die Einfuhr von Erdél, Erdgas
oder Wasserstoff in die EU vorzunehmen; betont, dass Stabilitit und Wohlstand in der Region angesichts ihrer Bedeutung
fur die Diversifizierung der Energiequellen der EU ein zentrales Ziel der EU sind; fordert die EU auf, ihre Gas- und
Oleinfuhren aus Russland nicht einfach durch Kohlenwasserstofflieferungen aus den Lindern des Nahen und Mittleren
Ostens zu ersetzen, sondern die Gelegenheit zu nutzen, die Abhéngigkeit von russischem Gas bis 2022 um zwei Drittel zu
verringern, um die Abhingigkeit der EU von fossilen Brennstoffen insgesamt zu verringern und Investitionen in die
Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen sowie in den Stromverbund zu fordern; fordert die EU auf, ihr Engagement in
den Lindern des Nahen und Mittleren Ostens im Hinblick auf den europdischen Griinen Deal zu verstirken; fordert die EU
auf, die Liander in der Region zu fordern und sie bei der Verwirklichung ihrer Klimaziele zu unterstiitzen, insbesondere
durch die Nutzung ihrer groflen Kapazititen im Bereich der Energie aus erneuerbaren Quellen; ist der Ansicht, dass die
Abhingigkeit der Region von der Gewinnung von und dem Handel mit Kohlenwasserstoffen eine Bedrohung fiir ihre
kiinftige Stabilitit darstellt; fordert die EU auf, gegentiiber ihren Gesprichspartnern in der Region den beiderseitigen Nutzen
der Zusammenarbeit beim griinen Ubergang, insbesondere die Vorteile eines nachhaltigen Wachstums, zu betonen; fordert
die EU auf, den Aufbau einer Partnerschaft fiir Energie aus erneuerbaren Quellen mit den Lindern des Nahen und Mittleren
Ostens in Betracht zu zichen;

26.  betont, dass gegen die Finanzierung terroristischer Organisationen und Aktivititen vorgegangen werden muss;
betont, dass die EU dazu beitragen muss, Geldwische zu stoppen und illegale Finanzstrome einzudimmen, indem sie eine
klare Strategie verabschiedet, um die Mingel bei der Kontrolle dieser Art von Geldern durch verschiedene Staaten in der
Region zu beheben; bedauert, dass die Vereinigten Arabischen Emirate russischen Oligarchen Unterschlupf gewéhrt haben,
um die EU-Sanktionen gegen Russland zu umgehen; unterstreicht, dass die fortgeschrittene und historisch gewachsene
Sicherheitspartnerschaft mit der Region ein gemeinsames Vorgehen gegen Russlands Aggression gegen die Ukraine und fuir
grundlegende europiische Interessen erfordert; bedauert ebenfalls, dass die EU-Sanktionen gegen das syrische Regime seit
2011 iiber den Libanon, Iran und Russland umgangen werden;

27.  verurteilt aufs Schirfste die Terroranschldge, die von Terrorgruppen in der Region begangen werden; fordert die EU
und ihre Mitgliedstaaten daher auf, die rechtmafSigen Regierungen, die gegen dschihadistische Netze kimpfen, entschlossen
zu unterstiitzen; begriifft die Bemithungen der Kommission und des EAD, ein Netz von Experten im Bereich der
Terrorismusbekdmpfung im Rahmen der EU-Delegationen in mehreren Lindern der Region einzurichten und die von
mehreren Regierungen angeforderte maflgeschneiderte Unterstiitzung zu leisten; fordert eine systematische Zusammen-
arbeit bei der Privention und Bekdmpfung von Radikalisierung sowie bei der Terrorismusbekdmpfung durch gezielte,
maflgeschneiderte und regelmifig evaluierte zivile Programme; begriifit die Bemithungen der Kommission, insbesondere
des Dienstes fiir aulenpolitische Instrumente, Programme zur Entwicklung von Partnerschaften mit mehreren Lindern der
Region zur Bekimpfung der Radikalisierung und zur Bekdmpfung des Terrorismus aufzulegen; ist der Ansicht, dass solche
mafSgeschneiderten Programme, die durch materielle und finanzielle Mittel gestiitzt sind, die den spezifischen Bediirfnissen
der Empfingerstaaten entsprechen, wirksame Instrumente der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit darstellen konnen;
fordert jedoch, dass die Wirksamkeit dieser Projekte sorgfaltig bewertet wird und dass dafiir gesorgt wird, dass Dienstleister,
die haufig aus Agenturen der Mitgliedstaaten stammen, auf der Grundlage eines echten Fachwissens angemessene und auf
die Bediirfnisse der Gastlander zugeschnittene Schulungen anbieten;

28.  begrifft die Verabschiedung des Magnitski-Gesetzes durch den Rat als wichtiges Instrument der EU zur
Sanktionierung von Personen, die Menschenrechtsverletzungen begehen; fordert die Vorbereitung restriktiver Maffnahmen
gegen iranische Beamte, die an den schweren Menschenrechtsverletzungen gegen iranische Menschenrechtsverteidiger,
politische Gefangene und friedliche Demonstranten in dem Land beteiligt sind;

Biirgerrechte und Menschenrechte

29.  betont, dass direkte Kontakte zwischen den Menschen und die Zusammenarbeit in Bereichen wie Handel, Bildung,
Wissenschaft und Kultur in der Region eine wichtige Rolle spielen und einen wesentlichen Beitrag zur regionalen Stabilitit
und zur Uberbriickung von Spaltungen sowohl gegeniiber der EU als auch zwischen den verschiedenen Staaten leisten
konnen; begriifft in diesem Zusammenhang den von der Kommission vorgelegten Vorschlag, die Staatsangehorigen von
Kuwait und Katar von der Visumpflicht zu befreien; fordert die Kommission auf, ziigig technische Gesprache zu fithren, um
fur die Erfiillung der einschligigen Kriterien zu sorgen und letztlich die Befreiung der Staatsangehorigen von Kuwait und
Katar von der Visumpflicht zu erreichen; fordert die Kommission auf, Studierenden aus der Region den Zugang zum
Programm Erasmus+ zu erleichtern;

30.  unterstreicht, wie wichtig eine kontinuierliche und wachsende politische und diplomatische Prisenz der EU in der
Region ist, wenn es darum geht, den strategischen politischen Dialog und den Austausch zwischen den Landern der Region
voranzubringen, damit Stabilitit gefordert wird; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, ihre
diplomatischen und politischen Beziehungen fiir Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit zu verstiarken, wie
dies von friedlichen Volksbewegungen in der gesamten MENA-Region gefordert wird;
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31.  stellt fest, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten derzeit an verschiedenen militirischen Operationen und
Kooperationen in der Region beteiligt sind: an der EU-Militiroperation Atalanta zum Schutz von Schiffen des
Welterndhrungsprogramms und anderen gefihrdeten Schiffen und zur Abschreckung, Verhiitung und Bekimpfung
seerduberischer Handlungen und bewaffneter Raubiiberfille vor der Kiiste Somalias, der EU-Militdroperation Irini im
Mittelmeer, der US-Operation Inherent Resolve zur Unterstiitzung von Partnerkriften, bis sie den IS in ausgewiesenen
Gebieten im Irak und in Syrien eigenstindig besiegen konnen, der NATO-Operation Sea Guardian zum Aufbau von
Kapazititen im Bereich der maritimen Sicherheit, zur Unterstiitzung der maritimen Lageerfassung und der Terrorismus-
bekidmpfung auf See sowie an der europiischen Mission zur Férderung maritimer Sicherheit in der Straffe von Hormuz; ist
der Ansicht, dass die EU mit diesen Verpflichtungen, die eine Antwort auf volkerrechtlich anerkannte kollektive
Bedrohungen darstellen, einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit in der Region leistet; stellt jedoch fest, dass das individuelle
Engagement einiger Mitgliedstaaten in lokalen Krisen oder Konflikten nicht Teil der auf europdischer Ebene stirker
koordinierten Bemithungen ist, wie beispielsweise in den Fillen Syrien oder Libyen; betont, dass die Prasenz der EU unter
dem Gesichtspunkt der Menschenrechte iiberwacht und bewertet werden muss und dass die Kriterien der menschlichen
Sicherheit beriicksichtigt werden miissen;

32.  missbilligt, dass die Staats- und Regierungsoberhdupter der Region auf die GroRdemonstrationen, bei denen 2010,
2011 und danach in zahlreichen arabischen Lindern demokratische Reformen gefordert wurden, mit der Wiedereinfithrung
autoritirer Mafnahmen reagiert haben, mit denen die Rede-, Vereinigungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit der Biirger
und Einwohner weiter eingeschrankt wurde; betont, dass Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, verantwortungsvolle
Staatsfithrung und Korruptionsbekimpfung Vorteile fiir die Menschen mit sich bringen und zu mehr Stabilitdt in der
Region beitragen; betont, dass die stindige Gefahr, willkiirlich festgenommen oder gar gefoltert zu werden, eine
inakzeptable Form der Unsicherheit fiir alle Biirger der Region darstellt und zu einer Zunahme der sozialen Unruhen, des
Misstrauens und der Ressentiments gegeniiber den staatlichen Institutionen fithrt;

33.  verurteilt, dass Menschenrechtsverteidiger, Aktivisten, Journalisten und mutmaflich regierungskritische Personen in
der gesamten Region nach wie vor unter schwerer und allgegenwirtiger staatlicher Unterdriickung leiden; fordert die
Delegationen der EU und der Mitgliedstaaten vor Ort auf, Menschenrechtsfragen bei ihrem Austausch mit den staatlichen
Stellen vor Ort Vorrang einzurdumen und fur die vollstindige und sorgfaltige Umsetzung aller EU-Leitlinien, einschlieSlich
der Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern und des Aktionsplans fiir Menschenrechte und Demokratie, zu
sorgen; fordert die EU auf, fiir Toleranz und Religionsfreiheit in der Region einzutreten; fordert die Kommission auf, dafiir
zu sorgen, dass die Demokratieklausel in den Assoziierungsabkommen der Union mit Drittlindern wirksam angewandt
wird, wenn eindeutige Menschenrechtsverletzungen vorliegen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, mithilfe aller
ihnen zur Verfiigung stehenden multilateralen Foren, einschliefSlich der Vereinten Nationen, unabhingige internationale
Ermittlungs- und Berichterstattungsmechanismen zu erneuern oder einzurichten, um gegen die schwerwiegendsten
Verstofle gegen das humanitire Volkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen im Nahen und Mittleren
Osten, insbesondere gegen Folter, Verschwindenlassen und auflergerichtliche Hinrichtungen, vorzugehen; fordert zu diesem
Zweck die Wiedereinsetzung der Gruppe nambhafter internationaler und regionaler Sachverstindiger der Vereinten
Nationen fiir den Jemen, die Einrichtung eines Mechanismus der Vereinten Nationen zur Uberwachung und
Berichterstattung iiber Menschenrechtsverletzungen in Agypten und die Verlingerung des Mandats der unabhéngigen
Erkundungsmission der Vereinten Nationen in Libyen;

34.  ist zutiefst besorgt tiber die Auswirkungen des Verkaufs, der Ausfuhr, der Modernisierung und der Wartung von
Masseniiberwachungstechnologien in der Region auf die Menschenrechte, da diesbeziiglich in der Region in Bezug auf den
missbrauchlichen Einsatz von Technologie zum Zwecke der internen Repression eine schlechte Bilanz festzustellen ist;
verurteilt den missbrauchlichen Einsatz von Spahsoftware in der Region, etwa der Spahsoftware Pegasus der israelischen
Gruppe NSO; betont, dass jeder missbriuchliche Einsatz von Uberwachungssoftware gegen fithrende Politiker, Journalisten,
Aktivisten oder die Zivilgesellschaft eine schwerwiegende Verletzung der Grundrechte und Grundfreiheiten darstellt; betont,
dass Menschenrechtsverteidiger, Oppositionelle, Journalisten usw. durch den Einsatz der neuen digitalen Technologien
besonders gefihrdet sind, da auf diese Weise ihre Tatigkeit kontrolliert, eingeschrinkt und untergraben wird; fordert die EU
auf, eine Initiative zu ergreifen, um bis zur Annahme eines soliden Rechtsrahmens in diesem Bereich ein sofortiges
weltweites Moratorium fiir den Verkauf, die Weitergabe und den Einsatz von Spahsoftware voranzubringen; fordert die EU
und die Mitgliedstaaten auf, bei der kiinftigen Ausfuhr von Uberwachungstechnologien aus der Union und bei der
einschldgigen technischen Hilfe die uneingeschrankte Einhaltung der Sorgfaltspflicht im Bereich der Menschenrechte und
eine angemessene Uberpriifung sicherzustellen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, sich bei den Regierungen von
Drittlandern fur eine Beendigung repressiver Rechtspraktiken und Vorschriften fiir Cybersicherheit und zur Terrorismus-
bekdmpfung einzusetzen; fordert die betreffenden Staatsorgane auf, alle Gefangenen aus Gewissensgriinden, einschliefSlich
Journalisten und Biirgerjournalisten, freizulassen und eine freie, unabhingige und vielfiltige Medienlandschaft im
langfristigen Interesse der eigenen Stabilitit und Sicherheit zu ermdglichen; erachtet es als sehr wichtig, gegen
Desinformation und die Verbreitung von Falschmeldungen in der Region vorzugehen, und fordert die EU auf, geeignete
Mafinahmen zu ergreifen, insbesondere indem sie unabhidngige Medien und Initiativen im Bereich der politischen Bildung
unterstiitzt;

35.  fordert die EU auf, die Entwicklung einer starken und unabhingigen Zivilgesellschaft in der Region weiterhin zu
fordern, insbesondere durch die Zusammenarbeit mit Gewerkschaften, Frauenorganisationen oder Umweltorganisationen;
stellt fest, dass die EU ein Interesse daran hat, mit lokalen Organisationen der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten, um
ihre Politik in den Landern der Region besser bekannt zu machen, auszuwerten und zu diversifizieren; betont, dass der sich
einengende Spielraum fiir die Zivilgesellschaft in mehreren Lindern eine Bedrohung fiir die regionale Stabilitit darstellt;
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bedauert zutiefst, dass in den vergangenen zehn Jahren in einer Reihe von Lindern durch rechtliche oder faktische
Unterdriickungs- und Einschiichterungsmafinahmen die Vereinigungsfreiheit stark eingeschrankt wurde und Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft verstirkt Angriffen ausgesetzt sind; bekriftigt nachdriicklich, dass die Verteidigung der
grundlegenden biirgerlichen und politischen Rechte und Freiheiten ein Bereich der legitimen Betitigung fiir Organisationen
der Zivilgesellschaft ist, auch im Nahen und Mittleren Osten;

36.  betont, dass Frauen in der Region, insbesondere in Konfliktsituationen, besonders schwerer Gewalt ausgesetzt sind;
fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, ihre Gesprachspartner in der Region aufzufordern, die Beteiligung von Frauen
an der Verhiitung und Beilegung von Konflikten, an Friedensverhandlungen, an der Friedenskonsolidierung, an
friedenserhaltenden Mafinahmen, an der humanitiren Hilfe und am Wiederaufbau nach Konflikten zu erhéhen; fordert
die EU in diesem Zusammenhang auf, mit gutem Beispiel voranzugehen und fiir eine gerechte Vertretung von Frauen in
ihren eigenen EU-Delegationen und -Missionen zu sorgen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Resolution 1325
(2000) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen iiber Frauen, Frieden und Sicherheit in all ihre Bemithungen zur
Konfliktlosung im Nahen und Mittleren Osten einzubeziehen; fordert erneut, dass der dritte EU-Aktionsplan fur die
Gleichstellung vollstindig umgesetzt und in allen Aspekten des auswirtigen Handelns der EU priorisiert wird; fordert die
EU und ihre Mitgliedstaaten auf, alle Konfliktparteien in der Region mit Nachdruck dazu anzuhalten, besondere
Maffnahmen zu ergreifen, um Frauen und Middchen in bewaffneten Konflikten vor geschlechtsspezifischer Gewalt,
insbesondere vor Vergewaltigung und anderen Formen von sexuellem Missbrauch, zu schiitzen; erachtet es als sehr wichtig,
lokale Frauenorganisationen zu unterstiitzen, um ihre Gestaltungs- und Entscheidungsmacht zu stirken;

37.  fordert die staatlichen Stellen in der Region auf, das Folterverbot unter allen Umstinden zu achten, das insbesondere
im Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe verankert ist, zumal die meisten der Lander in der Region das Ubereinkommen unterzeichnet und
ratifiziert haben; fordert die Abschaffung der Todesstrafe in der gesamten Region; bedauert, dass in der gemeinsamen
Mitteilung iiber eine strategische Partnerschaft mit der Golfregion keine Menschenrechtsgarantien im Rahmen der
Zusammenarbeit mit den Golfstaaten zur Bekimpfung des Terrorismus eingefithrt wurden, und besteht darauf, dass jegliche
Zusammenarbeit mit den Golfstaaten und den Landern des Nahen und Mittleren Ostens in diesem Bereich strikt an die
Anwendung dieser Garantien gekniipft wird; nimmt mit grofer Besorgnis zur Kenntnis, dass in den Lindern der Region
nach wie vor vage formulierte Gesetze verabschiedet werden, die angeblich der Terrorismusbekdmpfung dienen, aber deren
Anwendung in der Praxis zur Kriminalisierung legitimer und friedlicher abweichender Meinungen fiihrt; begriifSt, dass
bilaterale Menschenrechtsdialoge mit den arabischen Golfstaaten sowie Israel, Jordanien und dem Libanon gefithrt wurden;
betont jedoch, dass derartige Dialoge nicht dazu dienen sollten, bestimmte Punkte auf der Tagesordnung abzuhaken,
sondern vielmehr darauf abzielen sollten, konkrete Verpflichtungen und Vorgaben fiir spezifische Fortschritte im Bereich
der Menschenrechte in den Partnerlindern zu erreichen; betont ferner, dass jahrliche Menschenrechtsdialoge nicht die
einzige Gelegenheit fur Gespriche tiber Menschenrechte mit den jeweiligen Lindern sein sollten; fordert die EU und die
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten auf, bei allen Formen des Austauschs auf hochrangiger Ebene mit ihren
Amtskollegen aus den Mitgliedstaaten des Golf-Kooperationsrates die in den Dialogen geduflerten Bedenken erneut
anzusprechen und Empfehlungen auszusprechen; ist zutiefst besorgt iiber die stetige Verschlechterung der Menschen-
rechtslage in Saudi-Arabien, die sich in der Zunahme der Hinrichtungen im Jahr 2022 und der Verurteilung
saudi-arabischer Biirger wie etwa der von Salma al-Shehab, die fiir die Nutzung sozialer Medien zu 45 Jahren Haft
verurteilt wurde, widerspiegelt; ist zutiefst besorgt dartiber, dass die Ermordung des Journalisten der Washington Post Jamal
Khashoggi (Dschamal Chaschuqdschi) nicht angemessen geahndet wurde;

38.  betont, wie wichtig die Ziele fur nachhaltige Entwicklung sind, die in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung festgelegt wurden, da die regionale Stabilitit in diesem Rahmen mafigeblich gefordert wird; betont,
dass die Zusammenarbeit zwischen der EU und den Lindern der Region weiter ausgebaut werden muss, damit diese Ziele
allesamt erfillt werden konnen, insbesondere diejenigen, die Herausforderungen betreffen, die eine globale Zusammenarbeit
erfordern, beispielsweise den Klimawandel, wobei klare Strategien, Zeitrahmen und Ziele in diesen Bereichen festgelegt
werden miissen; betont, dass der beste Weg fuir die EU, Sicherheit und Stabilitdt in der Region zu fordern, darin besteht, die
zugrunde liegenden Ursachen anzugehen;

(0] o

39.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fur AufSen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten,
den Generalsekretdren der Liga Arabischer Staaten, der Union fuir den Mittelmeerraum und des Golf-Kooperationsrats sowie
den Regierungen und Parlamenten ihrer Mitgliedsldnder zu tibermitteln.
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P9_TA(2022)0409

Vorbeugung von, Umgang mit und bessere Versorgung bei Diabetes in der EU anlisslich des
Weltdiabetestags

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 zu dem Thema ,Vorbeugung von, Umgang
mit und bessere Versorgung bei Diabetes in der EU anlisslich des Weltdiabetestags“ (2022/2901(RSP))

(2023/C 167/05)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 168,

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung, insbesondere das Ziel Nr. 3 fiir nachhaltige
Entwicklung (SDG), Unterziel 4, die Frithsterblichkeit aufgrund von nicht tibertragbaren Krankheiten durch Pravention
und Behandlung um ein Drittel zu senken und die psychische Gesundheit und das Wohlergehen zu férdern, und das
SDG Nr. 3, Unterziel 8, die allgemeine Gesundheitsversorgung, einschlieflich der Absicherung gegen finanzielle Risiken,
den Zugang zu hochwertigen grundlegenden Gesundheitsdiensten und den Zugang zu sicheren, wirksamen,
hochwertigen und bezahlbaren unentbehrlichen Arzneimitteln und Impfstoffen fir alle zu erreichen (),

— unter Hinweis auf den globalen Uberwachungsrahmen der WHO fiir die Privention und Bekdmpfung nicht
iibertragbarer Krankheiten (Global Monitoring Framework for the prevention and control of non-communicable
diseases), insbesondere die Prioritit, den Anstieg von Diabetes und Adipositas zu stoppen (2),

— unter Hinweis auf den Ergebnisbericht der européischen hochrangigen Konferenz der WHO zu nicht iibertragbaren
Krankheiten in Aschgabat (Turkmenistan), am 9. und 10. April 2019 mit dem Titel ,Time to Deliver in Europe: meeting
non-communicable disease targets to achieve the Sustainable Development Goals* (Zeit fiir Ergebnisse in Europa:
Erreichung der Zielwerte fiir nicht tibertragbare Krankheiten mit Blick auf die Erreichung der Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung) (),

— unter Hinweis auf den Globalen Diabetes-Pakt der WHO (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 14. Marz 2012 zu den Mainahmen zur Bekdmpfung der Diabetes-Epidemie
in der EU (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der européische Griine Deal*
(COM(2019)0640) und die Entschliefung des Parlaments vom 15. Januar 2020 zu diesem Thema (°),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,,Vom Hof auf den Tisch“ — eine
Strategie fiir ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem* (COM(2020)0381) und auf die
EntschlieBung des Parlaments vom 20. Oktober 2021 zu diesem Thema (),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 25. November 2020 mit dem Titel ,Eine Arzneimittelstrategie
fir Europa“ (COM(2020)0761) und die EntschlieSung des Parlaments vom 24. November 2021 zu diesem Thema (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 3. Februar 2021 mit dem Titel ,Europas Plan gegen den Krebs*
(COM(2021)0044) und die Entschliefung des Parlaments vom 16. Februar 2022 zu der Stirkung Europas im Kampf
gegen Krebserkrankungen — auf dem Weg zu einer umfassenden und koordinierten Strategie (°),

https:/[sdgs.un.org/goals

NCD Global Monitoring Framework (Weltgesundheitsorganisation)
https:/[apps.who.int/iris/handle/10665/347381
https:/[www.who.int/initiatives/the-who-global-diabetes-compact
ABL. C 251 E vom 31.8.2013, S. 47.

ABL C 270 vom 7.7.2021, S. 2.

ABL C 184 vom 5.5.2022, S. 2.

ABL C 224 vom 8.6.2022, S. 47.

ABL C 342 vom 6.9.2022, S. 109.
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https://sdgs.un.org/goals
https://www.who.int/publications/i/item/ncd-surveillance-global-monitoring-framework
https://apps.who.int/iris/handle/10665/347381
https://www.who.int/initiatives/the-who-global-diabetes-compact
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— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/522 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Marz 2021 zur
Einrichtung eines Aktionsprogramms der Union im Bereich der Gesundheit (,EU4Health-Programm®) fiir den Zeitraum
2021-2027 (19),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission fiir eine Verordnung iber den europiischen Raum fiir
Gesundheitsdaten (COM(2022)0197),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/2282 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember
2021 iiber die Bewertung von Gesundheitstechnologien ('),

— unter Hinweis auf die Initiative der Kommission zu nicht iibertragbaren Krankheiten ,Healthier Together” (Gemeinsam
gesiinder) vom 20. Juni 2022 (*3),

— unter Hinweis auf die Resolution der Weltgesundheitsversammlung vom 28. Mai 2019 zur Verbesserung der
Transparenz der Mirkte fiir Arzneimittel, Impfstoffe und andere Gesundheitsprodukte,

— unter Hinweis auf den Aktionsplan zur europdischen Sdule sozialer Rechte (*%),
— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass Diabetes zu den hdufigsten nicht iibertragbaren Krankheiten zahlt; in der Erwédgung, dass in der
EU mehr als 33 Millionen Menschen mit Diabetes leben; in der Erwidgung, dass die Zahl der mit Diabetes lebenden
Personen in der EU Prognosen zufolge bis 2030 auf 38 Millionen ansteigen wird (**);

B. in der Erwigung, dass etwa die Hilfte der Menschen, die mit Diabetes leben, bei den Blutzuckerwerten keinen optimalen
Zielbereich erreichen oder aufrechterhalten (**), was zu einem erhohten Risiko von Komplikationen im Zusammenhang
mit Diabetes fithrt, die zu einer Verschlechterung des Wohlbefindens und anderen Folgen, etwa zu Produktivitits-
verlusten und Kosten fiir die Gesellschaft, fithren; in der Erwédgung, dass Europa die Region mit der weltweit hochsten
Zahl von Kindern und Jugendlichen ist, die mit Diabetes Typ 1 leben (*°);

C. in der Erwdgung, dass mehr als 95 % der Diabetespatienten Diabetes Typ 2 haben, zu dessen Risikofaktoren ein Gewicht
oberhalb einer gesunden Bandbreite, Tabakkonsum, Bewegungsmangel und ungesunde Erndhrung zahlen; in der
Erwigung, dass Diabetes Typ 2 immer hdufiger bei Kindern und jungen Erwachsenen auftritt (7);

D. in der Erwdgung, dass sich Diabetes Typ 1 und 2 nachweislich negativ auf die Lebenserwartung auswirken (*¥); in der
Erwigung, dass Diabetes Schitzungen zufolge die vierthdufigste Todesursache in Europa darstellt (**);

E. in der Erwdgung, dass Diabetes zum jetzigen Zeitpunkt nicht heilbar ist;
F. in der Erwigung, dass Menschen aller Altersgruppen und Gesellschaftsschichten von Diabetes betroffen sein konnen;

G. in der Erwigung, dass Diabetes verschiedene sozio6konomische Gruppen ungleich betrifft und dass soziokonomische
Faktoren die Auswirkungen von Diabetes auf das Leben der Menschen bestimmen;

H. in der Erwigung, dass alle Patienten unabhingig von ihren finanziellen Mitteln, ihrem Geschlecht, ihrem Alter oder ihrer
Staatsangehorigkeit das Recht auf eine optimale Behandlung haben, und in der Erwégung, dass in der EU dringend fur
einen gleichberechtigten Zugang zu sicheren, wirksamen und erschwinglichen Behandlungen gesorgt werden muss;

(% ABLL 107 vom 26.3.2021, S. 1.

()] ABL L 458 vom 22.12.2021, S. 1.

(') https://health.ec.europa.eu/publications/eu-non-communicable-diseases-ncds-initiative-guidance-document_en
() https://op.europa.eu/webpub/empl/european-pillar-of-social-rights/de/

(" https: //research-and innovation.ec.europa.eu/research-area/health/diabetes_de

() https:/[journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/1479164116679775

(") https:/|diabetesatlas.org/atlas/tenth-edition/

(") https://www.who.int/news-room|fact-sheets/detail /diabetes

(") https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7 673790/

(") https:/[apps.who.int/iris bitstream/handle/10665/327971/9789289041904-eng.pdf


https://health.ec.europa.eu/publications/eu-non-communicable-diseases-ncds-initiative-guidance-document_en
https://op.europa.eu/webpub/empl/european-pillar-of-social-rights/de/
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/research-area/health/diabetes_de
https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/1479164116679775
https://diabetesatlas.org/atlas/tenth-edition/
https://www.who.int/news-room/fact-sheets/detail/diabetes
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7673790/
https://apps.who.int/iris/bitstream/handle/10665/327971/9789289041904-eng.pdf
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I in der Erwédgung, dass die Unionsbiirgerinnen und Unionsbiirger bei der Pravention nach wie vor Ungleichbehandlung
ausgesetzt sind, ungleich vor Risikofaktoren geschiitzt sind, im Hinblick auf eine gesunde Lebensweise ungleich
aufgeklart werden und ungleich gegen Fehlinformationen gewappnet sind; in der Erwagung, dass die Unionsbiirger-
innen und Unionsbiirger je nach Mitgliedstaat und Region innerhalb der Mitgliedstaaten in Bezug auf einen raschen
Zugang zu erschwinglicher, hochwertiger Behandlung und Versorgung Ungleichbehandlung erfahren;

J. in der Erwidgung, dass Diabetes eine Ursache zahlreicher gesundheitlicher Komplikationen ist und ein Drittel der mit
Diabetes lebenden Menschen an diabetischer Retinopathie (*) erkrankt und ein Drittel Herz-Kreislauf-Erkrankungen (*!)
entwickelt; in der Erwdgung, dass vier Funftel der Nierenerkrankungen im Endstadium bei Menschen auftreten, die mit
Diabetes Typ 2 leben undfoder Bluthochdruck haben (*); in der Erwigung, dass Diabetes eine Ursache vorzeitiger
Sterblichkeit und von Behinderung ist (Blindheit, Amputationen, Herzinsuffizienz);

K. in der Erwidgung, dass einige Formen von Diabetes Typ 2, Schwangerschaftsdiabetes, Komplikationen im
Zusammenhang mit Diabetes und andere Folgen von Diabetes durch politische Mafinahmen verhindert werden
konnen, die auf die modifizierbaren Risikofaktoren fiir die Erkrankung ausgerichtet sind, etwa durch die Forderung eines
aktiven, rauchfreien Lebens und des Zugangs zu gesunden Lebensmitteln, sowie durch politische Mafnahmen, die auf
die okologischen, kulturellen und soziookonomischen Gesundheitsdeterminanten abzielen sowie auf die Forderung der
Frithdiagnostik und frithzeitiger Mafinahmen; in der Erwagung, dass Diabetes allerdings haufig zu spit diagnostiziert
wird und dass bis zu ein Drittel aller Menschen, die in der EU mit Diabetes leben, derzeit keine Kenntnis von ihrer
Erkrankung hat (*);

L. in der Erwidgung, dass die Biirgerinnen und Biirger durch die Nahrwertkennzeichnung auf der Packungsvorderseite dabei
unterstiitzt werden, gesiindere Lebensmittel auszuwiahlen und so einem ungesunden Verzehr von Lebensmitteln mit
hohem Salz-, Fett- und Zuckergehalt und Fettleibigkeit vorzubeugen, zumal letztere zu den entscheidenden
determinierenden Risikofaktoren fiir das Auftreten von Diabetes Typ 2 zéhlt;

M. in der Erwidgung, dass Menschen, die mit Diabetes leben, zu den am stirksten von COVID-19 betroffenen Menschen
zdhlen, und zwar nicht nur im Zusammenhang mit dem Risiko eines schweren Verlaufs, sondern auch im
Zusammenhang mit dem Risiko von Spitfolgen aufgrund von Behandlungsunterbrechungen im Zuge der Pandemie (>%);

N. in der Erwigung, dass Diabetes aufgrund des Wechselspiels mit anderen Erkrankungen und allen Versorgungsebenen
eine komplexe und multifaktorielle Erkrankung ist; in der Erwégung, dass die Privention und Behandlung der Krankheit
sowie der Umgang mit der Krankheit Riickschlisse auf die Qualitit, Wirksamkeit, Leistung und Resilienz eines
Gesundheitssystems zulassen konnen; in der Erwigung, dass ein wirksamer Umgang mit Diabetes und eine
entsprechende Versorgung auch zu besseren Ergebnissen bei anderen nicht tibertragbaren und sonstigen Krankheiten
fihren;

O. in der Erwidgung, dass 100 Jahre nach der bahnbrechenden Entdeckung des Insulins weltweit sowie innerhalb und
zwischen den Mitgliedstaaten nach wie vor zahlreiche Ungleichheiten in Bezug auf den Zugang zu Behandlung,
Aufklirung, Autonomie, Medikamenten, Instrumenten zur Uberwachung des Blutzuckerspiegels, zu Zubehér und
Technologien sowie in Bezug auf die Gesundheitsergebnisse bestehen (¥°); in der Erwigung, dass nach wie vor
Forschungsarbeiten erforderlich sind, um eindeutige individuelle Risikofaktoren fiir Diabetes Typ 1 zu ermitteln, um zur
Festlegung dessen beizutragen, wie eine frithzeitigere Diagnose von Diabetes Typ 1 am besten moglich ist, und um zu
ermitteln, welche Patienten kiinftig fiir einen immunologischen Behandlungsansatz infrage kommen; in der Erwdgung,
dass weitere Forschungsarbeiten, einschlieflich im Bereich der Verhaltensforschung, erforderlich sind, um zu ermitteln,
welche Maffnahmen fur die Pravention von und den Umgang mit Diabetes Typ 2 am wirksamsten sind, und um
ebendiese zu verbessern;

P. in der Erwigung, dass in allen Mitgliedstaaten etwa 9 % der Gesundheitsausgaben auf Diabetes zuriickzufithren sind (%)
und dass bis zu 75 % dieser Kosten auf potenziell vermeidbare Komplikationen zuriickfihrbar sind (¥'); in der Erwégung,
dass Pravention wirksamer ist als jede Heilung, um die Inzidenz, Pravalenz und Komplikationen bestimmter Arten von
Diabetes zu verringern, und dass Pravention die kostengiinstigste Langzeitstrategie zur Bekdmpfung von Diabetes
darstellt;

(*)  https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/26605370/

(Y https:/[www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC599406 8/

(**)  https:/[idf.org[our-activities/care-prevention/diabetes-and-the-kidney.html

(*¥)  https:|/diabetesatlas.org/atlas/tenth-edition/

(**  https:/[idf.org/our-network/regions-members/europe/covid-19.html

(*)  https:/|www.mepinterestgroupdiabetes.eu/wp-content/uploads/2021/03/MMD-BLUEPRINT-FOR-ACTION-ON-DIABETES.pdf

(*)  https://www.idf.org/our-network/regions-members/europe/europe-news/487:idf-europe-statement-on-the-eu-ncd-initiative-%E2%
80%9 3-healthier-together%C2%A0.html

(*)  https://pubmed.ncbinlm.nih.gov/17853332/


https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/26605370/
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5994068/
https://idf.org/our-activities/care-prevention/diabetes-and-the-kidney.html
https://diabetesatlas.org/atlas/tenth-edition/
https://idf.org/our-network/regions-members/europe/covid-19.html
https://www.mepinterestgroupdiabetes.eu/wp-content/uploads/2021/03/MMD-BLUEPRINT-FOR-ACTION-ON-DIABETES.pdf
https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/17853332/
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Q. in der Erwédgung, dass sich Menschen, die mit Diabetes leben, abgesehen von sporadischer Beratung oder Unterstiitzung
durch die behandelnden Gesundheitsfachkrifte einige Male im Jahr entsprechend selbst versorgen miissen; in der
Erwigung, dass die individuelle Belastung sowie die Belastung von Angehorigen durch Diabetes nicht nur finanzieller
Art, sondern auch mit enormen psychosozialen Problemen und einer geringeren Lebensqualitit verbunden ist; in der
Erwigung, dass Innovationen im Bereich der Selbstmessung des Blutzuckerspiegels eine einfachere und bessere
Regulierung des Blutzuckerspiegels ermdglichen; in der Erwédgung, dass es von Vorteil ist, es zu fordern, dass
Diabetespatienten solche Innovationen rasch zur Verfugung gestellt werden, da diese die erfolgreiche Behandlung von
Diabetes verbessern, wodurch gesundheitliche Komplikationen und daraus resultierende Gesundheitskosten verhindert
werden;

R. in der Erwdgung, dass es bisher keinen EU-Rechtsrahmen zur Bekdmpfung der Diskriminierung von Menschen, die mit
Diabetes oder anderen chronischen Krankheiten leben, gibt, und dass Vorurteile gegeniiber den Menschen, die mit dieser
Erkrankung leben, in Schulen, bei der Arbeitsplatzsuche, am Arbeitsplatz, bei Versicherungspolicen und bei der
Bewertung im Hinblick auf den Fithrerscheinerwerb in der gesamten EU nach wie vor sehr verbreitet sind; in der
Erwigung, dass die Entwicklung der Kenntnisse tiber Diabetes sowie der Behandlung und entsprechender Technologie in
den vergangenen Jahren dazu gefiihrt hat, dass Personen, die mit Diabetes leben, ihren Blutzuckerwert sehr viel genauer
und kontinuierlich kontrollieren kénnen, wodurch sie zuvor wahrgenommene Risiken bei alltidglichen Aktivitdten
tiberwinden konnen;

S. in der Erwagung, dass sich gezeigt hat, dass Menschen, die mit Diabetes und anderen nicht tibertragbaren Krankheiten
leben, in humanitdren Notsituationen einem hohen Risiko des Versorgungsabbruchs und der Entwicklung
schwerwiegenderer Symptome und Komplikationen ausgesetzt sind;

T. in der Erwigung, dass sich die EU im Rahmen verschiedener Maffnahmen bereits mit Diabetes befasst hat, darunter die
Schlussfolgerungen des Rates von 2006 zur Forderung einer gesunden Lebensweise und zur Vorbeugung gegen Diabetes
und die Entschlieung des Parlaments vom 14. Marz 2012 zu den Maflnahmen zur Bekdmpfung der Diabetes-Epidemie
in der EU; in der Erwdgung, dass vieles eindeutig dafur spricht, diese Bemiihungen als Reaktion auf die zunechmende
Belastung durch Diabetes und die dringende Notwendigkeit, dass die Mitgliedstaaten entschlossen handeln, zu
verstirken, insbesondere angesichts des Mehrwerts, den konzertierte Bemithungen auf Unionsebene mit sich bringen; in
der Erwdgung, dass mit der Initiative der EU fur nicht tibertragbare Krankheiten ,Healthier Together* (Gemeinsam
gesiinder) auf einige der Bediirfnisse und Forderungen der Mitgliedstaaten eingegangen wird, die in der EntschlieBung
des Parlaments aus dem Jahr 2012 dargelegt wurden, sie jedoch keinen klaren Rahmen fir Maflnahmen in den
Mitgliedstaaten bietet und keine konkreten Zielwerte und Vorgaben umfasst, die die Festlegung von Zielen und die
Messung der Fortschritte ermdglichen wiirden;

1.  stellt mit Bedauern fest, dass immer mehr Menschen mit Diabetes leben, und bekundet seine Solidaritit mit den
Patienten, die unter dieser schwerwiegenden Krankheit leiden, und ihren Familien;

2. weist auf die auf der 75. Tagung der Weltgesundheitsversammlung angenommenen globalen Versorgungsziele bei
Diabetes bis 2030 hin, einschlieflich der Zielvorgabe, dass 80 % der Menschen mit Diabetes diagnostiziert werden, 80 %
eine gute Blutzuckereinstellung aufweisen, bei 80 % der Menschen mit diagnostiziertem Diabetes der Blutdruck gut
eingestellt ist, 60 % der Menschen ab 40 Jahren mit Diabetes Statine erhalten und 100 % der Menschen mit Diabetes Typ 1
Zugang zu erschwinglichem, qualitdtsgesichertem Insulin haben und den Blutzucker selbst kontrollieren; betont, dass die
Ziele der EU bis 2030 im Bereich der Versorgung noch hoher gesteckt werden sollten;

3. begriifét die gemeinsame Erklirung der Kommission und des WHO-Regionalbiiros fiir Europa auf der 70. Tagung des
WHO-Regionalausschusses fiir Europa im Jahr 2020, in der sie sich verpflichtet haben, ihre bereits sehr enge Partnerschaft
auszubauen und sie an neue gesundheitspolitische Priorititen anzupassen, was auch ein umfassendes Konzept fiir nicht
iibertragbare Krankheiten einschlieft (*%);

4. begriflt die Ausarbeitung der Initiative der EU fuir nicht iibertragbare Krankheiten ,Healthier Together (Gemeinsam
gesiinder) und fordert die Mitgliedstaaten auf, von den in dem Dokument dargelegten bewéhrten Verfahren und den im
Rahmen verschiedener EU-Programme bereitgestellten Mitteln Gebrauch zu machen;

5. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, politisches Engagement zu zeigen und ambitionierte Ziele
festzulegen, um den steigenden Trend bei der Zahl der an Diabetes erkrankten Europder umzukehren, die Ungleichheiten
zwischen den Biirgern der EU zu verringern und die Versorgung und Lebensqualitit der Menschen mit Diabetes zu
verbessern;

(*®)  https://health.ec.europa.cu/system/files/2020-11/2020_who_euro_cooperation_en_0.pdf
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6.  betont in diesem Zusammenhang, dass die Kommission die Initiative der EU fiir nicht tibertragbare Krankheiten
,Healthier Together” (Gemeinsam gesiinder) konsequent umsetzen sollte, in dem sie unter anderem mit den Mitgliedstaaten
bei der Entwicklung und Umsetzung gemeinsamer, standardisierter Kriterien und Methoden fiir die Erhebung von
Diabetesdaten und bei der Erhebung, Registrierung, Uberwachung und Verwaltung umfassender epidemiologischer Daten
zu Diabetes sowie wirtschaftlicher Daten zu den Kosten der Priavention und Behandlung von Diabetes in der EU, darunter
Angaben zu Patientenpriferenzen und auch von Patienten erzeugte Daten, zusammenarbeitet; hebt hervor, dass die
Forderung und Nutzung bewihrter Verfahren und die Unterstiitzung von Untersuchungen zur Wirksamkeit von klinischen
Interventionen und Praventionsprogrammen zu besseren Ergebnissen fithren werden, und zwar nicht nur im Fall von
Diabetes, sondern auch bei simtlichen Komplikationen und Begleiterkrankungen von Diabetes;

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, nationale Pline und Strategien zu Diabetes mit vergleichbaren Etappenzielen und
Zielvorgaben auszuarbeiten, umzusetzen und zu tiberwachen, einschlieflich einer Komponente zur Risikominderung und
Fritherkennung bzw. fur frithzeitige Mafinahmen, die unter anderem auf die soziookonomischen Einflussfaktoren der
Gesundheit sowie die Forderung eines gesundheitsfreundlichen Umfelds und der Gesundheits- und Computerkompetenz,
der Aufklarung und Sensibilisierung sowohl der Bevolkerung insgesamt als auch insbesondere von Hochrisikogruppen (z. B.
Menschen mit Prdiabetes) abzielt und darauf ausgerichtet ist, Ungleichheit zu verringern und die Ressourcen im
Gesundheitswesen zu optimieren;

8.  fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass bei simtlichen Mafnahmen und Dokumenten der EU in allen
Arbeitsbereichen die aktuellen Erkenntnisse beriicksichtigt werden, insbesondere im Hinblick auf beeinflussbare
Risikofaktoren und Mafnahmen zur Risikominderung, und ein genaues Bild von Diabetes gezeichnet wird, um gegen
Stigmatisierung und Diskriminierung zu Felde zu zichen;

9.  betont, dass der Pravention aller nicht tibertragbaren Krankheiten mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, und
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Plane fur die Pravention, die einer angemessenen Finanzierung
bediirfen, auszuweiten, umzusetzen und zu bewerten;

10.  bedauert die erhebliche Ungleichheit im Gesundheitsbereich in der EU, was die Pravention von nicht iibertragbaren
Krankheiten betrifft; beharrt darauf, dass gefahrdete, marginalisierte und sozial ausgegrenzte Bevolkerungsgruppen sowie
Menschen, die in abgelegenen Gebieten (wie lindlichen oder isolierten Regionen oder Regionen in dufSerster Randlage, die
von Gesundheitszentren weit entfernt liegen) leben, identifiziert werden und ihnen besonderes Augenmerk gewidmet wird,
um sicherzustellen, dass sie Zugang zu Praventionsleistungen haben; halt es in dieser Hinsicht fiir geboten, die Privention
auch im Kontext der sozialen Gerechtigkeit zu betrachten, was bedeutet, dass iiber eine Verhaltensinderung des Einzelnen
hinaus systemische Verinderungen durch bevolkerungsweite 6ffentliche Mafnahmen erforderlich sind;

11.  fordert die Mitgliedstaaten auf, daftir zu sorgen, dass die Patienten weiterhin Zugang zur primaren und sekundiren
Gesundheitsversorgung sowie zu Diabetesbehandlungen und entsprechenden Technologien haben, darunter elektronischen
Gesundheitsdiensten wie Verfahren zur kontinuierlichen Uberwachung des Blutzuckerspiegels und neue Verfahren fiir die
Insulinzufuhr, und die Patienten dabei zu unterstiitzen, die Fihigkeiten und Kenntnisse zu erwerben und zu pflegen, die fiir
ein kompetentes lebenslanges Selbstmanagement erforderlich sind;

12.  hebt hervor, dass es wichtig ist, nicht iibertragbare Krankheiten unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, dass die
Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt untrennbar miteinander verbunden sind und daher alle Mafnahmen zur
Bekdmpfung nicht tibertragbarer Krankheiten fest im Konzept ,Eine Gesundheit* verwurzelt sein sollten;

13.  betont, wie wichtig die Rechtsvorschriften und Mafinahmen der EU im Gesundheitsbereich sind, um chronischen
Krankheiten vorzubeugen und Gesundheitsrisiken zu bewiltigen, darunter die Richtlinie tiber die Patientenrechte in der
grenzitberschreitenden Gesundheitsversorgung (*°), die tiberarbeiteten Mandate fiir EU-Gesundheitsbehorden, der Vorschlag
fr eine Verordnung zu schwerwiegenden grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren (COM(2020)0727), die Richtlinie
tiber Tabakerzeugnisse (*°), das Programm EU4Health und die Arzneimittelstrategie;

14.  hebt die wesentliche Rolle eines Umfelds mit gesunden Lebensmitteln bei der Privention von nicht iibertragbaren
Krankheiten hervor und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, ihre Mafnahmen auszuweiten, damit die
gesiindesten und nachhaltigsten Lebensmittel auch die erschwinglichsten sind;

2 Richtlinie 2011/24/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Mirz 2011 iiber die Ausiibung der Patientenrechte in der
P g
grenziiberschreitenden Gesundheitsversorgung (ABL L 88 vom 4.4.2011, S. 45).
(*)  ABLL 127 vom 29.4.2014, S. 1.
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15.  betont, dass die beeinflussbaren Risikofaktoren von nicht tibertragbaren Krankheiten mit politischen Mafinahmen in
Angriff genommen werden miissen, mit denen ein aktives und rauchfreies Leben, der Zugang zu gesunden Lebensmitteln
und korperliche Betitigung gefordert werden und die ferner eine Auseinandersetzung mit den okologischen, kulturellen
und soziodkonomischen Einflussfaktoren, die einen schlechten Gesundheitszustand bedingen, einschliefen;

16.  stellt fest, dass Adipositas als Hauptrisikofaktor fiir Diabetes vom Typ 2 gilt; betont, dass einer gesunden Erndhrung
bei der Pravention und Behandlung von Diabetes Typ 2 eine enorme Bedeutung zukommt; hebt hervor, dass der Einzelne
sein Risiko von Diabetes verringern kann, indem er den Verzehr nachhaltig erzeugter Pflanzen und pflanzlicher
Lebensmittel etwa von frischem Obst und Gemiise, Vollkornprodukten und Hiilsenfriichten erhoht (*!); betont ferner, dass
der tibermiflige Genuss von Fleisch und hochgradig verarbeiteten Erzeugnissen sowie von Lebensmitteln mit hohem
Zucker-, Salz- und Fettgehalt angegangen werden muss; begriilt die Uberarbeitung des Schulobst-, Schulgemiise- und
Schulmilchprogramms der EU sowie der Politik der EU zur Forderung landwirtschaftlicher Erzeugnisse;

17.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Verbraucher zu ermutigen und sie dabei zu unterstiitzen, bei
der Auswahl von Lebensmittel fundierte, gesunde und von Nachhaltigkeitserwidgungen bestimmte Entscheidungen zu
treffen, indem sie eine verbindliche und harmonisierte auf der Packungsvorderseite angebrachte EU-Nahrwertkennzeich-
nung einfiihren, die auf der Grundlage solider und unabhingiger wissenschaftlicher Erkenntnisse entwickelt wurde; begriifit,
dass eine gesunde Erndhrung einer der Schwerpunkte der Européischen Garantie fiir Kinder ist, und fordert einen neuen
EU-Aktionsplan zu Adipositas im Kindesalter; befirwortet steuerliche Maffnahmen, um frische Lebensmittel (wie Obst,
Gemiise, Hilsenfriichte und Vollkornprodukte) auf nationaler Ebene erschwinglicher und zuginglicher zu machen,
insbesondere fiir Menschen mit geringem Einkommen; bestirkt die Mitgliedstaaten darin, durch Preisgestaltung, zum
Beispiel durch unterschiedliche Mehrwertsteuersitze, und Vermarktungskontrollen auf die Nachfrage nach, den Zugang zu
und die Erschwinglichkeit von Lebensmitteln und Getranken mit geringem Gehalt an gesittigten Fettsduren, Transfetten,
Salz und Zucker hinzuwirken; unterstiitzt die Mitgliedstaaten hinsichtlich der Uberarbeitung der einschligigen
Bestimmungen zur Beschrinkung der Werbung fir gesiifSte Getrinke und verarbeitete Lebensmittel mit hohem Fett-,
Salz- und Zuckergehalt, einschlielich der Werbung in den sozialen Medien, und erwartet mit Spannung die angekiindigten
diesbeziiglichen Gesetzgebungsvorschlidge im Rahmen der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch*;

18.  hebt hervor, dass Tabakkonsum, gefahrlicher Alkoholkonsum und Umweltverschmutzung hiufige Risikofaktoren fiir
andere chronische Krankheiten sind; bekriftigt seine Forderung nach einem integrierten Programm zur Prdvention
chronischer Krankheiten, das in enger Zusammenarbeit mit der Lenkungsgruppe fiir Gesundheitsforderung, Krankheits-
pravention und Management von nicht tibertragbaren Krankheiten zu entwickeln ist;

19.  weist erneut auf die Bedeutung des europiischen Griinen Deals hin, da damit ein wichtigen Beitrag zur Priavention
von Krankheiten in Europa geleistet wird, indem die Verschmutzung von Luft, Lebensmitteln, Wasser und Boden und die
Exposition gegeniiber Chemikalien verringert wird und der Zugang zu gesunden Lebensmitteln und die Information
dartiber sichergestellt werden; fordert, dass in die Strategie ,Vom Hof auf den Tisch®, die Chemikalienstrategie fiir
Nachhaltigkeit, die Null-Schadstoff-Strategie und die Strategie fiir eine schadstofffreie Umwelt die Bewertung der Frage
einbezogen wird, wie sich politische Mafinahmen auf das Auftreten von nicht tibertragbaren Krankheiten auswirken;

20.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Digitalisierung der nationalen Gesundheitsdienste und die
Einfithrung neuer Instrumente und Technologien zu unterstiitzen, die eine wirksamere Datenerhebung und Uberwachung
sowie wirksamere Mafinahmen zur Verbesserung des Selbstmanagements, zur Verringerung des Risikos diabetesbedingter
Komplikationen und anderen Folgen von Diabetes und eine Verbesserung der Lebensqualitit ermdglichen; betont, dass
jedwede digitalbedingte Verdnderung in der Gesundheitsversorgung mit einer verbesserten Digitalkompetenz in Sachen
Gesundheit einhergehen, benutzerfreundlich und patientenzentriert sein und das Vertrauen durch die Sicherstellung hoher
Standards fiir den Datenschutz und die Cybersicherheit fordern sollte; betont in diesem Zusammenhang das Potenzial, das
der Europdische Raum fiir Gesundheitsdaten fiir nicht iibertragbare Krankheiten, darunter auch Diabetes, hat;

21.  fordert die Kommission auf, in strukturierter Weise mit Patientenverbinden und Menschen mit Diabetes und
anderen chronischen Erkrankungen zusammenzuarbeiten und die Ausarbeitung eines allgemeinen Katalogs von
Ergebnismessungen zu fordern, die fiir Diabetiker besonders wichtig sind und die fir die behordliche Bewertung und
Entscheidungsfindung in Bezug auf Preisfestsetzung und Kostenerstattung sowie fir die gesamte Entwicklung und
Umsetzung einschligiger Strategien, einschlieflich nationaler Diabetespline und Sensibilisierungsprogramme, genutzt
werden;

22, fordert die Kommission auf, wichtige nichtstaatliche Organisationen, einschlieflich derjenigen, die sich fiir Patienten,
Verbraucher und Angehorige der Gesundheitsberufe einsetzen und diese vertreten, weiterhin in transparenter Weise
finanziell zu unterstiitzen;

(") https://www.ncbinlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5466941
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23.  fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre nationalen Behandlungsmodelle zu tberprifen und gegebenenfalls
weiterzuentwickeln, wobei der Schwerpunkt auf dem Einsatz einer personenzentrierten und umfassend integrierten
Betreuung wihrend der Behandlung liegen sollte, sowie insbesondere auch auf der Krankheitsvorsorge, der Privention von
diabetesbedingten Komplikationen und der Unterstiitzung der psychischen Gesundheit;

24, fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Hiirden fur Human- und Analoginsulin zu erfassen und zu
beseitigen und fiir die Erschwinglichkeit sowohl fiir die Patienten als auch fiir die nationalen Gesundheitssysteme zu sorgen;

25.  fordert die Kommission auf, den Mitgliedstaaten konkrete Leitlinien an die Hand zu geben, damit die Menschen mit
Diabetes, die in humanitdren Notsituationen geraten, eine ununterbrochene Behandlung erhalten, und betont, dass im
Rahmen humanitidrer Mafnahmen auch fiir die Behandlung von Diabetikern gesorgt werden muss;

26.  fordert die Kommission auf, die Weiterbildung im Bereich der Primarversorgung und der wohnortnahen Versorgung
in allen Mitgliedstaaten zu unterstiitzen und dabei die Integration und Kontinuitit der Behandlung zu sichern, wobei der
Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit der Fachkrifte in multidisziplindren Behandlungsteams liegen sollte;

27.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Koordinierung der Diabetesforschung in Europa und
zwischen den Mitgliedstaaten zu verbessern;

28.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Untersuchung zu dem ungedeckten klinischen Bedarf bei
Diabetes und seinen zahlreichen Begleiterkrankungen und Komplikationen zu unterstiitzen und dabei zu beriicksichtigen,
dass die Lebensqualitit von Menschen, die mit Diabetes und anderen chronischen Krankheiten leben, verbessert werden
muss; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Produktionskapazititen fiir qualitdtsgesicherte,
erschwingliche Insuline, Injektionshilfen und Blutzuckermessgerite zu fordern, um den Wettbewerb, die nationale
Versorgung und den Zugang der Patienten dazu zu verbessern;

29.  betont, dass Exzellenz in der medizinischen Forschung und Innovation in der Union enorm wichtig ist, und fordert
die Kommission auf, diesbeziiglich auf der Arbeit im Rahmen Europas Plan gegen den Krebs aufzubauen; bekraftigt seine in
seiner EntschlieBung vom 24. November 2021 enthaltene Forderung, zusitzliche Forschung bei unterreprisentierten
Bevolkerungsgruppen wie dlteren Menschen, Kindern, Frauen und Patienten mit Begleiterkrankungen, einschliefSlich
Adipositas als Primérerkrankung sowie in Fillen, in denen sie eine chronische Krankheit als Vorstufe zu anderen nicht
iibertragbaren Krankheiten darstellt, zu unterstiitzen;

30. ist dariiber besorgt, dass die Zuginglichkeit und die Erschwinglichkeit von Arzneimitteln fir die nationalen
Gesundheitssysteme nach wie vor problematisch und dass innovative Arzneimittel teuer sind oder in bestimmten
Mitgliedstaaten aus kommerziellen Griinden gar nicht erst auf den Markt gebracht werden;

31.  fordert die Kommission erneut auf, dafiir zu sorgen, dass die EU-Finanzierung fiir biomedizinische Forschung und
Entwicklung von der vollstindigen Transparenz und Riickverfolgbarkeit der Investitionen, der Sicherstellung der
Versorgung in allen Mitgliedstaaten und der Ermdoglichung der besten Ergebnisse fiir die Patienten, auch im Hinblick auf die
Zuganglichkeit und Erschwinglichkeit der hergestellten Arzneimittel, abhidngig gemacht wird;

32.  fordert die Kommission auf, das Anreizsystem regelmifig zu iiberpriifen, die Preistransparenz zu erhohen und die
Faktoren aufzuzeigen, die die Erschwinglichkeit und den Zugang der Patienten zu Arzneimitteln einschrinken; fordert die
Kommission ferner auf, die Ursachen der Engpisse bei Arzneimitteln anzugehen und nachhaltige Losungen vorzuschlagen,
die auch den Wettbewerb fiir patentierte und patentfreie Arzneimittel sowie den rechtzeitigen Markteintritt von Generika
und Biosimilar-Arzneimitteln férdern;

33.  bekriftigt seine Forderung, dass die Forschungsprioritdten durch die Bediirfnisse der Patienten und die Erfordernisse
der offentlichen Gesundheit geleitet werden und offentliche Mittel auf transparente Weise investiert werden, sodass die
Verfiigbarkeit und Erschwinglichkeit der aus diesen Partnerschaften und offentlichen Mitteln entstandenen Produkte
sichergestellt ist;

34.  fordert die Kommission auf, den einschligigen Rechtsrahmen fiir Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz und die
Rechtsvorschriften im Bereich der Strafenverkehrssicherheit zu iiberpriifen, um eine weitere Diskriminierung von
Menschen mit Diabetes zu vermeiden;

35.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass die Finanzierung zu Diabetes im Rahmen
der derzeitigen und kiinftigen EU-Forschungsrahmenprogramme weiterhin unterstiitzt wird, einschlieSlich der Forschung
zu integrierten Behandlungsmodellen, wirksamen Mafsnahmen zur Pravention von und zum Umgang mit Diabetes und den
Auswirkungen digitaler Technologien auf die Selbstversorgung vom Diabetikern sowie zu Verhaltensinderungen;

36.  beauftragt seine Prasidentin, diese EntschlieBung dem Rat und der Kommission und den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0417

Die Menschenrechtslage in Afghanistan, insbesondere mit Blick auf die Verschlechterung der
Frauenrechte und die Anschlige auf Bildungseinrichtungen

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Menschenrechtslage in Afghanistan,
insbesondere mit Blick auf die Verschlechterung der Frauenrechte und die Anschlige auf Bildungseinrichtungen
(2022/2955(RSP))

(2023/C 167/06)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieBungen zur Lage in Afghanistan, insbesondere die EntschlieBungen vom
16. September 2021 (") und 7. April 2022 (),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. Mai 2021 zu dem Thema ,Schutz der Menschenrechte und die externe
Migrationspolitik der EU (),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 14. November 2022 zu Frauen, Frieden und Sicherheit und
vom 15. September 2021 zu Afghanistan, in denen funf Benchmarks fur die Zusammenarbeit der EU mit der
De-facto-Regierung unter Fithrung der Taliban dargelegt werden,

— unter Hinweis auf die Erklarungen des Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreters der Union fiir AufSen-
und Sicherheitspolitik (VP/HR) zu Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu Afghanistan, einschlieSlich der
Resolutionen 2626 (2022), 2596 (2021), 2543 (2020) und 2513 (2020),

— unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 10. November 2022 zur Lage
in Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Resolution des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen vom 8. Juli 2022 zur
Menschenrechtslage von Frauen und Médchen in Afghanistan,

— unter Hinweis auf den Bericht des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen vom 9. September 2022 zu der Lage
der Menschenrechte in Afghanistan,

— unter Hinweis auf den Bericht der Unterstiitzungsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) vom 20. Juli
2022, in dem die Menschenrechtslage in Afghanistan in den zehn Monaten seit der Machtiibernahme durch die Taliban
dargelegt wird,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Taliban vom 7. September 2021 zu der Einsetzung einer Ubergangsregierung in
Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte, den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und
politische Rechte und den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau und das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes, die beide von Afghanistan ratifiziert
wurden,

— unter Hinweis auf das am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichnete Abkommen tiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge und
das dazugehorige Protokoll von 1967,

— unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen vom 18. Februar 2017 iiber Partnerschaft und Entwicklung zwischen
der Europdischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Islamischen Republik Afghanistan andererseits,

() ABL C 117 vom 11.3.2022, S. 133.
() ABL C 434 vom 15.11.2022, S. 86.
() ABL C 15 vom 12.1.2022, S. 70.
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— unter Hinweis auf die thematischen EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern, die EU-Leitlinien fiir die
Forderung und den Schutz der Rechte des Kindes und die EU-Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen und Madchen
und die Bekimpfung aller Formen der Diskriminierung von Frauen und Madchen,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwdgung, dass die Taliban am 15. August 2021 nach dem Abzug der Truppen der NATO und der
Biindnispartner die Macht in Afghanistan ergriffen haben; in der Erwidgung, dass sie wieder das Islamische Emirat
Afghanistan ausgerufen haben und eine ausschlieRlich aus Mannern bestehende Ubergangsregierung ernannt haben, der
auch Mitglieder des Taliban-Regimes der Jahre 1996 bis 2001 angehéren, von denen manche wegen Terrorismusvor-
wiirfen gesucht werden; in der Erwidgung, dass die EU nach wie vor einen entschiedenen Standpunkt vertritt, wonach sie
die De-facto-Regierung der Taliban nicht anerkennt;

B. in der Erwigung, dass die Taliban die in den letzten 20 Jahren erzielten Fortschritte zunichtemachen; in der Erwégung,
dass die Taliban das ehemalige Ministerium fiir die Forderung der Tugend und die Verhinderung des Lasters
wiedereingesetzt und das Ministerium fiir Frauenangelegenheiten, die Unabhingige Menschenrechtskommission
Afghanistans und weitere lokale Strukturen, von denen Frauen und Midchen Unterstiitzung erhielten, geschlossen
haben sowie Gesetze, die vorher zum Schutz von Frauen durchgesetzt wurden, abgeschafft und die Rechte von Frauen
stark eingeschrankt haben; in der Erwagung, dass die Taliban Frauen aus der Verwaltung ausschliefen und in ihrer
neuen, nicht anerkannten Regierung keine Amter an Frauen vergeben haben;

C. in der Erwidgung, dass Frauen und Middchen seit der Machtitbernahme durch die Taliban mit einer zunehmenden
Einschridnkung ihrer Grundrechte konfrontiert sind, insbesondere beim Zugang zu Bildung und Beschiftigung sowie bei
den Moglichkeiten, sich frei zu bewegen; in der Erwigung, dass Frauen eigentlich aus allen Bereichen des offentlichen
Lebens ausgeschlossen wurden;

D. in der Erwidgung, dass Madchen ab dem 12. Lebensjahr in Afghanistan der Zugang zu Bildung verwehrt wird; in der
Erwigung, dass die De-facto-Regierung Afghanistans am 15. Januar 2022 zugesagt hatte, dass Midchen nach Beginn des
neuen Schuljahres in der zweiten Marzhilfte 2022 in allen Bildungsstufen in die Schule zuriickkehren diirfen; in der
Erwidgung, dass Mddchen ab der 7. Klasse die Teilnahme am Unterricht untersagt ist; in der Erwédgung, dass es sich
hierbei um eine Verletzung des Grundrechts auf Bildung fuir alle Kinder handelt, das in der Allgemeinen Erklarung der
Menschenrechte verankert ist; in der Erwagung, dass afghanische Midchen und Frauen mutig friedliche Proteste in dem
Land abgehalten und dabei gefordert haben, dass ihr Recht auf Bildung geachtet wird; in der Erwéigung, dass ein starker
Anstieg der Kinderehen zu verzeichnen ist;

E. in der Erwigung, dass die Taliban ihre systematische Unterdriickung von Frauen und Madchen in letzter Zeit durch eine
Welle von Festnahmen von Menschenrechtsverteidigern verstarkt haben; in der Erwdgung, dass Alia Azizi, Leiterin des
Frauengefingnisses von Herat, seit Oktober 2021 vermisst wird; in der Erwdgung, dass Menschenrechtsorganisationen
den Verdacht hegen, dass sie verschleppt wurde; in der Erwigung, dass die Taliban am 3. November 2022 eine
Pressekonferenz unterbrachen, in der die Griindung der Afghanischen Frauenbewegung fiir Gleichberechtigung
angekiindigt wurde, und eine Frau, Zarifa Yaqobi, sowie vier ihrer Kollegen festnahmen; in der Erwigung, dass die
Taliban am 11. November 2022 die bekannte Aktivistin Farhat Popalzai, eine der Griinderinnen der Spontanen
Bewegung der Frauen Afghanistans, festgenommen haben; in der Erwadgung, dass am 13. November 2022 eine weitere
Verteidigerin der Frauenrechte, Humaira Yusuf, von den Taliban in Gewahrsam genommen wurde;

F. in der Erwigung, dass tiglich von Menschenrechtsverletzungen berichtet wird, darunter Festnahmen, Inhaftierungen,
Entfuhrungen, Folter, Drohungen, Erpressungen, Totungen und Angriffe auf Menschenrechtsverteidiger und ihre
Familienangehorigen; in der Erwidgung, dass es nach wie vor keine Rechenschaftspflicht fur solche Verletzungen der
Menschenrechte gibt; in der Erwigung, dass die Taliban vor Kurzem Richter angewiesen haben, die Scharia
uneingeschrinkt so umzusetzen, wie die Taliban sie auslegt, was grausame und unmenschliche Strafen zur Folgen haben
konnte und Angst vor weiteren Menschenrechtsverletzungen weckt;

G. in der Erwidgung, dass es infolge der Machtiibernahme durch die Taliban zunehmend zu Angriffen auf Minderheiten
gekommen ist, insbesondere auf Hazara, Hindus, Sikhs und Christen; in der Erwagung, dass der ,Islamische Staat in der
Provinz Chorasan® und weitere Akteure seit der Machtiibernahme durch die Taliban zahlreiche Angriffe auf die Hazara,
eine iiberwiegend schiitische Minderheit, veriibt haben; in der Erwidgung, dass es sich bei diesen Angriffen und der
langen Geschichte der Verfolgung der Hazara um Verbrechen gegen die Menschlichkeit handeln konnte; in der
Erwidgung, dass seit August 2021 ihre Gebetsstitten, Bildungseinrichtungen und medizinischen Einrichtungen
systematisch angegriffen und die Hazara willkiirlich festgenommen, gefoltert, hingerichtet, vertrieben, sozial
ausgegrenzt und in einigen Fillen gezwungen wurden, aus dem Land zu flichen; in der Erwigung, dass 2021 und
2022 Anschlige auf mehrere Bildungseinrichtungen im iiberwiegend von Hazara bewohnten Kabuler Stadtteil Dasht-e
Barchi veriibt wurden, insbesondere die Bildungseinrichtungen Sayed ul Shuhada, Abdul Rahman Shahid, Mumtaz und
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Kaaj; in der Erwdgung, dass bei den Anschlagen Hunderte von Menschen ums Leben kamen oder verwundet wurden; in
der Erwagung, dass die Taliban-Krifte Berichten zufolge das Feuer eroffneten und physische Gewalt anwandten, um
Proteste gegen die Angriffe aufzulosen;

H. in der Erwidgung, dass sich die humanitire Lage in Afghanistan rasch verschlechtert und Frauen und Midchen
unverhaltnismafig stark betroffen sind; in der Erwigung, dass die Moglichkeiten fiir Frauen, einer beruflichen Tatigkeit
nachzugehen, unter anderem als Mitarbeiterinnen der humanitdren Hilfe, durch die von der Taliban-Regierung
eingefithrten neuen Mafinahmen stark eingeschrankt wurden, was sich auch negativ auf die Fahigkeit von Frauen
auswirkt, Zugang zu humanitirer Hilfe zu erhalten; in der Erwigung, dass Frauen dadurch, dass sie an der Teilhabe am
Erwerbsleben gehindert werden, noch weiter in die Armut gestiirzt sind und schitzungsweise 850 000 Midchen der
Gefahr wirtschaftlicher und sexueller Ausbeutung und dem Risiko einer Kinderehe ausgesetzt sind; in der Erwigung,
dass nicht einmal jede vierte Menschenrechtsverteidigerin, die noch in Afghanistan ist, berichtet, dass sie Zugang zu
irgendeiner Art von humanitérer Hilfe, finanzieller Unterstiitzung oder Rechtsberatung hat;

. in der Erwigung, dass Schitzungen der UNAMA zufolge im Juli 2022 59 % der Bevolkerung humanitire Hilfe
benotigten, was gegeniiber Anfang 2021 einem Anstieg um 6 Millionen Menschen entspricht; in der Erwdgung, dass im
Jahr 2023 voraussichtlich 28 Millionen Menschen humanitire Hilfe benotigen werden, von denen 13 Millionen Kinder
sind; in der Erwdgung, dass Schatzungen des Welterndhrungsprogramms zufolge 18,9 Millionen Afghanen unter akuter
Erndhrungsunsicherheit zu leiden haben; in der Erwidgung, dass 4,3 Millionen Afghanen Binnenvertriebene sind und
5,6 Millionen Afghanen in Nachbarlinder vertrieben wurden; in der Erwdgung, dass der Iran und Pakistan mit insgesamt
2,2 Millionen registrierten afghanischen Fliichtlingen einen groflen Teil der afghanischen Fliichtlinge aufnehmen;

J. in der Erwégung, dass Ostafghanistan im Juni 2022 von einem verheerenden Erdbeben erschiittert wurde, bei dem tiber
1000 Menschen getotet und mehr als 6 000 Menschen verletzt wurden; in der Erwidgung, dass im August 2022 in
mehreren Teilen Afghanistans schwere Regenfille zu verzeichnen waren, was zu Uberschwemmungen, Sturzfluten und
Erdrutschen fiihrte, bei denen Medienberichten zufolge mehr als 180 Menschen getotet und mehr als 250 Menschen
verletzt wurden; in der Erwigung, dass Erdbeben, Uberschwemmungen, Diirren sowie die Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie und die steigenden Rohstoffpreise infolge der Invasion Russlands in die Ukraine die ohnehin schon
katastrophale humanitire Lage noch verscharft haben;

K. in der Erwédgung, dass die EU im Oktober 2021 ein humanitares Hilfspaket in Hohe von 1 Mrd. EUR fiir Afghanistan auf
den Weg gebracht hat, um schutzbediirftige Afghanen, die im Land und in der Region leben, zu unterstiitzen; in der
Erwdgung, dass die G20 im Rahmen ihres neuen humanitiren Hilfspakets in Hohe von 210 Mio. EUR an
Nahrungsmittelhilfe fiir die am schutzbediirftigsten Menschen weltweit plant, 75 Mio. EUR an Afghanistan auszuzahlen,
um die dramatische Lage im Hinblick auf die Erndhrungssicherheit im Land zu bewiltigen;

L. in der Erwidgung, dass der Raum fur unabhidngige Medien und die Zivilgesellschaft unter den Taliban drastisch
geschrumpft ist; in der Erwigung, dass die journalistische Aktivitit durch die von verschiedenen Gremien der Taliban
erlassenen Verordnungen massiv eingeschrankt wird und diese Verordnungen zu einer Zunahme willkiirlicher
Festnahmen von Journalisten gefithrt haben;

1. bedauert zutiefst die anhaltende Verschlechterung — vor allem fiir Frauen und Madchen — der politischen,
wirtschaftlichen und humanitdren Lage sowie der Menschenrechts- und Sicherheitslage in Afghanistan seit der
Machtiibernahme durch die Taliban im August 2021; bekriftigt seine unerschiitterliche Solidaritdt mit dem afghanischen
Volk und sein uneingeschranktes Engagement ihm gegeniiber;

2. verurteilt die massive Beschneidung der Rechte von Frauen und Madchen unter den Taliban, eine Situation, die derzeit
als Geschlechtsapartheid bezeichnet werden kann; verurteilt die von den Taliban verhdngten zusitzlichen Einschrankungen
der Bewegungsfreiheit von Frauen; fordert die De-facto-Behorden Afghanistans auf, dafiir zu sorgen, dass alle
geschlechtsspezifischen Einschriankungen fiir Frauen aufgehoben werden und dass Frauen wieder aktiv am offentlichen
Leben in Afghanistan teilnehmen konnen; betont, dass dies eine wesentliche Voraussetzung fiir jedwede Zusammenarbeit
der internationalen Gemeinschaft mit den Taliban sein muss;

3. wverurteilt das entsetzliche Verbot der Sekundarbildung fiir Madchen, das einen direkten Verstof8 gegen ihr universelles
Recht auf Bildung darstellt; erinnert an die Versprechen der Taliban, dass Frauen wieder Zugang zu Bildung erhalten
wiirden; fordert daher, dass die Taliban ihren eigenen Zusagen nachkommen und das Verbot aufheben und dass der
Unterricht umgehend wieder aufgenommen wird und die Taliban dafiir sorgen, dass die Bildungsziele der UNESCO
verwirklicht werden; fordert die EU nachdriicklich auf, afghanische Organisationen, die sich fiir die Verteidigung der Rechte
von Frauen und Midchen und unter anderem auch fiir alternative Bildungsmaoglichkeiten fur Madchen einsetzen, stirker zu
unterstiitzen und konkrete Hilfs- und Schutzprogramme zu finanzieren, unter anderem indem sie Stipendien finanziert und
dafiir sorgt, dass afghanischen Studierenden und Akademikern, denen EU-Stipendien gewdhrt werden, ziigiger Visa
ausgestellt werden;
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4. verurteilt das unerbittliche Vorgehen gegen Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und andere Akteure der
Zivilgesellschaft, LGBTIQ+-Personen, Dissidenten und Richter sowie die brutale Unterdriickung friedlicher Proteste und der
Auflerung abweichender Meinungen im ganzen Land; verurteilt die Festnahme von Frauen- und Menschenrechtsverteidi-
gern, darunter Zarifa Yaqobi und ihre Kollegen Farhat Popalzai und Humaira Yusuf, und fordert ihre sofortige und
bedingungslose Freilassung; fordert die EU nachdriicklich auf, afghanische Frauen- und Menschenrechtsverteidiger starker
politisch und finanziell zu unterstiitzen sowie fiir ihre Sicherheit zu sorgen, und fordert die EU ferner auf, auch die im Exil
lebenden Frauen starker zu unterstiitzen, indem sie ihnen hochwertige Bildungs- und Beschaftigungsmoglichkeiten bietet;

5. ist entsetzt iiber die zunehmenden Angriffe auf Minderheitengruppen, unter anderem tiber den Anschlag vor Kurzem
auf das Bildungszentrum Kaaj in Kabul, und die zunehmende soziale Ausgrenzung dieser Gruppen; spricht den Familien der
Todesopfer des Anschlags sein Mitgefithl aus und bekundet seine Solidaritit mit den Uberlebenden; fordert die
De-facto-Behorden auf, die fur diese Angriffe Verantwortlichen vor Gericht zu stellen und zur Rechenschaft zu ziehen;

6.  ist zutiefst besorgt iiber die Lage der Hazara, der Hindus, der Sikh, der Christen und weiterer Minderheiten seit der
Machtiibernahme durch die Taliban sowie iiber die systematischen Angriffe auf diese Minderheiten, ihre pauschale
Diskriminierung und die willkiirlichen Festnahmen, die Folter und anderen Misshandlungen, die summarischen
Hinrichtungen und Verschleppungen; weist erneut darauf hin, dass die De-facto-Regierung daftr zustindig ist, die
Diskriminierung aller ethnischen und religiosen Gemeinschaften zu verbieten und zu verhindern und ihre Gebetsstitten,
Bildungseinrichtungen und medizinischen Zentren zu schiitzen;

7. bedauert zutiefst, dass der Zugang zu Informationen seit der Machtiibernahme durch die Taliban immer schwieriger
geworden ist, die journalistische Unabhidngigkeit erheblich eingeschrankt wurde und zivilgesellschaftliche Organisationen
von der De-facto-Regierung zunehmend unter Druck gesetzt werden; fordert die Taliban nachdriicklich auf, giinstige
Rahmenbedingungen fiir Journalisten, Medien und Organisationen der Zivilgesellschaft zu schaffen, damit sie ihren
Titigkeiten ohne Behinderung und Angst vor Repressalien nachgehen konnen;

8.  bekriftigt seine dufSerste Besorgnis iiber die sich verschlechternde humanitire Lage; fordert die Linder nachdriicklich
auf, ihre humanitire Hilfe zu verstirken und mit den Einrichtungen der Vereinten Nationen und nichtstaatlichen
Organisationen abzustimmen; fordert die De-facto-Regierung auf, alle Beschrinkungen und Hindernisse fiir die
Bereitstellung humanitérer Hilfe zu beseitigen, und betont, dass den Organisationen, die diese Hilfe leisten, angemessener
Zugang gewihrt werden muss; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die wirtschaftlichen Faktoren, die
der anhaltenden humanitiren Krise zugrunde liegen, anzugehen und dazu alles in ihrer Macht Stehende zu unternehmen,
um die humanitire Hilfe aufzustocken, die auch eine geschlechtsspezifische Perspektive umfassen sollte;

9. st besorgt tiber die verheerenden Auswirkungen des Klimawandels und der Umweltzerstorung in Afghanistan, das
von den Vereinten Nationen auf der Liste der weltweit am stirksten von klimabedingten Gefahren betroffenen Lander auf
Rang 6 eingestuft wurde; fordert die internationale Gemeinschaft auf, dringend Mafinahmen zu ergreifen, um die Afghanen
bei der Bewiltigung dieser dramatischen Situation zu unterstiitzen, von der schutzbediirftige Gruppen wie Frauen und
Midchen unverhaltnismiRig stark betroffen sind;

10.  begriilt und unterstiitzt die Arbeit der Unterstiitzungsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan und die Arbeit
des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen fir Afghanistan, da es von wesentlicher Bedeutung ist, die
Menschenrechtslage im Land zu iiberwachen und dariiber Bericht zu erstatten; fordert die EU und die internationale
Gemeinschaft auf, deren Arbeit stirker politisch und finanziell zu unterstiitzen;

11.  begriift die Wiederaufnahme der Ermittlungen des Internationalen Strafgerichtshofs zu Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen in Afghanistan; fordert die EU auf, ihre Unterstiitzung fiir den Informationsaustausch,
die Forschung, die Uberwachung und die Aufsicht im Hinblick auf eine stirkere Rechenschaftspflicht zu verstirken;

12, weist erneut darauf hin, dass die EU in Bezug auf eine diplomatische Zusammenarbeit mit den Taliban einen
entschiedenen Standpunkt vertritt, der sich an fiinf thematischen Benchmarks fur das Engagement orientiert, die auf den
Grundsitzen der Achtung der Menschenrechte aller und der Rechtsstaatlichkeit beruhen; betont, dass sich all diese
Benchmarks seit dem 15. August 2021 deutlich verschlechtert haben, was bedeutet, dass eine Legitimierung der
Taliban-Behorden nicht gerechtfertigt werden kann; weist darauf hin, dass die derzeitigen Benchmarks aktualisiert werden
miissen, um angesichts der derzeitigen Lage und des Versiumnisses der Taliban, ihre urspriinglichen Versprechen
einzuhalten, eine langfristige Strategie der EU fir Afghanistan festzulegen;

13.  fordert die EU auf, eine Erweiterung der Liste der gezielten Malnahmen gegen die Taliban-Fithrung anzustreben, die
fur die anhaltende Verschlechterung der Menschenrechtslage verantwortlich ist;
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14.  fordert die De-facto-Regierung auf, die notwendigen Mafinahmen zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und
Midchen, einschlieflich Zwangsehen und Gewalt in Paarbeziehungen, zu ergreifen und die Tater umgehend zur
Rechenschaft zu ziehen; fordert die De-facto-Behorden auf, das landesweite System zur Unterstiitzung von Opfern wieder
zu Offnen;

15.  fordert den Europdischen Auswirtigen Dienst (EAD), die EU-Delegationen und die Botschaften der Mitgliedstaaten
auf, afghanische Menschenrechtsverteidiger und unabhingige Journalisten innerhalb und auflerhalb des Landes stirker zu
unterstiitzen und dazu unter anderem die Umsiedlung von Menschenrechtsverteidigern im Einklang mit den Leitlinien der
EU zu diesem Thema zu optimieren;

16.  fordert die Einsetzung einer reprasentativen und gewahlten Regierung, die Frauen und Minderheiten auf allen Ebenen
in den Entscheidungsprozess einbezieht;

17.  fordert den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen auf, einen ergdnzenden Rechenschaftsmechanismus
einzufithren, um alle mutmaflichen Menschenrechtsverletzungen, die Verbrechen nach dem Volkerrecht darstellen,
insbesondere Gewalt gegen Frauen und Midchen, zu untersuchen;

18.  stellt fest, dass weitere internationale Anstrengungen erforderlich sind, um von Frauen gefithrte innerafghanische
Dialoge und afghanische Frauennetzwerke sowohl innerhalb als auch auflerhalb des Landes zu unterstiitzen; fordert den
EAD auf, das Parlament und die anderen EU-Organe stirker in das ,Afghan Women Leaders Forum* (Forum fiir afghanische
Frauen in Fithrungspositionen) einzubezichen; fordert den Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der
Union, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Malnahmen zu ergreifen, um die Beteiligung afghanischer Frauen an
politischen Dialogen iiber Afghanistan sicherzustellen;

19.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik sowie dem Sondergesandten der EU fiir Afghanistan zu
tbermitteln.
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Die anhaltende Unterdriickung der demokratischen Opposition und der Zivilgesellschaft in
Belarus

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu der anhaltenden Unterdriickung der
demokratischen Opposition und der Zivilgesellschaft in Belarus (2022/2956(RSP))

(2023/C 167/07)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine vorangegangenen EntschlieSungen zu Belarus,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte und alle Menschenrechtsiibereinkommen, deren
Vertragspartei Belarus ist,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Oktober 2020,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europaischen Rates vom 21./22. Oktober 2021,
— unter Hinweis auf die Berichte internationaler und unabhingiger belarussischer Menschenrechtsorganisationen,

— unter Hinweis auf die Berichte vom 4. Mai 2021 und 20. Juli 2022 von Anais Marin, Sonderberichterstatterin der
Vereinten Nationen iiber die Menschenrechtssituation in Belarus, fiir den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen und
auf die Forderung von Sachverstindigen der Vereinten Nationen vom 10. Oktober 2022 nach sofortiger Freilassung
eines inhaftierten Nobelpreistragers und anderer Menschenrechtsverteidiger in Belarus,

— unter Hinweis auf den Bericht der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte vom 4. Mirz 2022
iiber die Lage der Menschenrechte in Belarus vor und nach der Prisidentschaftswahl von 2020,

— unter Hinweis auf die Erklarung der Staats- und Regierungschefs der G7 vom 4. November 2022,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Vertreters der Organisation fuir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
fiir Medienfreiheit vom 13. Juli 2022 zu der anhaltenden Inhaftierung von Journalisten und Medienschaffenden in
Belarus,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Europdischen Auswirtigen Dienstes (EAD) vom 7. Oktober 2022 zu einem
Gerichtsurteil gegen unabhingige Medienvertreter,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass das belarussische Regime systematisch die Unterdriickung von Zivilgesellschaft und
Menschenrechtsverteidigern betreibt, mit der alle verbliebenen unabhingigen Stimmen in Belarus zum Schweigen
gebracht werden sollen; in der Erwidgung, dass Schitzungen zufolge mehr als 10 000 Belarussen zu unterschiedlichen
Zeitpunkten wegen Protesten gegen das Regime festgenommen wurden; in der Erwidgung, dass Menschenrechtsver-
teidiger, Oppositionspolitiker, Vertreter der Zivilgesellschaft, Kiinstler, unabhingige Journalisten, die Fiihrungsebene und
Mitglieder von Gewerkschaften sowie andere engagierte Biirger systematisch gewaltsamen Repressionen ausgesetzt sind
und zur Flucht gezwungen werden;

B. in der Erwagung, dass die Menschenrechtsverletzungen in Belarus seit August 2020 immer gravierender ausfallen und es
Stand November 2022 iiber 1 400 politische Gefangene gibt, darunter Ales Bjaljazki, der Friedensnobelpreistrager von
2022; in der Erwigung, dass die Liste der Gefangenen Minderjihrige, Menschen mit Behinderungen, Rentner und
Schwerkranke umfasst; in der Erwdgung, dass die Gerichtsverfahren gegen politische Gefangene fortgesetzt wurden,
wobei Strafen in bislang ungekanntem Ausmafl verhdngt wurden;
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C. in der Erwigung, dass das harte Vorgehen gegen die weithin unterstiitzte prodemokratische Oppositionsbewegung in
Belarus stetig zunimmyt; in der Erwédgung, dass das Gericht des Gebiets Hrodna im Oktober 2022 gegen den politischen
Aktivisten Mikalaj Autuchowitsch auf der Grundlage vollkommen haltloser Anschuldigungen, darunter auch
Hochverrat, eine 25-jahrige Haftstrafe verhingt hat; in der Erwigung, dass dies die lingste Gefingnisstrafe ist, die
jemals gegen einen Gegner des Lukaschenka-Regimes verhangt wurde; in der Erwiagung, dass Mikalaj Autuchowitsch,
der im Sommer in einen Hungerstreik eingetreten ist, seit Beginn seiner Haft stindig geschlagen und gefoltert wurde;

D. in der Erwidgung, dass elf weitere Angeklagte in der Rechtssache zusammen mit Mikalaj Autuchowitsch als
»Autuchowitsch-Zwolfergruppe” bezeichnet und zu Haftstrafen von insgesamt 169,5 Jahren verurteilt wurden, ndmlich
Pawal Sawa, Halina Dserbysch, Wolha Majorawa, Wiktar Snehur, Uladsimir Hundar, Sjarhej Rasanowitsch, Pawal
Rasanowitsch, Ljubou Rawanowitsch, Iryna Melcher, Anton Melcher und Iryna Haratschkina; in der Erwigung, dass
einige der Inhaftierten wiederholt in Einzelhaft genommen wurden, nachdem ihre Familien iiber gewaltsame
Behandlung und sogar Folter der Gefangenen durch die Gefiangniswarter berichtet hatten;

E. in der Erwidgung, dass die belarussischen Gerichte viele Hunderte unfairer und willkiirlicher Urteile in politisch
motivierten Gerichtsverfahren im ,Rundtanz“-Fall erlassen haben, wobei die Anhorungen oft hinter verschlossenen
Tiiren und ohne ein ordnungsgemifles Gerichtsverfahren abgehalten wurden und Diplomaten der Union keinen Zugang
zur Beobachtung der Verfahren hatten;

F. in der Erwidgung, dass das Ermittlungskomitee von Belarus besondere Verfahren in Abwesenheit gegen fithrende
Personlichkeiten der demokratischen belarussischen Opposition und Mitglieder des Koordinierungsrates eingeleitet hat,
namlich gegen Swjatlana Zichanouskaja, Pawel Latuschka, Wolha Kawalkowa, Maryja Maros, Sjarhej Dyleuski, Dsmitry
Nawoscha, Waleryja Zanemonskaja, Daniil Bohdanowitsch, Janina Sasanowitsch, Wolha Wyssozkaja, Aljaksandra
Herassimowa, Aljaksandr Apejkin und Dsmitry Salawjou;

G. in der Erwdgung, dass die fihrenden Politiker und Vertreter der demokratischen Oppositionsparteien, darunter Pawel
Sewjarynez, Mikalaj Kaslou, Antanina Kawalewa, Aksana Aljaksejewa, Tazzjana und Dsmitry Kaneuski, Ihar Salawej,
Pawel Spiryn, Uladsimir Njapomnjaschtschych, Aljaksandr Ahrajzowitsch, Pawel Belawus, Andrej Kudsik, Mikalaj
Sjarhjenka, Ramuald Ulan, Aljaksandr Nahela, Andrej Kabanau, Artur Smaljakou, Andrej Asmalouski, Dsjana
Tscharnuschyna, Mikalaj Statkewitsch, Sjarhei Zichanouski, Wiktar Babaryka, Maryja Kalesnikawa, Maksim Snak, Thar
Lossik und Sjarhej Sparysch weiterhin unter unmenschlichen Bedingungen inhaftiert sind;

H. in der Erwidgung, dass das belarussische Regime Tausende von Berichten iiber Polizeibrutalitdt nicht untersucht; in der
Erwidgung, dass es stattdessen diejenigen, die fiir diese Handlungen verantwortlich sind, fordert und belohnt; in der
Erwigung, dass sich durch die weitverbreitete Straflosigkeit bei Menschenrechtsverletzungen die verzweifelte Lage der
belarussischen Bevolkerung weiter verfestigt; in der Erwidgung, dass der belarussischen Bevolkerung ihr Recht auf ein
faires Verfahren vorenthalten wird, da das Rechtsstaatsprinzip in dem Land nicht gilt;

I. in der Erwidgung, dass Belarus das einzige Land in Europa ist, das die Todesstrafe vollstreckt und das Regime unlingst
angekiindigt hat, politische Gegner tatsdchlich hinzurichten; in der Erwdgung, dass das belarussische Strafgesetzbuch im
Januar 2022 gedndert und die Anderung von Lukaschenka im Mai 2022 in Kraft gesetzt wurde, womit die Todesstrafe
auf ,versuchte terroristische Handlungen“ ausgeweitet wurde, um politische Dissidenten ins Visier zu nehmen und
Verfahren in Abwesenheit wegen ,Extremismus“ oder ,Terrorismus® einzuleiten;

J. in der Erwdgung, dass das Lukaschenka-Regime nach wie vor Folter anwendet und politische Gefangene unverandert
davon berichten, dass sich ihr Gesundheitszustand verschlechtert und sie Erniedrigungen und unmenschlicher und
grausamer Behandlung ausgesetzt sind; in der Erwigung, dass Lukaschenka seine Kampagne gegen Menschen-
rechtsverteidiger und Journalisten ausgeweitet und Andrzej Poczobut, einen bekannten Journalisten und engagierten
Vertreter der polnischen Minderheit in Belarus, festnehmen und in die ,Terroristenliste” des Staates aufnehmen lassen
hat; in der Erwigung, dass die inakzeptable Verfolgung der Angehorigen der polnischen Minderheit und anderer
Minderheiten zugenommen hat, wozu auch die jiingsten Entscheidungen der belarussischen Staatsorgane zdhlen,
Bildungsangebote in polnischer und litauischer Sprache abzuschaffen, Hausdurchsuchungen bei fithrenden Vertretern
der polnischen Minderheit durchzufithren und polnische Friedhofe sowie die Gridber von polnischen Dichtern,
Schriftstellern, Aufstindischen und Soldaten der Heimatarmee zu zerstoren; in der Erwagung, dass die Staatsorgane den
Vertrag iiber die unentgeltliche Nutzung der Roten Katholischen Kirche mit der Gemeinschaft ,Romisch-Katholische
Gemeinde des HI. Simon und der HI. Helena“ aufgekiindigt haben und die Gemeinde verpflichtet wurde, ihr Eigentum
aus der Kirche zu entfernen;

K. in der Erwidgung, dass nach Angaben des Sonderberichterstatters iiber die Lage der Menschenrechte in Belarus
Hochschulstudenten willkiirlich festgenommen und unrechtmifig exmatrikuliert und vom Studium ausgeschlossen
werden, wodurch die Wahrnehnung ihrer akademischen Freiheit eindeutig gefahrdet ist;
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L. in der Erwigung, dass Belarus sich von dem Ubereinkommen von Aarhus zuriickgezogen hat, mit dem erhebliche
Erfolge bei der Stirkung der Zugangsrechte, der nachhaltigen Entwicklung und der Umweltdemokratie erzielt werden
konnten;

M. in der Erwigung, dass die Behorden hiufig auf Uberwachung, Online-Zensur und Desinformation zuriickgreifen und
Technologien einsetzen, um Kontrolle iiber die Bevolkerung auszuiiben; in der Erwidgung, dass diese repressive Praxis
einen weiteren Schritt hin zu digitalem Autoritarismus und zur Unterdriickung der Ausiibung der digitalen Rechte von
Personen in Belarus darstellt, was dazu fithrt, dass die Biirger immer stirker eingeschiichtert werden und der Raum fur
die Zivilgesellschaft immer kleiner wird; in der Erwédgung, dass infolgedessen das Recht auf freie MeinungsdufSerung
faktisch nicht mehr gilt;

N. in der Erwdgung, dass unabhidngige Medien am 14. November 2022 iiber die strafrechtliche Verfolgung von Irena
Waljus und Renata Dsemantschuk, fithrenden Vertreterinnen der Union der Polen in Belarus, berichtet haben;

O. in der Erwdgung, dass das Lukaschenka-Regime in Belarus nach wie vor den ungerechtfertigten Angriffskrieg Russlands
gegen die Ukraine unterstiitzt, indem es Russland gestattet, belarussisches Hoheitsgebiet fiir militarische Angriffe gegen
die Ukraine zu nutzen;

P. in der Erwigung, dass Belarussen, die sich der Antikriegsbewegung angeschlossen haben, von repressiven MafSnahmen
betroffen sind, sich in Verwaltungshaft befinden oder strafrechtlich verfolgt werden, darunter der Rechtsanwalt
Aljaksandr Danilewitsch, der im Zusammenhang mit der Unterzeichnung einer 6ffentlichen Petition gegen den Krieg in
der Ukraine strafrechtlich verfolgt wird, und die drei belarussischen Biirger Dsjanis Dsikun, Dsmitry Rawitsch und Aleh
Maltschanau, gegen die wegen Sabotage an der Eisenbahninfrastruktur, womit sie den Transport russischen
militdrischen Gerits verhindern wollten, Anklage wegen Terrorismus erhoben werden soll;

Q. in der Erwigung, dass im Fall des Menschenrechtszentrums Wijasna eine Reihe strafrechtlicher Ermittlungen und
Anklagen im Gange sind, unter anderem gegen Ales Bjaljazki, Waljanzin Stefanowitsch, Uladsimir Labkowitsch, Marfa
Rabkowa, Leanid Sudalenka, Tazzjana Lassiza und Andrej Tshapjuk;

R. in der Erwidgung, dass iiber 600 nichtstaatliche Organisationen aufgelost wurden oder werden, darunter praktisch alle
Menschenrechtsgruppen, die im Land titig sind; in der Erwidgung, dass die Verfolgung unabhingiger Gewerkschaften
fortgesetzt wird und dass ihre Fithrungspersonlichkeiten und besonders engagierte Gewerkschafter weiter in Haft sitzen,
darunter Aljaksandr Jaraschuk, Henads Fjadynitsch, Sjarhej Antussewitsch, Michail Hromau, Iryna But-Hussaim, Janina
Malasch, Wassil Berasnjou, Sinaida Michnjuk, Aljaksandr Mischuk, Thar Powarau, Jauhen Howar, Arzjom Schernak und
Daniil Tscheunakou; in der Erwégung, dass der Oberste Gerichtshof von Belarus im Juli den belarussischen Kongress der
Demokratischen Gewerkschaften aufgelost hat, eine Dachorganisation unabhingiger Gewerkschaften, wodurch alle
unabhingigen Gewerkschaften faktisch verboten wurden;

S. in der Erwidgung, dass Journalisten, darunter Kazjaryna Andrejewa, Iryna Slaunikawa, Sjarhej Sazuk, Thar Lossik, Ksenia
Luzkina, Andrej Kusnetschyk und andere Journalisten, nach wie vor zu den Gruppen gehoren, die das Regime vorrangig
ins Visier nimmt; in der Erwdgung, dass das Gericht des Gebiets Minsk am 6. Oktober 2022 drei Journalisten des
verbotenen unabhingigen Medienunternehmens BelaPAN, ndmlich Iryna Leuschyna, Chefredakteurin, Dsmitry
Nawaschylau, Direktor, Andrei Aljaksandrau, stellvertretender Direktor, sowie die unabhingige Journalistin Iryna
Slobina zu Haftstrafen von vier bis 14 Jahren verurteilt hat;

T. in der Erwidgung, dass das Recht, sich friedlich zu versammeln, stindig verletzt wird; in der Erwidgung, dass seit dem
Betrug bei der Prasidentschaftswahl im August 2020 keine Demonstrationen der Opposition mehr genehmigt wurden;

U. in der Erwidgung, dass Lukaschenka seine Politik der Russifizierung von Belarus fortsetzt und dabei auf die
Marginalisierung und Zerstorung von Auspriagungen der belarussischen nationalen Identitit einschlieflich Sprache,
Bildung und Kultur hinwirkt, indem er auf willkiirliche Festnahmen, Verhaftungen und insbesondere den brutalen
Umgang mit Personlichkeiten aus dem Kulturleben setzt;

1. zeigt sich unverindert entschlossen solidarisch mit der Bevolkerung von Belarus und den Mitgliedern der
demokratischen Opposition und der Zivilgesellschaft, die sich nach wie vor fiir ein freies, souverdnes und demokratisches
Belarus einsetzen;

2. weist erneut darauf hin, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten das Ergebnis der Prisidentschaftswahl von 2020
wegen massiver Wahlfalschungen nicht anerkannt haben und Aljaksandr Lukaschenka nicht als Prasidenten von Belarus
anerkennen; fordert, dass die demokratische Opposition in Belarus und die unabhingige Zivilgesellschaft, der auch
Mitglieder der europdischen politischen Stromungen angehéren, auch kiinftig unterstiitzt werden; begriiflt die Bildung des
von Swijatlana Zichanouskaja geleiteten Vereinigten Ubergangskabinetts von Belarus im Anschluss an die Griindung des
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Koordinierungsrates und des Krisenmanagementteams des Volkes (Narodnaje antykrysisnaje upraulenne, NAU); fordert die
Krifte der demokratischen Opposition auf, ihre Einheit auf der Grundlage des Ziels eines freien, demokratischen und
unabhingigen Belarus zu wahren und zu fordern; weist darauf hin, dass viele Menschen in Belarus in Swjatlana
Zichanouskaja die Gewinnerin der Prasidentschaftswahl 2020 sehen;

3. bekriftigt seine unerschiitterliche Unterstiitzung fur die demokratische Opposition und die Zivilgesellschaft in Belarus
und fordert sie auf, weiterhin im Interesse der Bevolkerung des Landes zu handeln und einen Plan zur Reform des Landes
auszuarbeiten; stellt fest, dass durch einen Sieg der Ukraine der demokratische Wandel in Belarus beschleunigt werden
diirfte; bekraftigt, dass im Einklang mit den Grundsitzen der OSZE den legitimen Forderungen der Bevolkerung von Belarus
nach Demokratie auf der Grundlage der Menschenrechte und Grundfreiheiten, des Wohlstands, der Souveranitit und der
Sicherheit entsprochen werden muss; bekraftigt seine fritheren Forderungen nach einer freien und fairen Neuwahl unter
internationaler Beobachtung durch das Biiro fir demokratische Institutionen und Menschenrechte der OSZE;

4. verurteilt aufs Schirfste die ungerechtfertigten und politisch motivierten Urteile, die gegen die sogenannte
Autuchowitsch-Zwolfergruppe sowie gegen die tiber 1 400 politischen Gefangenen verhdngt wurden; fordert ein sofortiges
Ende der Gewalt und Repression und die bedingungslose Freilassung aller politischen Gefangenen und aller Personen, die
aus politisch motivierten Griinden willkiirlich inhaftiert, festgenommen oder verurteilt wurden, und fordert, dass alle gegen
sie erhobenen Anklagepunkte fallengelassen werden; fordert zudem ihre vollstindige Rehabilitierung und eine finanzielle
Entschadigung fiir die Schaden, die ihnen durch ihre unrechtmifige Haft entstanden sind; betont, dass in der Zwischenzeit
Informationen iiber ihren Haftort und ihre Haftbedingungen bereitgestellt werden miissen, dass sie Zugang zu
Rechtsanwilten ihrer Wahl und medizinischer Unterstiitzung erhalten miissen und dass ihre Kommunikation mit
Familienangehorigen sichergestellt werden muss; fordert, dass das Lukaschenka-Regime es ermoglicht, die Gerichts-
verfahren gegen alle politischen Gefangenen, zu denen prodemokratische Aktivisten, Mitglieder der demokratischen
Opposition, Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und Gewerkschafter zdhlen, zu beobachten und zu iiberwachen;

5. verurteilt auf das Schirfste die Verstrickung von Belarus in den ungerechtfertigten und unprovozierten Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine; verurteilt, dass erneut russische Streitkrifte in Belarus stationiert wurden; verurteilt, dass sich
belarussische Amtstriger kriegstreiberisch gegeniiber der Ukraine dufern und Drohungen gegen die Ukraine aussprechen;
stellt fest, dass Lukaschenka und die eng mit ihm verbundenen Personen gleichermaféen fiir die Kriegsverbrechen in der
Ukraine verantwortlich sind und vor dem Internationalen Gerichtshof und dem Internationalen Strafgerichtshof zur
Rechenschaft gezogen werden sollten;

6. fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und den EAD auf, mit internationalen Partnern wie dem Moskauer
Mechanismus der OSZE und dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten sowie Menschen-
rechtsverteidiger und die Zivilgesellschaft vor Ort uneingeschrankt zu unterstiitzen, damit Menschenrechtsverletzungen
iiberwacht und dokumentiert werden konnen und tber diese Verbrechen berichtet wird, die Tater anschlieend zur
Rechenschaft gezogen werden und den Opfern Gerechtigkeit widerfahrt; begriift und unterstiitzt die Einrichtung der
Internationalen Plattform fiir Rechenschaftspflicht in Belarus; bekriftigt, dass es sehr wichtig es ist, Belarus diplomatisch
weiter zu isolieren, die diplomatische Prisenz der Union und ihrer Mitgliedstaaten in dem Land zu verringern und es auch
in internationalen Organisationen weiter zu isolieren;

7. fordert die belarussischen Staatsorgane nachdriicklich auf, jegliche Unterdriickung, Verfolgung, Folter und
Misshandlung der Bevolkerung des Landes, einschlieflich der Gewalt gegen Frauen und schutzbediirftige Gruppen und
des Verschwindenlassens, einzustellen; verurteilt nach wie vor die unmenschlichen Haftbedingungen und die unablassige
Erniedrigung der politischen Gefangenen und die Verschlechterung ihres Gesundheitszustands;

8. st besorgt dariiber, dass Zulieferer groffer Unternehmen mit Sitz in der Union Hiftlinge in belarussischen
Strafkolonien Zwangsarbeit verrichten lassen; fordert alle in der Union ansissigen Unternehmen auf, besondere Sorgfalt
walten zu lassen und ihre Beziehungen zu belarussischen Zulieferern zu beenden, die Zwangsarbeit in ihren Lieferketten
einsetzen, ihre Beschiftigten an der Ausiibung ihrer biirgerlichen und politischen Rechte hindern oder das Gewaltregime
offen unterstiitzen; fordert den Rat auf, Sanktionen gegen in Belarus titige belarussische oder internationale Unternehmen
zu verhidngen, die Zwangsarbeit in ihren Lieferketten einsetzen, ihre Beschiftigten an der Ausiibung ihrer biirgerlichen und
politischen Rechte hindern oder das Gewaltregime offen unterstiitzen; fordert das Lukaschenka-Regime nachdriicklich auf,
seine Praxis, in Strafkolonien Zwangsarbeit verrichten zu lassen, einzustellen;

9.  verurteilt die Bemithungen Lukaschenkas, die belarussische Kultur und die Kulturen der Minderheiten des Landes zu
zerstoren und die belarussische Nation zu russifizieren; fordert die Union auf, unabhingige belarussische Kulturein-
richtungen wie Theater, Chore und Schulen sowie unabhingige belarussische Folkloregruppen und Kiinstler zu
unterstiitzen; missbilligt den Beschluss des belarussischen Innenministeriums, das patriotische Motto des Landes ,Schywe
Belarus!“ (,Es lebe Belarus!”) als angebliches Nazi-Motto zu brandmarken;
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10.  verurteilt entschieden, dass das russische Militar belarussisches Hoheitsgebiet fuir seine Aggression gegen die Ukraine
nutzt; begriifft die Mafnahmen aus der belarussischen Gesellschaft, mit denen Widerstand dagegen geleistet wird, das
Hoheitsgebiet von Belarus fiir den Einmarsch Russlands in die Ukraine zu nutzen; bekundet dem Kastus-Kalinouski-Regi-
ment und dem Pahonja-Regiment, die die Ukraine bei ihrer Verteidigung gegen den Angriffskrieg Russlands unterstiitzen,
seine Unterstiitzung; unterstiitzt den Standpunkt der demokratischen Opposition und der Zivilgesellschaft von Belarus, dass
das Land als besetztes oder de facto besetztes Gebiet anerkannt werden sollte, und schliefSt sich deren Forderung nach dem
sofortigen Abzug der russischen Streitkrifte aus Belarus und der Ukraine an;

11.  fordert den Rat und die Kommission erneut auf, die Umgehung von Sanktionen zu verhindern, und fordert, dass
samtliche gegen Russland verhingten Sanktionen in genau gleicher Weise auch gegen Belarus verhingt werden, auch in
kiinftigen Sanktionsrunden; fordert die Kommission, die Mitgesetzgeber und die Mitgliedstaaten auf, die rechtliche Regelung
zu vervollstindigen, auf deren Grundlage durch die Union eingefrorene Vermogenswerte eingezogen werden konnen, was
auch die Einziehung der Vermdgenswerte von Lukaschenka, seiner Familie und des inneren Kreises der Unterstiitzer des
Regimes ermoglichen wiirde, dem Richter, Staatsanwilte und Propagandisten sowie Mitglieder der Milizen, des KDB und der
Sicherheitsorgane angehoren, die an Repressionen, Verurteilungen, unrechtmifiger Inhaftierung und Folter beteiligt sind,
und diese Mittel daftir zu verwenden, die Opfer des Regimes und die demokratische Opposition in Belarus zu unterstiitzen;

12, begriiflt, dass der Friedensnobelpreis 2022 dem Menschenrechtsverteidiger, Griinder des Menschenrechtszentrums
Wijasna und Sacharow-Preistrdger 2020, Ales Bjaljazki, verlichen wurde; missbilligt, dass Ales Bjaliatski, Waljanzin
Stefanowitsch und Uladsimir Labkowitsch noch immer inhaftiert sind, dass der Grund fiir ihre Haft politisch motivierte
Vorwiirfe — Schmuggel und die Finanzierung gemeinschaftlich begangener Verstole gegen die offentliche Ordnung —
sind, und dass sie zu Freiheitsstrafen von bis zu 12 Jahren verurteilt wurden, und fordert ihre sofortige und bedingungslose
Freilassung; schliefSt sich der Forderung des Vorsitzes des norwegischen Nobelkomitees an das Lukaschenka-Regime an,
dafiir zu sorgen, dass Ales Bjaljazki vor der Verleihung des Friedensnobelpreises am 10. Dezember 2022 freigelassen wird;

13.  begriilt, dass im Europarat in Zusammenarbeit mit den demokratischen Kriften und der Zivilgesellschaft von
Belarus eine Kontaktgruppe eingerichtet wurde; fordert die Organe der Union, die Mitgliedstaaten und internationale
Organisationen auf, die systematische Zusammenarbeit mit den demokratischen Vertretern von Belarus zu verbessern;

14.  begriiflt, dass die Union und die Mitgliedstaaten, insbesondere Polen und Litauen, Belarussen Unterstiitzung und
Schutz gewihren, die gezwungen sind, aus dem Land zu fliehen; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Solidaritit mit den
Menschen, die aus Belarus flichen, aufrechtzuerhalten, und fordert die Kommission auf, diese Bemithungen weiter zu
unterstiitzen;

15.  begriilt den umfassenden Plan der Kommission zur wirtschaftlichen Unterstiitzung fiir ein demokratisches Belarus,
fordert jedoch, dass diese Mittel sofort abrufbar sind, um die wesentliche Arbeit der Zivilgesellschaft, der unabhingigen
Medien, der Gewerkschaften und der belarussischen Opposition im Exil sowie derjenigen zu unterstiitzen, die vor dem
Unterdriickungsregime flichen; fordert die europidischen politischen Parteien und Stiftungen auf, die Mitglieder ihrer
belarussischen Partnerparteien und generell die Opposition unmittelbar zu unterstiitzen; fordert die Kommission auf,
unabhingige Nachrichtenmedien, insbesondere neue Medien wie Nexta, die trotz eines groffen Publikums in Belarus keine
finanzielle Unterstiitzung der Union erhalten haben, kiinftig zu unterstiitzen;

16.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die demokratische Opposition, die
Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger, Gewerkschaftsvertreter und unabhingige Medien, die in Belarus und
jenseits der Grenzen des Landes titig sind, weiter zu unterstiitzen, um den kiinftigen demokratischen Wandel des Landes
vorzubereiten; lobt den Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik
(HR/VP) dafiir, dass er Swjatlana Zichanouskaja regelmifig zu den Tagungen des Rates (Auswirtige Angelegenheiten)
einlddt, auch zu dem Rundtischgesprich am 14. November 2022; begriifSt in diesem Zusammenhang die Einrichtung der
Mission fiir ein demokratisches Belarus in Briissel;

17.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Regeln und Verfahren fiir den Umgang mit Fillen auszuarbeiten,
in denen Menschenrechtsverteidigern und anderen politisch engagierten Angehorigen der Zivilgesellschaft ihre
belarussische Staatsbiirgerschaft entzogen wird, und in der Union wohnhafte belarussische Staatsangehorige zu
unterstiitzen, bei denen die Giiltigkeit ihrer Ausweispapiere bald ablauft und die — da sie nicht nach Belarus zuriickkehren
konnen — keine Moglichkeit haben, sie verlangern zu lassen;

18.  fordert den Rat und den HR/VP auf, iiber die Sanktionen hinaus weitere Mafnahmen zu priffen und einen
schliissigen und umfassenden langfristigen Ansatz gegeniiber Belarus zu entwickeln, der eng mit gleichgesinnten Lindern
und internationalen Organisationen abgestimmt ist; fordert den EAD auf, bei der Koordinierung einer schliissigen Politik
mit den Mitgliedstaaten und anderen Organen der Union eine Fithrungsrolle zu iibernehmen;
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19.  missbilligt den Beschluss von Belarus, sich aus dem Ubereinkommen von Aarhus zuriickzuziehen, insbesondere im
Zusammenhang mit der Inbetriebnahme des Kernkraftwerks Astrawez, ohne die Empfehlungen aus den Stresstests
vollstindig umzusetzen, und bedauert weitere Nachldssigkeiten in Bezug auf die Einhaltung der strengsten Vorschriften im
Bereich der nuklearen Sicherheit am Standort des Kernkraftwerks Astrawez; verurteilt, dass das belarussische Regime
Umweltschiitzer, Menschenrechtsverteidiger und nichtstaatliche Organisationen, die Fragen der nuklearen Sicherheit
ansprechen, brutal verfolgen ldsst;

20.  beauftragt seine Prasidentin, diese EntschlieSung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fur Aufen- und Sicherheitspolitik und den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten sowie dem Europarat, der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, den Staatsorganen
der Republik Belarus und der Russischen Foderation und den Vertretern der demokratischen Opposition von Belarus zu
iibermitteln.



C167/54 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Donnerstag, 24. November 2022
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Vertreibung von Menschen infolge des eskalierenden Konflikts im Osten der Demokra-
tischen Republik Kongo

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Vertreibung von Menschen infolge des
eskalierenden Konflikts im Osten der Demokratischen Republik Kongo (2022/2957(RSP))

(2023/C 167/08)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zur Demokratischen Republik Kongo,

— unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretirs der Vereinten Nationen vom 10. Oktober 2022 iiber Kinder und den
bewaffneten Konflikt in der Demokratischen Republik Kongo,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau,

— unter Hinweis auf das IV. Genfer Abkommen von 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten sowie die
dazugehorigen Zusatzprotokolle von 1977 und 2005,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 iiber die Rechte des Kindes
(KRK),

— unter Hinweis auf den Bericht des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte (OHCHR)
und der Stabilisierungsmission der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUSCO) vom Juli 2020 mit dem Titel ,Report on violations of human rights and international humanitarian law by
the Allied Democratic Forces armed group and by members of the defence and security forces in Beni territory, North
Kivu province and Irumu and Mambasa territories, Ituri province, between 1 January 2019 and 31 January 2020“
(Bericht tiber Verstofle gegen die Menschenrechte und das humanitire Volkerrecht durch die bewaffnete Gruppe der
Alliferten Demokratischen Krifte und Mitglieder der Verteidigungs- und Sicherheitskrifte im Territorium Beni in der
Provinz Nord-Kivu und in den Territorien Irumu und Mambasa in der Provinz Ituri zwischen dem 1. Januar 2019 und
dem 31. Januar 2020),

— unter Hinweis auf die Erklarung des Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreters der Union fiir Au8en- und
Sicherheitspolitik, Josep Borrell, vom 4. Juli 2022 zur Lage im Osten der Demokratischen Republik Kongo,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2017/821 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur
Festlegung von Pflichten zur Erfillung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette fiir Unionseinfithrer von Zinn, Tantal,
Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten (}),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/947 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur
Schaffung des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit —
Europa in der Welt (%),

— unter Hinweis auf das Cotonou-Abkommen,
— gestitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass sich die Sicherheitslage in der Demokratischen Republik Kongo (DRK) insbesondere im
Nordosten des Landes wegen bewaffneter auslindischer und inlandischer Gruppen, darunter die M23 mit Verbindungen
nach Ruanda, weiter verschlechtert; in der Erwédgung, dass einige Rebellengruppen Verbindungen nach Uganda und
Burundi unterhalten und Berichten zufolge dem IS nahestehen und an zahlreichen Massakern beteiligt waren, durch die
Tausende Zivilisten vertrieben wurden, und dass Berichten zufolge bewaffnete Gruppen Kinder rekrutieren und in
groflem Umfang sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt ausiiben;

() ABLL 130 vom 19.5.2017, S. 1.
() ABLL 209 vom 14.6.2021, S. 1.
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B. in der Erwdgung, dass seit dem 20. Oktober 2022 Vorstofe der M23 zur Vertreibung von Tausenden von Menschen aus
Rutshuru nach Kanyaruchinya und Kibati, nordlich der Stadt Goma, sowie in das Territorium Lubero gefihrt haben,
zusitzlich zu den sechs Millionen Menschen, die bereits innerhalb des Landes vertrieben worden sind;

C. in der Erwidgung, dass seit dem 20. Oktober 2022 schitzungsweise 183 000 Menschen, hauptsichlich Frauen und
Kinder, vertrieben worden sind, wodurch sich die Gesamtzahl der Vertriebenen im 0stlichen Teil des Landes auf mehr als
232000 Zivilisten erhoht hat; in der Erwidgung, dass 2,4 Millionen kongolesische Kinder unter fiinf Jahren an akuter
Untererndhrung leiden; in der Erwigung, dass bei der Flucht der Menschen vor Rebellenangriffen viele Kinder von ihren
Eltern bzw. Erziehungsberechtigten getrennt worden sind; in der Erwdgung, dass derzeit schatzungsweise 7,5 Millionen
Menschen Hilfe benotigen und keinen Zugang zu Wasser und sanitdren Einrichtungen haben;

D. in der Erwigung, dass die 6stlichen Provinzen Ituri und Kivu in der DRK zwei Jahrzehnte lang unter einem zyklischen
Konflikt gelitten haben, der durch Massaker an der Zivilbevolkerung und Gewalt durch bewaffnete Gruppen
gekennzeichnet war, und dass die Regierungsbehorden es versiaumt haben, nichtstaatliche Gruppen fiir frithere
Verbrechen zur Rechenschaft zu ziehen;

E. in der Erwigung, dass im Oktober 2022 berichtet wurde, dass Einheiten der kongolesischen Armee und ihre
Verbiindeten im jiingsten Konflikt mit M23-Rebellen fiir massive Menschenrechtsverletzungen verantwortlich
zeichneten; in der Erwigung, dass auch iiber schwere Vergehen wie Kinderarbeit berichtet wurde;

F. in der Erwigung, dass Journalisten, die iiber den Konflikt berichten, zunchmend Schikanen, Drohungen und
Festnahmen ausgesetzt sind;

G. in der Erwagung, dass der von Angola geforderte Luanda-Prozess darauf abzielt, zwischen der Demokratischen Republik
Kongo und Ruanda in Bezug auf den Konflikt im Osten der Demokratischen Republik Kongo zu vermitteln; in der
Erwidgung, dass die Ostafrikanische Gemeinschaft (EAC), der die Demokratische Republik Kongo im Mirz 2022
beigetreten ist, einen zweigleisigen Prozess eingeleitet hat, der darauf abzielt, der Instabilitit im Osten des Kongo ein
Ende zu setzen und politische Gesprache mit Rebellengruppen, die ihre Bereitschaft zum Ausdruck gebracht haben, die
Kiampfe einzustellen und ihre Waffen abzugeben, sowie die Entsendung eines ostafrikanischen Militdrkontingents
umfasst;

1. ist zutiefst besorgt iiber die Eskalation der Gewalt und die alarmierende und sich verschlechternde humanitire Lage in
der Demokratischen Republik Kongo, die insbesondere durch die bewaffneten Konflikte in den ostlichen Provinzen
verursacht wurde; bedauert die Todesfille und duflert sein Mitgefithl mit dem Volk der Demokratischen Republik Kongo;
bedauert, dass aufgrund des Konflikts schitzungsweise 27 Millionen Kongolesen auf humanitire Hilfe angewiesen sind und
dass die Zahl der Binnenvertriebenen in der Demokratischen Republik Kongo steigt, wobei Schitzungen zufolge bislang bis
zu sechs Millionen Menschen vertrieben wurden, darunter 515 000 Flichtlinge;

2. fordert die EU und andere internationale Partner auf, der Region humanitire Hilfe zu leisten; besteht darauf, dass die
von der EU finanzierte humanitére Hilfe darauf ausgerichtet sein sollte, schutzbediirftigen Menschen wie Uberlebenden
sexueller Gewalt zu helfen und die sozialen Faktoren fiir die Gesundheit zu verbessern; fordert die EU auf, ihre Mittel fiir
Entwicklungshilfe und humanitire Hilfe fur die Demokratische Republik Kongo im Programmplanungszeitraum
2021-2027 weiter aufzustocken; fordert alle Seiten nachdriicklich auf, allen Bediirftigen den Zugang zu humanitirer
Hilfe zu ermdglichen und zu erleichtern und die freiwillige und sichere Riickkehr von Vertriebenen zu ermdglichen;

3. verurteilt die anhaltende brutale Aggression seitens bewaffneter Gruppen aufs Schirfste; fordert die bewaffnete
Gruppe M23 auf, sich von ihren Positionen zuriickzuzichen und die Waffen niederzulegen, und fordert, dass alle
bewaffneten Gruppen in der Region wieder am interkongolesischen Dialog (Nairobi-Prozess) teilnehmen, um die
Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung in die Gemeinschaft vorzubereiten; fordert alle staatlichen Akteure
in der Region auf, jegliche Zusammenarbeit mit der M23 und anderen bewaffneten Gruppen in der Region einzustellen;
fordert alle betroffenen Regierungen nachdriicklich auf, dafiir zu sorgen, dass eine politische Losung keine Amnestie fiir
diejenigen umfasst, die fir schwere internationale Verbrechen verantwortlich sind, und dass nicht gestattet wird, dass die
Befehlshaber der M23, die fiir Ubergriffe verantwortlich sind, in die Streitkrifte der Demokratischen Republik Kongo
aufgenommen werden;

4. fordert Ruanda nachdriicklich auf, die Rebellen der M23 nicht zu unterstiitzen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten
auf, im Rahmen der globalen Sanktionsregelung im Bereich der Menschenrechte Sanktionen gegen Personen zu verhdngen,
die im Osten der Demokratischen Republik Kongo Menschenrechtsverletzungen begangen haben; fordert, dass die
Sanktionen gegen hochrangige Befehlshaber der M23 aufrechterhalten und auf diejenigen ausgeweitet werden, die
neuerdings fiir schwere Ubergriffe verantwortlich gemacht wurden, sowie gegen hochrangige Beamte aus der gesamten
Region, die an den Ubergriffen der bewaffneten Gruppe beteiligt waren;
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5. st zutiefst besorgt iiber das gesamte Spektrum von Bedrohungen, Menschenrechtsverletzungen und Ubergriffen,
denen Frauen und Midchen in bewaffneten Konflikten ausgesetzt sind, und erkennt an, dass Frauen und Middchen
besonders gefihrdet sind, da sie hiufig gezielt ins Visier genommen werden und in Konflikt- und Postkonfliktsituationen
stirker von Gewalt bedroht sind, wodurch ihre Beteiligung an Friedensprozessen verhindert wird; fordert die internationale
Gemeinschaft nachdriicklich auf, ihre Bemithungen zur Beseitigung der Geifel sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt
in bewaffneten Konflikten im Osten der Demokratischen Republik Kongo zu beschleunigen, die Opfer zu schiitzen, der
Straflosigkeit fiir die Téter ein Ende zu setzen und den Zugang zur Justiz, zur Wiedergutmachung und zur Entschadigung
fir die Uberlebenden zu gewihrleisten;

6.  fordert die internationale Gemeinschaft nachdriicklich auf, konkrete Schritte zur Beendigung der anhaltenden Gewalt
zu unternehmen, insbesondere durch die Forderung des Dialogs und gewaltfreier Losungen sowie durch die Unterstiitzung
des regionalen Vermittlungsprozesses (Luanda-Prozess), der vom angolanischen Prisidenten Jodo Lourenco initiiert wurde;
betont, dass alle Vertragsstaaten der Ostafrikanischen Gemeinschaft (EAC), der Entwicklungsgemeinschaft des Siidlichen
Afrika (SADC) und der Internationalen Konferenz iiber die Region der Groflen Seen die im Rahmen der Versammlung der
ostafrikanischen Staatschefs und des Luanda-Prozesses vereinbarten Grundsitze einhalten miissen; betont nachdriicklich die
Notwendigkeit einer grenziibergreifenden Zusammenarbeit in der afrikanischen Region der Groflen Seen;

7. fordert die Einrichtung eines formlichen Uberpriifungsmechanismus als Teil der umfassenderen Bemithungen um eine
Reform des Sicherheitssektors, um Personen zu ermitteln, die entlassen werden sollten, und sicherzustellen, dass die
Sicherheitskrifte im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen und den Normen des humanitdren Rechts
handeln;

8.  fordert die Kommission und die EU-Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, dafiir zu sorgen, dass die anstehende
EU-Strategie fiir die afrikanische Region der Groflen Seen den zahlreichen und schwerwiegenden Herausforderungen im
Bereich der Menschenrechte und der humanitaren Hilfe sowohl auf nationaler als auch auf regionaler Ebene, insbesondere
in der Demokratischen Republik Kongo, angemessen Rechnung trigt;

9. fordert die Nachbarlinder der Demokratischen Republik Kongo auf, ihre Bemithungen zur Bekdmpfung des
Schmuggels von Mineralien aus Konfliktgebieten tiber ihre Linder und des illegalen Handels mit natiirlichen Ressourcen,
der den Konflikt anheizt, zu verstirken; betont, wie wichtig es ist, weitere Anstrengungen zu unternechmen, um die
Finanzierung bewaffneter Gruppen, die am illegalen Handel mit natiirlichen Ressourcen, einschlieflich Gold und
Erzeugnissen aus wildlebenden Tier- und Pflanzenarten, beteiligt sind, zu unterbinden; fordert die Kommission auf, die
Auswirkungen und die Effizienz der Verordnung (EU) 2017/821 bei ihrer Uberpriifung der Funktionsweise und
Wirksamkeit dieser Verordnung zu bewerten;

10.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieBung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreterin der Union fur Auflen- und Sicherheitspolitik, dem Europidischen Auswirtigen Dienst, der
Afrikanischen Union, dem AKP-EU-Ministerrat, der Parititischen Parlamentarischen Versammlung AKP-EU, dem
Generalsekretdr der Vereinten Nationen, der Regierung und dem Parlament der Demokratischen Republik Kongo sowie
den Regierungen und Parlamenten anderer Linder der Ostafrikanischen Gemeinschaft zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0420
Kiinftige europiische Finanzarchitektur zur Férderung der Entwicklung

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 24. November 2022 zur kiinftigen europiischen Finanzar-
chitektur zur Férderung der Entwicklung (2021/2252(INI))

(2023/C 167/09)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklarung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten, des Europdischen Parlaments und der Kommission vom 30. Januar 2008 mit dem Titel: ,Der
europiische Konsens iiber die Entwicklungspolitik* ('),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 30. April 2014 mit dem Titel ,Tool-box —

A right-based approach, encompassing all human rights for EU development Cooperation“ (Toolbox — An
Rechtsnormen orientierter, alle Menschenrechte einschlieRender Ansatz fur die Entwicklungszusammenarbeit)
(SWD(2014)0152),

— unter Hinweis auf die Resolution der Vereinten Nationen vom 21. Oktober 2015 mit dem Titel , Transformation unserer
Welt: die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung®, die auf dem Gipfeltreffen der Vereinten Nationen zur nachhaltigen
Entwicklung am 25. September 2015 in New York verabschiedet wurde, sowie die 17 Nachhaltigkeitsziele (SDG),

— unter Hinweis auf die dritte Internationale Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung, die vom 13. bis 16. Juli 2015 in
Addis Abeba stattfand, und die Aktionsagenda von Addis Abeba,

— unter Hinweis auf das am 12. Dezember 2015 auf der 21. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des
Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen (COP 21) geschlossene Ubereinkommen
(Ubereinkommen von Paris),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklirung des Parlaments, des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten und der Kommission vom 30. Juni 2017 @iber den neuen europiischen Konsens tiber
die Entwicklungspolitik — Unsere Welt, unsere Wiirde, unsere Zukunft (%),

— unter Hinweis auf den Bericht der Hochrangigen Gruppe der Weisen zur europdischen Finanzarchitektur fiir
Entwicklung mit dem Titel ,Europe in the World — The future of the European Architecture for Development” (Europa
in der Welt — Die Zukunft der europdischen Architektur zur Forderung der Entwicklung) vom Oktober 2019,

— unter Hinweis auf die Durchfiihrbarkeitsstudie des Rates vom 14. April 2021 tiber Optionen zur Stirkung der kiinftigen
europdischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Juni 2021 zur Erweiterung der europdischen
Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Fahrplan der Europdischen Kommission fiir eine verbesserte europiische Finanzarchitektur zur
Forderung der Entwicklung und Fortschrittsbericht 2021 vom 24. Marz 2022 (COM(2022)0139) ,

— unter Hinweis auf den gemeinsamen Bericht der EIB und der EBWE vom 25. November 2021 iiber die im Rahmen der
Schlussfolgerungen des Rates zur Stirkung der Europdischen Finanzarchitektur zur Férderung der Entwicklung (EFAD)
ergriffenen Mafnahmen,

() ABL C 25 vom 30.1.2008, S. 1.
() ABL C 210 vom 30.6.2017, S. 1.
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— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Rechnungshofs Nr. 7/2020 zum Bericht der Kommission iiber
die Durchfihrung des Europdischen Fonds fiir nachhaltige Entwicklung (EFSD) vom 11. September 2020,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 25. Mdrz 2021 mit dem Titel ,Eine neue Strategie EU-Afrika — eine
Partnerschaft fiir nachhaltige und inklusive Entwicklung (),

— unter Hinweis auf seine EntschliefSung vom 7. Oktober 2021 zu dem Umsetzungsbericht iiber die EU-Treuhandfonds
und die Fazilitdt fur Flichtlinge in der Tirkei (%),

— unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und
Sicherheitspolitik vom 1. Dezember 2021 mit dem Titel ,Global Gateway* (JOIN(2021)0030),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/947 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur
Schaffung des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit —
Europa in der Welt, zur Anderung und Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2017/1601 des Europiischen Parlaments und des Rates und der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (°),

— unter Hinweis auf das sechste Gipfeltreffen zwischen der Europdischen Union (EU) und der Afrikanischen Union (AU)
vom 17./18. Februar 2022 und die dazugehorige Abschlusserklirung mit dem Titel: ,Eine gemeinsame Vision fiir
2030,

— gestiitzt auf Artikel 209 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union und die Satzung der Europdischen
Investitionsbank (EIB), die den Vertrdgen beigefiigt ist und vorsieht, dass die EIB die Finanzierungsinstitution der
Europdischen Union und sich im ausschlieflichen Besitz aller 27 Mitgliedstaaten der EU befindet und die Aufgabe hat,
zur Umsetzung der Entwicklungspolitik der EU beizutragen,

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Haushaltsausschusses und des Ausschusses fiir auswartige Angelegenheiten,
— unter Hinweis auf den Bericht des Entwicklungsausschusses (A9-0270/2022)),

A. in der Erwigung, dass die COVID-19-Pandemie die bereits betrichtliche SDG-Finanzierungsliicke vergrofert und einen
Riickgang der Mittel um insgesamt 700 Mrd. USD und gleichzeitig einen Anstieg des Bedarfs um 1 Billion USD
verursacht hat, was einen Schereneffekt zur Folge hat, sodass zu erwarten ist, dass der Betrag der jihrlichen
Finanzierungsliicke der SDG in den Entwicklungslandern, der vor der Pandemie 2,5 Billionen USD betrug, in der Zeit
nach der COVID-19-Pandemie um 70 %, d. h. auf 4,2 Billionen USD (3,7 Billionen EUR), ansteigen wird (°);

B. in der Erwigung, dass in den Liandern mit niedrigem und mittlerem Einkommen eine jahrliche Finanzierungsliicke von
148 Mrd. USD im Hinblick auf die Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels Nr. 4 besteht; in der Erwiagung, dass die
zusitzlichen Kosten aufgrund von COVID-19-bedingten SchulschliefSungen diese Finanzierungsliicke um bis zu einem
Drittel vergroffern konnen;

C. in der Erwigung, dass die militarische Aggression Russlands gegen die Ukraine die Situation der SDG in der Ukraine
und ihren Nachbarlindern drastisch verscharft hat; in der Erwidgung, dass die derzeitige russische militdrische
Aggression gegen die Ukraine die weltweite Umsetzung der SDG beeintrichtigen wird, insbesondere im Hinblick auf die
Bekdmpfung von Armut und Hunger, wodurch die Gefahr zunehmender ziviler Unruhen, Konflikte und irreguldrer
Migration steigt; in der Erwagung, dass die durch den verbrecherischen Akt von Putins Krieg verursachten destruktiven
Folgen die ohnehin knappen Mittel der Entwicklungshilfe erheblich beeintrachtigen; in der Erwigung, dass die
langfristigen Folgen dieses Krieges noch nicht bekannt sind; in der Erwidgung, dass das groffe Defizit bei der
Finanzierung der SDG und die Folgen der COVID-19-Pandemie, die in den Entwicklungslindern verheerende
Auswirkungen hatte, eine auflerordentliche und nachhaltige Reaktion aller EU-Akteure und eine systemweite
Uberpriifung der EFAD erfordern;

ABL C 494 vom 8.12.2021, S. 80.
ABL C 132 vom 24.3.2022, S. 88.
ABL L 209 vom 14.6.2021, S. 1.
ABL. L 209 vom 14.6.2021, S. 1.
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D. in der Erwigung, dass die derzeitige politische und finanzielle Fithrungsrolle und die Bemithungen der EU nicht
ausreichen, um die Nachhaltigkeitsziele (SDG) und die Ziele des Ubereinkommens von Paris zu erreichen und andere
akute globale Herausforderungen anzugehen, insbesondere die Verschirfung des Klimawandels, die dramatisch
gestiegene Schuldenlast der Partnerlinder, die Folgen von COVID-19 und gewaltsame Konflikte, und deshalb ein
gemeinsames Engagement auf internationaler Ebene erforderlich ist, damit im Rahmen der Europiischen
Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung auf diese entstehenden Herausforderungen reagiert werden kann;

E. in der Erwigung, dass fiir die tatsichliche Verwirklichung der SDG und die Uberwindung der COVID-19-Pandemie
politische Kohdrenz und eine enge Zusammenarbeit zwischen allen offiziellen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen,
ihren staatlichen Gesellschaftern, den EU-Institutionen und allen anderen bestehenden Partnern dringend erforderlich
sind, damit die knappen offentlichen Gelder so effektiv und effizient wie moglich eingesetzt werden; in der Erwigung,
dass die erfolgreiche Mobilisierung von weiterem, sowohl privaten als auch offentlichen Kapital — zusitzlich zur
offentlichen Entwicklungshilfe (ODA) und zu anderen bestehenden Formen von Entwicklungsfinanzierung — von
wesentlicher Bedeutung ist, jedoch mit den entwicklungspolitischen Zielen in Einklang gebracht werden muss,
insbesondere im Hinblick auf die Verringerung von Ungleichheiten und die Armutsbekdmpfung als erstes Ziel der
Agenda 2030;

F. in der Erwiagung, dass es auch im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung des globalen Siidens von grofiter Bedeutung
ist, dass die weltweiten Energiestrome in Zukunft neu geordnet werden und der afrikanische Kontinent dabei eine
wichtige Rolle spielt; in der Erwdgung, dass die Starkung ihrer Rolle im Hinblick auf eine nachhaltige Energieerzeugung,
-nutzung und -ausfuhr die Chance fiir eine zukunftsorientierte und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung bieten wird
und die Lebensbedingungen fiir die breite Mehrheit der Bevolkerung verbessern konnte;

G. in der Erwidgung, dass die Erndhrungsunsicherheit ein erhebliches Hindernis fiir die Verwirklichung der SDG darstellt,
insbesondere in Afrika, wo zwei von zehn Menschen untererndhrt sind; in der Erwigung, dass sich diese
Herausforderung aufgrund des Bevolkerungswachstums nur noch verschirfen wird; in der Erwigung, dass die
Zusammenarbeit der EU mit den Partnerlindern diese Herausforderung wirksam und nachhaltig angehen muss;

H. in der Erwigung, dass die EU-Institutionen und die 27 EU-Mitgliedstaaten zusammen der grofite Geber fiir die
Entwicklungslinder sind und fiir etwa 46 % der gesamten offentlichen Entwicklungshilfe aller OECD-Mitglieder fiir die
Entwicklungslander verantwortlich sind;

I. in der Erwagung, dass die Entwicklung eines ,Team-Europa“-Ansatzes als globale Reaktion der EU auf COVID-19 dazu
beitragen konnte, einen einzigen, strategischen Rahmen zur Koordinierung der externen Mafnahmen der EU in
Reaktion auf die Pandemie und andere grofere Herausforderungen, etwa die Folgen der militdrischen Aggression
Russlands gegen die Ukraine, einzurichten, der durch die Partnerlinder unterstiitzt wird; in der Erwdgung, dass dieser
Ansatz ein vielversprechender Prozess ist, der eine weitere Zusammenarbeit zwischen den EU-Organen, den
Mitgliedstaaten und den europdischen bilateralen und multilateralen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen, der EIB
und der EBWE ermdglicht und die kollektive Wirksamkeit und Sichtbarkeit der EU kontinuierlich erhoht;

J. in der Erwigung, dass das Inkrafttreten des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und
internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt (NDICI/Europa in der Welt) mit einem Gesamtbudget von
79,5 Mrd. EUR einen historischen Wandel in der Aufen- und Entwicklungspolitik der EU darstellt, der zu einer
Rationalisierung und Konsolidierung der EU-Entwicklungsausgaben fithrt und der verstirkten Zusammenarbeit
zwischen den europdischen Entwicklungsakteuren neue Impulse verleiht; in der Erwigung, dass das Instrument
,NDICI/Europa in der Welt“ den Rahmen fur Auslandsinvestitionen erheblich verdndert, indem es Mischfinanzierungen
und Garantien im Rahmen des Europiischen Fonds fiir nachhaltige Entwicklung plus (EFSD+) und der Garantie fiir
Aufenmaffnahmen (EAG) zusammenfiihrt; in der Erwigung, dass der EFSD+ den geografischen Anwendungsbereich
und die finanzielle Ausstattung seines Vorgingers, des EFSD, erheblich erweitert und in der Lage sein wird, tiber die EAG
Garantien in Hohe von bis zu 53,4 Mrd. EUR zu iibernehmen; in der Erwédgung, dass der Grundsatz ,Politik an erster
Stelle®, der den Kern des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt bildet, eine Verlagerung hin zu einer auf politische
Ziele ausgerichteten Zusammenarbeit darstellt und sicherstellt, dass der Einsatz von EU-Haushaltsgarantien vom
Planungsprozess abgedeckt ist;

K. in der Erwigung, dass der EFSD+, der im Rahmen des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt“ eingerichtet wurde,
Finanzmittel fiir Mischfinanzierungen und Haushaltsgarantiemaffnahmen bereitstellt, die von den forderfahigen
Partnern in einem offenen und kooperativen Ansatz durchgefithrt werden;

L. in der Erwdgung, dass in Artikel 36 der Verordnung iiber das Instrument ,NDICI/Europa in der Welt“ die spezifische
Rolle festgelegt wird, die die EIB im Rahmen dieses Instruments hat;
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M. in der Erwigung, dass die Unternechmen und Finanzierungsinstitutionen der EU, die in der letzten Dekade in den
Entwicklungslindern titig waren, zunehmend unlauterem Wettbewerb durch globale Akteure ausgesetzt waren, deren
Unternechmen auflerhalb des multilateralen Entwicklungsfinanzierungssystems titig sind, das ein internationales
Regelwerk mit spezifischen Anforderungen an die offentliche Entwicklungshilfe, o6ffentlich unterstiitzte Kredite,
nachhaltige Kreditvergabe und Schuldentragfahigkeit, verbotene Ausfuhrsubventionen und internationale Standards zur
Bekdmpfung von Bestechung und Korruption vorsieht;

N. in der Erwidgung, dass eine gut funktionierende Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung (PKE) und die
Mobilisierung inldndischer Einnahmen integraler Bestandteil einer wirtschaftlichen Haushaltsfihrung sind und darauf
abzielen, die Wirksamkeit der Hilfe durch konkrete Initiativen wie die Unterstiitzung der Korruptionsbekdmpfung und
der Entwicklung progressiver Steuersysteme zu erhohen und Steuervermeidung und -hinterziehung zu bekdmpfen;

O. in der Erwigung, dass der im Oktober 2019 veréffentlichte Bericht der Hochrangigen Gruppe der Weisen unter
anderem die Einrichtung einer Europiischen Bank fiir Klima und nachhaltige Entwicklung (ECSDB) empfiehlt, eine
Option, die von den Mitgliedstaaten sofort als zu kostspielig und zu langwierig fur die Umsetzung innerhalb des neuen
Haushaltszeitraums abgelehnt wurde; in der Erwigung, dass sich der Rat stattdessen fiir eine alternative Option zu den
von der Hochrangigen Gruppe der Weisen vorgeschlagenen Optionen entschieden hat, die als ,Status Quo+* bezeichnet
wird und bei der die bestehenden Strukturen nicht grundlegend verdndert, sondern verbessert werden sollen; in der
Erwigung, dass die Option ,Status Quo+* die folgenden Verbesserungen ohne zusitzliche Kosten fiir die Mitgliedstaaten
vorsieht: Verbesserung der Prisenz der EIB vor Ort und Anderung ihres Geschiftsmodells hin zu einer stirker
entwicklungsorientierten Bank, schrittweise Ausweitung des Tatigkeitsbereichs der EBWE auf die afrikanischen Lander
siidlich der Sahara und Ausbau der Kapazititen der Kommission, des Européischen Auswirtigen Dienstes (EAD) und der
EU-Delegationen;

P. in der Erwidgung, dass die Mitgliedstaaten die europdischen Entwicklungsbanken und Finanzinstitutionen aufforderten,
ihre Zusammenarbeit und Koordinierung sowohl untereinander als auch mit anderen multilateralen und internationalen
Finanzinstitutionen zu verstirken und dabei auf den Stirken und dem Fachwissen der einzelnen Institutionen
aufzubauen, um so die Effizienz, die Sichtbarkeit und die Wirkung der EFAD zu erhohen, wobei weiter die
Mobilisierung aus dem Privatsektor gefordert und das Engagement des offentlichen Sektors weiterhin ergdnzt und
unterstiitzt werden sollte;

Grundsitze und Ziele der der europdischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung

1. nimmt die Schlussfolgerungen des Rates zur Stirkung der europiischen Finanzarchitektur zur Forderung der
Entwicklung und den Fahrplan der Kommission fiir eine verbesserte europdische Finanzarchitektur und Fortschrittsbericht
2021 vom 24. Mdrz 2022 (COM(2022)0139) zur Kenntnis; betont die Schliisselrolle des Instruments ,NDICI/Europa in der
Welt*, des EFSD+ und der Garantie fur Auffenmaflnahmen bei der Schaffung eines strategischen Rahmens fir
Mischfinanzierungen, Investitionen zur Risikominderung und Garantien und bei der Mobilisierung von Mitteln des
Privatsektors mit Unterstiitzung aus dem EU-Haushalt, insbesondere vor dem Hintergrund des zunehmenden
geopolitischen und wirtschaftlichen Wettbewerbs;

2. betont, dass im Rahmen der EFAD eine effiziente, effektive, kohirente und integrative Architektur geschaffen werden
sollte, die auf dem Grundsatz ,Politik an erster Stelle“ als Riickgrat der EFAD-Struktur beruht und im Einklang mit den
strategischen Interessen und Werten der EU steht; besteht darauf, dass alle Durchfithrungspartner, die der EFAD angehoren
und im Rahmen des EFSD+ Zugang zu EU-Haushaltsmitteln haben, die gesamte Bandbreite der EU-Standards, -Strategien
und -Verfahren in den Bereichen Soziales, Menschenrechte, Beschaffung, Transparenz, Umwelt und Rechtstaatlichkeit
anwenden; fordert die Kommission auf, die Einhaltung dieser EU-Vorschriften zu bewerten, zu iiberwachen und dariiber
Bericht zu erstatten; hebt hervor, dass die EFAD gemdff dem Grundsatz ,Politik an erster Stelle“ von den Grundsitzen und
Zielen geleitet werden sollte, die in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, dem
Ubereinkommen von Paris und der Aktionsagenda von Addis Abeba festgelegt wurden, und zur Verwirklichung der SDG
beitragen sollte; betont, dass die Projekte, an denen EFAD-Akteure beteiligt sind, einer Priifung der klima-, umwelt- und
sozialpolitischen Nachhaltigkeit unterzogen werden, um mogliche nachteilige Auswirkungen zu minimieren und den
Nutzen fiir das Klima, die Umwelt und den sozialen Bereich im Einklang mit den Verpflichtungen der EU und der
Mitgliedstaaten gemdf Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens von Paris zu maximieren; besteht
nachdriicklich darauf, dass die Mafnahmen im Rahmen der neuen EFAD zum Klimaschutz und zur Anpassung an den
Klimawandel beitragen; besteht in diesem Zusammenhang ferner darauf, dass mit Maflnahmen, an denen EFAD-Akteure
beteiligt sind, keine Sektoren finanziert werden, die die Klimakrise verstirken, sondern stattdessen zum Ubergang zu einer
nachhaltigen Energieerzeugung beitragen; weist darauf hin, dass das politische Engagement der EU in ihrem mehrjihrigen
Finanzrahmen verankert und in ihrer europiischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung voll zum Tragen
kommen sollte;

3. besteht mit Nachdruck darauf, dass die strategischen Partnerschaften zwischen der Europdischen Union und ihren
globalen Entwicklungspartnern durch die EFAD gestirkt werden miissen; bekriftigt, dass diese Partnerschaften immer auf
gegenseitigem Respekt, Wiirde und geteilten Interessen und Werten, insbesondere den Menschenrechten, der Gleichstellung
der Geschlechter, der Verantwortung fiir Umwelt, Soziales und Klima, der Gesundheit und der Sicherheit, gegriindet sein
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sollten, um Ungleichheiten und Armut zu reduzieren; weist erneut darauf hin, dass diese Partnerschaften stets im Einklang
mit den Zielen fur nachhaltige Entwicklung und in dem Bestreben, die Nachhaltigkeitsziele zu verwirklichen, aufgebaut
werden sollten; weist in diesem Zusammenhang auf den mehrdimensionalen Einfluss und die Unterstiitzung des
Putin-Regimes durch den afrikanischen Kontinent hin und fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, sich an diese
afrikanischen Partnerlinder zu wenden und verlissliche Partnerschaften aufzubauen; fordert die Kommission auf,
Organisationen der Zivilgesellschaft und nichtstaatliche Organisationen, einschlieBlich lokaler Organisationen, in den
Aufbau und die Umsetzung dieser Partnerschaften einzubezichen; betont, dass eine Voraussetzung fiir die im Rahmen der
EFAD finanzierten Partnerschaftsprojekte darin besteht, die Entwicklung und finanzielle Zusitzlichkeit sowie die
Eigenverantwortung der Lander und die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit sicherzustellen; spricht sich dafiir
aus, dass die EU-Politik und -Initiativen die Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich
der Entwicklungspolitik unterstiitzen und die EU-Mafnahmen die Initiativen der Mitgliedstaaten erganzen und unterstiitzen;
betont, dass die Beseitigung der Armut (SDG 1), die Forderung von Gesundheit und Wohlergehen (SDG 3), die
Sicherstellung des Zugangs zu hochwertiger Bildung fiir alle (SDG 4), der Abbau von Ungleichheiten (SDG 10) und die
Forderung von Klimaschutzmaflnahmen (SDG 13) — mit besonderem Schwerpunkt auf den am stirksten ausgegrenzten
Gruppen und dem Grundsatz, niemanden zuriickzulassen — in der heutigen Welt besonders akute Herausforderungen sind;
besteht ferner darauf, dass mehr Mafinahmen ergriffen werden sollten, um den Investitionsbedarf fur eine nachhaltige
Meeresindustrie zu decken, da das SDG 14 ,Leben unter Wasser” eines der am stirksten unterfinanzierten SDG ist;

4. betont die wechselseitige Verbindung zwischen humanitarer Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und Frieden; betont
den Stellenwert der Entwicklung bei der Verhinderung von Konflikten, indem sie dauerhafte Auswege aus Konflikten und
eine Unterstiitzung des Krisenmanagements sicherstellt; betont, dass die Weiterentwicklung eines maflgeschneiderten
Dreifachzusammenhangs, der auf eine auf die Menschen ausgerichtete, strukturelle und nachhaltige langfristige Erholung
ausgerichtet ist, bei der Bewiltigung der Komplexitdt langwieriger und vorhersehbarer Krisen und Gewaltsituationen von
besonderer Bedeutung ist; weist darauf hin, dass ohne Frieden und Sicherheit Entwicklung und die Beseitigung der Armut
nicht moglich sind, wihrend ohne Entwicklung und die Beseitigung der Armut weder dauerhafter Frieden noch Sicherheit
fiir Menschen und Staaten hergestellt werden kann; stellt ferner fest, dass mangelnde Sicherheit die bereits bestehenden
Schwachstellen in den Entwicklungslindern noch verschirfen und die Finanzierungsliicke fiir die Verwirklichung der SDG
vergroffern; nimmt zur Kenntnis, dass Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und widerstandsfahige Institutionen fur Investitionen
und nachhaltige Entwicklung von wesentlicher Bedeutung sind; nimmt die Tatigkeiten lokaler Interessentriger,
einschliefSlich lokaler Regierungsstellen, zivilgesellschaftlicher Organisationen, Sozialpartner und religioser Organisationen
im Bereich der Konfliktlosung und -bewaltigung zur Kenntnis, die zu Frieden und Sicherheit beitragen; weist darauf hin,
dass die offentliche Entwicklungshilfe stets im Einklang mit den international vereinbarten Entwicklungszielen und dem
Instrument ,NDICI/Europa in der Welt“ verwendet werden sollte;

5. betont die wichtige Rolle eines gemeinsamen, kohirenten Ansatzes der EU, der von allen EU-Mitgliedstaaten
unterstiitzt und hochgehalten wird, politisch versiert und auf die Besonderheiten des Partnerlandes zugeschnitten ist und
wirksam dazu beitragen konnte, die Ausweitung von Sozialschutzsystemen, die im Einklang mit den einschligigen
IAO-Ubereinkommen stehen, und grundlegender &ffentlicher Dienstleistungen in den Entwicklungslindern zu fordern;
weist darauf hin, dass ein solcher Ansatz der EU dazu beitragen wiirde, den Sozialschutz zu einer der Grundlagen des
Sozialvertrags zu machen, und so den Weg fiir mehr Resilienz ebnen wiirde; ist der Ansicht, dass Mischfinanzierung eine
Option des Instrumentariums fiir die Entwicklungsfinanzierung ist, die offentliche Investitionen angesichts von
Haushaltszwingen erginzen konnte; fordert, dass Mischfinanzierungsmafnahmen auf Bereiche beschrinkt werden, in
denen sie einen Mehrwert fiir die lokale Wirtschaft schaffen konnen, und fordert in diesem Zusammenhang eine sorgfltige
Bewertung, insbesondere im Hinblick auf die am wenigsten entwickelten Linder, um die Schuldenlast zu begrenzen,
grundlegende offentliche Dienstleistungen wie Gesundheit, Bildung und Sozialschutz zu sichern und bestehende
Ungleichheiten nicht zu vergrofern;

6.  betont, dass Konsistenz bei allen Politikbereichen, Strategien, Initiativen und Finanzierungsinstrumenten der EU,
insbesondere dem neuen Instrument ,NDICI/Europa in der Welt, der Team-Europa-Initiative und der neuen
Global-Gateway-Strategie, sowie eine enge Abstimmung mit der PKE-Strategie der EU und der Politikkohdrenz im
Interesse der nachhaltigen Entwicklung von wesentlicher Bedeutung dafiir sind, die globale Antwort der EU in Bezug auf
nachhaltiges Wachstum, Entwicklung und Frieden zu verstirken; ist der Ansicht, dass die EFAD die Sichtbarkeit der EU und
die Wirkung ihrer Entwicklungsfinanzierung in der Welt verbessern sollte, um sicherzustellen, dass die wahrgenommene
Rolle der EU in der Welt dem Umfang ihrer Unterstiitzung entspricht;

7. st diber die langjdhrigen strukturellen Treiber von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich beunruhigt, die durch die
COVID-19-Pandemie offen zutage traten; ist der Ansicht, dass die EFAD zu Investitionen in widerstandsfihige offentliche
Gesundheitssysteme, Gesundheitsversorgung und Gesundheitsdienste sowie in die Erforschung und Entwicklung neuer
Gesundheitstechnologien sowie von Impfstoffen und Behandlungen beitragen und den Schwerpunkt auf Krankheiten legen
sollte, die in Entwicklungsldndern immer wieder auftreten; fordert, dass die Moglichkeit gepriift wird, eine Plattform fiir den
Austausch von Innovationen, allgemeiner und beruflicher Bildung, Wissen und Fachkenntnissen zu schaffen, mit der
Multi-Stakeholder-Partnerschaften unterstiitzt, der Dialog zwischen offentlichem und privatem Sektor geférdert und
innovative Unternehmenslosungen zur Beschleunigung einer nachhaltigen Entwicklung ausgelotet werden; betont den
Stellenwert offentlicher und privater Investitionen und offentlich-privater Partnerschaften und hebt hervor, dass der
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Mobilisierung inldndischer Ressourcen in den Partnerldndern und einer effizienteren Verwendung von EU-Mitteln bei der
Schliefung der Finanzierungsliicke in Hohe von 2,5 Billionen USD, die fur die Verwirklichung der Ziele fur nachhaltige
Entwicklung bis 2030 ermittelt wurde, bei gleichzeitiger Stirkung der verantwortungsvollen Staatsfiihrung und
Bekdmpfung der Korruption grofe Bedeutung zukommt;

Zu bewiltigende Herausforderungen

8. hebt hervor, dass die Entwicklungslinder und die Industrielinder eine gemeinsame Verantwortung fiir die
Verwirklichung der SDG tragen; betont, dass der finanzielle Beitrag der EU zur nachhaltigen Entwicklung in den
Partnerldndern die Partnerldnder in die Lage versetzen sollte, zu ihrer eigenen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung
beizutragen und die SDG zu erreichen; unterstreicht, dass die Eigenverantwortung der Partnerlinder in diesem
Zusammenhang von iiberragender Bedeutung ist; hebt hervor, dass die EFAD und die lang erwartete EU-Strategie zur
Erreichung der Nachhaltigkeitsziele (SDG) ein koordiniertes Paket interner und externer EU-Mafnahmen und
Verpflichtungen widerspiegeln und seine Umsetzung erleichtern miissen, auch durch das Spektrum der bestehenden
entwicklungspolitischen Instrumente; betont, dass die offentliche und private Finanzierung mit den SDG und dem
Ubereinkommen von Paris in Einklang gebracht werden muss; bedauert in diesem Zusammenhang, dass die Kommission
noch keine integrierte und ganzheitliche Strategie fiir die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele erarbeitet hat, was eine grofSe
Herausforderung fiir die angestrebte politische Kohdrenz darstellt, da es an klaren, messbaren und zeitgebundenen
EU-weiten Zielvorgaben fiir alle SDG als Benchmark fur die Berichterstattung mangelt;

9.  ist der Ansicht, dass sich die EFAD auf das Fachwissen und die bestehenden Netzwerke all ihrer verschiedenen Akteure
(d. h. der EIB, der EBWE, der europiischen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen und anderer) stiitzen sollte; erkennt die
Fortschritte und Verbesserungen an, die seit den Schlussfolgerungen des Rates in Bezug auf die kiinftige europdische
Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung erzielt wurden, stellt jedoch fest, dass der derzeitige Status quo immer
noch durch einen Mangel an politischer Steuerung, Koordinierung sowie Zersplitterung, Uberschneidungen und einen
wenig hilfreichen Wettbewerb zwischen den genannten Akteuren gekennzeichnet ist; fordert weitere Anstrengungen fiir
eine bessere Koordinierung und Zusammenarbeit, um das derzeitige System effizienter und kooperativer zu gestalten und
eine optimale Nutzung der Ressourcen sicherzustellen, bei der das einschligige geografische, sektorale und finanzielle
Fachwissen der wichtigsten Partner genutzt wird, um eine bessere Rendite fiir das Geld der EU-Steuerzahler und eine
stirkere Entwicklungswirkung zu erzielen;

10.  stellt fest, dass der institutionelle Rahmen der EU gestirkt und verbessert und sein ,Defizit bei der Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit“ angegangen werden muss, komplizierte biirokratische Anforderungen verringert und die
Flexibilitit der Institutionen verstirkt werden miissen, um das Potenzial der EFAD zu maximieren und damit die
Auswirkungen auf die Entwicklung zu erhhen;

11.  fordert die Kommission auf, an einer wirksamen Steuerung der Strategie ,Global Gateway* zu arbeiten, die unter der
Gesamtleitung der Prisidentin der Kommission vorangebracht werden muss, und sich in dieser Hinsicht eng mit dem
Vizeprasidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union fur Aufen- und Sicherheitspolitik, dem Europiischen
Auswirtigen Dienst, dem Rat und dem Europdischen Parlament abzustimmen; betont, dass die Strategie mit der EFAD im
Einklang stehen sollte und dass ein Riickgriff auf das Flexibilititspolster fiir neue Herausforderungen und Priorititen des
Instruments ,NDICI/Europa in der Welt“ fur die Finanzierung nicht angemessen ist; fordert die Kommission nachdriicklich
auf, zusitzliche Informationen iiber ihre Berechnung der Verschuldungsquote fiir Anlagegeschifte des kirzlich
angekiindigten Global Gateway der EU vorzulegen;

12. st besorgt dariiber, dass Schliisselmerkmale des Grundsatzes der Politikkohdrenz im Interesse der nachhaltigen
Entwicklung in den Regulierungsinitiativen der EU systematisch fehlen; betont, dass mehr Anstrengungen unternommen
werden miissen, um die Grundsitze der Politikkohdrenz im Interesse der nachhaltigen Entwicklung einzuhalten, um die
Ziele der Wirksamkeit der Hilfe zu verwirklichen; beharrt darauf, dass die Mechanismen zur Sicherstellung der
Politikkohirenz im Interesse der nachhaltigen Entwicklung in der europdischen Finanzarchitektur zur Forderung der
Entwicklung (EFAD) verankert sein miissen; fordert mehr Ex-ante-Folgenabschitzungen und die Einrichtung eines
Frithwarnsystems fiir politische Inkohdrenzen bei den EU-Delegationen; empfiehlt, dass die Politikkohérenz im Interesse der
nachhaltigen Entwicklung von allen einschligigen EU-Organen und Mitgliedstaaten, auch auf hochster politischer Ebene,
systematischer und effizienter genutzt und bei der Gestaltung und Umsetzung aller verschiedenen Politikbereiche der EU
durchgingig beriicksichtigt werden sollte, damit die Verwirklichung der Ziele fir nachhaltige Entwicklung nicht negativ
beeinflusst werden; betont, dass die Mechanismen der Politikkohdrenz im Interesse der nachhaltigen Entwicklung auch von
der EIB, der EBWE, den Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen und ihren zwischengeschalteten Instituten umgesetzt
werden sollten; betont, dass die Politikkohdrenz im Interesse der nachhaltigen Entwicklung insbesondere in die
AuRenpolitik der EU einbezogen und angegangen werden muss, um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen;

13.  wirdigt die Bemithungen der Kommission um eine bessere Rechtsetzung mit dem Ziel, langfristig nachhaltige
Investitionen zu schaffen, die die Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen und des gesamten Planeten fordern und
die Menschenrechte schiitzen; fordert, dass die EFAD im Einklang mit den kiinftigen EU-Rechtsvorschriften zur
Sorgfaltspflicht und Unternehmensverantwortung festgelegt werden muss und die Einhaltung der Menschenrechtsstandards
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und der regulatorischen Entwicklungen durch die Unternehmen, die obligatorische Sorgfaltspflicht sowie die
internationalen Verpflichtungen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte sicherstellt; betont, dass die EFAD die
hochsten Standards in Bezug auf Transparenz und Rechenschaftspflicht erfiillen muss; fordert die EFAD-Mitglieder auf, die
Sorgfaltspflicht bei ihren Operationen zu verstirken, eine sinnvolle Konsultation der lokalen Bevolkerung wihrend der
gesamten Projektdurchfihrung sicherzustellen, ihre Entwicklungsexpertise und ihre zugewiesenen Kapazititen und
Personalbereiche vor Ort weiter auszubauen, die Gleichstellung der Geschlechter durchgingig zu beriicksichtigen und die
Menschenrechte bei allen Operationen zu schiitzen, tiber solide Mechanismen zur Rechenschaftslegung gegentiber den
betroffenen Gemeinschaften zu verfiigen und die Mangel ihrer Beteiligung und die Rolle ihrer Vermittler bei Projekten, die
sich negativ auf die lokale Bevolkerung in Entwicklungsldndern auswirken, genau zu iiberwachen und dariiber zu berichten;

14.  bekriftigt, dass alle Durchfithrungspartner und Finanzintermedidre, die an Projekten beteiligt sind, die mit
EU-Garantien in Verbindung stehen oder aus dem EU-Haushalt finanziert werden, die EU-Standards, -Strategien,
-Vorschriften und -Verfahren in den Bereichen Soziales, Umwelt, Steuern, Transparenz, Betrugsbekimpfung und
Korruptionsbekdmpfung uneingeschrinkt einhalten miissen; fordert den Europiischen Rechnungshof auf, die durch
Garantien aus dem EU-Haushalt unterstiitzten Mafnahmen umfassend zu priifen und regelmifig dariiber Bericht zu
erstatten und dabei alle Mingel in seinen Arbeitsmethoden zu beheben, die ihn derzeit daran hindern; betont, dass eine
rechtzeitige unabhingige Bewertung des EFSD+ und des Konzepts ,Team Europa“ von besonderer Bedeutung ist, um ihre
Wirksamkeit, Leistung und Entwicklungswirkung zu bewerten;

15.  stellt fest, dass der ,Team-Europa“-Ansatz als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie entstanden ist; ist der
Auffassung, dass der ,Team-Europa“-Ansatz eine zentrale Rolle bei der weiteren Verbesserung der strategischen
Zusammenarbeit, der globalen Koordinierung und der Kohidrenz und Wirksamkeit der Entwicklungsbemithungen spielen
sollte, insbesondere auf der Ebene der Partnerlinder sowie auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten, einschlieflich der
Ebene der Regionalregierungen; fordert eine stirkere politische Ausrichtung und Fokussierung sowie stirkere Mechanismen
fir Kommunikation und Sichtbarkeit im Hinblick auf das Instrument EFSD+/NDICI/Europa in der Welt; beharrt ferner auf
einer angemessenen Umsetzung des Kontrollmechanismus fiir das Europiische Parlament, um die demokratische
Legitimitat der Aktivititen von Team Europa sicherzustellen;

16.  fordert die Kommission auf, eine starke politische Ausrichtung der EU auf die Entwicklungspolitik vorzugeben und
die EFAD so zu koordinieren, dass die Tatigkeiten der Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen der EU im Rahmen der neuen
offenen, kooperativen, transparenten und inklusiven Architektur weiter aufeinander abgestimmt werden konnen, um die
Ziele der EU-Entwicklungspolitik zu erreichen, enge Partnerschaften mit den Regionen zu stirken und zu deren
Entwicklung beizutragen;

17.  betont, dass im Rahmen des Planungsprozesses des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt“ die Gelegenheit geboten
ist, die Verwendung der EU-Haushaltsgarantien, insbesondere des EFSD+, zu verbessern; betont, dass die kiinftige
Finanzarchitektur es allen interessierten Akteuren der Entwicklungsfinanzierung ermoglichen sollte, sich zu beteiligen,
einschlieflich kleiner und mittlerer Akteure sowie Entwicklungsbanken und -akteuren aufferhalb der EU; fordert in diesem
Zusammenhang ein solides Umfeld mit gleichen Wettbewerbsbedingungen in Bezug auf die Verwaltung des EFSD+ und den
Zugang zu EU-Mitteln; betont, dass ein angemessener Risikomanagementrahmen, ein effektives Management und eine
wirksame Aufsicht iiber die Durchfihrung der Entwicklungsfinanzierungsinstrumente von grofer Bedeutung sind; fordert
die Kommission auf, ihre Ressourcen in Bezug auf das Fachwissen im Bankensektor und ihre finanziellen und technischen
Kapazititen wirksamer zu nutzen;

18.  Dbegriit die Veroffentlichung des ersten Fahrplans der Kommission fur eine verbesserte europdische
Finanzarchitektur zur Férderung der Entwicklung und des Fortschrittsberichts 2021; weist darauf hin, dass das Instrument
,NDICI/Europa in der Welt“ vorsieht, dass die Kommission dem Rat und dem Parlament die Zusammensetzung, das Mandat
und die Geschiftsordnung der technischen Bewertungsgruppe offenlegt und die Unparteilichkeit und die Abwesenheit von
Interessenkonflikten ihrer Mitglieder sicherstellt; fordert die Kommission nachdriicklich auf, dhnliche Mafnahmen zu
ergreifen, um die Transparenz und Unparteilichkeit der hochrangigen Expertengruppe sicherzustellen, die der Kommission
Empfehlungen zur weiteren Beschleunigung des Flusses privaten Kapitals in Linder mit niedrigem und mittlerem
Einkommen geben wird;

19.  fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass durch die EFAD das Ziel verfolgt wird, das multilaterale System zur
Entwicklungsfinanzierung wiederherzustellen, um den nicht nachhaltigen Kreditvergabepraktiken einiger Linder ein Ende
zu setzen, die aulSerhalb dieses multilateralen Systems agieren, die nicht nur gleiche Wettbewerbsbedingungen fir die EU
und andere konforme Linder bedrohen, sondern auch die bereits hohe Auslandsverschuldung vieler Entwicklungslander,
die durch die COVID-19-Pandemie noch anfilliger geworden sind, drastisch erhohen; betont vor diesem Hintergrund, dass
die militarische Aggression Russlands gegen die Ukraine die Schuldenlast in vielen Entwicklungslindern weiter verscharft;
hebt hervor, dass die am wenigsten entwickelten Lander nicht in der Lage sind, die Entwicklungsziele ohne finanzielle
Unterstiitzung umzusetzen, und fordert daher nachdriicklich Schuldenerleichterungsmafinahmen im Einklang mit den
Verpflichtungen zur Nachhaltigkeit;
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20. ist der Ansicht, dass die EU-Taxonomie zur Neuausrichtung der Kapitalstrome auf nachhaltige Investitionen
beitragen und darin die Nachhaltigkeit als Kriterium fiir das Risikomanagement aufgenommen werden sollte; fordert die
Kommission auf, die EU-Taxonomie weiterzuentwickeln und sowohl die Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen auf Ebene
der EU und der Mitgliedstaaten als auch private Akteure, die im Bereich der Entwicklung titig sind, zu ermutigen, ihre
Titigkeiten, insbesondere in den Entwicklungsldndern, an den Zielen fir nachhaltige Entwicklung und den Zielen des
Ubereinkommens von Paris auszurichten;

Europdische und nationale Finanzinstitute

21.  erkldrt erneut, dass die EIB — wie in Artikel 209 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union und in
Artikel 36 des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit/Europa in
der Welt festgelegt — eine besondere Rolle innerhalb Europas und global innehat; hebt hervor, dass der EIB bei der
Bereitstellung von EU-Investitionen und der Zusammenarbeit mit der Kommission bei der Umsetzung der Global-
Gateway-Strategie besondere Bedeutung zukommt;

22, stellt fest, dass die EIB im europiischen Griinen Deal und in der nachhaltigen blauen Wirtschaft durch ihren
wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen Reaktion der EU auf die COVID-19-Pandemie eine Vorreiterrolle eingenommen
hat; fordert die EU auf, das Potenzial, iiber das die EIB als Instrument zur Mobilisierung der strategischen Autonomie der EU
und zur Forderung ihrer aufenpolitischen Interessen und Priorititen in seinen Beziechungen zu Nicht-EU-Lindern verfiigt,
weiter auszubauen; fordert die EIB auf, ihre Politik, ihre Verfahren und ihre Transparenz zu verbessern, insbesondere durch
die Umsetzung der von der Europiischen Biirgerbeauftragten formulierten Empfehlungen, mehrere TransparenzmafSnah-
men zu ergreifen, damit die Offentlichkeit die potenziellen Umweltauswirkungen der von ihr finanzierten Projekte leichter
erkennen kann, wie in den Fallen 1065/2020/PB, 1251/2020/PB und 1252/2020/PB dargelegt;

23.  begrifft die Einrichtung von EIB Global, die laut EIB eine speziell der Entwicklungspolitik gewidmete Direktion
innerhalb der EIB-Gruppe ist, die ihren Betrieb am 1. Januar 2022 aufgenommen hat; fordert die EIB auf, ihre Prisenz in
diesem Bereich zu verstirken und dabei mégliche Synergien mit dem EAD, den EU-Delegationen, der EBWE und anderen
europdischen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen zu nutzen; weist darauf hin, dass der Mangel an Informationen tiber
die Finanzierung der EIB Global ihr Mandat von Anfang an gefihrdet, auch im Hinblick auf die Verpflichtungen dieser
neuen Einrichtung in Bezug auf die Entwicklungsziele; fordert daher ein konkretes und starkes Entwicklungsmandat fiir die
neue EIB Global; fordert, dass diese neue Struktur und ihr Beirat, ihre Ziele und Haushaltsbestimmungen, die
organisatorische Funktionsweise und die spezifischen Ziele der Direktion sowie ihre Mechanismen zur Koordinierung mit
anderen Einrichtungen der Finanzentwicklung vollstindig transparent sind, unter anderem durch die proaktive
Veroftentlichung von Dokumenten, die Sicherstellung einer sinnvollen Vertretung der Empfangerlinder, einen regelmifSigen
Austausch mit dem Europdischen Parlament und einen offenen Dialog mit den Interessentriagern, insbesondere
Organisationen der Zivilgesellschaft und lokalen Akteuren;

24.  legt der EIB nahe, sich — zusammen mit den EU-Delegationen und durch die Kofinanzierung mit
Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen — auf Landesebene weiterhin aktiv an der Planung, Uberwachung und Bewertung
von Entwicklungsprojekten zu beteiligen; fordert eine stirkere Koordinierung zwischen der Kommission und dem EAD und
den EU-Delegationen, um Diskussionen und die Zusammenarbeit mit den einschligigen Akteuren vor Ort zu erleichtern,
um Projekte zu ermitteln, die die Ziele der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit am besten erfiillen;

25.  fordert die EIB und die EBWE auf, ihre Komplementaritit und ihre Geschéftsmodelle durch Initiativen fiir ein
stirkeres gegenseitiges Vertrauen weiter zu starken, da der Bedarf grofSer ist als ihre gemeinsamen Mittel; fordert die EIB und
die EBWE auf, ihre Arbeit an verschiedenen Zielpfaden zu koordinieren und ihre Arbeitsteilung zu klaren, um jede Bank
dabei zu unterstiitzen, sich auf ihre jeweiligen Kernkompetenzen zu konzentrieren und so Doppelarbeit und Unterbietung
zu vermeiden; stellt fest, dass die Arbeitsmethoden und Instrumente der EIB und der EBWE an den Investitionsbedarf in
Afrika angepasst werden miissen, insbesondere um Grofinvestitionen zu erleichtern und gleichzeitig die Unterstiitzung der
EU fir kleinere lokale Projekte aufrechtzuerhalten; weist darauf hin, dass es von entscheidender Bedeutung ist, dass
europdische Investitionen von einer sichtbaren Prasenz der EU und einem kontinuierlichen politischen Dialog begleitet
werden; stellt fest, dass die EFAD die Vorteile der unterschiedlichen strukturellen Hintergriinde und Arbeitsmethoden der
bestehenden europiischen Entwicklungsbanken und Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen maximieren muss, um die
Effizienz des EU-Beitrags zur nachhaltigen Entwicklung zu erhohen; fordert, dass die EIB, die EBWE und andere europiische
Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen sicherstellen und Nachweise in Form von Ex-ante-Folgenabschitzungen vorlegen,
dass jedes Projekt und insbesondere Mischfinanzierungsprojekte zu den Entwicklungszielen der EU beitragen, auch in Bezug
auf die am wenigsten entwickelten Linder, und die internationalen Menschenrechtsnormen erfillen; fordert die
Kommission, die EIB, die EBWE und die europiischen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen auf, dafiir zu sorgen, dass
ihre Berater und technischen Hilfsteams fiir die Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der inklusiven
Entwicklung geriistet sind;
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26.  fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten, die EIB, die Européische Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung und
die anderen europiischen Entwicklungsbanken und Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen, einschlieSlich kleinerer
Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen, auf, ihre Zusammenarbeit zu verstirken, insbesondere im Rahmen des
Instruments ,NDICI/Europa in der Welt“ und seiner Ziele sowie bei der weltweiten Verwirklichung der Ziele der Agenda
2030, und die Ressourcen und Finanzierungen zu biindeln und die Koordinierung und Kommunikation im Rahmen
gemeinsamer Projekte zu verbessern, indem sie sich auf ihr jeweiliges Finanzwissen stiitzen; fordert die Kommission auf,
eine starkere Rolle bei der Bereitstellung technischer Hilfe fur Projekte und bei der Unterstiitzung der Entwicklungs-
finanzierungsinstitutionen und anderer Entwicklungsakteure bei der Koordinierung zu spielen; fordert einen integrativen
Ansatz fur die kleineren Entwicklungsfinanzierungsinstitute der Mitgliedstaaten beim Zugang zu Finanzmitteln im Rahmen
der europiischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung;

27.  betont, dass es wichtig ist, Synergien effizienter zu nutzen und die Finanzierungsinitiativen der EBWE, der EIB und
anderer Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen, die auf europdische Nachbarlinder ausgerichtet sind, besser zu
harmonisieren und dabei Bewerberlinder besonders in den Blick zu nehmen; weist vor dem Hintergrund des anhaltenden
Kriegs in der Ukraine nochmals darauf hin, dass die europdische Finanzierung in den Nachbarschafts- und Bewerberlindern
ein unabdingbarer Bestandteil der Reformen ist, die fur die Erfiilllung der Beitrittskriterien notwendig sind und auch im
Einklang mit den auflenpolitischen Interessen der EU stehen;

28.  fordert die EIB auf, enger mit der Afrikanischen Entwicklungsbank zusammenzuarbeiten und die Vorteile der
Einrichtung einer gemeinsamen Tochtergesellschaft im Anschluss an die Umsetzung des laufenden Aktionsplans fur die
Partnerschaft zwischen der EIB und der Afrikanischen Entwicklungsbank zu bewerten; fordert die EIB auf, dem Parlament
iiber die ndchsten Schritte Bericht zu erstatten; betont, dass langfristige Investitionen finanziert werden miissen, mit denen
eine nachhaltige Entwicklung gefordert wird, und dass auf der bisherigen Zusammenarbeit aufgebaut werden muss, um
weitere nachhaltige Entwicklungsmaglichkeiten fiir den afrikanischen Kontinent zu entwickeln; fordert die Einrichtung von
Projekt- und Beratungszentren, die von der EIB und der Afrikanischen Entwicklungsbank gemeinsam betrieben werden, um
wirksame Anlaufstellen fiir die Beratung und Projektanbahnung fiir lokale Akteure zu schaffen und dem Entwicklungs-
bedarf vor Ort besser gerecht zu werden sowie die lokale Eigenverantwortung fiir gemeinsame Entwicklungsprojekte zu
starken; fordert in diesem Zusammenhang die Unterstiitzung der Entwicklung des lokalen Privatsektors in Afrika,
insbesondere durch die Bereitstellung von mehr Mitteln fiir afrikanische Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere
Unternehmen;

29.  betont in diesem Zusammenhang, dass im Allgemeinen lokale Eigenverantwortung und ein kooperativer und
inklusiver Ansatz notwendig sind, die mit einem starken Rahmen fur systematische lokale Konsultationen der
Interessentrager und Begiinstigten einhergehen sollten, um eine dauerhafte Auswirkung auf die Entwicklung zu erzielen;
fordert die Kommission auf, zu priifen, wie der Rahmen fiir systematische lokale Konsultationen der Interessentrdger und
Empfinger weiter verbessert werden konnte;

30.  fordert die Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen der Mitgliedstaaten auf, die finanzielle Eingliederung weiter
auszubauen und so den Zugang zu nachhaltigen Finanzmitteln fur die Bediirftigsten, einschlieflich Frauen, zu fordern, da
dies zu ihrer wirtschaftlichen Selbstbestimmung beitrdgt; fordert in diesem Zusammenhang, dass die europdische
Finanzarchitektur zur Férderung der Entwicklung einen Beitrag zur vollstindigen Umsetzung des dritten Aktionsplans der
EU fur die Gleichstellung der Geschlechter leistet; weist auf das Ziel hin, dass mindestens 85 % der Mafinahmen die
Gleichstellung der Geschlechter zu einem wesentlichen bzw. bedeutenden Ziel haben und mindestens 5% davon die
Gleichstellung der Geschlechter sowie die Rechte und die Teilhabe von Frauen und Midchen als Hauptziel verfolgen sollten;
fordert, dass bei allen Malnahmen der europdischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung nach Geschlecht
aufgeschliisselte Daten erhoben und eine Ex-ante- sowie eine Ex-post-Bewertung der geschlechterspezifischen
Auswirkungen durchgefithrt werden miissen;

31.  legt es allen Entwicklungsbanken und -institutionen nahe, nachhaltige Verpflichtungen einzugehen und mutige
Investitionen zu titigen, die mit den entwicklungspolitischen Zielen in Einklang stehen, insbesondere mit der Verringerung
von Ungleichheiten und der Beseitigung der Armut, und nicht mit Investitionsrendite; erkennt daher an, dass die Forderung
risikoreicherer Investitionen in schwierigeren Entwicklungsumgebungen wie fragilen oder von Konflikten betroffenen
Landern und nicht so gut abgedeckten Bereichen wie Klima, biologische Vielfalt, Bildung und Gesundheit besonders wichtig
ist; betont gleichzeitig, dass alle damit verbundenen Risiken fiir den EU-Haushalt wie die gestiegene Nachfrage nach
EU-Haushaltsgarantien minimiert werden miissen und die gute Bonitdtsbewertung der EIB gewahrt werden muss; bestirkt
die Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen darin, in ihren Investitionsprogrammen mehr Risiken iiber den EFSD+
einzugehen, damit auch die fragilsten Volkswirtschaften erreicht werden; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, einen groferen Beitrag zu leisten, wenn es darum geht, messbare und zusitzliche Auswirkungen
auf die Entwicklung zu erzielen, ohne den lokalen Markt zu verzerren oder die lokalen wirtschaftlichen Krifte in eine
ungerechte Wettbewerbssituation zu zwingen, und bei der Entwicklung der Angebotsseite von Projekten zu helfen, indem
die Projektvorbereitung unterstiitzt und die Koordinierung der Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen erleichtert und
gleichzeitig die Integration kleinerer Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen sichergestellt wird;



C 167/66 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Donnerstag, 24. November 2022

32, stellt fest, dass die Entwicklungsbanken der Mitgliedstaaten fiir die européische Finanzarchitektur zur Forderung der
Entwicklung wesentlich sind, und nimmt das Potenzial zur Kenntnis, iber das sie im Rahmen der EFAD verfiigen; ist jedoch
besorgt iiber die Rolle der Intermedidre, die mit den Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen zusammenarbeiten,
insbesondere im Hinblick auf gemeldete Menschenrechtsverletzungen; hebt die bedeutende Rolle, die die Entwicklung
des lokalen Privatsektors im Afrika stidlich der Sahara wahrnehmen kann, um die Partnerlander in die Lage zu versetzen,
sich auf den Weg der nachhaltigen Entwicklung zu begeben;

33.  fordert die Kommission auf, jihrlich tiber ,Team-Europa“Initiativen auf der Grundlage quantitativer und qualitativer
Indikatoren im Rahmen des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt zu berichten und die mobilisierten Mittel, die
Entwicklungsplanung und die Auswirkungen, die Harmonisierung und die Anwendung der EU-Normen, die EU-Integra-
tionsperspektive und die Beteiligung der Mitgliedstaaten zu bewerten; besteht darauf, dass diese Berichte dem Parlament
tibermittelt und veroffentlicht werden; betont, dass dem Parlament eine Schliisselrolle bei der Priifung der politischen Ziele
und der erwarteten Ergebnisse der ,Team-Europa“Initiativen sowohl auf allgemeiner Ebene als auch auf Projektebene
zukommt, um sicherzustellen, dass die ,Team-Europa“-Initiativen neben den bestehenden Mechanismen funktionieren und
die Mehrjahresrichtprogramme ergdnzen, anstatt sie zu vervollstindigen;

34, bekriftigt, dass die demokratische Debatte durch institutionelle Kontrolle und Uberwachung von EU-Mitteln
verstarkt wird und dass durch diese Mechanismen die Glaubwiirdigkeit und Transparenz der EU erhoht werden; hebt in
diesem Zusammenhang die wichtige Funktion des Parlaments und seine Kontrollfunktion im Rahmen des Instruments
,NDICI/Europa in der Welt“ hervor; fordert verpflichtende Auflagen, durch die eine angemessene Sichtbarkeit der
Mafnahmen zur Umsetzung der europiischen Finanzarchitektur zur Férderung der Entwicklung sichergestellt wird; fordert
die Kommission auf, Mafinahmen angemessen und zeitnah zu ergreifen, wenn diese Verpflichtungen nicht erfillt werden;
fordert den Europdischen Rechnungshof auf, regelmifSige Berichte tiber die Umsetzung der EFAD zu erstellen, die
veroffentlicht werden und zu politischen Empfehlungen fihren sollen, einschlieflich Mafinahmen zur Verbesserung;
bedauert, dass die Offentlichkeit nicht ausreichend iiber die Rolle der EU bei der Unterstiitzung der lokalen Gemeinschaften
informiert wird, und spricht sich fiir eine bessere Kommunikation mit der Offentlichkeit aus;

35.  fordert die Kommission und die Einrichtungen der europdischen Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung
auf, bei ihren Vergabeverfahren die Transparenz zu fordern; weist darauf hin, dass die EU-Unternehmen in der Lage sein
sollten, unter gleichen Bedingungen mit Unternehmen mit Sitz in Drittlindern zu konkurrieren;

36.  betont, dass die rechtzeitige Erlangung relevanter, einheitlicher und vergleichbarer Informationen wesentlich ist, um
den Fortschritt und die tatsichlichen Ergebnisse zu messen und zu ermitteln, ob die EU-Entwicklungsfinanzierung effizient
und zusitzlich zu anderer Finanzierung geleistet wurde; bedauert, dass fiir den EFSD+ kein vereinheitlichter Rahmen zur
Berichterstattung und Messung der Ergebnisse mit vergleichbaren Indikatoren existiert; bestirkt die Kommission darin,
einen solchen Rahmen zu entwickeln, um eine Harmonisierung des Ergebnismanagements zu ermdglichen; fordert die
Kommission auf, das Parlament iiber den Inhalt und die Umsetzung dieses Rahmens auf dem neuesten Stand zu halten;

37.  sieht dem Sonderbericht des Europiischen Rechnungshofs tiber die Programmierung der Entwicklungshilfe, in dem
beurteilt werden soll, ob die EU-Entwicklungshilfe fur 2021-2027 gemif einer gut definierten Strategie bereitgestellt
wurde, erwartungsvoll entgegen; betont, dass es wichtig es ist, die Zusatzlichkeit der Mischfinanzierungen zu beurteilen, um
die Wirksamkeit dieser Instrumente beim Erreichen von Entwicklungsergebnissen und auf EU-Werten basierenden
politischen Zielen zu ermitteln; fordert den Europdischen Rechnungshof auf, eine solche Beurteilung vorzunehmen;

Entwicklungsfinanzierung

38.  besteht darauf, dass die Mitgliedstaaten ihre Zusage einhalten, 0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) fiir
offentliche Entwicklungshilfe (ODA) bereitzustellen; ist beunruhigt dariiber, dass die offentliche Entwicklungshilfe der
fortgeschrittenen Volkswirtschaften im Jahr 2020 durchschnittlich nur 0,32 % ihres BNE betrug — weniger als die Halfte
der Verpflichtung von 0,7 %, die nur von vier Mitgliedstaaten erreicht wurde; betont, dass durch die Auswirkungen der
militarischen Aggression Russlands gegen die Ukraine auf die Staatsausgaben weltweit weiterer Druck auf die bereits
niedrigen Hilfsbudgets ausgeiibt wird; stellt fest, dass die Mitgliedstaaten, die der EU nach 2002 beigetreten sind, sich
verpflichtet haben, sich um die Erhohung ihrer offentlichen Entwicklungshilfe im Verhiltnis zum BNE auf 0,33 % zu
bemithen; begriifft die Anstrengungen, die diese und andere Mitgliedstaaten bisher unternommen haben, um ihre
ODA-Ausgaben schrittweise zu erhohen; fordert sie auf, diesen Weg weiter zu gehen; hebt den wichtigen Stellenwert der
ODA als Katalysator fiir den Wandel und Hebel fur die Mobilisierung weiterer Ressourcen hervor; ist der Ansicht, dass die
EU bestrebt sein sollte, ihre Position als weltweit fiihrender Akteur im Bereich der offentlichen Entwicklungshilfe
beizubehalten; weist darauf hin, dass mindestens 93 % der Ausgaben im Rahmen des Instruments ,NDICI/Europa in der
Welt“ die Kriterien fur offentliche Entwicklungshilfe erfiillen miissen;

39.  betont, dass die Verpflichtung der EU, finanzielle Ressourcen fir Klimamafnahmen zu mobilisieren, von
wesentlicher Bedeutung ist und dass die EIB und andere EFAD-Mitglieder eine wichtige Rolle fiir Fortschritte in diesem
Bereich spielen; weist auf die Verpflichtung des Rates hin, die europische Finanzarchitektur zur Forderung der Entwicklung
so zu lenken, dass die Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung, die Ziele fur nachhaltige Entwicklung und das
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Ubereinkommen von Paris eingehalten werden, damit die Erderwdrmung auf 1,5° C begrenzt werden kann; verweist auf das
Ausgabenziel des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt“ von 30 % fur die Verstarkung der Klimamafnahmen und das im
mehrjahrigen Finanzrahmen festgelegte Ziel, bis 2024 7,5 % des BIP fiir die biologische Vielfalt auszugeben; bedauert, dass
die Kommission in ihrem Fahrplan keine konkreteren Verpflichtungen im Hinblick auf die klimapolitischen Ziele
eingegangen ist, und erwartet, dass dies in einem der nichsten Programmplanungsdokumente gedndert wird; fordert ein
Verbot siamtlicher Mafnahmen zur Finanzierung von Wirtschaftszweigen — insbesondere der Industrie fur fossile
Brennstoffe —, die zur Klimakrise beitragen; stellt fest, dass die EFAD fiir alle Regionen und Partnerldnder inklusiv sein sollte,
rdumt jedoch ein, dass ein erheblicher Teil der Investitionen in den westlichen Balkan und die 6stliche und siidliche
Nachbarschaft flieen wird;

40.  erkennt die Rolle von lokalen Kleinstunternehmen, kleinen und mittleren Unternehmen, Genossenschaften,
integrativen Geschiftsmodellen und Forschungsinstituten als Motoren fiir Wachstum, Beschiftigung und Innovationen vor
Ort an, die zur Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele beitragen werden; betont, dass der Zugang zu Finanzmitteln
vereinfacht, die Inklusivitit gestirkt und kleinere Akteure unterstiitzt werden missen, unter anderem durch die
Verbesserung des Zugangs zu einschligigen offentlich zuginglichen Daten; hebt hervor, dass lokale KMU daher einen
einfachen Zugang zu Finanzdienstleistungen im Rahmen der EFAD bendtigen; stellt fest, dass die Mafinahmen der EU die
Zusammenarbeit von Unternehmen und Betrieben, insbesondere von KMU, férdern muss, damit diese eine aktive Rolle bei
Initiativen spielen, die zur nachhaltigen Entwicklung in Entwicklungslindern beitragen;

41.  fordert die Kommission auf, im Rahmen des Instruments ,NDICI/Europa in der Welt eine Verbindung zwischen
moglichen Mafinahmen zur Verringerung des Investitionsrisikos und der finanziellen Unterstiitzung herzustellen, wenn es
um den Zugang zur allgemeinen und beruflichen Bildung und insbesondere die Schaffung einer angemessenen Infrastruktur
und Ausbildung fiir Lehrkrifte geht, um die Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels 4 zu erleichtern;

42.  stellt fest, dass EU-Investitionen im Bereich der nachhaltigen Landwirtschaft, einschlieflich agrardkologischer
Verfahren, in denen es an privaten und offentlichen Investitionen mangelt, besonders wichtig sind; betont, dass lokale
Landwirte, Kleinbauern und landwirtschaftliche Familienbetriebe Zugang zu Finanzdienstleistungen und insbesondere zu
Mikrofinanzierung haben miissen;

43, stellt fest, dass der fehlende Marktzugang aufgrund von Konnektivitdtsproblemen eines der grofiten Hindernisse fiir
die Erndhrungssicherheit in vielen Regionen Afrikas ist; ist der Ansicht, dass EU-Investitionen in diesem Bereich eine starke
Wirkung haben konnten;

44.  nimmt die Zwei-Sdulen-Losung fiir die steuerlichen Herausforderungen der Digitalisierung und Globalisierung zur
Kenntnis, die von den Mitgliedern des inklusiven Rahmenwerks der OECD/G20 zur Bekdmpfung der Aushohlung der
Steuerbemessungsgrundlage und der Gewinnverlagerung vereinbart wurde; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf,
daftir zu sorgen, dass der vereinbarte globale Mindestkorperschaftssteuersatz von 15 % fur multinationale Unternehmen
tatsachlich angewendet wird; betont, dass diese Mindeststeuer jdhrlich schitzungsweise 150 Mrd. USD an zusitzlichen
globalen Steuereinnahmen generieren wird;

45.  fordert die Kommission auf, die internationale Zusammenarbeit in Steuerfragen zu fordern, um Steuerhinterziehung,
illegale Finanzstrome und Korruption zu bekdmpfen und so eine zielgerichtete und nachhaltige Entwicklungsfinanzierung
zu unterstiitzen, die zur Verringerung von Ungleichheiten und Armut beitragt;

o
(0] o

46.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission sowie der Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und den Vereinten Nationen zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0421
Ergebnis der Modernisierung des Vertrags iiber die Energiecharta

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Ergebnis der Modernisierung des
Vertrags iiber die Energiecharta (2022/2934(RSP))

(2023/C 167/10)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vertrag iiber die Energiecharta (ECV), der 1994 unterzeichnet wurde und 1998 in Kraft getreten
ist,

— unter Hinweis auf den 2017 eingeleiteten Prozess zur Modernisierung des Vertrags iiber die Energiecharta und den
diesbeziiglichen Vorschlag der Union,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen, das am 12. Dezember 2015 auf der 21. Tagung der Konferenz der
Vertragsparteien des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen {iber Klimainderungen in Paris geschlossen
wurde (im Folgenden ,Ubereinkommen von Paris),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europiische Griine Deal*
(COM(2019)0640),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur
Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (im Folgenden ,Europdisches Klimagesetz®) (*),

— unter Hinweis auf die Empfehlung (EU) 2021/1749 der Kommission vom 28. September 2021 zum Thema
,Energieeffizienz an erster Stelle: von den Grundsitzen zur Praxis“ (%) und die beigefiigten Leitlinien,

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018
zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Richtlinie tiber Energie aus erneuerbaren

Quellen) (),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/2002 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018
zur Anderung der Richtlinie 2012/27EU zur Energieeffizienz (¥),

— unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europaischen Union, insbesondere sein Gutachten 2/15
vom 16. Mai 2017 zum Freihandelsabkommen zwischen der Europdischen Union und der Republik Singapur (*), sein
Urteil vom 6. Mérz 2018 in der Rechtssache C-284/16 (Vorabentscheidungsverfahren Slowakische Republik/Achmea
BV) (), sein Gutachten 1/17 vom 30. April 2019 zum Umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommen zwischen
Kanada und der Europidischen Union und ihren Mitgliedstaaten ('), sein Urteil vom 2. September 2021 in der
Rechtssache C-741/19 (Vorabentscheidungsverfahren Republik Moldau/Komstroy LLC) () und sein Urteil vom
26. Oktober 2021 in der Rechtssache C-109/20 (Vorabentscheidungsverfahren Republik Polen/PL Holdings Sarl) (%),

— unter Hinweis auf das Mandat, das 2017 der Arbeitsgruppe III der Kommission der Vereinten Nationen fiir
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) erteilt wurde, um an einer Reform der Investor-Staat-Streitbeilegungsver-
fahren (ISDS) zu arbeiten,

ABL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1.

ABL. L 350 vom 4.10.2021, S. 9.

ABL. L 328 vom 21.12.2018, S. 82.

ABL. L 328 vom 21.12.2018, S. 210.

Gutachten vom 16. Mai 2017, EU:C:2017:376.
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— unter Hinweis auf die Entscheidung Italiens, mit Wirkung vom 1. Januar 2016 von dem ECV zuriickzutreten,

— unter Hinweis auf den Entwurf eines Gesetzes zur Kiindigung des ECV, das von der polnischen Regierung am
10. August 2022 angenommen und am 25. August 2022 an das polnische Parlament tiberwiesen wurde,

— unter Hinweis auf die Ankiindigungen der spanischen Regierung vom 12. Oktober 2022, der niederlindischen
Regierung vom 19. Oktober 2022, der franzosischen Regierung vom 21. Oktober 2022, der slowenischen Regierung
vom 10. November 2022, der deutschen Regierung vom 11. November 2022 und der luxemburgischen Regierung vom
18. November 2022, dass sie beabsichtigen, vom ECV zuriickzutreten,

— unter Hinweis auf das am 5. Mai 2020 unterzeichnete Ubereinkommen zur Beendigung bilateraler Investitionsschutz-
vertrage zwischen den Mitgliedstaaten der Européischen Union ('),

— unter Hinweis auf seine jiingsten Entschliefungen, insbesondere die EntschlieSungen vom 23. Juni 2022 zur Zukunft
der Auslandsinvestitionspolitik der EU ('), und vom 20. Oktober 2022 zu der Klimaschutzkonferenz 2022 der
Vereinten Nationen (COP 27) in Scharm el-Scheich (Agypten) (*?),

— unter Hinweis darauf, dass es im Rat nicht gelungen ist, eine qualifizierte Mehrheit fiir die Modernisierung des Vertrags
tiber die Energiecharta als Grundlage fir den Standpunkt der Union auf der 33. Tagung der Energiechartakonferenz zu
erreichen,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Oktober 2022 iiber eine Ubereinkunft zwischen den
Mitgliedstaaten, der Europdischen Union und der Europdischen Atomgemeinschaft iiber die Auslegung des
Energiechartavertrags (COM(2022)0523),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass der ECV ein internationales Abkommen ist; in der Erwidgung, dass der Vertrag im Dezember 1994
unterzeichnet wurde und im April 1998 in Kraft getreten ist; in der Erwigung, dass es 53 Unterzeichner und
Vertragsparteien des ECV gibt, darunter die Europdische Union sowie Euratom und all ihre Mitgliedstaaten mit
Ausnahme Italiens, das 2016 von dem Vertrag zuriickgetreten ist; in der Erwidgung, dass die Union und ihre
Mitgliedstaaten mehr als die Halfte der stimmberechtigten Mitglieder des ECV stellen;

B. in der Erwdgung, dass das urspriingliche Ziel des ECV darin bestand, ein Forum fur die politische Zusammenarbeit
zwischen Ost und West in den Bereichen Energie, Investitionsschutz, Handel und Transit zu schaffen; in der Erwigung,
dass die Investitionsschutzbestimmungen des Vertrags seit den 1990er-Jahren nicht aktualisiert wurden und im
Vergleich zu den neuen Standards, die durch das reformierte Konzept der Union fiir die Investitionspolitik gesetzt
wurden, veraltet sind; in der Erwigung, dass bis 2018 kein Versuch unternommen wurde, die Dringlichkeit der
Minderung des Klimawandels und des schrittweisen Ausstiegs aus Investitionen in fossile Brennstoffe zu
beriicksichtigen;

C. in der Erwigung, dass die Mitgliedstaaten vor dem Vertrag von Lissabon etwa 1 500 bilaterale Investitionsabkommen
ratifiziert haben, die nach wie vor Investitionen in fossile Brennstoffe schiitzen, das alte Modell der Investor-Staat-S-
treitbeilegung vorsehen und veraltete Bestimmungen und Mechanismen enthalten, die mit den Werten und
Rechtsgrundsitzen der Union unvereinbar sind; in der Erwidgung, dass keines der neuen Investitionsabkommen, die
seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon von der Union ausgehandelt wurden und auf einem modernen Ansatz
beruhen, in Kraft getreten ist;

D. in der Erwagung, dass die Abwendung schwerer Klimakrisen und der Schutz der Energieversorgungssicherheit in der
Union eine Beschleunigung des schrittweisen Ausstiegs aus fossilen Brennstoffen und einen raschen Ubergang zu
erneuerbaren Energien erfordert;

E. in der Erwidgung, dass der europdische Griine Deal darauf abzielt, auf die Herausforderungen des Klimawandels und der
Umweltzerstorung zu reagieren; in der Erwigung, dass alle politischen Mafnahmen der Union, einschlieflich der
Investitionspolitik, zu diesem Ziel beitragen miissen;

F. in der Erwigung, dass der Zwischenstaatliche Ausschuss fiir Klimadnderungen in seinem Bericht 2022 iiber den
Klimaschutz, der im April 2022 veréffentlicht wurde, den ECV als erhebliches Hindernis fiir den Klimaschutz bezeichnet
hat;

(% ABL L 169 vom 29.5.2020, S. 1.
(") Angenommene Texte, P9_TA(2022)0268.
(")  Angenommene Texte, P9_TA(2022)0373.
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G. in der Erwdgung, dass die Energiewende eine Beschleunigung der weltweiten Investitionen in saubere Energie und
Anreize fur europdische Energieunternehmen erfordert, in Energie aus erneuerbaren Quellen zu investieren;

H. in der Erwdgung, dass im November 2018 angesichts der zunechmenden rechtlichen und politischen Bedenken
hinsichtlich des ECV ein von der Union und ihren Mitgliedstaaten vorangetriebener Modernisierungsprozess eingeleitet
wurde, wobei der Fokus auf Investitionsschutzstandards sowie auf die Beschrankung des Schutzes fossiler Brennstoffe
und auf die Forderung einer nachhaltigen Entwicklung gelegt wurde; in der Erwigung, dass die Energiechartakonferenz
am 27. November 2018 die Liste der Themen fiir die Modernisierung gebilligt hat; in der Erwigung, dass der Rat der
Kommission im Juli 2019 ein Mandat zur Verhandlung iiber die Modernisierung des ECV erteilt hat; in der Erwdgung,
dass die Union im Mai 2020 einen Vorschlag zur Modernisierung des ECV vorgelegt hat; in der Erwdgung, dass die
Union dem Sekretariat des Vertrags tiber die Energiecharta am 15. Februar 2021 einen zusitzlichen Vorschlag vorgelegt
hat, mit dem die Frage der Definition des Begriffs Wirtschaftstitigkeit im Energiebereich angegangen werden soll und
der auch als Ausnahmeregelung in Bezug auf fossile Brennstoffe bekannt ist;

I. in der Erwigung, dass die Vertragsparteien am 24. Juni 2022 eine grundsitzliche Einigung iiber die Modernisierung des
ECV erzielt haben; in der Erwigung, dass die Anderungen am Vertrag Modifikationen der Investitionsschutzstandards
im Rahmen des ECV sowie einen Verweis auf das Recht der Staaten umfassen, aus Griinden des Umwelt- oder
Klimaschutzes regulierend titig zu werden;

J. in der Erwidgung, dass der Rechtstext des endgiiltigen Abkommens noch nicht formlich veroffentlicht wurde, was nicht
dem Mafl an Transparenz bei anderen Handels- und Investitionsabkommen der Union entspricht;

K. in der Erwigung, dass seit dem Abschluss der Verhandlungen Deutschland, Frankreich, Spanien, die Niederlande, Polen,
Slowenien und Luxemburg, die zusammen mehr als 70 % der Bevolkerung der Union reprisentieren, ihre Absicht
bekundet haben, aus dem ECV zuriickzutreten; in der Erwédgung, dass Italien 2016 von dem ECV zuriickgetreten ist; in
der Erwigung, dass andere Mitgliedstaaten noch die Moglichkeit priifen, von dem ECV zuriickzutreten;

L. in der Erwidgung, dass es dem Rat nicht gelungen ist, eine qualifizierte Mehrheit fiir die Modernisierung des ECV als
Grundlage fiir die Annahme der Modernisierung im Rahmen der Energiechartakonferenz vom November 2022 zu
erreichen; in der Erwigung, dass die Modernisierung infolgedessen von der Tagesordnung der Energiechartakonferenz
gestrichen wurde;

M. in der Erwigung, dass die Union iiber eine Anzahl von Stimmen verfiigt, die der Zahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht,
die Vertragsparteien des ECV sind; in der Erwdgung, dass die Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht nur dann ausiiben diirfen,
wenn die Union von ihrem Stimmrecht nicht Gebrauch macht; in der Erwagung, dass die Ratifizierung durch diejenigen
Mitgliedstaaten der Union, die Vertragsparteien des ECV sind, im Einklang mit ihren nationalen Ratifizierungsvor-
schriften und der Aufteilung der Zustindigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedstaaten erfolgen miisste;

N. in der Erwdgung, dass das Parlament der Modernisierung des ECV zustimmen miisste, bevor die Union im Einklang mit
den politischen Leitlinien der Kommission mit der vorldufigen Anwendung des modernisierten Vertrags beginnen
konnte; in der Erwidgung, dass das Parlament dem Austritt der Union aus dem ECV zustimmen miisste;

O. in der Erwidgung, dass sich eine alarmierende Anzahl von Investitionsklagen gegen Umweltmafnahmen richtet; in der
Erwidgung, dass mehrere Linder, darunter auch Mitgliedstaaten der Union, im Zusammenhang mit der Klimaschutz-
politik oder dem gerechten Ubergang verklagt werden; in der Erwdgung, dass der ECV das Investitionsschutzabkommen
ist, zu dem es die meisten Schiedsstreitigkeiten gibt; in der Erwidgung, dass derzeit iiber 40 EU-interne
Investitionsschiedsverfahren anhingig sind; in der Erwdgung, dass nach Angaben des Sekretariats der Energiecharta bis
zum 1. Juni 2022 mindestens 150 Investitionsschiedsverfahren im Rahmen des ECV eingeleitet worden sind, davon ein
Drittel im Zusammenhang mit Investitionen in fossile Brennstoffe und 70 % unionsinterne Investitionsschiedsverfahren
auf der Grundlage des ECV;

P. in der Erwigung, dass der ECV derzeit nicht mit den EU-Vertrdgen vereinbar ist, da er es den Investitionsgerichten
ermoglicht, das Unionsrecht auszulegen und anzuwenden, ohne die notwendigen Garantien einzufithren, die die
Regelungsautonomie der Union wahren, und da er das Funktionieren der Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen
der Union im Einklang mit dem konstitutionellen Rahmen der Union beeintrachtigt;

Q. in der Erwigung, dass der EuGH in seinem Urteil vom 6. Mirz 2018 in der Rechtssache C-284[16
(Vorabentscheidungsverfahren Slowakische Republik/Achmea BV) entschieden hat, dass Investor-Staat-Schiedsklauseln
in zwischen den Mitgliedstaaten der Union geschlossenen internationalen Abkommen gegen die EU-Vertrage verstofsen
und deshalb nicht mehr angewandt werden konnen, sobald die letzte Vertragspartei eines bilateralen EU-internen
Investitionsabkommens ein Mitgliedstaat der Union geworden ist; in der Erwdgung, dass der EuGH unter Anwendung
derselben Grundsitze in seinem Urteil vom 2. September 2021 in der Rechtssache C-741/19 (Vorabentscheidungs-
verfahren Republik Moldau/Komstroy LLC) entschieden hat, dass Artikel 26 Absatz 2 Buchstabe ¢ ECV so auszulegen
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ist, dass er nicht auf Streitigkeiten zwischen einem Mitgliedstaat der Union und einem Investor aus einem anderen
Mitgliedstaat der Union iiber eine Investition anwendbar ist, die Letzterer in dem erstgenannten Mitgliedstaat getatigt
hat; in der Erwigung, dass Urteile des EuGH nach stidndiger Rechtsprechung ex tunc gelten; in der Erwigung, dass
Schiedsgerichte diese Urteile des EuGH bei ihren Beratungen ignoriert haben;

R. in der Erwigung, dass die Union bei der Reform der Investitionspolitik weltweit die Fithrung ibernommen hat; in der
Erwigung, dass die Union seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon auf Driangen und mit Unterstiitzung des
Parlaments ein reformiertes Investitionsschutzmodell angenommen und beschlossen hat, die Investor-Staat-Streitbei-
legung durch das Investitionsgerichtssystem zu ersetzen, Verhandlungen tiber einen multilateralen Investitionsgerichts-
hof aufgenommen hat, Rechtsvorschriften zur Regulierung drittstaatlicher Subventionen, die den Binnenmarkt
verzerren, angenommen hat und Rechtsvorschriften zur Uberpriifung ausldndischer Direktinvestitionen in der Union
erlassen hat; in der Erwigung, dass diese Entwicklungen wichtige Schritte in die richtige Richtung fiir eine modernisierte
und nachhaltige Investitionspolitik sind; in der Erwidgung, dass noch viel mehr getan werden muss, um diese
Reformagenda voranzubringen;

S. in der Erwégung, dass die Union die laufenden Verhandlungen in der Arbeitsgruppe III der Kommission der Vereinten
Nationen fiir internationales Handelsrecht (UNCITRAL) und die Einrichtung eines multilateralen Investitionsgerichts-
hofs unterstiitzt;

1. stellt fest, dass der ECV als Hindernis fiir den Ubergang zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen und
beim Schutz der Energiesicherheit in der Union und den Mitgliedstaaten heftig kritisiert wird; halt den derzeitigen ECV fur
ein iiberholtes Instrument, das nicht mehr dem Interesse der Européischen Union dient, insbesondere im Hinblick auf das
Ziel, bis 2050 Klimaneutralitit zu erreichen;

2. begriifft die Bemithungen der Union und ihrer Mitgliedstaaten, den Modernisierungsprozess des ECV voranzutreiben;
wiirdigt, dass die Kommission bestrebt war, die Verhandlungen iiber den ECV nach Maflgabe des Mandats, das sie vom Rat
erhalten hat, zu gestalten, damit die Union auch kiinftig in der Lage ist, Maflnahmen der offentlichen Ordnung
auszuarbeiten, die mit dem Ubereinkommen von Paris, den Zielen des europaischen Griinen Deals und den Priorititen des
Europiischen Parlaments im Einklang stehen;

3. stellt fest, dass der modernisierte ECV als Reaktion auf die starken Forderungen ausge_handelt wurde, die die
Mitgliedstaaten der Union seit November 2018 erhoben haben; hebt hervor, dass fiir eine Anderung des ECV ein
einstimmiger Beschluss aller Vertragsparteien erforderlich ist, die auf der ECV-Jahreskonferenz abstimmen;

4. bekraftigt seine Besorgnis dariiber, dass viele Vertragsparteien, auch industrialisierte Linder mit hohem Einkommen,
die Ambitionen der Union zur Modernisierung des ECV, beim Klimaschutz, bei der Forderung der nachhaltigen
Entwicklung und bei der Unterstiitzung der Energiewende nicht zu teilen scheinen, obwohl sie allesamt auch Unterzeichner
des Ubereinkommens von Paris sind;

5. unterstreicht, dass im endgiiltigen Text des modernisierten ECV zwar Elemente aus dem der Kommission
erteilten Verhandlungsmandat aufscheinen, er aber inhaltlich weder mit dem Ubereinkommen von Paris noch mit dem
Europiischen Klimagesetz oder den Zielen des europdischen Griinen Deals und auch nicht mit den Zielen im Einklang steht,
die das Europdische Parlament in seiner Entschliefung vom 23. Juni 2022 zur Zukunft der internationalen
Investitionspolitik der EU niedergelegt hat, darunter insbesondere das sofortige Verbot, dass jene, die in fossile Brennstoffe
investieren, Vertragsparteien verklagen, die im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen Mafnahmen zum
Ausstieg aus fossilen Brennstoffen verfolgen, die deutliche Verkiirzung des Zeitrahmens fur das Auslaufen des Schutzes
bestehender Investitionen in fossile Brennstoffe und die Abschaffung des ISDS-Mechanismus; betont, dass es bereits seinen
Standpunkt zum Ausdruck gebracht hat, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten keine neuen Investitionsschutzabkommen
unterzeichnen sollten, die einen ISDS-Mechanismus umfassen; bekriftigt, dass ein multilateraler Investitionsgerichthof,
sobald er eingerichtet ist, unmittelbar fur alle bestehenden bilateralen und multilateralen Investitionsabkommen der an ihm
beteiligten Staaten — also auch fiir den ECV — zustindig wire;

6.  begriilt die Absicht der Union und des Vereinigten Konigreichs, Investitionen in fossile Brennstoffe vom Schutz im
Rahmen des ECV auszunehmen; begriiflt, dass in der Union und ihren Mitgliedstaaten fiir die meisten neuen Investitionen in
fossile Brennstoffe ab dem 15. August 2023 kein Schutz mehr gelten soll;

7. stellt fest, dass in dem Vorschlag fiir einen modernisierten ECV der Schutz bestehender Investitionen in fossile
Brennstoffe mindestens zehn Jahre lang aufrechterhalten wird; stellt fest, dass mit der Zahlung der zehn Jahre ab dem Tag
des Inkrafttretens des modernisierten ECV begonnen wiirde, also am 15. August 2023, wenn die Union, die Mitgliedstaaten
und andere Vertragsparteien sich darauf einigen wiirden, das Abkommen vorlaufig anzuwenden, oder andernfalls erst nach
der Ratifizierung durch drei Viertel der Vertragsparteien, wodurch der Schutz fur Investitionen in fossile Brennstoffe um
einen Zeitraum verlingert wiirde, der dem in der Verfallsklausel des ECV vorgesehenen Zeitraum von 20 Jahren
nahekommt; stellt fest, dass im modernisierten ECV das Jahr 2040 als Zeitpunkt festgelegt ist, bis zu dem der Schutz fiir alle
Investitionen in fossile Brennstoffe spitestens auslaufen muss, wenn sich Vertragsparteien an der Ausnahmeregelung
beteiligen; ist sehr besorgt dariiber, dass dieser Zeitplan im Widerspruch zu den derzeitigen Erkenntnissen dariiber steht,
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welche Geschwindigkeit beim Ausstieg aus fossilen Brennstoffen erforderlich ist, um die globale Erwdrmung auf 1,5 °C tiber
dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, und dass die Klimaziele der Union durch den Zeitplan gefahrdet sind; weist
erneut darauf hin, dass es den Standpunkt angenommen hat, gemif dem ECV solle es Investoren, die in fossile Brennstoffe
investieren, mit sofortiger Wirkung untersagt sein, Vertragsparteien zu verklagen, die Mafnahmen zum allméhlichen
Ausstieg aus fossilen Brennstoffen im Einklang mit ihren Verpflichtungen im Rahmen des Ubereinkommens von Paris
ergreifen; stellt fest, dass die Begriffsbestimmung fiir bestehende Investitionen Projekte in der Explorationsphase und ihre
potenzielle kiinftige Nutzung abdeckt;

8.  bedauert, dass die meisten Vertragsparteien des modernisierten ECV beschlossen haben, den Schutz von Investitionen
in fossile Brennstoffe auf unbestimmte Zeit beizubehalten;

9.  betont, dass der modernisierte ECV nur dann als Grundlage fiir neue Anspriiche herangezogen werden kann, wenn er
vollstindig in Kraft getreten ist und wenn sowohl der Heimatstaat des Investors als auch der beklagte Staat den
modernisierten ECV vorldufig anwenden; bedauert zutiefst, dass durch diese Situation ein Mangel an Klarheit entsteht, da sie
zu einer fragmentarischen Umsetzung und Verzogerungen fithrt und die Gefahr birgt, dass sich der Anwendungszeitraum
des nicht reformierten ECV verlingert;

10.  begriifdt, dass in den modernisierten ECV neue Bestimmungen aufgenommen wurden, die als Richtschnur fir die
Auslegung des Vertrags dienen, insbesondere Bestimmungen iiber das Recht auf Regulierung im Interesse legitimer Ziele der
offentlichen Ordnung, die dringend notwendige wirksame Bekdmpfung des Klimawandels, die Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien im Rahmen multilateraler Umwelt- und Arbeitsiibereinkommen einschlieRlich des Ubereinkommens von
Paris, ihre Verpflichtung zur Forderung von Energieinvestitionen auf eine zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragenden
Art und Weise und ein verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln; nimmt die Aufnahme eines Schlichtungsmecha-
nismus zur Beilegung von Streitigkeiten im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung zur Kenntnis;

11.  weist erneut auf seinen Standpunkt hin, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten keine neuen Investitionsschutz-
abkommen unterzeichnen sollten, die den ISDS-Mechanismus umfassen; bedauert, dass im modernisierten ECV der
veraltete Streitbeilegungsmechanismus beibehalten wurde, und betont, dass bedeutende Belege daftr vorliegen, dass
Investitionsschiedsgerichte die Absicht der Staaten, ihre Ziele der offentlichen Ordnung zu schiitzen, missachten,
insbesondere wenn es um die allmdhlichen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen oder um den Umweltschutz geht;

12.  unterstiitzt die laufenden Verhandlungen in der Arbeitsgruppe III der UNCITRAL, in der die Union und ihre
Mitgliedstaaten die Einrichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofs anstreben, der zu ihrem zustindigen
Entscheidungsgremium fiir die Beilegung internationaler Investitionsstreitigkeiten werden konnte; weist darauf hin, dass
ein multilateraler Investitionsgerichthof, sobald er eingerichtet ist, unmittelbar fiir alle bestehenden bilateralen und
multilateralen Investitionsabkommen der an ihm beteiligten Staaten — also auch fur den ECV — zustindig wire; weist
darauf hin, dass das System eines multilateralen Investitionsgerichtshofs gemifs Artikel 30 Absatz 3 des Wiener
Ubereinkommens von 1969 iiber das Recht der Vertrige fiir die Linder, die diesem System beitreten, Vorrang vor
ISDS-Mechanismen hitte; fordert die Kommission auf, die Verhandlungen der Arbeitsgruppe III der UNICITRAL so bald wie
moglich erfolgreich abzuschlieRen;

13.  fordert die Kommission auf, auch im Rahmen des UNICITRAL-Prozesses ausdriicklich einen Mechanismus zu
unterstiitzen, mit dem Staaten ihre Zustimmung zu in ihren Vertragen vorgesehenen ISDS wirksam widerrufen oder ihre
Vertrdge aufkiindigen konnen;

14.  ist besorgt dariiber, dass im modernisierten Text die 20-jdhrige Verfallsklausel im Fall eines Riicktritts von dem
Vertrag unverdndert bleibt, und bedauert, dass eine entsprechende Anderung nicht Teil des Verhandlungsmandats der
Union war, wodurch den Lindern, die Vertragspartei des ECV bleiben, auch kiinftig die Moglichkeit genommen wird, den
Vertrag ohne Weiteres zu verlassen, falls die Schiedsgerichte die Fahigkeit der Staaten zu regulatorischem Handeln weiterhin
schwichen; betont, dass Vertragsparteien, die von dem ECV zuriicktreten, der 20-jahrigen Verfallsklausel des ECV
unterworfen wiren, wonach alle bestehenden Investitionen, die nicht unter ein Inter-se-Abkommen fallen, weiterhin gemaf3
den Bestimmungen des nicht modernisierten ECV geschiitzt wiren; begrifit jedoch, dass der Schutz fiir alle neuen
Investitionen unmittelbar nach dem Riicktritt von dem ECV enden wiirde; stellt fest, dass die meisten neuen Investitionen in
fossile Brennstoffe im Rahmen eines modernisierten ECV ab dem 15. August 2023 nicht mehr geschiitzt wiren;

15.  bedauert, dass im modernisierten ECV die kritische Frage der Bewertungsverfahren nicht angegangen wird, mit
denen die Gewidhrung von Entschidigungen ermdglicht wird, die die investierten Betrdge weithin iibersteigen; stellt fest,
dass die vorgeschlagenen Anderungen an den Bestimmungen iiber Schadenersatzleistungen kaum Auswirkungen hitten, da
die Schiedsgerichte dazu neigen, den Begriff ,Verlust“ sehr weit auszulegen und auch die erwarteten kiinftigen Gewinne
darunter zu fassen; stellt fest, dass diese Methoden aufgrund ihres sehr groen Ermessensspielraums und des Riickgriffs auf
hochkomplexe und inhérent spekulative Annahmen sehr umstritten sind;



11.5.2023 Amtsblatt der Europdischen Union C 16773

Donnerstag, 24. November 2022

16.  begrift die Klarstellung des Gerichtshofs, wonach ISDS-Bestimmungen im ECV im Fall von EU-internen
Streitigkeiten nicht anwendbar sind, und begriift, dass in den modernisierten ECV der Grundsatz aufgenommen wurde,
wonach ISDS-Bestimmungen zwischen Mitgliedern derselben Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration (REIO)
nicht anwendbar sind; ist jedoch besorgt dariiber, dass die Schiedsgerichte nach wie vor die Moglichkeit haben, sich mit
EU-internen Streitigkeiten zu befassen, und dass Fille, die unter die Regeln des Internationalen Zentrums zur Beilegung von
Investitionsstreitigkeiten fallen, immer noch vor Gerichten anderer Linder vollstreckt werden konnen; stellt mit Besorgnis
fest, dass die Schiedsgerichte durch das Achmea-Urteil nicht davon abgehalten wurden, es wiederholt zu ignorieren und sich
mit EU-internen Streitigkeiten zu befassen; begriifit den Entwurf der Kommission fiir ein Inter-se-Abkommen, in dem
klargestellt wird, dass der ECV und seine Verfallsklausel EU-intern nicht anwendbar sind und nie anwendbar waren; fordert
alle Mitgliedstaaten auf, derlei Abkommen so rasch wie moglich zu ratifizieren; fordert die Kommission auf, sich an die
Partnerldnder zu wenden und ein zweites Abkommen vorzuschlagen, das es riicktrittswilligen und nicht der Union
angehorenden Vertragsparteien des ECV ermoglicht, die Verfallsklausel auf der Grundlage des Grundsatzes der
Gegenseitigkeit aufzuheben;

17.  nimmt zur Kenntnis, dass es keine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten der Union gibt, die bereit sind, die
Modernisierung des ECV zu unterstiitzen, was dazu gefithrt hat, dass die Modernisierungsbemithungen fehlgeschlagen sind;
ist der Ansicht, dass weder die Union noch ihre Mitgliedstaaten Vertragspartei des derzeitigen ECV bleiben konnen, da er
mit dem Unionsrecht und der Politik der Union unvereinbar ist;

18.  bekriftigt, dass das Parlament die Kommission und die Mitgliedstaaten aufgefordert hat, mit der Vorbereitung eines
koordinierten Riicktritts von dem ECV und der Ausarbeitung eines Abkommens zu beginnen, das die Anwendung der
Verfallsklausel zwischen den Vertragsparteien ausschliefSt, die zu diesem Schritt bereit sind; weist erneut darauf hin, dass die
Union den modernisierten ECV nur mit der endgiiltigen Zustimmung des Parlaments ratifizieren kann und dass das
Parlament seine fritheren Standpunkte und die Mingel bei der Modernisierung in Betracht ziehen wird, wenn es
diesbeziiglich um Zustimmung ersucht wird; vertritt den Standpunkt, dass es den koordinierten Riicktritt der Union von
dem ECV unterstiitzt, wenn es diesbeziiglich um Zustimmung ersucht wird;

19.  begriiflt, dass die Regierungen Polens, Spaniens, der Niederlande, Frankreichs, Sloweniens, Deutschlands und
Luxemburgs ihre Absicht bekannt gegeben haben, von dem ECV zuriickzutreten, und stellt fest, dass der einschligige
Beschluss in den meisten Fillen auf der Grundlage des Ergebnisses des Modernisierungsprozesses gefasst wurde;

20.  betont, dass koordiniert gehandelt werden muss, um in den Verhandlungen iiber den Riicktritt von dem ECV starker
aufzutreten, die negativen Auswirkungen der Verfallsklausel zu begrenzen und EU-interne Streitigkeiten wirksam zu
verhindern; fordert die Kommission nachdriicklich auf, umgehend das Verfahren fir einen koordinierten Riicktritt der
Union von dem ECV einzuleiten, und fordert den Rat auf, diesen Vorschlag zu unterstiitzen; hilt diesen Schritt fir die beste
Option fiir die Union, um Rechtssicherheit herbeizufithren und zu verhindern, dass die Ambitionen der Union in den
Bereichen Klimaschutz und Energiesicherheit weiter durch den ECV gefdhrdet werden;

21.  betont, dass die Kommission trotz seiner mehrmals erhobenen Forderungen seit Beginn der Modernisierungsver-
handlungen weder an dem koordinierten Riicktritt von dem ECV — als Alternative fiir den Fall unbefriedigender Ergebnisse
oder des Scheiterns des Modernisierungsprozesses — gearbeitet noch diesbeziigliche Informationen weitergegeben hat;

22.  weist auf die mangelnde Kohidrenz zwischen den Standpunkten einiger Mitgliedstaaten zum ECV und ihren
bilateralen Investitionsabkommen hin, mit denen nach wie vor Investitionen in fossile Brennstoffe geschiitzt werden und die
veraltete Bestimmungen enthalten, die den Zielen und Werten der Union zuwiderlaufen;

23.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission und den Regierungen und Parlamenten
der Mitgliedstaaten sowie dem Sekretariat des Vertrags iiber die Energiecharta und den Regierungen der Mitgliedslinder des
Vertrags iiber die Energiecharta zu iibermitteln.
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Bewertung der Einhaltung der Rechtsstaatlichkeitsbedingungen durch Ungarn im Rahmen
der Konditionalititsverordnung sowie des Stands des ungarischen Aufbau- und
Resilienzplans

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Bewertung der Einhaltung der in der
Konditionalititsverordnung niedergelegten Rechtsstaatlichkeitsbedingungen durch Ungarn und zum Stand des
ungarischen Aufbau- und Resilienzplans (2022/2935(RSP))

(2023/C 167/11)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden ,Charta®),

— unter Hinweis auf den Vertrag tiber die Europiische Union (EUV), insbesondere auf Artikel 2, Artikel 4 Absatz 3 und
Artikel 7 Absatz 1,

— unter Hinweis auf die Europdische Menschenrechtskonvention und die dazugehorigen Protokolle,
— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte,
— unter Hinweis auf die internationalen Menschenrechtsvertrdge der Vereinten Nationen und des Europarates,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2020 fiiber eine allgemeine Konditionalititsregelung zum Schutz des Haushalts der Union ()
(Konditionalitdtsverordnung),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021
zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (%),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur
Festlegung der gemeinsamen Bestimmungen fiir den Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europaischen
Sozialfonds Plus, den Kohisionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten Ubergang und den Europdischen Meeres-,
Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fir diese Fonds und fiir den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fur finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visa (),

— unter Hinweis auf die Entscheidung des Gerichtshofs der Europiischen Union (EuGH) vom 3. Juni 2021 in der
Rechtssache C-650/18 iiber die Abweisung der Klage Ungarns gegen die EntschlieBung des Parlaments vom
12. September 2018, mit der das Verfahren eingeleitet wurde, um festzustellen, ob eine eindeutige Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf die sich die Europdische Union griindet, durch einen Mitgliedstaat
besteht (%),

— unter Hinweis auf die Ungarn betreffenden Landerkapitel in den jahrlichen Berichten der Kommission tiber die
Rechtsstaatlichkeit, insbesondere in den Berichten von 2021 und 2022,

— unter Hinweis auf die Rechtsprechung des EuGH,

ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 1.

ABL L 57 vom 18.2.2021, S. 17.

ABL L 231 vom 30.6.2021, S. 159.

Urteil vom 3. Juni 2021, Ungarn/Europdisches Parlament, C-650/18, ECLEU:C:2021:426.
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— unter Hinweis auf seine fritheren Entschliefungen, insbesondere die EntschlieBungen vom 15. September 2022 zu dem
Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates gemafd Artikel 7 Absatz 1 EUV zur Feststellung der eindeutigen Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf die sich die Union griindet, durch Ungarn (}), vom 9. Juni 2022 zur
Rechtsstaatlichkeit und zur moglichen Billigung des polnischen nationalen Aufbauplans (ARF) (), vom 5. Mai 2022 zu
den laufenden Anhorungen gemif Artikel 7 Absatz 1 EUV zu Polen und Ungarn (), vom 10. Mirz 2022 zur
Rechtsstaatlichkeit und den Konsequenzen des Urteils des EuGH (%), vom 8. Juli 2021 zu Verst6f3en gegen das EU-Recht
und die Rechte von LGBTIQ-Biirgern in Ungarn infolge der im ungarischen Parlament angenommenen
Gesetzesinderungen (°) und vom 10. Juni 2021 zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europidischen Union und
Anwendung der Konditionalitdtsverordnung (EU, Euratom) 2020/2092 (%),

— unter Hinweis auf die schriftliche Mitteilung, die am 27. April 2022 von der Kommission gemaf Artikel 6 Absatz 1 der
Konditionalitdtsverordnung an die ungarische Regierung tibermittelt wurde,

— unter Hinweis auf die Abhilfemaffnahmen, iiber die die ungarische Regierung die Kommission mit Schreiben vom
22. August 2022 in Kenntnis gesetzt hat,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 18. September 2022 fiir einen Durchfithrungsbeschluss des
Rates iiber Mafnahmen zum Schutz des Haushalts der Union vor Verstofen gegen die Grundsitze der
Rechtsstaatlichkeit in Ungarn (COM(2022)0485),

— unter Hinweis darauf, dass Ungarn im Jahr 2022 im Rechtsstaatlichkeitsindex des World Justice Project auf Platz 73 von
140 Landern liegt und in der Landergruppe EU, Europiische Freihandelsassoziation und Nordamerika am schlechtesten
abschneidet,

— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass sich die Union auf die Werte der Achtung der Menschenwiirde, der Freiheit, der Demokratie, der
Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung der Menschenrechte einschlieflich der Rechte der Personen, die
Minderheiten angehoren, griindet, die in Artikel 2 EUV festgelegt sind, in der Charta zum Ausdruck kommen und in
internationalen Menschenrechtsiibereinkommen verankert sind; in der Erwigung, dass diese Werte, die allen
Mitgliedstaaten gemeinsam sind und zu denen sich alle Mitgliedstaaten aus freien Stiicken bekannt haben, die
Grundlage der Rechte darstellen, die allen in der Union lebenden Personen zustehen;

B. in der Erwidgung, dass die in der Konditionalitdtsverordnung vorgesehenen Maffnahmen von der Kommission umgesetzt
werden konnen, wenn Verstofle gegen die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit die wirtschaftliche Haushaltsfithrung der
Union unmittelbar beeintrichtigen oder ernsthaft zu beeintrichtigen drohen;

C. in der Erwdgung, dass die Kommission am 18. September 2022 Mafnahmen zum Schutz des Haushalts gemdfl der
Konditionalitdtsverordnung in die Wege geleitet hat, und zwar mithilfe eines Vorschlags fiir einen Durchfithrungs-
beschluss des Rates zur Gewdhrleistung des Schutzes der finanziellen Interessen der EU vor Verstoflen gegen die
Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn, der Folgendes vorsieht: die Aussetzung von 65 % der Mittelbindungen fiir
drei Programme im Rahmen der Kohidsionspolitik bzw. die Aussetzung der Genehmigung der betreffenden drei
Programme sowie — in Bezug auf Programme mit direkter und indirekter Mittelverwaltung — ein Verbot, neue
rechtliche Verpflichtungen mit Trusts von offentlichem Interesse und von diesen unterhaltenen Einrichtungen
einzugehen;

D. in der Erwigung, dass die von der ungarischen Regierung ergriffenen Abhilfemalnahmen nicht ausreichen, um
nachzuweisen, dass Verstofe gegen die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn die wirtschaftliche Fithrung des
Haushalts der Union oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union nicht mehr beeintrachtigen oder ernsthaft zu
beeintrichtigen drohen, und dass sie nicht ausreichen, um die begrenzte Anzahl von Mingeln zu beheben, die von der
Kommission ausgewahlt wurden und im Entwurf des Durchfithrungsbeschlusses des Rates behandelt werden, sowie in
der Erwidgung, dass selbst die vollstindige Umsetzung dieser MafSnahmen wahrscheinlich nicht geeignet wire, den
Verstoflen gegen die Rechtsstaatlichkeit, die die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfihrung der EU in Ungarn
beeintrachtigen oder ernsthaft zu beeintrachtigen drohen, abzuhelfen; in der Erwédgung, dass diese Abhilfemafinahmen
nicht geeignet wiren, andere Verstofe gegen den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn, die iiber den
Anwendungsbereich der Verordnung hinausgehen, zu beheben;

Angenommene Texte, P9_TA(2022)0324.
Angenommene Texte, P9_TA(2022)0240.
Angenommene Texte, P9_TA(2022)0204.
ABL. C 347 vom 9.9.2022, S. 168.
ABIL. C 99 vom 1.3.2022, S. 218.

) ABL C 67 vom 8.2.2022, S. 86.
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E. in der Erwidgung, dass Ungarn entschieden hat, sich nicht an der verstiarkten Zusammenarbeit zur Errichtung der
Europiischen Staatsanwaltschaft zu beteiligen;

1. begriifSt die Entscheidung, im Falle Ungarns den in der Konditionalititsverordnung vorgesehenen Mechanismus in
Gang zu setzen, auch wenn diese Entscheidung sehr spit getroffen wurde und nicht weit genug geht;

2. vertritt die Auffassung, dass die 17 von der Kommission und der ungarischen Regierung ausgehandelten Maffnahmen
nicht ausreichen, um dem bestehenden systemischen Risiko fiir die finanziellen Interessen der EU entgegenzuwirken;

3. fordert die Kommission auf, in ihrer Bewertung auf das anhaltende Risiko hinzuweisen und an der Notwendigkeit von
Abhilfemanahmen festzuhalten, damit der Vorschlag der Kommission vom 18. September 2022 fiir einen
Durchfithrungsbeschluss des Rates iiber Maffnahmen zum Schutz des Haushalts der Union vor Verstofen gegen die
Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gebilligt werden kann;

4. fordert den Rat auf, die von der Kommission am 18. September 2022 vorgeschlagenen Mafnahmen auf der
Grundlage der Konditionalitdtsverordnung anzunehmen und die angenommenen Manahmen erst dann aufzuheben, wenn
die Voraussetzungen fiir ihre Annahme nachweislich nicht mehr erfillt sind, d. h. wenn sich die von der ungarischen
Regierung ergriffenen Abhilfemafnahmen nachhaltig in der Praxis niedergeschlagen haben und insbesondere keine
Riickschritte bei bereits angenommenen Mafinahmen festgestellt wurden; betont, dass die Union im Fall einer kiinftigen
Authebung dieser Manahmen Finanzkorrekturen vornehmen sollte;

5. fordert die Kommission auf, im Rahmen der Konditionalititsverordnung Sofortmaffnahmen in Bezug auf andere
VerstofSe gegen die Rechtsstaatlichkeit zu ergreifen, insbesondere im Zusammenhang mit der Unabhéngigkeit der Justiz und
sonstigen Aspekten, die in dem Schreiben der Kommission an Ungarn vom 19. November 2021 aufgefiihrt werden;

6.  bedauert, dass die ungarische Regierung das Einstimmigkeitserfordernis in der EU immer wieder missbraucht, um
wichtige Entscheidungen zu blockieren und die Kommission und den Rat zu dringen, EU-Mittel freizugeben, was zu
Verzogerungen bei der Verabschiedung des Hilfspakets fiir die Ukraine in Hohe von 18 Mrd. EUR sowie bei der Umsetzung
des weltweiten Mindeststeuersatzes fiir Unternehmen fithrt; fordert die Kommission und den Rat auf, dafiir zu sorgen, dass
dies keine Auswirkungen auf ihre Beschliisse im Zusammenhand mit der Aufbau- und Resilienzfazilitit und dem
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus hat;

7. bekriftigt seine Forderung an die Kommission, dafiir zu sorgen, dass den Endempfingern oder Begiinstigten von
EU-Mitteln die betreffenden Mittel nicht vorenthalten werden, wenn im Rahmen des Rechtsstaatlichkeitsmechanismus
Mafinahmen gemifS Artikel 5 Absitze 4 und 5 der Konditionalitdtsverordnung ergriffen werden; fordert die Kommission
auf, Wege zu finden, wie EU-Mittel iiber lokale Gebietskorperschaften und nichtstaatliche Organisationen verteilt werden
konnen, wenn die jeweilige Regierung in Bezug auf Mangel auf dem Gebiet der Rechtsstaatlichkeit nicht kooperiert;

8.  weist darauf hin, dass der Zweck der Aufbau- und Resilienzfazilitit darin besteht, die Erholung und die
Widerstandskraft der EU und ihrer Mitgliedstaaten, einschlieflich Ungarns, zu unterstiitzen; bedauert, dass die Gelder aus
der Aufbau- und Resilienzfazilitit infolge des Gebarens der ungarischen Regierung noch nicht bei den Menschen, Regionen,
Lokalregierungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen in Ungarn angekommen sind, wohingegen die 26 anderen
Aufbau- und Resilienzpline genehmigt wurden; stellt fest, dass die Gefahr eines Missbrauchs von Mitteln aus der Aufbau-
und Resilienzfazilitit besteht, und fordert die Kommission erneut auf, den Plan Ungarns solange nicht positiv zu
bewerten, bis das Land allen Empfehlungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit vollstindig nachgekommen ist und alle
einschldgigen Urteile des EuGH und des Européischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte umgesetzt hat; erwartet, dass die
Kommission alle Risiken von Programmen im Rahmen der Kohisionspolitik ausschlieft, die zum Missbrauch von
EU-Mitteln oder zu Verstoffen gegen die Rechtsstaatlichkeit beitragen, bevor sie Partnerschaftsabkommen und
kohisionspolitische Programme genehmigt;

9.  bedauert, dass dem Parlament nicht geniigend Informationen zur Verfiigung gestellt wurden, was die Verhandlungen
zwischen der Kommission und der ungarischen Regierung betrifft; erwartet, dass die Kommission das Parlament zeitnah
und regelmifig tiber alle einschlagigen Entwicklungen unterrichtet; weist darauf hin, wie wichtig Transparenz auch fur die
Unionsbiirger ist, auch fiir die ungarischen Biirger, fur die unglaublich viel auf dem Spiel steht;

10.  beauftragt seine Prisidentin, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission und den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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Schutz der Viehwirtschaft und der Grofdraubtiere in Europa

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 24. November 2022 zum Schutz der Viehwirtschaft und der
Grof3raubtiere in Europa (2022/2952(RSP))

(2023/C 167/12)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,EU-Biodiversitatsstrategie fir 2030:
Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben“ (COM(2020)0380),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 9. Juni 2021 zu dem Thema ,EU-Biodiversitdtsstrategie fiir 2030: Mehr
Raum fiir die Natur in unserem Leben* ('),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 15. November 2017 zu einem Aktionsplan fiir Menschen, Natur und
Wirtschaft (%),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Habitat-Richtlinie) (?),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen iiber die Erhaltung der europiischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer
natiirlichen Lebensraume (Ubereinkommen von Bern) (%),

— unter Hinweis auf das Programm der Kommission zur Gewdihrleistung der Effizienz und Leistungsfihigkeit der
Rechtsetzung (REFIT),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 12. Oktober 2021 mit dem Titel ,Leitfaden zum strengen
Schutzsystem fiir Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse im Rahmen der FFH-Richtlinie“ (C(2021)7301),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass in vielen Teilen Europas bestimmte grofie Raubtiere, insbesondere Wolfe und Baren, die seit
geraumer Zeit in diesen Gebieten nicht vorkamen, ihr Verbreitungsgebiet ausweiten oder sich in diesen Gebieten wieder
ansiedeln, was sie in Konflikt mit menschlichen Aktivititen bringt, insbesondere mit der extensiven Beweidung durch
Schafe und Rinder; in der Erwdgung, dass den Weidewirtschaft betreibenden Landwirten erhebliche Kosten entstehen,
die durch den Raubfrafl bei ihren Herden und die grofSen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen in
Bezug auf Maflnahmen und in einigen Fillen fehlende Mafinahmen zur Unterstiitzung ihrer Landwirte sowie im
Hinblick auf offentliche Mittel, die sie fur Entschidigungs- und Anpassungsmaffnahmen zur Verfiigung stellen,
verursacht werden;

B. in der Erwigung, dass legislative Mafnahmen wie die Habitat-Richtlinie und internationale Vertrige wie das
Ubereinkommen von Bern zur Erholung der Grofraubtierpopulationen, einschlieRlich des Wolfs, des Braunbiren, des
Eurasischen Luchses und des Vielfrafles, beigetragen haben; in der Erwdgung, dass die Anzahl der Grofraubtiere in
Kontinentaleuropa 2012 9 000 Eurasische Luchse, 17 000 Braunbdren, 1 250 Vielfrafle und 12 000 Wolfe umfasste; in
der Erwigung, dass die Anzahl der Wolfe einer Bewertung aus dem Jahr 2018 zufolge 17 000 betrug und damit in den
letzten zehn Jahren erheblich gestiegen ist (°), und die Zahlen fiir andere Arten dhnlich sind; in der Erwdgung, dass ferner

ABL. C 67 vom 8.2.2022, S. 25.

ABL C 356 vom 4.10.2018, S. 38.

ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7.

ABL L 38 vom 10.2.1982, S. 3.

Rote Liste gefihrdeter Arten der Weltnaturschutzunion, ,Canis lupus (Wolf), abgerufen am 23. November 2022.
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die Gesamtzahl der Wolfe in der EU-27 auf der Grundlage der besten verfiigbaren Daten 2022 in der Grofenordnung
von 19 000 liegen diirfte und im geografischen Europa wahrscheinlich mehr als 21 500 betrdgt (°); in der Erwagung,
dass nach einer Bewertung des Erhaltungszustands des Wolfs (Canis lupus) in Europa in den letzten zehn Jahren in
Europa ein Anstieg der Wolfspopulation um mehr als 25% gemeldet wurde ('); in der Erwigung, dass die
Weltnaturschutzunion drei von neun Wolfspopulationen, drei von zehn Braunbarpopulationen und drei von elf
Eurasischen Luchspopulationen in Europa als nicht gefdhrdet eingestuft hat; in der Erwigung, dass beide
VielfraBpopulationen in Europa nach wie vor bedroht sind und der Pardelluchs nach wie vor gefahrdet ist;

C. in der Erwagung, dass Wolfspopulationen das Potenzial besitzen, jahrlich exponentiell um ungefihr 30 % anzuwachsen;

D. in der Erwigung, dass die negativen Auswirkungen der Angriffe auf Nutztiere durch die wachsende Wolfspopulation
zunehmen; in der Erwidgung, dass Wolfe, insbesondere in dicht besiedelten Gebieten, zunehmend in die Nihe des
Menschen kommen;

E. in der Erwigung, dass allein in Osterreich die Zahl der von Wolfen gerissenen Nutztiere 2021 um 230 % auf 680
angestiegen ist; in der Erwigung, dass eine &hnliche Entwicklung der Angriffe von Wolfen auch in anderen
Mitgliedstaaten zu beobachten ist, dass sich namlich 2020 die Zahl der gerissenen Nutztiere in Frankreich auf 11 849, in
Deutschland auf 3 959, in Tschechien auf 616, in Belgien auf 139 und in der italienischen Region Siidtirol auf 98 belief;

F. in der Erwdgung, dass das schnelle Anwachsen der Wolfspopulationen und die schnelle Zunahme ihrer Angriffe auf
Nutztiere es den nationalen Verwaltungen erschwert, mit den ihnen gegenwirtig zur Verfiigung stehenden Instrumenten
wirksam und entschieden zu handeln;

G. in der Erwidgung, dass Landwirte angesichts dessen, dass sie selbst von Grofiraubtieren angegriffen werden, verzweifelt
sind und sich missverstanden und machtlos fithlen; in der Erwidgung, dass den Angriffen von Grofraubtieren bereits
Menschen zum Opfer gefallen sind;

H. in der Erwigung, dass die meisten Populationen von Grofraubtieren in Europa grenziiberschreitend sind; in der
Erwigung, dass einzelne Populationen groffe geografische Verbreitungen in verschiedenen Lindern innerhalb und
aufBerhalb der EU abdecken konnen, was zu Situationen fithrt, in denen fiir ein und dieselbe Population in einer Region
ein glinstiger Erhaltungszustand festgestellt wird, wihrend sie in einer Nachbarregion nach wie vor streng geschiitzt
werden muss;

I. in der Erwégung, dass die Uberwachungsansitze sehr unterschiedlich sind, was zu einer uneinheitlichen Qualitdt und
Quantitdt der Daten zu Populationen von Grofraubtieren fiihrt;

J. in der Erwigung, dass im Rahmen des LIFE-Programms bereits zahlreiche Projekte zur Entschirfung von Konflikten mit
Wildtieren und zur Forderung der langfristigen Koexistenz mit GrofSraubtieren finanziert wurden; in der Erwagung, dass
zwischen 1992 und 2019 durchschnittlich 3,6 Mio. EUR pro Jahr fiir Projekte ausgegeben wurden, die sich im Rahmen
des LIFE-Programms auf Mafnahmen zur Begrenzung der Schiden durch Grofraubtiere konzentrieren, und weitere
36 Mio. EUR fir laufende Projekte bereitgestellt wurden sowie kontextspezifische Leitlinien zur Wirksamkeit von
Minderungsmafnahmen wie Elektrozdune, aktive Schafhut und der Einsatz von Herdenschutzhunden in vielen
verschiedenen Regionen der EU; in der Erwigung, dass es zusitzlicher Projekte in Regionen und zu Grofraubtierarten
bedarf, die im Rahmen der bisherigen Projekte noch nicht abgedeckt wurden;

K. in der Erwidgung, dass Nutztiere, insbesondere, wenn sie auf eingezdunten und offenen Weiden gehalten werden,
aufgrund der zunehmenden Prasenz von GrofSraubtieren (je nach den ergriffenen Mafnahmen und ihrer Wirksamkeit)
einem hoheren Risiko von Raubfrafd ausgesetzt sind; in der Erwédgung, dass dies insbesondere in Berggebieten und diinn
besiedelten Regionen der Fall ist, in denen die Beweidung erforderlich ist, um diesen prioritiren Lebensraum zu erhalten;
in der Erwidgung, dass in einigen dicht besiedelten Gebieten mit wenigen natiirlichen Beutearten fiir Grofraubtiere auch
ein groferes Risiko fiir Nutztiere bestehen konnte;

(©) Sachverstindigengruppe ,Initiative fiir die groen Fleischfresser Europas* der Species Survival Commission der Weltnaturschutz-
union fiir den Stindigen Ausschusses des Ubereinkommens iiber die Erhaltung der europdischen wildlebenden Pflanzen und Tiere
und ihrer natiirlichen Lebensrdume, ,Assessment of the Conservation status of the Wolf (Canis lupus) in Europe®, 2. September
2022.

() https:/[rm.coe.int/inf45e-2022-wolf-assessment-bern-convention-2791-5979-4182-1-2/1680a7fa47 Ebenda, S. 2.
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L. in der Erwigung, dass die Einstellung der Offentlichkeit zu Grofraubtieren von Land zu Land und von Interessengruppe
zu Interessengruppe sehr unterschiedlich ist, insbesondere in Regionen, in denen Grofraubtiere seit langerer Zeit nicht
mehr vorkamen; in der Erwigung, dass die Angst vor Angriffen und das Fehlen einer ausreichenden Unterstiitzung
durch die Behérden im Hinblick auf die Verhinderung von Schiden zur rechtswidrigen Totung geschiitzter Arten fithren
konnten;

M. in der Erwigung, dass die Schaf- und Ziegenhaltung, die am stirksten durch Angriffe durch Grofraubtiere gefihrdet ist,
bereits seit mehreren Jahrzehnten aufgrund allgemeinerer soziookonomischer Griinde wirtschaftlich unter Druck
geraten ist; in der Erwagung, dass diese anfillige Branche durch extensive Beweidung einen okologischen Mehrwert
erbringen kann, indem sie zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in offenen Landschaften in vielen Gebieten mit
naturbedingten Benachteiligungen oder geringer Fruchtbarkeit, wie z. B. Almen, und zur Bekimpfung von Phinomenen
wie Erosion und Waldbrianden beitrigt;

N. in der Erwigung, dass traditionelle Alm- und Weidesysteme aufgrund okologischer, landwirtschaftlicher und
soziookonomischer Herausforderungen zunehmend aufgegeben werden;

O. in der Erwdgung, dass im Rahmen von LIFE-Projekten in einigen Regionen der EU vorbeugende Mafnahmen zur
Vermeidung von Konflikten aufgrund der Koexistenz von Menschen und GrofSraubtieren als erfolgreiche Methoden zur
Verringerung der Schiden durch Grofraubtiere gemeldet wurden; in der Erwigung, dass die Wirksamkeit dieser
Mafinahmen jedoch durch die geografischen Gegebenheiten und die Bedingungen vor Ort beeintrichtigt werden konnte;
in der Erwidgung, dass diese Malnahmen zu einem Anstieg des Arbeitsaufwands und zu héheren Kosten fur die
Landwirte fithren konnen, insbesondere in Regionen, in die Grofraubtiere zuriickkehren oder in die sie sich ausbreiten;
in der Erwidgung, dass vorbeugende Mafinahmen zur Vermeidung von Konflikten aufgrund der Koexistenz von
Menschen und Grofraubtieren kombiniert werden kénnen, um ihre Wirksamkeit zu erhhen; in der Erwigung, dass die
Entschiddigungszahlungen, die auf nationaler Ebene geregelt sind, innerhalb der EU unterschiedlich sind und nicht
immer eine vollstindige Entschddigung fiir den erlittenen Schaden bieten;

P. in der Erwigung, dass der Verlust und die Verletzung von Nutztieren aufgrund von Angriffen durch GrofSraubtiere nicht
nur wirtschaftliche Schiden fiir Landwirte und Ziichter verursacht, sondern auch erhebliche emotionale Folgen fiir die
jeweiligen Eigentiimer hat;

Q. in der Erwidgung, dass traditionelle Verfahren der Viehwirtschaft mit einem hohen Schutz der Tiere vor Raubtieren, wie
der Einsatz von Schifern und Herdenschutzhunden und die Unterbringung in Nachtunterkiinften, um eine unmittelbare
und kontinuierliche Uberwachung des Weideviehs zu sicherzustellen, in Europa jahrhundertelang angewandt wurden,
aber aufgrund der stark gesunkenen Zahl der Raubtierangriffe schrittweise aufgegeben worden sind; in der Erwigung,
dass es sich in einigen Regionen aufgrund der Landnutzungsinderungen mit einem stirker multifunktionalen Ansatz in
landwirtschaftlichen Gebieten, der zunehmenden Bedeutung des Tourismus und des derzeitigen soziodokonomischen
Drucks, dem die Landwirtschaft in der EU ausgesetzt ist, mit einem deutlichen Riickgang der Zahl der Landwirte und
unterdurchschnittlichen Lohnen, als schwierig erweisen konnte, auf diese alten Verfahren in grofem Umfang
zurtickzugreifen; in der Erwdgung, dass innovative Losungen gefunden werden miissen, um die moderne Landwirtschaft
an das Vorkommen von Wolfen zu gewo6hnen;

R. in der Erwdgung, dass es einer konstruktiven Koexistenz von Grofraubtieren und Viehzucht bedarf, wo sich der
Erhaltungszustand von Grofraubtieren weiter positiv entwickeln kann, wahrend den Landwirten Instrumente und
ausreichende Finanzmittel zur Verfugung gestellt wiirden, um Angriffe auf Nutztiere zu bekdmpfen und zu verhindern;
in der Erwagung, dass alle Bewirtschaftungsentscheidungen auf wissenschaftlichen und soliden Daten beruhen und
okologischen, sozialen und wirtschaftlichen Perspektiven Rechnung tragen sollten; in der Erwigung, dass weitere
Gesprache zwischen Interessentridgern und Landwirten in Gebieten erforderlich sein werden, in denen Grofraubtiere
mehrere Jahrzehnte lang nicht mehr vorkamen, und dass weitere Anstrengungen im Hinblick auf den Austausch
bewiahrter Verfahren erforderlich sein werden, um die Einfithrung von vorbeugenden Mafinahmen zu unterstiitzen und
Zugang zu Finanzmitteln zu erhalten; stellt fest, dass das zunehmende Vorkommen von Grofraubtieren positive
Auswirkungen auf das Funktionieren und die Widerstandsfihigkeit der Okosysteme, die Erhaltung der biologischen
Vielfalt und 6kologische Prozesse haben kann, was unter anderem zur Regulierung der Populationen wildlebender
Huftiere beitrdgt; betont ferner, dass insbesondere in Nationalparks das Vorkommen von Grofraubtieren zum
Erholungswert von Wildern und zu einem stetig wachsenden Naturtourismus beitragt;

S. in der Erwidgung, dass die Kommission im Oktober 2021 einen neuen Leitfaden zum strengen Schutzsystem fuir
Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse im Rahmen der FFH-Richtlinie (Habitat-Richtlinie) herausgegeben hat, was
auch Wolfe einschlieSt, mit dem die Mitgliedstaaten der EU dabei unterstiitzt werden sollen, die Umsetzung der
Habitat-Richtlinie vor Ort zu verbessern und insbesondere fiir die vollstindige, klare und genaue Umsetzung von
Artikel 16 der Habitat-Richtlinie zu sorgen;
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1. nimmt die positiven Ergebnisse von Mafinahmen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt in Bezug auf die
Wiederherstellung von Grofraubtierarten in der EU zur Kenntnis sowie ihre Auswirkungen auf das Funktionieren und die
Widerstandsfihigkeit der Okosysteme, die Erhaltung der biologischen Vielfalt und der okologischen Prozesse und die
Viehzucht; betont, wie wichtig es ist, fiir eine ausgewogene Koexistenz von Mensch, Vieh und Grofraubtieren zu sorgen,
insbesondere in lindlichen Gebieten, und betont, dass anerkannt werden muss, dass Verdnderungen in der Population
bestimmter Arten zu einer Reihe 6kologischer, landwirtschaftlicher und sozio6konomischer Herausforderungen fithren
konnen; erkennt an, dass Artikel 2 Absatz 3 der Habitat-Richtlinie bereits ein ausreichendes Maf$ an Flexibilitit fiir den
Umgang mit diesen Synergien und Kompromissen vorsieht und als zweckmifig erachtet wird; stellt fest, dass diese
Flexibilititsregelungen weiter gepriift werden sollten;

2. bedauert die Auswirkungen, die Angriffe von Grofraubtieren auf das Wohlergehen der Tiere haben, darunter
Verletzungen, Aborte, eine verminderte Fruchtbarkeit, der Verlust von Tieren oder ganzen Herden sowie der Tod von
Schutzhunden, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um zu
verhindern, dass Nutztiere leiden und ihnen geschadet wird;

3. fordert die Kommission auf, die Fortschritte bei der Erreichung eines giinstigen Erhaltungszustands fiir Arten auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse weiterhin zu bewerten, um das Verbreitungsgebiet und die Grofe der
GrofSraubtiere, einschlieflich ihrer Auswirkungen auf die Natur und die biologische Vielfalt, ordnungsgemafS zu bewerten
und zu tiberwachen; betont, dass der hohen grenziiberschreitenden Mobilitit von Arten Rechnung getragen werden muss,
da der Erhaltungszustand der verschiedenen Populationen derselben Art von Region zu Region unterschiedlich sein kann;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die grenziiberschreitende Zusammenarbeit weiter zu intensivieren, und
betont, dass die Uberwachung durch eine harmonisierte Methodik koordiniert werden sollte, bei der gegebenenfalls
transnationale Populationen und (bio-)geografische Regionen beriicksichtigt werden; fordert die Kommission auf, Mittel fiir
Studien zur biologischen Vielfalt bereitzustellen, zum Beispiel im Rahmen von Horizont Europa, anhand derer die Karten
tiber die Verbreitung und Populationsdichte von Grofraubtieren aktualisiert werden sollen; fordert die Kommission auf,
dafiir zu sorgen, dass die Mitgliedstaaten geeignete Uberwachungsmethoden fiir jede der verschiedenen Grofraubtierarten
Vielfalt anwenden, die die Zusammenstellung hochwertiger, vergleichbarer und standardisierter Daten fiir eine wirksame
Bewertung der Populationszahlen ermdglichen;

4. begriiflt, dass ein Anderungsvorschlag zur Herabstufung des Wolfes (Canis lupus) von Anhang II in Anhang III des
Ubereinkommens in die Tagesordnung der 42. Tagung des Stindigen Ausschusses des Berner Ubereinkommens
aufgenommen wurde; betont, dass der Erhaltungszustand des Wolfs auf gesamteuropiischer Ebene eine Herabstufung des
Schutzstatus und folglich die Annahme der vorgeschlagenen Anderung rechtfertigt;

5. erkennt an, dass die Angriffe von Grofraubtieren in ganz Europa zunehmen, dass sie bereits menschliche Opfer
gefordert haben und sich negativ auf die Viehziichter ausgewirkt haben; betont, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten
auch Informationen tiber Schiden aufgrund von Grofraubtierangriffen sammeln und dariiber Bericht erstatten; betont, dass
eine gute Uberwachung der Entwicklung des Schadensaufkommens fiir die Tierhalter eine Grundvoraussetzung fiir eine
erfolgreiche Politik ist, wobei die Mitgliedstaaten jedoch unterschiedliche Erhebungs- und Uberwachungsmethoden
anwenden; unterstreicht die Bedeutung standardisierter Berichtsformate und betont, dass dies gleichermafSen fiir die
Uberwachung der Wirksamkeit der Programme zur Minderung von Schiden, einschlieRlich Entschidigung und Privention,
gelten sollte; fordert, dass die Ergebnisse der Uberwachung und die verwendete Methodik zeitnah und transparent
veroffentlicht werden; betont, dass die Kommission die Datenerhebung koordinieren und die Analysen durchfiihren sollte;

6.  betont, wie wichtig es ist, die Uberwachung der Gesundheit wildlebender Tier- und Pflanzenarten zu verbessern,
insbesondere in Bezug auf die Hybridisierung von Wolf und Hund, die frithzeitig proaktiv erkannt werden sollte; fordert
eine standardisierte Strategie zur Erfassung von Wolfshybriden und einen transparenten Ansatz, auch durch einen
allgemeinen grenziiberschreitenden Austausch von DNA-Proben von Wolfen zwischen Forschungseinrichtungen;

7. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Regionen, in denen es Konflikte gibt, die sich durch diese
Koexistenz ergeben, bei der Klarung der Frage zu unterstiitzen, wie die in Artikel 16 Absatz 1 der Habitat-Richtlinie
vorgesehene Flexibilitit angemessen und verantwortungsvoll genutzt werden kann; nimmt Kenntnis von dem aktualisierten
Leitfaden der Kommission zum strengen Schutzsystem fiir Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse im Rahmen der
FFH-Richtlinie, der am 12. Oktober 2021 veréffentlicht wurde (°); betont, dass es in der Verantwortung der Kommission
liegt, die bestehenden Leitlinien zu prazisieren und ihre Leitlinien gegebenenfalls auch zur Auslegung der Artikel 12 und 16
auf dem neuesten Stand zu halten, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die bestehenden Leitlinien besser zu nutzen und
wirksam zu handeln, um Schidden, die von Grofraubtieren verursacht werden, unter Beriicksichtigung grenzii-
berschreitender Populationen zu verhindern, zu mindern und auszugleichen und einen wirksamen rechtlichen und
institutionellen Rahmen zu schaffen, um Landwirte und Ziichter dabei zu unterstiitzen, diese Koexistenz zu ermoglichen;

() Mitteilung der Kommission vom 12. Oktober 2021 mit dem Titel ,Leitfaden zum strengen Schutzsystem fiir Tierarten von
gemeinschaftlichem Interesse im Rahmen der FFH-Richtlinie* (C(2021)7301).


https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/a17dbc76-2b51-11ec-bd8e-01aa75ed71a1
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8.  fordert die Kommission auf, die wissenschaftlichen Daten regelmafig auszuwerten, damit der Schutzstatus von Arten
gedndert werden kann, sobald der gewiinschte Erhaltungszustand gemafl Artikel 19 der Habitat-Richtlinie erreicht ist;

9.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, Moglichkeiten fiir verschiedene Interessentriger,
einschlieSlich landlicher Akteure, zu organisieren, um die Auswirkungen von Grofraubtieren zu erdrtern; fordert sie
nachdriicklich auf, Informationen iiber praktische Losungen und Finanzierungsmdglichkeiten fiir Praventivmafinahmen
gegen Angriffe auf Nutztiere bereitzustellen und eine klare Sensibilisierungskampagne durchzufiihren; betont, wie wichtig
es ist, Plattformen zu entwickeln fur Interessentrager, die sich mit der Koexistenz mit Grofraubtieren auf EU-, nationaler
und lokaler Ebene befassen, wie die EU-Plattform fiir die Koexistenz von Menschen und Grofraubtieren, und den Dialog,
den Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit bei der Bewiltigung von Konflikten zwischen Menschen und
geschiitzten Arten zu fordern; fordert die Kommission auf, die Entwicklung koordinierter Ansitze in allen Mitgliedstaaten
zu unterstiitzen;

10.  fordert die Kommission auf, iiber die Auswirkungen der Prisenz von GrofSraubtieren in Europa auf die
Lebensfahigkeit der Viehzucht, die biologische Vielfalt, die lindliche Bevolkerung und den landlichen Tourismus,
einschlieSlich des Generationenwechsels in der Landwirtschaft, im Zusammenhang mit den soziookonomischen Faktoren,
die sich auf die Lebensfihigkeit der Viehzucht auswirken, Bericht zu erstatten; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, die Auswirkungen zu bewerten, die Angriffe von Grofraubtieren auf das Wohlergehen der Tiere sowie
auf das Wohlergehen, das Einkommen und die hoheren Arbeits- und Materialkosten der Landwirte haben, wobei auch zu
beriicksichtigen ist, ob Praventivmafnahmen umgesetzt wurden und wie wirksam sie waren;

11.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, eine solide und umfassende Bewertung aller relevanten
Bedrohungen und Belastungen fiir jede Grofraubtierart und ihre Lebensrdaume auf europiischer Ebene und in jedem
Mitgliedstaat zu entwickeln, sei es durch natiirliche Ursachen oder durch von den Menschen verursachte Faktoren; fordert
die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, auch vorrangige Korridore fiir GrofSraubtiere zu kartieren und die wichtigsten
okologischen Korridore, Ermittlung von Ausbreitungshindernissen, Stralenabschnitten mit hoher Sterblichkeit und anderen
wichtigen Landschaftsmerkmalen im Zusammenhang mit der verstreuten Verbreitung von Grof8raubtieren zu ermitteln, um
eine Zersplitterung des Lebensraums zu vermeiden;

12.  betont, dass Viehzuchtbetriebe in Berggebieten, insbesondere im Alpenraum, besonders anfillig fiir zunehmende
Schiden durch Grofraubtiere sind; weist darauf hin, dass die Betriebe in diesen Gebieten oft klein und mit hohen
Mehrkosten verbunden sind, dass sie jedoch geschiitzt und gefordert werden sollten, da sie zum Schutz der Berglandschaft
und zum Schutz der biologischen Vielfalt in unwirtlichen Gebieten beitragen; weist darauf hin, dass Okosysteme wie
artenreiches Nardusgrassland auf kieselhaltigen Substraten in Berggebieten sowie alpine und subalpine Kalkrasen gemaf$ der
Habitat-Richtlinie besonders erhaltenswert sind; stellt fest, dass diese Lebensraume in Anwesenheit wilder Raubtiere
geschaffen wurden, und weist darauf hin, dass ein wesentlicher Faktor fiir die Erhaltung dieser Gebiete die extensive
Beweidung ist, z. B. durch Rinder und Pferde oder durch von Schifer tiberwachte Herden; fordert die Kommission auf,
traditionelle landwirtschaftliche Verfahren wie die Weidewirtschaft, die beaufsichtigte Beweidung, die von der UNESCO
anerkannte Wandertierhaltung und die Lebensweise der Weidelandwirte durch konkrete Losungen zu schiitzen und zu
erhalten; stellt fest, dass einige dieser Verfahren von der vorgeschlagenen Liste potenzieller landwirtschaftlicher Verfahren
erfasst werden konnen, die im Rahmen von Oko-Regelungen finanziert werden;

13.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, anzuerkennen, dass die derzeit verfiigbaren Priventiv-
maflnahmen, einschlieflich Zaunen und Schutzhunden, die in einigen Regionen der EU erfolgreich sind, zusitzliche
finanzielle und arbeitsbedingte Belastungen fiir die Landwirte mit sich bringen konnen, nicht immer durch EU- oder
nationale Mittel unterstiitzt werden und je nach den ortlichen Gegebenheiten ein unterschiedliches Maf8 an Effizienz und
Wirksamkeit aufweisen (°) (*%); betont in diesem Zusammenhang, dass die finanzielle Unterstiitzung fiir Praventivmafinah-
men mit beratender Unterstiitzung einhergehen sollte, um deren umfassende und rechtzeitige Umsetzung sicherzustellen;
hebt hervor, dass die Beschaffenheit des Geldndes, die geografischen Gegebenheiten, die bisherige Koexistenz mit
Grofraubtieren und andere vorherrschende Faktoren wie der Tourismus, der fiir die betreffenden Gebiete oft von
entscheidender Bedeutung ist, bei der Umsetzung von Praventivmaflnahmen und der Erwdgung von Ausnahmeregelungen
beriicksichtigt werden miissen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einzurdumen, dass auf der Grundlage
wissenschaftlicher Erkenntnisse proaktiv Strategien zur Schadensbegrenzung im Einklang mit der Habitat-Richtlinie
entwickelt und angewandt werden miissen, wenn die Populationen von GrofSraubtieren zunehmen;

14.  fordert die Kommission auf, die Fortschritte bei der Verwirklichung eines bestimmten Erhaltungszustands von Arten
auf Ebene biogeografischer Regionen und/oder EU-weiter Populationen regelmifig zu tiberpriifen, und beharrt darauf, dass
die Kommission entsprechend Artikel 19 der Habitat-Richtlinie unverziiglich ein Uberpriifungsverfahren entwickelt, damit
der Schutzstatus von Populationen in bestimmten Regionen gedndert werden kann, sobald der gewiinschte Erhaltungszu-
stand erreicht ist;

) Cortés, Y. u. a., ,A decade of use of damage prevention measures in Spain and Portugal“, Carnivore Damage Prevention News, 2020.
(") Oliveira, T. u. a., ,The contribution of the LIFE program to mitigating damages caused by large carnivores in Europe®, Global Ecology
and Conservation, Bd. 31, 2021.


https://www.researchgate.net/publication/346785659_A_DECADE_OF_USE_OF_DAMAGE_PREVENTION_MEASURES_IN_SPAIN_AND_PORTUGAL
https://doi.org/10.1016/j.gecco.2021.e01815
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15.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die besten Praventivmafnahmen zur Verringerung von
Angriffen und Schaden durch Grofraubtiere wissenschaftlich zu ermitteln und zu unterstiitzen, wobei die regionalen und
lokalen Besonderheiten der Mitgliedstaaten zu beriicksichtigen sind, und die Landwirte bei der Beantragung dieser
Priventivmafnahmen zu unterstiitzen, um erfolgreiche Ansitze zu multiplizieren und zu verbreiten; fordert ferner, dass sie
wirksam in Beratungs- und Auskunftsdienste einbezogen werden; fordert eine Aufstockung der LIFE-Mittel fiir Projekte, die
darauf abzielen, die Koexistenz mit Groffraubtieren zu erreichen und gleichzeitig die Mittel fiir den Artenschutz
aufrechtzuerhalten; fordert, dass kleinen Projekten Vorrang eingerdumt wird, die auf den Austausch und die Entwicklung
bewihrter Verfahren fiir die Koexistenz mit grofen Raubtieren abzielen, und fordert die Kommission auf, geeignete
Anforderungen fiir die Messung und Berichterstattung iiber die Wirksamkeit von Schadensbegrenzungsmafinahmen
festzulegen, die in von der EU finanzierten Projekten, wie etwa im Rahmen des LIFE-Programms, untersucht wurden, wobei
objektiven und quantitativen Bewertungsmethoden Vorrang einzurdumen ist;

16.  fordert die Mitgliedstaaten auf, umfassende Artenaktionspline oder Erhaltungs- und/oder Bewirtschaftungspline zu
erstellen und umzusetzen, sofern noch keine vorhanden sind, wobei die menschliche Dichte, Landschaftsstrukturen,
Viehzucht, der Erhaltungszustand, andere relevante menschliche Tatigkeiten und wild lebende Huftiere zu beriicksichtigen
sind;

17.  betont, dass die Populationen von Grofraubtieren regelmifSig tiberwacht werden miissen, um Erhaltungsmafinah-
men strategisch zu planen, Praventivmaflnahmen zur Verringerung von Konflikten anzuwenden und die Ergebnisse aller
MaRnahmen zu bewerten; weist darauf hin, dass die Uberwachung auf einer soliden Methodik beruhen, die Beteiligung
verschiedener Interessentrager fordern und erleichtern sollte und dass ihre Ergebnisse regelmifig der Gesellschaft und den
wichtigsten Interessengruppen mitgeteilt werden sollten;

18.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, angemessene und langfristige Finanzierungsmoglichkeiten fiir
geeignete Praventivmafnahmen und eine angemessene Entschiddigung der Landwirte zu ermitteln, und zwar nicht nur fur
Verluste und Kosten, die ihnen infolge der Angriffe durch Grofraubtiere entstehen, sondern auch fiir die ergriffenen
Einddmmungsmaflnahmen, um die Koexistenz von Grofsraubtieren und nachhaltigen Tierhaltungsmethoden sicherzu-
stellen; betont, dass Entschadigungsregelungen, die so konzipiert sind, dass die Viehzucht und das Vorkommen von
GrofSraubtieren keinen Gewinnausfall fiir die Landwirte zur Folge haben, direkte und indirekte Kosten im Zusammenhang
mit Raubtierangriffen decken und im Sinne grofftmoglicher Effizienz mit Praventivmafnahmen einhergehen sollten; hebt
hervor, dass samtliche Verluste von Nutztieren, die durch GrofSraubtiere, einschlieSlich Wolfshybriden, verursacht werden,
angemessen und umfassend ausgeglichen werden miissen; fordert die Mitgliedstaaten und die Regionen auf, den Zugang zu
finanziellen Entschidigungen zu verbessern; fordert die Kommission auf, anzuerkennen, dass die steigende Zahl der
Angriffe von Grofraubtieren dazu fithrt, dass auch die Mittel fur den Schutz von Haustieren und die Auszahlung von
Entschadigungen zunehmen; bedauert, dass sich die Hohe der Entschidigungen, die Tierhaltern nach einem Angriff gezahlt
werden, von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterscheiden; fordert die Kommission auf, eine Anderung ihrer Agrarleitlinien
in Erwidgung zu ziehen, um den Ausgleich von Schidden durch grofSe Raubtiere als staatliche Beihilfe zu erleichtern;

19.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung der Kommission und dem Rat zu iibermitteln.
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P9 TA(2022)0424
Europiisches Jahr der Jugend 2022 — Vermichtnis

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Thema ,Europiisches Jahr der
Jugend 2022 — Vermichtnis“ (2022/2953(RSP))

(2023/C 167/13)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf Artikel 165 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) (),
— unter Hinweis auf Artikel 165 Absatz 4 und Artikel 166 Absatz 4 AEUV,

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2021/2316 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Dezember 2021
iiber ein Europiisches Jahr der Jugend (2022) (3,

— unter Hinweis auf den Bratislava-Fahrplan vom 16. September 2016,

— unter Hinweis auf die Erklirung von Rom vom 25. Mirz 2017,

— unter Hinweis auf den Aktionsplan zur europdischen Sdule sozialer Rechte vom 4. Mirz 2021,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Europarates CM/Res(2017)4 vom 31. Mai 2017 zu Jugendarbeit,
— unter Hinweis auf die Jugendbereich-Strategie 2030 des Europarates vom 23. Januar 2020,

— unter Hinweis auf die Revidierte Europdische Charta der Beteiligung der Jugend am Leben der Gemeinde und der Region
des Europarates,

— unter Hinweis auf die Empfehlung CM/Rec(2019)4 des Europarates iiber die Unterstiitzung junger Fliichtlinge beim
Ubergang ins Erwachsenenalter,

— unter Hinweis auf die Entschlieung des Rates der Europdischen Union und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten zu einem Rahmen fiir die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa: die
EU-Jugendstrategie 2019-2027 (%),

— unter Hinweis auf den Aktionsplan der Kommission fiir den europdischen Bildungsraum vom 30. September 2020,
— unter Hinweis auf den Aktionsplan der Kommission fiir digitale Bildung (2021-2027),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 25. Mérz 2021 zur Gestaltung der Politik im Bereich digitale Bildung (%),
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 7. Dezember 2017 zur smarten Jugendarbeit (°),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 5. Juni 2019 zum Thema Junge Menschen und die Zukunft der
Arbeit (9,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten vom 3. Oktober 2019 zur digitalen Jugendarbeit (°),

ABI. C 202 vom 7.6.2016, S. 47.
ABL. L 462 vom 28.12.2021, S. 1.
ABl. C 456 vom 18.12.2018, S. 1.
ABL. C 494 vom 8.12.2021, S. 2.
ABl. C 418 vom 7.12.2017, S. 2.
ABI. C 189 vom 5.6.2019, S. 28.
ABL. C 414 vom 10.12.2019, S. 2.
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— unter Hinweis auf die Entschliefung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten
zu dem Rahmen fur die Festlegung einer Europdischen Jugendarbeitsagenda (%) und ihre Umsetzung im Rahmen des
sogenannten Bonn-Prozesses,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 8. Oktober 2020 zu der Jugendgarantie (°),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. Dezember 2020 zu einem starken sozialen Europa fiir gerechte
Uberginge (9),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 10. Februar 2021 zu den Auswirkungen von COVID-19 auf junge
Menschen und Sport (1),

— unter Hinweis auf die Rede der Prasidentin der Kommission zur Lage der Union vom 15. September 2021,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 18. Oktober 2022 zu dem Vorschlag fir einen Beschluss des Rates zu
Leitlinien fiir beschiftigungspolitische Mainahmen der Mitgliedstaaten ('2),

— in Kenntnis der Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum EU-Jugendtest,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der Konferenz zur Zukunft Europas in Bezug auf Bildung und Jugend,
— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass das Europdische Jahr der Jugend von Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen in ihrer Rede
zur Lage der Union vom 15. September 2021 angekiindigt wurde, in der sie die Bedeutung der jungen Européer fiir den
Aufbau einer besseren — umweltvertréglicheren, integrativeren, nachhaltigen und digitalen — Zukunft hervorhob und
betonte, dass ihnen mehr und bessere Moglichkeiten geboten werden miissen, indem daftir gesorgt wird, dass sie mit
ihren Anliegen Gehor finden, und indem sie nach der COVID-19-Pandemie ins Zentrum der Aufmerksamkeit gertickt
werden;

B. in der Erwigung, dass das Europdische Jahr der Jugend konzipiert wurde, um die vier allgemeinen Ziele zu erreichen,
namlich die positiven Perspektiven fiir junge Menschen zu erneuern und ihnen dabei zu helfen, die Auswirkungen der
Pandemie auf ihr Leben zu iiberwinden, sie zu unterstiitzten und zu befdhigen, aktive und engagierte Biirger zu werden,
die jungen Generationen besser tiber die Moglichkeiten zu informieren, die ihnen die Politik auf europdischer, nationaler,
regionaler und lokaler Ebene bietet, und die Jugendpolitik in allen relevanten Politikbereichen der Union durchgingig zu
beriicksichtigen;

C. in der Erwdgung, dass diese Ziele auf einer Reihe bereits bestehender politischer Initiativen der EU aufbauen, von der
Europiischen Jugendgarantie bis hin zur EU-Jugendstrategie und ihrem EU-Jugenddialog, der Europiischen Jugendar-
beitsagenda, den Perspektiven fiir einen europdischen Bildungsraum und anderem mehr; in der Erwdgung, dass in diesen
Politikbereichen unbedingt erforderliche und dringende Ziele ermittelt wurden, um die Lebens-, Lern- und
Arbeitsbedingungen fiir alle jungen Menschen wirksam zu verbessern, ihre Umsetzung jedoch nach wie vor weitgehend
fragmentiert und unvollstindig ist; in der Erwagung, dass das Europdische Jahr der Jugend deshalb als Katalysator fiir die
vollstindige Umsetzung dieser politischen Mafinahmen durch einen koordinierten Ansatz, eine solide Methodik und ein
solides Verfahren dienen und jungen Menschen mehr und bessere Moglichkeiten zur Teilhabe als Trager des Wandels in
der Gesellschaft bieten soll;

D. in der Erwigung, dass die gdngigste Erwartung junger Menschen an das Europdische Jahr der Jugend in Bezug auf die
Demokratie darin besteht, dass die Entscheidungstriger stirker auf ihre Forderungen eingehen und besser darauf
reagieren (72 %) und dass sie die personliche, soziale und berufliche Entwicklung der jungen Menschen unterstiitzen
(71%) (V);

ABl. C 415 vom 1.12.2020, S. 1.
ABIL. C 395 vom 29.9.2021, S. 101.
) ABL C 445 vom 29.10.2021, S. 75.
) ABL C 465 vom 17.11.2021, S. 82.
12)  Angenommene Texte, P9_TA(2022)0359.
) Eurobarometer 2022 zum Europdischen Jahr der Jugend der Jugend, verdffentlicht am 6. Mai 2022.
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E. in der Erwidgung, dass Jugendorganisationen zu den wichtigsten Instrumenten fur die Teilhabe junger Menschen am
offentlichen Leben und fur den Zugang zu Entwicklungsmoglichkeiten durch Mobilitdt und nichtformale und informelle
Lernangebote gehoren; in der Erwdgung, dass der zivilgesellschaftliche Raum fiir viele Jugendorganisationen in
mehreren EU-Mitgliedstaaten immer kleiner wird (*%);

F. in der Erwidgung, dass zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb von ihnen nach wie vor Unterschiede bestehen, die
sich hiufig negativ auf junge Menschen mit geringeren Chancen aus lindlichen oder abgelegenen Gebieten und aus allen
Arten von Minderheiten auswirken, was Bildungs-, Qualifizierungs- und Beschiftigungsmoglichkeiten angeht; in der
Erwigung, dass sich zu viele junge Menschen in Europa unter prekiren Lebensbedingungen leiden und groflen
finanziellen Risiken ausgesetzt sind, wenn sie ein Studium absolvieren und die Fahigkeiten und Erfahrungen erwerben
wollen, die sie benétigen, um gut ins Arbeitsleben zu starten;

G. in der Erwidgung, dass junge Menschen am stirksten von den wirtschaftlichen, psychologischen und sozialen
Nebenwirkungen der COVID-19-Pandemie und den wirtschaftlichen und politischen Spannungen betroffen sind, die
durch den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine verursacht wurden, einschliefSlich steigender Rechnungen infolge
der verheerenden Energickrise und der diisteren Aussichten angesichts der zunehmenden Umweltzerstorung, wodurch
ihr korperliches und geistiges Wohlbefinden gefahrdet wird;

H. in der Erwidgung, dass die bestehenden Instrumente und Ressourcen fiir junge Menschen und ihre Einbeziehung in die
Politikgestaltung hdufig nicht fiir alle verfiigbar und sichtbar sind und dass infolgedessen viele junge Menschen und von
jungen Menschen geleitete Organisationen sie nicht kennen oder von den Entscheidungstrigern nicht ausreichend
konsultiert oder nicht hinreichend in politische Entscheidungsprozesse eingebunden werden;

I in der Erwdgung, dass der Erfolg des Europiischen Jahres der Jugend in diesem Zusammenhang anhand der Zahl der
organisierten Veranstaltungen oder der Teilnahme an ihnen gemessen werden sollte, sondern auch anhand der
Mechanismen und Mafinahmen, die eingeleitet oder vorangetriecben wurden, um die Stellung und die Rolle junger
Menschen in der Gesellschaft positiv zu beeinflussen;

J. in der Erwigung, dass die iibereilte Annahme des Beschlusses die EU-Organe und die Interessentriger vor grofe
Schwierigkeiten gestellt hat, als es galt, das Europdische Jahr der Jugend angemessen und mit dem Ziel vorzubereiten, die
gesetzten Zielvorgaben zu erreichen; in der Erwigung, dass dies umso bedauerlicher ist, als es dringend notwendig ist,
das Leben junger Menschen in Europa zu verbessern; in der Erwéagung, dass die verfiigbare Zeit unter diesen Umstinden
nicht ausreichte, um ein sinnvolles und wirkungsvolles Europdisches Jahr der Jugend zu organisieren; in der Erwégung,
dass aus diesen Erfahrungen fiir kiinftige Europdische Jahre der Jugend Lehren gezogen werden sollten;

K. in der Erwigung, dass sich das Europdische Jahr der Jugend bereits dem Ende zuneigt und Vorbereitungen laufen, um
seine dauerhafte Wirkung sicherzustellen;

Bedingungen fiir die Einrichtung und Durchfithrung Europdischer Jahre der Jugend

1. begrifSt das Europdische Jahr der Jugend 2022 als Zeichen des starken Engagements der EU fur die jungen und
kiinftigen Generationen; betont, dass junge Menschen wihrend der COVID-19-Pandemie am stirksten von den
Hygienemafnahmen betroffen waren, die ihren Zugang zum sozialen und kulturellen Leben beeintrichtigten und ihren
Zugang zu Bildung erschwerten;

2. bedauert zutiefst die Bedingungen, unter denen das Europdische Jahr der Jugend anlief, insbesondere die knappe Frist
fur die Annahme des Regelwerks, wodurch sich die Umsetzung und Finanzierung vieler Projekte verzogert hat; bedauert
ferner, dass sich das auf die Bekanntmachung des Europiischen Jahres der Jugend in den Mitgliedstaaten sowie bei
Jugendorganisationen und unter jungen Menschen selbst negativ ausgewirkt hat; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, das Jahr unbeschadet des Beginns des Europdischen Jahres der Kompetenzen bis zum nichsten
Europatag am 9. Mai 2023 zu verldngern;

3. bedauert, dass Entscheidungen iiber kiinftige Europdische Jahre der Jugend nach wie vor Gegenstand verspiteter
Ankiindigungen sein konnen, und fordert die Kommission auf, die einschldgigen Institutionen und die betroffene
Zivilgesellschaft rechtzeitig vor Beginn eines jeden kiinftigen Europischen Jahres der Jugend umfassend einzubeziehen, um
die Wirkung ihrer Tétigkeit zu maximieren; betont, dass die Ankiindigung von Europiischen Jahren der Jugend nur wenige

(*y  Shrinking space for civil society: its impact on young people and their organisations (Der Raum fiir die Zivilgesellschaft schrumpft:
Die Auswirkungen auf junge Menschen und ihre Organisationen)
Resolution on Combating shrinking space with expanding opportunities for youth organisations, national youth councils and
international non-governmental youth organisations (Entschlieung zum Kampf gegen die Einengung des Handlungsspielraums
und fiir die Erweiterung der Moglichkeiten von Jugendorganisationen, nationalen Jugendriten und internationalen nichtstaatlichen
Jugendorganisationen)
Voicify: Part of Europe (Voicify: Teil Europas)


https://www.coe.int/en/web/youth/shrinking-space
https://www.coe.int/en/web/youth/shrinking-space
https://www.youthforum.org/news/resolution-on-combating-shrinking-space-with-expanding-opportunities-for-youth-organisations-national-youth-councils-and-international-non-governmental-youth-organisations
https://www.youthforum.org/news/resolution-on-combating-shrinking-space-with-expanding-opportunities-for-youth-organisations-national-youth-councils-and-international-non-governmental-youth-organisations
https://drive.google.com/file/d/1K5B2jO1G3j4owgCe-x3UaZwjw1glKy6t/view
https://drive.google.com/file/d/1K5B2jO1G3j4owgCe-x3UaZwjw1glKy6t/view
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Monate vor ihrem geplanten Beginn nicht zu einer neuen Norm werden kann, da dies die Wirksamkeit des gesamten
Projekts untergrabt; fordert die Kommission auf, kiinftig dafur zu sorgen, dass die Europdischen Jahre der Jugend rechtzeitig
fir alle Interessentriger vorbereitet werden konnen;

4. begriflt die interinstitutionelle Abschlusskonferenz zum Européischen Jahr der Jugend mit dem Titel ,Claim the
Future® am 6. Dezember 2022; begriifst ferner, dass die Inhalte von jungen Menschen vorgeschlagen wurden, die auch an
der Organisation beteiligt waren; nimmt zur Kenntnis, dass sich die ausgewahlten Themen auf ein integratives Europa durch
Bildung, ein digitales Europa durch Bildung, Wohlergehen in Europa durch breite Aufmerksamkeit fiir die psychische
Gesundheit und Wohlergehen in Europa durch zugingliche Versorgung im Bereich der psychischen Gesundheit
konzentrieren; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, diese Themen und die anstehenden
Schlussfolgerungen in das Vermachtnis des Europdischen Jahres aufzunehmen und zu beriicksichtigen;

5. fordert die Kommission auf, eine Mitteilung vorzuschlagen, in der die Folgemafinahmen zum Europdischen Jahr der
Jugend dargelegt werden, um dessen vier Ziele zu erreichen, neue Initiativen zu unterstiitzen und deren Entwicklung zu
ermdglichen, die EU-Jugendpolitik in allen Politikbereichen vollstindig und durchgingig zu beriicksichtigen, eine
Bewertung des konkreten Beitrags des Europdischen Jahres der Jugend zur Umsetzung der EU-Jugendstrategie 2019-2027
und der EU-Jugendarbeitsagenda vorzunehmen und dem Parlament dariiber Bericht zu erstatten;

6. betont, dass ein greifbares und konkretes Vermichtnis einerseits in der Umsetzung einer Methodik fir die
Einbeziehung und Anhorung junger Menschen in der gesamten EU und andererseits in der Umsetzung neuer politischer
Mafinahmen auf européischer und nationaler Ebene bestehen sollte, die sich unmittelbar aus den Ergebnissen des Jahres
ergeben;

7. begriifét die finanziellen Beitrdge und die Initiativen der verschiedenen Generaldirektionen der Kommission; weist
jedoch darauf hin, dass einige der beschriebenen Aktivititen in jedem Fall stattgefunden hitten oder nur wenig mit den
Zielen des Europdischen Jahres der Jugend zu tun hatten; fordert die Kommission auf, klarzustellen, welche Projekte im
Rahmen des Europdischen Jahres der Jugend neu initiiert wurden und welche bereits bestanden und fiir die Zwecke des
Europdischen Jahres lediglich eine neue Bezeichnung erhalten haben; besteht darauf, ein klares Bild von der genauen
Finanzierung des Europdischen Jahres durch die Kommission und die Mitgliedstaaten zu erhalten;

Sicherstellung eines sinnvollen Engagements junger Menschen und ihrer Einbeziehung in Politikgestaltung und
Entscheidungsfindung

8. hebt hervor, dass ein Drittel der Teilnehmer der Biirgerkonferenz der Konferenz zur Zukunft Europas junge Menschen
zwischen 16 und 25 Jahren waren; unterstiitzt die vom Plenum der Konferenz zur Zukunft Europas am 9. Mai 2022
unterbreiteten Vorschlige, insbesondere diejenigen, in denen direkt oder indirekt die Férderung von schwerpunktmifig
jugendbezogenen Mafinahmen gefordert wurde;

9.  fordert die Kommission auf, einen vollwertigen ,EU-Jugendtest“ anzunehmen, um eine sinnvolles Engagement sowie
die Beteiligung und den Einsatz junger Menschen bei der Vorbereitung simtlicher politischer Mafinahmen der Union
sicherzustellen und eine systematische Folgenabschitzung der diesbeziiglichen Vorschlage durchzufithren, um sicherzu-
stellen, dass sie die Bediirfnisse junger Menschen fordern und widerspiegeln, und Abhilfemaffnahmen zu ergreifen, wenn sie
negative Auswirkungen haben; ist der Ansicht, dass ein solcher Prozess von wesentlicher Bedeutung ist, wenn es gilt, die
Meinungen junger Menschen zu beriicksichtigen, die positiven Auswirkungen der EU-Politik auf sie zu verbessern und diese
fur sie deutlich sichtbar zu machen, da die nachste Generation unmittelbar von der heutigen Politikgestaltung betroffen ist;
betont, dass der EU-Jugendtest nicht nur eine biirokratische Checkliste werden darf, sondern die Menschen ganzheitlich
einbeziehen sollte, um sein Ziel zu erreichen; ist der Ansicht, dass die Ergebnisse des Tests in bereits bestehende Prozesse
wie den EU-Jugenddialog einfliefen und mit diesen verkniipft werden sollten;

10.  schldgt vor, im Anschluss an das Europiische Jahr einen regelmafSigen strukturierten Dialog mit jungen Menschen in
seinem Ausschuss fiir Kultur und Bildung zu fithren, um eine demokratische Plattform fiir die offene und integrative
Beteiligung junger Menschen am politischen Entscheidungsprozess auf EU-Ebene zu schaffen;

11.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten erneut auf, Module zur Welt- und Unionsbiirgerschaft zu entwickeln
und in die nationalen Lehrpline und Lernmobilitdtserfahrungen zu integrieren, um zu einer aktiveren und partizipativeren
Biirgerschaft und einem politischen System beizutragen, das die Jugend stirker einbezieht, und Rassismus in all seinen
Formen, Diskriminierung und geschlechtsspezifische Gewalt zu bekdmpfen, mit dem Ziel, Vorurteile zu entkraften und
integrative Gesellschaften ohne strukturellen Rassismus aufzubauen, die Toleranz, Vielfalt und Geschlechtergleichheit
fordern; fordert die Kommission auf, Lehrkriften die notwendigen Instrumente und Mdglichkeiten zu bieten, sich aktiv an
der Schaffung eines gemeinsamen EU-Rahmens fiir politische Bildung zu beteiligen, beispielsweise durch Lehrakademien im
Rahmen von Erasmus+ oder die Jean-Monnet-Lehrkrifteausbildung;

12.  sieht ein grofes Potenzial in dezentralen Veranstaltungen, um jungen Menschen die Union néher zu bringen, und
schldgt vor, ein jdhrliches EU-Kultur- und Ideenfestival zu veranstalten, das lokale Debatten und kulturelle Aktivititen zu
allen von jungen Menschen rund um das symbolische Datum des 9. Mai ausgewdhlten aktuellen Themen fordert;
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Verstirkung von MafSnahmen zur Forderung des Wohlergehens junger Menschen

13.  betont den Zusammenhang zwischen dem Wohlergehen junger Menschen und den Lern- und Arbeitsmaéglichkeiten
und -kapazititen sowie dem Lebensstandard, die ihnen in ihrem Wohnsitzland zur Verfiigung stehen; stellt mit Besorgnis
fest, dass junge Menschen unter zunehmenden Angsten und psychischen Belastungen leiden, die unter anderem durch die
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine, die gestiegenen Lebenshaltungskosten
und Energiearmut und den Klimanotstand verursacht werden;

14.  bekraftigt seine Forderung an die Kommission und die Mitgliedstaaten, einen européischen Plan fur den Schutz der
psychischen Gesundheit in der allgemeinen und beruflichen Bildung, einschlieflich des informellen und nichtformalen
Lernens, auszuarbeiten, um das Wohlergehen der jiingeren Generation in der Union in all seinen Formen sicherzustellen;
betont, wie wichtig es ist, Lernende, Lehrkrifte und Erzieher als Teil des Bildungssystems regelmifig psychologisch zu
betreuen; spricht sich fiir eine Intensivierung der Verbindungen zwischen Bildungseinrichtungen und Kultur-, Jugend- und
Sportorganisationen sowie Netzwerken psychologischer Berater aus, um auflerschulische Aktivititen anzubieten und so das
soziale Engagement junger Menschen zu verstirken;

15.  ist besorgt iiber die schwerwiegenden Auswirkungen der Inflation, der steigenden Preise fur Wohn- und
Versorgungsleistungen und des Mangels an Wohnraum in einigen Ziellindern auf die Mobilitdt junger Menschen, wodurch
insbesondere Menschen mit geringeren Chancen benachteiligt werden; betont, wie wichtig es ist, daftir zu sorgen, dass im
Rahmen der EU-Programme junge Menschen und von jungen Menschen geleitete Organisationen ausreichend finanziell
unterstiitzt werden, damit sie Mobilititserfahrungen machen kénnen, sei es zu Lern-, Ausbildungs- oder Solidaritdtszwek-
ken; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, die Hohe der finanziellen
Unterstiitzung, die jungen Menschen fiir Mobilititserfahrungen gewahrt wird, sorgfiltig anzupassen, um die sozial inklusive
Dimension der EU-Programme sicherzustellen;

Kampf gegen prekiire Beschiftigungsverhiltnisse bei jungen Menschen und Sicherstellung eines guten Einstiegs ins
Arbeitsleben

16.  fordert die Mitgliedstaaten erneut auf, die Garantie fiir Kinder umzusetzen, um sicherzustellen, dass jedes bediirftige
Kind Zugang zu kostenloser und wirksamer frithkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung, zu hochwertiger Bildung
einschlieflich schulischer Aktivititen, zur Gesundheitsversorgung und zu einem wirksamen Zugang zu gesunder Ernihrung
und angemessenem Wohnraum hat; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, die verstarkte Jugendgarantie umzusetzen und
dafiir zu sorgen, dass jeder junge Mensch ein hochwertiges Angebot fiir eine Beschiftigung, eine Weiterbildung, eine
Lehrstelle und ein Praktikum erhilt, das seinem Bedarf entspricht; begrifSt die diesbeziiglichen Mafinahmen der
Kommission zur Erleichterung des Austauschs bewahrter Verfahren und der Koordinierung der nationalen Aktionspline
und fordert sie auf, ihre Bemithungen fortzusetzen, bis die Ziele vollstindig erreicht sind;

17.  betont die wesentliche Rolle der Jugendarbeit bei der Bewiltigung der Herausforderungen, mit denen junge
Menschen konfrontiert sind, insbesondere in Bezug auf ihren Beitrag zur personlichen Entwicklung, zum Wohlbefinden
und zur Selbstverwirklichung; fordert die Mitgliedstaaten auf, den Wert der Jugendarbeit besser anzuerkennen und die
Strukturen der Jugendarbeit nachhaltig wiederherzustellen und zu stirken, wo immer dies erforderlich ist;

18.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einen gemeinsamen Rechtsrahmen vorzuschlagen, mit dem eine
gerechte Vergilitung fiir Praktika und Ausbildungsplitze sichergestellt wird; besteht darauf, dass allen Praktikanten
menschenwiirdige Arbeitsbedingungen und eine faire Vergiitung garantiert werden sollten, um ausbeuterische Praktiken
entgegenzuwirken;

19.  betont, dass der Ubergang von der Schule ins Berufsleben in hohem Mafle von der Anerkennung der im Ausland
erworbenen Abschliisse, Qualifikationen oder Lernzeiten junger Menschen abhdngt; bedauert, dass in diesem Bereich nach
wie vor Hindernisse bestehen, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, diese Anerkennung
automatisch zu gestalten und dabei insbesondere die Maoglichkeiten der Digitalisierung zu nutzen; fordert die
Mitgliedstaaten auf, neben der formalen Bildung in der gesamten Union und auferhalb von ihr auch die Kompetenzen
und Fahigkeiten zu validieren und anzuerkennen, die durch nichtformale und informelle Lernerfahrungen und Jugendarbeit
in der gesamten Union und aufSerhalb von ihr erworben wurden; weist erneut darauf hin, dass dadurch das Recht auf eine
hochwertige Hochschulbildung nicht untergraben werden sollte;

Bildungsinvestitionen in die nichste Generation

20.  betont, dass Investitionen in Lernangebote fiir junge Menschen nicht nur direkte Auswirkungen auf ihr kiinftiges
Leben als Individuum haben, sondern auch auf die positive Wirtschaftsentwicklung und den Zusammenhalt der
Gesellschaft insgesamt; betont, dass die Herausforderungen angegangen werden miissen, mit denen junge Menschen, die
diskriminiert werden oder weniger Chancen haben, beim Zugang zu verschiedenen Ebenen formaler, informeller und
nichtformaler Bildungsrahmen konfrontiert sind, darunter junge Frauen, junge Mitglieder der LGBTIQ+-Gemeinschaften,
junge Migranten, junge Asylsuchende und Fliichtlinge sowie Lernende mit Behinderungen und Beeintrachtigungen; fordert
die Mitgliedstaaten daher auf, die oOffentlichen Ausgaben fur Bildung, einschlielich digitaler Bildung, Berufsbildung,
Weiterbildung und Umschulung, erheblich aufzustocken; fordert die Kommission auf, gemeinsame Indikatoren zu fordern,
um die Auswirkungen von Investitionen, einschlielich NextGenerationEU, und Reformen zur Forderung spezieller Jugend-
und Bildungsmafinahmen zu bewerten;
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21.  fordert die Mitgliedstaaten erneut auf, den europdischen Bildungsraum bis 2025 vollstindig umzusetzen; begriifit
daher die in einigen Mitgliedstaaten bereits erzielten Fortschritte; fordert die Mitgliedstaaten auf, die angemessenen
Mafinahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um ihre digitale Infrastruktur, Konnektivitit und Lehrpline zu stirken,
Lehrkrifte und Erzieher angemessen zu schulen und Leitlinien zur Forderung der digitalen Kompetenz bereitzustellen, um
neue Lehrmethoden zu fordern und junge Menschen in die Lage zu versetzen, wirksam auf Informationen zuzugreifen,
Desinformation zu bekdmpfen und gegen Online-Gewalt wie Aufstachelung zu Hass, Rassismus, sexuellen Missbrauch von
Kindern im Internet, geschlechtsspezifische Gewalt, Cybermobbing und Ghosting vorzugehen; weist erneut auf das
bestehende geschlechtsspezifische Bildungsgefille in den Bereichen Mathematik, Ingenieurwesen, Naturwissenschaften,
Kunst und Technologie (MINKT) und die Notwendigkeit von Korrekturmaffnahmen hin, um diese Liicke zu schlieRen; sieht
der Halbzeitiiberpriifung des Aktionsplans fur digitale Bildung (2012-2027) durch die Kommission erwartungsvoll
entgeger;

(0] (]

22.  beauftragt seine Prisidentin, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission und den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P9 _TA(2022)0425

Verbesserung der EU-Vorschriften fiir wild lebende und exotische Tiere, die in der
Europiischen Union als Haustiere gehalten werden, durch eine Positivliste der EU

Entschliefung des Europidischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Verbesserung der EU-Vorschriften fiir
wild lebende und exotische Tiere, die in der Europdischen Union als Haustiere gehalten werden, durch eine
Positivliste der EU (2022/2809(RSP))

(2023/C 167/14)

Europdisches Parlament,
— unter Hinweis auf die Petitionen Nr. 0697/2020, Nr. 0744/2020 und Nr. 0786/2020,

— unter Hinweis auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf die Artikel 114, 191
und 192,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender Tiere und
Pflanzen (CITES),

— unter Hinweis auf den Gesundheitskodex fiir Landtiere und den Gesundheitskodex fiir Wassertiere der als
Internationales Tierseuchenamt (OIE) gegriindeten Weltorganisation fiir Tiergesundheit (WOAH),

— unter Hinweis auf das Européische Ubereinkommen zum Schutz von Heimtieren und die EntschlieSung des Europarates
zur Haltung wild lebender Tiere als Haustiere,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 9. Juni 2021 zu dem Thema ,EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030: Mehr
Raum fiir die Natur in unserem Leben“ (!),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 12. Februar 2020 zum Schutz des EU-Binnenmarkts und der
Verbraucherrechte vor den negativen Auswirkungen des illegalen Handels mit Heimtieren (3),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 15. September 2016 zu den strategischen Zielen der Europaischen Union
fiir die 17. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit
gefihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES) vom 24. September bis 5. Oktober 2016 in Johannesburg
(Siidafrika) (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 24. November 2016 zu dem EU-Aktionsplan zur Bekimpfung des illegalen
Artenhandels (%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,EU-Biodiversititsstrategie fiir
2030 — Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben“ (COM(2020)0380),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 26. Februar 2016 mit dem Titel , Aktionsplan der EU zur
Bekdmpfung des illegalen Artenhandels* (COM(2016)0087) und die Schlussfolgerungen des Rates vom 20. Juni 2016
zum Aktionsplan der EU zur Bekdmpfung des illegalen Artenhandels,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 iiber den Schutz von Exemplaren
wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Uberwachung des Handels (°) und auf die Verordnung (EG) Nr. 865/2006
der Kommission vom 4. Mai 2006 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates tiber
den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Uberwachung des Handels (€),

ABL. C 67 vom 8.2.2022, S. 25.
ABIL. C 294 vom 23.7.2021, S. 40.
ABL C 204 vom 13.6.2018, S. 136.
ABL C 224 vom 27.6.2018, S. 117.
ABL L 61 vom 3.3.1997, S. 1.

ABL L 166 vom 19.6.2006, S. 1.
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— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016 zu
Tierseuchen und zur Anderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (,Tiergesundheits-
recht®) (%),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober
2014 diber die Pravention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (%)
(Verordnung iiber invasive Arten),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013
tiber die Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handelszwecken und zur Authebung der Verordnung (EG)
Nr. 9982003 (),

— gestiitzt auf Artikel 227 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass in den beim Petitionsausschuss eingegangenen Petitionen Nr. 0697/2020, Nr. 0744/2020 und
Nr. 0786/2020 Bedenken hinsichtlich der Risiken fiir das Tierwohl und die Gesundheit im Zusammenhang mit dem
Handel mit wild lebenden und exotischen Tieren in der EU gedufert werden und gefordert wird, dass eine EU-weite
Positivliste angenommen wird, in der festgelegt wird, welche Tiere als Haustiere gehalten werden diirfen;

B. in der Erwigung, dass die biologische Vielfalt ein wesentlicher Bestandteil des Welterbes ist; in der Erwigung, dass in
dem Grundsatz ,Eine Gesundheit* die Tatsache zum Ausdruck kommt, dass die Gesundheit des Menschen, die Tiere und
die Umwelt miteinander verkniipft sind; in der Erwagung, dass aus aktuellen Informationen hervorgeht, dass die
COVID-19-Pandemie maglicherweise ihren Ursprung in einer Tierquelle hat ('), was zeigt, dass dem Handel mit
exotischen Tieren grofere Aufmerksamkeit zukommen muss, zumal er mit erheblichen Gesundheitsrisiken fiir die
gesamte Bevolkerung im Zusammenhang steht;

C. in der Erwidgung, dass 70 % der Krankheitserreger, die beim Menschen Krankheiten verursachen, tierischen Ursprungs
sind und dass diese Krankheiten, sogenannte Zoonosen, von Haustieren oder wild lebenden Tieren tibertragen werden
konnen (*'); in der Erwdgung, dass Menschen und Tiere durch den Handel mit wild lebenden Tieren haufiger
miteinander in Berithrung kommen und er erheblich dazu beitrigt, dass es zu Ubersprungseffekten kommen kann, und
damit zur Folge hat, dass Viruskrankheiten einschlieflich neuartiger Krankheiten auf den Menschen tibertragen werden;

D. in der Erwdgung, dass in Europa Schitzungen zufolge tiber 100 Millionen Tiere als Haustiere gehalten werden, darunter
kleine Saugetiere, Vogel, Reptilien, Fische und Amphibien (*3); in der Erwidgung, dass viele dieser Arten in freier
Wildbahn gefangen wurden, wodurch natiirliche Populationen erschopft wurden;

E. in der Erwidgung, dass wild lebende Arten besondere Bediirfnisse haben und stark leiden, wenn sie gefangen,
transportiert und in Gefangenschaft gehalten werden; in der Erwagung, dass aktuellen Daten zufolge eine betrichtliche
Zahl wild lebender und exotischer Tiere das erste Jahr, in dem sie als Haustier gehalten werden, nicht iiberlebt, wobei die
iberwiegende Mehrheit auf dem Transportweg erstickt, einer Krankheit erliegt, verhungert oder an Dehydration stirbt,
wie auch das Umweltprogramm der Vereinten Nationen berichtet;

F. in der Erwigung, dass die Offentlichkeit unbedingt fiir das Wohlergehen wildlebender und exotischer Tiere, die als
Haustiere gehalten werden, sensibilisiert werden muss, unter anderem fiir die Probleme besorgniserregenden Ausmafies
in den Bereichen Gesundheit, Verhalten und Tiermedizin;

G. in der Erwidgung, dass Angaben der Weltnaturschutzunion (IUCN) zufolge jede vierte Sdugetierart und jede achte
Vogelart stark vom Aussterben bedroht ist sowie jede dritte Amphibie gefahrdet ist; in der Erwédgung, dass gut
dokumentierte Belege bestdtigen, dass der Handel mit exotischen Haustieren eine der grofiten Bedrohungen fiir das
Uberleben dieser Arten ist;

) ABL. L 84 vom 31.3.2016, S. 1.

%) ABL. L 317 vom 4.11.2014, S. 35.

) ABlL. L 178 vom 28.6.2013, S. 1.

%  Briefing mit dem Titel ,Coronavirus and the trade in wildlife“ (Das Coronavirus und der Handel mit wild lebenden Tieren),
Europdisches Parlament, Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst, 4. Mai 2020.

(@) WOAH, ,The ,One Health* Concept“ (Das Konzept ,Eine Gesundheit), 14. Januar 2013.

(" Rat der EU, ,Position paper on a new EU legislative framework for an EU Positive List for the keeping of companion animals on

behalf of Cyprus, Lithuania, Luxembourg and Malta“ (Positionspapier im Namen Zyperns, Litauens, Luxemburgs und Maltas zu

einem neuen EU-Rechtsrahmen fiir eine EU-Positivliste der als Haustiere zugelassenen Tiere), 16. Mai 2022.


https://www.woah.org/en/one-health
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9127-2022-INIT/x/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9127-2022-INIT/x/pdf
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H. in der Erwidgung, dass invasive gebietsfremde Arten in Europa und weltweit eine der funf hdufigsten Ursachen fir den
Verlust an biologischer Vielfalt sind; in der Erwdgung, dass sich die Kosten fiir die Beherrschung und Bewaltigung der in
der EU durch invasive Arten verursachten Schiden Schitzungen der Kommission zufolge auf jahrlich 12 Mrd. EUR
belaufen; in der Erwigung, dass eine Reihe von Mitgliedstaaten unter VerstofS gegen EU-Recht immer noch kein
uneingeschrinkt funktionsfihiges Uberwachungs- und Kontrollsystem zur Uberwachung invasiver gebietsfremder
Arten von unionsweiter Bedeutung eingerichtet haben, was die Kommission dazu veranlasst hat, Vertragsverletzungs-
verfahren gegen sie einzuleiten;

I. in der Erwdgung, dass zahlreiche wild lebende und exotische Tiere, die als Haustiere gehalten werden, aufgrund ihres
natiirliches Verhaltens, das aggressive Eigenschaften oder Raubtieren eigene Merkmale aufweist, und durch den Stress,
dem sie in Gefangenschaft ausgesetzt sind, noch verstirkt wird, eine erhebliche Bedrohung fiir die Sicherheit der
Menschen sind;

J. in der Erwigung, dass sich die einzelstaatlichen Vorschriften, mit denen die Haltung exotischer Haustiere eingeschrankt
wird, in den Mitgliedstaaten erheblich voneinander unterscheiden und in einigen Fillen widerspriichlich sind, wodurch
es fir die Mitgliedstaaten sehr schwierig ist, in diesem Bereich auf europiischer Ebene eine kohirente Politik zu
verfolgen, und in der Erwidgung, dass die geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften iiber exotische Haustiere zudem
Liicken aufweisen (**); in der Erwidgung, dass durch Rechtsvorschriften entweder die Haltung bestimmter Tierarten
untersagt (Negativliste oder Schwarze Liste) oder ausschliefSlich die Haltung bestimmter Arten gestattet werden kann
(positive oder Weifle Liste), wobei die Negativliste das am haufigsten verwendete System ist, wenn es um die Regelung
der Haltung exotischer Haustiere geht;

K. in der Erwigung, dass durch die derzeitige Lage bestechende Hindernisse aufrechterhalten werden, der EU-Binnenmarkt
fragmentiert wird und erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, deren Rechtsvorschriften eine Positivliste
enthalten, und denjenigen, deren Rechtsvorschriften keine derartige Liste enthalten, entstehen; in der Erwidgung, dass
sich selbst die Positivlisten einiger Mitgliedstaaten unterscheiden, unter anderem in Bezug auf die Auflistung von Arten,
das Schutzniveau und die Art der Risikobewertung;

L. in der Erwédgung, dass es in der Natur des Ansatzes der Negativliste liegt, dass reagiert und am wenigsten vorgesorgt
wird, da jedes Tier, das nicht auf einer Negativliste gefithrt wird, standardmifig gehalten werden darf, weshalb die Liste
ziemlich lang sein muss; in der Erwagung, dass je nach aktuellem Trend immer wieder andere Arten gehandelt werden
und Negativlisten daher regelmifig aktualisiert werden miissen;

M. in der Erwidgung, dass die Wissenschaft mit Besorgnis darauf hingewiesen hat, dass die in der Verordnung iiber invasive
Arten vorgesehene EU-Liste verbotener invasiver gebietsfremder Arten unzuldnglich ist, um dem Ausmafl der
Bedrohung gerecht zu werden, das von invasiven gebietsfremden Arten fiir die biologische Vielfalt in der EU ausgeht;

N. in der Erwigung, dass das Fehlen einer EU-weiten Positivliste von Tieren, die als Haustiere gehalten werden diirfen, das
Wohlergehen und die Gesundheit von Mensch und Tier untergribt und eine Bedrohung fiir die biologische Vielfalt ist;

O. in der Erwigung, dass ein angemessenes Bewusstsein fiir die verantwortungsvolle Haltung von Haustieren erforderlich
wire, um die Wirksamkeit einer Positivliste zu erhohen und das Wohlergehen der Haustiere und ihrer Halter zu
verbessern;

P. in der Erwdgung, dass 19 Mitgliedstaaten das Positionspapier im Namen Zyperns, Litauens, Luxemburgs und Maltas zu
einem neuen EU-Rechtsrahmen fiir eine EU-Positivliste der als Haustiere zugelassenen Tiere, das auf der Tagung des
Rates (Landwirtschaft und Fischerei) vom 24. Mai 2022 vorgelegt wurde, unterstiitzen;

1.  bekriftigt, dass der Privention als der kosteneffizientesten, humansten und okologisch wiinschenswertesten
Maflnahme hochste Prioritdt eingerdumt werden sollte; weist darauf hin, dass die EU die Chance nutzen und die aus der
COVID-19-Krise gezogenen Lehren in ihre politischen Mafinahmen einfliefen lassen sollte; betont, dass der Kommission
eine wichtige Funktion zukommt, wenn es darum geht, das Konzept ,Eine Gesundheit* in der EU zu koordinieren und zu
unterstiitzen;

2. betont, dass der Handel mit exotischen Tieren aufgrund moglicher Zoonosen das Tierwohl sowie die Gesundheit des
Menschen gefihrden kann und dass die EU daher kohirente Rechtsvorschriften erlassen muss, mit denen potenzielle
Krankheiten dieser Art, durch die Probleme im Bereich der offentlichen Gesundheit verursacht werden kénnen, verhindert
werden;

(®)  Wie in der im Juni 2020 von der Organisation ,Eurogroup for Animals“ verdffentlichten Studie mit dem Titel , Analysis of national
legislation related to the keeping and sale of exotic pets in Europe“ (Analyse der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften iiber die
Haltung und den Verkauf exotischer Haustiere in Europa) aufgezeigt wird.
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3. weist darauf hin, dass der Handel mit exotischen wild lebenden Tieren bereits gezeigt hat, dass er einen Riickgang der
biologischen Vielfalt zur Folge haben kann, und zwar sowohl im urspriinglichen Lebensraum der Art als auch in den
Okosystemen der EU; betont, dass durch die europaische Handelspolitik dafiir gesorgt werden muss, dass die Praktiken im
Handel mit Haustieren weder das Wohlergehen wild lebender und exotischer Tiere beeintrichtigen noch zum Verlust an
biologischer Vielfalt beitragen und dass durch die Haltung dieser Tiere als Haustiere weder das Wohlergehen der Tiere noch
das des Halters gefdhrdet wird;

4. erkldrt sich besorgt angesichts der Tatsache, dass die derzeitigen Vorschriften der Mitgliedstaaten iiber den Handel mit
wild lebenden und exotischen Tieren und die Haltung dieser Tiere fragmentiert und nicht kohérent sind und oft nicht das
gesamte Tierreich umfassen, da sie hauptsichlich Sdugetiere zum Gegenstand haben, wahrend Vogel, Reptilien, Amphibien,
Insekten und Zierfische, die grofSe Gruppen sind und derzeit im Handel mit Haustieren eine grofle Rolle spielen, aufler Acht
gelassen werden, und erklart sich ferner besorgt dariiber, dass von den Tieren im Fall der Freilassung eine Gefahr fur
einheimische Arten und Okosysteme ausgehen kann;

5. betont, dass uneinheitliche Rechtsvorschriften die Erhebung genauer Daten erschweren; betont, dass in den
Datenbanken der EU, mit denen die Einfuhr von Tieren in die Mitgliedstaaten sowie der Handel mit ihnen zwischen den
Mitgliedstaaten nachverfolgt werden soll, die Herkunft der Tiere nicht erfasst wird und es im CITES lediglich um den
verhaltnismafig geringen Anteil geht, den die in seinen Anhidngen aufgefiihrten Tierarten ausmachen;

6.  hebt hervor, dass mehrere europdische Linder bereits Positivlisten eingefithrt haben, die auf mehreren Kriterien
beruhen, darunter das Tierwohl, die Umwelt, die Gesundheit des Menschen, die Anforderungen an die Haltung und
Unterbringung sowie der Grundsatz der Vorsorge; begriifst ferner, dass weitere europdische Linder Positivlisten erarbeiten
oder Untersuchungen zu Positivlisten durchfihren;

7. stellt mit Bedauern fest, dass die Bestimmungen des EU-Rechts derzeit nicht ausreichen, um das Tierwohl und die
Gesundheit und Sicherheit der Bevolkerung sicherzustellen und die Risiken in Bezug auf die Invasivitdt zu bewiltigen, die
mit dem Handel mit wild lebenden und exotischen Tieren und ihrer Haltung als Haustiere einhergehen; betont, dass das
EU-Tiergesundheitsrecht nicht fiir den Handel mit exotischen Haustieren konzipiert wurde und dass das Wohlergehen der
Tiere, die im EU-Binnenmarkt als Haustiere gehalten und gehandelt werden, in keinem der EU-Rechtsakte im
Zusammenhang mit dem Tierwohl geregelt ist;

8. betont, dass es sich bei Positivlisten in der Regel um kiirzere, eigenstindige Listen handelt, die Vorsorgecharakter
haben und Klarheit dariiber bieten, welche Arten in einem Land gehalten werden diirfen; weist darauf hin, dass eine
Positivliste des Weiteren viel leichter aktualisiert werden kann als eine Negativliste, da die Haltung samtlicher Arten, die
nicht in der Liste aufgefithrt sind, von vornherein untersagt ist, was zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften auf
europdischer Ebene und zur Verringerung der Verwaltungskosten beitragt; betont, dass Untersuchungen des Ansatzes von
Positivlisten zeigen, dass durch ihn wirksam dafiir gesorgt wird, dass der Handel mit wild lebenden und exotischen Tieren
abnimmt und die Offentlichkeit besser sensibilisiert wird (*4);

9.  widgt die Vorteile einer europiischen Positivliste ab, durch die, wie in den beim Petitionsausschuss eingegangenen
Petitionen dargelegt wird, der Handel mit wild lebenden und exotischen Tieren reguliert und ihre Haltung als Haustiere
eingeschrankt wiirde; nimmt zur Kenntnis, dass einige Mitgliedstaaten eine EU-weite Positivliste fordern, bei der
angemessenen Bedingungen in Bezug auf das Tierwohl Rechnung getragen wird; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, eine Folgenabschitzung durchzufithren, bei der der Mehrwert und die Durchfiihrbarkeit der
Aufstellung einer derartigen Liste gepriift wird, wobei wissenschaftlich fundierte Kriterien angewandt werden sollten, um zu
ermitteln, welche Arten als Haustiere geeignet sind, und eine sorgfaltige Analyse der verschiedenen Kriterien, die in
nationalen Positivlisten bereits verwendet werden, durchgefithrt werden sollte, um zu ermitteln, welche Kriterien am
wirksamsten sind und auf der Grundlage der bewihrten Verfahren, bisherigen Erfahrungen und gewonnenen Erkenntnisse
der Mitgliedstaaten moglicherweise in eine EU-weite Positivliste aufgenommen werden kénnten; fordert die Kommission
auf, eine Studie auf den Weg zu bringen, in der dieses Problem im Zusammenhang mit der genauen und rechtzeitigen
Umsetzung des Aktionsplans der EU zur Bekdmpfung des illegalen Artenhandels untersucht wird;

10.  betont, dass es fur den Schutz der Gesundheit des Menschen und die Umwelt von grofiter Bedeutung ist, dass
samtliche Mitgliedstaaten umgehend wirksame Aktionspline aufstellen und umsetzen, mit denen gegen die invasivsten
gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung vorgegangen wird, wobei sicherzustellen ist, dass voll funktionsfahige
Strukturen gemif der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 eingerichtet werden, damit angemessene Kontrollen zur Verhiitung
der vorsitzlichen und nicht vorsitzlichen Einbringung invasiver gebietsfremder Arten in die Union und ihrer dortige
Ausbreitung durchgefiihrt werden konnen;

11.  nimmt zur Kenntnis, dass die Haltung von Haustieren nicht auf EU-Ebene, sondern auf einzelstaatlicher Ebene
geregelt ist und dass einige Mitgliedstaaten Positivlisten von Tierarten erstellt haben; betont, dass dem internationalen
Handel mit wild lebenden Tieren und den entsprechenden Rechtsvorschriften zu seiner Regulierung wissenschaftliche
Erkenntnisse zugrunde liegen sollten;

(" World Animal Protection, ,Think positive — An overview of national and international Positive Lists“ (Positiv denken — Ein
Uberblick iiber nationale und internationale Positivlisten), September 2020.


https://www.zoocheck.com/wp-content/uploads/2021/03/An-overview-of-national-and-international-Positive-Lists-Sep-2020-FINAL.pdf

11.5.2023 Amtsblatt der Europdischen Union C167/93

Donnerstag, 24. November 2022

12.  vertritt die Ansicht, dass die Uberarbeitung des Aktionsplans der EU zur Bekimpfung des illegalen Artenhandels
bewirken sollte, dass fiir den illegalen Handel sensibilisiert wird, und dass sich die Uberarbeitung positiv auf das Tierwohl
und das Wohlergehen exotischer und wild lebender Tiere, die in der EU als Haustiere gehalten werden diirfen, auswirken
sollte;

13.  betont, dass die in einer Positivliste aufgefiihrten Tiere keine besondere Gefahr fiir die Gesundheit des Menschen
darstellen diirfen, leicht zu handhaben sein und unter Bedingungen gehalten werden miissen, die ihren wesentlichen
physiologischen, ethologischen und 6kologischen Bediirfnissen entsprechen; betont, dass Arten exotischer und wild lebende
Tiere nicht in die Liste aufgenommen werden sollten, wenn es eindeutige Anzeichen dafiir gibt, dass sie im Falle ihres
Entkommens oder ihrer Freilassung in der Lage wiéren, in der Natur zu iiberleben, und von ihnen daher eine Risiko fur die
einheimischen Okosysteme ausgeht, wobei sie die Lebensgrundlage der einheimischen Arten verdndern wiirden, indem sie
zu invasiven Arten wiirden, sobald sie in der natiirlichen Umwelt freigelassen werden;

14.  beauftragt seine Prisidentin, diese EntschlieBung dem Rat und der Kommission und den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0426
Die Menschenrechtslage in Agypten

EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Menschenrechtslage in Agypten
(2022/2962(RSP))

(2023/C 167/15)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine friiheren EntschlieRungen zu Agypten,

— unter Hinweis auf die Erkldrungen des Sprechers des Hohen Vertreters der Union fiir AuRen- und Sicherheitspolitik zu
Agypten,

— unter Hinweis auf die EU-Nachbarschaftspolitik und die gemeinsame Stellungnahme vom 9. Februar 2021 mit dem Titel
,Erneuerte Partnerschaft mit der stidlichen Nachbarschaft — Eine neue Agenda fir den Mittelmeerraum*
(JOIN(2021)0002),

— unter Hinweis auf das 13. interparlamentarische Treffen EU-Agypten vom 29. September 2022,

— unter Hinweis auf die am 15. Juni 2022 in Kairo unterzeichnete Vereinbarung zwischen der EU, Agypten und Israel iiber
die Zusammenarbeit im Bereich des Handels, der Beforderung und der Ausfuhr von Erdgas in die Europiische Union,

— unter Hinweis auf die jiingste Erklirung des Sprechers des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir
Menschenrechte zu Agypten,

— unter Hinweis auf die vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen durchgefiihrte allgemeine regelméfige
Uberpriifung zu Agypten fiir den Zeitraum 2019-2020,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte vom 8. November
2022, in der die Freilassung von Alla Abd al-Fattah gefordert wird,

— unter Hinweis auf die EU-Leitlinien zur Todesstrafe, zu Folter, zur Freiheit der Meinungsiuferung, zum Schutz von
Menschenrechtsverteidigern, zu Gewalt gegen Frauen und Madchen und zur Forderung der Menschenrechte von
LGBTI-Personen,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes von 1989,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte, den Internationalen Pakt {iber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, das Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, das Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes und die Arabische Charta
der Menschenrechte, die allesamt von Agypten ratifiziert worden sind,

— unter Hinweis auf die Verfassung Agyptens, insbesondere auf Artikel 52 zum Verbot aller Formen von Folter, Artikel 73
zur Versammlungsfreiheit und Artikel 93 zur Verbindlichkeit der internationalen Menschenrechtsnormen,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte von 1948,
— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass Agypten Ausrichter der 27. Konferenz der Vertragsparteien des Rahmeniibereinkommens der
Vereinten Nationen tiber Klimainderungen (COP 27) in Scharm El-Scheich war; in der Erwigung, dass diese
internationale Veranstaltung die innenpolitische Unterdriickung gegen friedliche und legitime Stimmen der
Zivilgesellschaft in Agypten ins Rampenlicht geriickt hat;
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B. in der Erwigung, dass Agypten 2021 seine nationale Menschenrechtsstrategie und seinen nationalen Dialog eingeleitet
hat, die offiziell darauf abgezielt haben, seine Menschenrechtsbilanz zu verbessern und ein integrativeres politisches
Umfeld zu schaffen; in der Erwigung, dass im April 2022 der Begnadigungsausschuss des dgyptischen Prisidenten
eingesetzt wurde, der mit der Durchfihrung von Ermittlungen unter der Beteiligung zivilgesellschaftlicher
Organisationen in Fillen von Gefangenen betraut wurde, deren Haftbedingungen internationalen Menschenrechts-
normen nicht entsprechen; in der Erwdgung, dass der Ausschuss schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen in der
Vergangenheit und in der Gegenwart {ibersehen hat und dass ein Jahr nach der Einleitung der nationalen
Menschenrechtsstrategie und des nationalen Dialogs in Agypten keine wesentlichen Anderungen eingetreten sind; in der
Erwigung, dass der aus dem Assoziierungsabkommen zwischen Agypten und der Europaischen Union hervorgegangene
Unterausschuss fiir politische Fragen, Menschenrechte und Demokratie sowie internationale und regionale Fragen als
Rahmen fur die Erorterung von Menschenrechtsfragen zwischen den beiden Parteien dient; in der Erwagung, dass die
ndchste Sitzung dieses Unterausschusses fiir den 8. Dezember 2022 in Kairo anberaumt ist;

C. in der Erwigung, dass Agypten vor seiner Ausrichtung der COP 27 keine einschldgigen Rechtsvorschriften geéndert hat,
auch nicht in Bezug auf das Recht auf freie Meinungsduferung, friedliche Versammlung und Vereinigungsfreiheit sowie
Medienfreiheit, obwohl die Bereitstellung von Raum fiir die Zivilgesellschaft eine gemeinsame Verpflichtung ist, die in
den Priorititen der Partnerschaft zwischen der EU und Agypten verankert und in der dgyptischen Verfassung
festgeschrieben ist; in der Erwadgung, dass der seit 2017 geltende Ausnahmezustand nicht aufgehoben wurde; in der
Erwigung, dass Massenprozesse und Masseninhaftierungen fortgesetzt werden, wobei Zehntausende Zivilisten vor
Militdr- und Notstandsgerichte fiir Staatssicherheit gestellt werden; in der Erwidgung, dass die Sonderberichterstatter der
Vereinten Nationen tiber das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, iber Menschenrechtsverteidiger und
den Schutz der Menschenrechte bei der Bekdmpfung des Terrorismus am 8. Juli 2021 gemeinsam ihre Besorgnis tiber
das dgyptische Gesetz tiber nichtstaatliche Organisationen (NRO) von 2019, das Gesetz zur Bekimpfung der Cyber- und
Informationstechnologie-Kriminalitit von 2018, das Gesetz iiber terroristische Einrichtungen von 2015 und das Gesetz
tiber offentliche Versammlungen und friedliche Demonstrationen von 2013 zum Ausdruck gebracht haben; in der
Erwigung, dass die dgyptische Regierung nach Angaben der dgyptischen Kommission fiir Rechte und Freiheiten
zwischen dem 1. Oktober und dem 14. November 2022 nahezu 734 Personen in 18 Gouvernements festgenommen
hat;

D. in der Erwagung, dass der Menschenrechtsverteidiger Alla Abd al-Fattah, der wihrend des letzten Jahrzehnts die meiste
Zeit aufgrund unbegriindeter Anschuldigungen willkiirlich inhaftiert war, im November 2022 seinen im April 2022
begonnenen Hungerstreik abbrach, nachdem er nach einer Nah-Todes-Erfahrung in seiner Gefangniszelle zwangsernahrt
worden war; in der Erwédgung, dass er seit Beginn der COP27 auch kein Trinkwasser mehr zu sich genommen hatte; in
der Erwiagung, dass Alla Abd al-Fattah nach wie vor keinen konsularischen Zugang zu Beamten des Vereinigten
Konigreichs hatte, und in der Erwigung, dass seinem Anwalt ein Besuch verweigert wurde; in der Erwdgung, dass es der
Familie von Alla Abd al-Fattah in der Vergangenheit aufgrund internationalen Drucks sporadisch gestattet wurde, ihn zu
besuchen;

E. in der Erwidgung, dass die dgyptische Regierung unabhingige Menschenrechtsgruppen von der Teilnahme an der COP27
ausgeschlossen hat, und zwar durch ein verdecktes, von der Regierung kontrolliertes Registrierungsverfahren, bei dem
Gruppen, die der dgyptischen Regierung gegeniiber kritisch eingestellt sind, herausgefiltert wurden, unzulissige
Einschrankungen des Rechts, sich auflerhalb des Veranstaltungsortes der COP27 friedlich zu versammeln, und
ungerechtfertigte Verzogerungen bei der Erteilung von Visa fiir Personen, die aus dem Ausland angereist sind; in der
Erwigung, dass nur einige unabhingige Menschenrechtsgruppen und die Menschenrechtsverteidigerin Sanaa Seif dank
der Unterstiitzung internationaler Organisationen teilnehmen konnten;

F. in der Erwigung, dass Frauenrechtsverteidigerinnen, LGBTIQ+-Personen und Verteidiger der Rechte der koptischen
Christen nach wie vor schikaniert, eingeschiichtert, festgenommen und inhaftiert werden, wie etwa im Fall von Patrick
George Zaki, der noch immer unter einem Reiseverbot steht und der sich nach Kritik an der Politik seiner Regierung
gegeniiber den koptischen Christen nach wie vor vor einem staatlichen Notstandsgericht verantworten muss, und im
Fall der Influencerinnen Hanin Hossam und Mawadda al-Adham, die im Jahr 2020 aufgrund falscher Anschuldigungen,
sich moralischen Fehlverhaltens schuldig gemacht zu haben, zu drei bzw. zwei Jahren Gefingnis verurteilt wurden,
nachdem sie in TikTok-Videos ldssig getanzt hatten;

G. in der Erwigung, dass auf der neunten Tagung des Assoziationsrates der EU und Agyptens vom 20. Juni 2022 und in
den am 19. Juni 2022 angenommenen Partnerschaftspriorititen fiir den Zeitraum von 2021 bis 2027 das Eintreten
beider Parteien fiir die Forderung der Demokratie, der Grundfreiheiten und der Menschenrechte, der Gleichstellung der
Geschlechter und der Chancengleichheit bekraftigt wurde;

H. in der Erwigung, dass Agypten schon seit Langem ein strategischer Partner der EU ist und die EU und Agypten
gemeinsam das Ziel verfolgen, im Mittelmeerraum und im Nahen und Mittleren Osten fiir Stabilitdt, Frieden und
Wohlstand zu sorgen, und in der Erwigung, dass Agypten eine wichtige Rolle zukommt, wenn es um die Stabilitit in der
Region geht; in der Erwigung, dass die EU Agyptens grofter Wirtschaftspartner ist und die meisten ausldndischen
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Investitionen in Agypten aus der EU stammen; in der Erwigung, dass die EU und Agypten im Juni 2020
Partnerschaftspriorititen fur viele Bereiche, darunter Sicherheit, Terrorismusbekdmpfung und Justizreform, ange-
nommen haben; in der Erwégung, dass Agypten die Resolution der Vereinten Nationen unterstiitzt, in der die Annexion
von Gebieten der Ukraine durch Russland verurteilt wird, und die Bemithungen der EU und der internationalen
Gemeinschaft zur Beendigung des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine weiterhin férdert; in der Erwédgung, dass
Agypten eine Vereinbarung zwischen ihm selbst, der EU und Israel unterzeichnet hat, um die Erdgaseinfuhren aus
Russland nach dessen Uberfall auf die Ukraine zu verringern; in der Erwigung, dass die Kommission Agypten
100 Mio. EUR im Rahmen der Nahrungsmittel- und Resilienzfazilitit zugewiesen hat, um das Land bei der Bewiltigung
der durch den Angriffskrieg gegen die Ukraine verursachten Nahrungsmittelknappheit zu unterstiitzen;

1. bedauert zutiefst den anhaltenden Mangel an grundlegenden politischen Rechten und Freiheiten in Agypten, auch im
Zusammenhang mit der Abhaltung der COP 27 in Scharm El-Scheich; bedauert, dass die COP 27 nicht zu einer
Verbesserung der Menschenrechtslage gefiihrt hat;

2. verurteilt aufs Schirfste die Zensur, Schikanierung und Einschiichterung von Vertretern der 4gyptischen
Zivilgesellschaft durch die staatlichen Stellen Agyptens, die auch in internationalen Rdumlichkeiten der Vereinten Nationen
stattgefunden haben, sowie die neue Welle von Festnahmen und Inhaftierungen im Zusammenhang mit der COP27;
bekundet seine Unterstiitzung fiir die Regierung Deutschlands, die sich am 13. November 2022 tiber die staatlichen Stellen
Agyptens wegen der iibermiRigen Sicherheitsiiberwachung der Teilnehmer an Veranstaltungen im deutschen Pavillon der
COP27 beschwert hat; bedauert, dass unabhingigen &4gyptischen nichtstaatlichen Organisationen eine einmalige
Registrierung bei der COP27 verwehrt wurde und dass es nur einer Handvoll gelungen ist, an der Konferenz teilzunehmen,
und dies nur, weil internationale Organisationen ihnen ihre eigenen Ausweise ausgehdndigt hatten; bedauert, dass die
staatlichen Stellen Agyptens Organisationen der Zivilgesellschaft ausgewidhlt haben, die die staatlichen Stellen nicht
kritisieren; betont, dass es lokalen Gemeinschaften und nichtstaatlichen Organisationen aus Sinai als legitimen
Interessentragern hitte gestattet werden miissen, an der COP 27 teilzunehmen, da sie in Sinai stattfand; bedauert das
geheime Verfahren Agyptens, bei dem nicht offengelegte Auswahlkriterien angewendet wurden, um kritische nichtstaatliche
Menschenrechtsorganisationen auszuschlieRen; fordert die staatlichen Stellen Agyptens nachdriicklich auf, keine
Vergeltungsmafinahmen gegen die dgyptischen Menschenrechtsverteidiger und -aktivisten zu ergreifen, die wihrend der
COP 27 offentlich ihre Besorgnis iiber die Menschenrechtsverletzungen in Agypten zum Ausdruck gebracht haben;

3. verurteilt nachdriicklich die anhaltende willkiirliche Inhaftierung und die willkiirliche Untersuchungshaft von
Zehntausenden von gewaltlosen politischen Gefangenen in Agypten, von denen viele unter unmenschlichen Bedingungen
ohne Zugang zu einem fairen Prozess oder zu grundlegenden Rechten festgehalten werden, wie dies in den dgyptischen
politischen Gefangnissen in Wadi Natrun und Badr der Fall ist; weist darauf hin, dass ein kleiner Teil der politischen
Gefangenen in Agypten im April 2022 durch den Begnadigungsausschuss des dgyptischen Prisidenten freigelassen oder
begnadigt wurde, und zwar 800 bis 1 000 Haftlinge, die aus willkiirlicher Untersuchungshaft entlassen wurden; betont, dass
nach Angaben dgyptischer nichtstaatlicher Organisationen und von Amnesty International seither mindestens
1953 Agypter willkiirlich verhaftet wurden und festgehalten werden;

4. fordert die staatlichen Stellen Agyptens nachdriicklich auf, Mohamed ,Oxygen* Ibrahim, Mohamed Adel, Alaa Abd
al-Fattah, die drei Anwilte Ibrahim Metwalli Hegasi, Mohamed al-Bakr und Hoda Abdelmoniem, die 2020 mit dem
Menschenrechtspreis des Rates der Europdischen Anwaltschaften ausgezeichnet wurden, sowie Essat Ghoniem, Ahmed
Amascha, Abdel Moneim Abul Fotuh, Mohamed al-Kassas, Siad Abu al-Fadl, Aischa al-Schater, Mohamed Abu-Huraira,
Manal Agrama, Marwa Arafa, Hala Fahmi, Safaa al Korbagi, Tawfik Ghanim, Saif Thabit, Safwan Thabit, Scherif al-Rubi,
Anas al-Beltagi, Ahmed Duma, Mohamed Adel Fahmi, Nermin Hussein, Hanin Hossam, Mawadda al-Adham, Ismail
Iskandarani, Saif Fatin, Hischam Genena, Omar Mohammed Ali, Aymen Mussa, Omar al-Hut, Ahmed Moussa Abdelchaleq
und Ahmed Fayes sowie viele andere zu Unrecht Inhaftierte unverziiglich freizulassen; betont, dass es sich bei diesen Frauen
und Minnern um agyptische Menschenrechtsverteidiger, Journalisten, friedliche Aktivisten, Politiker, Influencerinnen oder
Geschiftsleute handelt, die sich geweigert haben, ihre Vermogenswerte an das Militir zu verkaufen; fordert die staatlichen
Stellen Agyptens auf, die Reiseverbote gegen Patrick George Zaki und Mahienur al-Masri aufzuheben;

5. fordert die staatlichen Stellen Agyptens nachdriicklich auf, den britisch-dgyptischen Menschenrechtsverteidiger und
friedlichen Aktivisten Alaa Abd al-Fattah, der mit dem Preis der Deutschen Welle und von Reporter ohne Grenzen
ausgezeichnet wurde, unverziiglich und bedingungslos freizulassen, da er wegen seiner friedlichen und legitimen
Forderungen nach mehr Rechten und Freiheiten die meiste Zeit des vergangenen Jahrzehnts willkiirlich inhaftiert war und
keineswegs ein Einzelfall ist, und ihm zu gestatten, unverziiglich in das Vereinigte Konigreich auszureisen; hebt hervor, dass
sowohl der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz als auch der franzosische Prisident Emmanuel Macron seine Freilassung
gefordert haben;

6.  verurteilt erneut nachdriicklich die weit verbreitete Anwendung von Folter durch den dgyptischen Sicherheitsapparat;
weist darauf hin, dass Agyptens Revolution vom 25. Januar 2011 als 6ffentliche Entriistung iiber die Straffreiheit der Polizei
begann, unter anderem nach der Folterung und Ermordung des Bloggers Chalid Said; fordert Agypten nachdriicklich auf, bei
den Ermittlungen der italienischen Behorden im Fall der Ermordung des italienischen Doktoranden Giulio Regeni, der 2016
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von Sicherheitsbediensteten zu Tode gefoltert wurde, uneingeschriankt zu kooperieren; bekriftigt insbesondere seine
Forderung, General Tariq Sabir, Oberst Athar Kamel Mohamed Ibrahim, Oberst Uhsam Helmi und Major Magdi Ibrahim
Abdelal Scharif tiber das gegen sie eingeleitete Gerichtsverfahren in Italien zu unterrichten; verurteilt aufs Schirfste die
Folterung des Wirtschaftswissenschaftlers Aiman Hadhud, der am 5. Mdrz 2022 an den Folgen der Folter starb, nachdem er
nach Kritik an der Wirtschaftspolitik von Sicherheitsbediensteten gewaltsam verschleppt und inhaftiert worden war, und
bedauert zutiefst, dass es keine unabhingige Autopsie und glaubwiirdige Untersuchung des Falles durch die dgyptische
Staatsanwaltschaft gibt;

7. fordert Agypten nachdriicklich auf, alle 21 Journalisten, die sich derzeit, wie Reporter ohne Grenzen und das Komitee
zum Schutz von Journalisten dokumentiert haben, wegen der Ausiibung ihrer Titigkeit im Gefingnis befinden, freizulassen;
betont, dass alle Agypter das Recht auf Zugang zu Informationen ohne die Zensur durch ihre Regierung haben; nimmt die
unter Druck zu Beginn der COP27-Konferenz getroffene Entscheidung zur Kenntnis, den Zugang zu einigen Websites
nichtstaatlicher Menschenrechtsorganisationen und unabhingiger Zeitungen wie Medium, Mada Masr oder Human Rights
Watch zu erlauben; betont jedoch, dass solche Websites auch nach der Konferenz stets fiir die Agypter zuginglich bleiben
miisser;

8.  fordert die staatlichen Stellen Agyptens daher nachdriicklich auf, alle Journalisten, die seit November 2022 inhaftiert
wurden, freizulassen, namentlich Chalid Abd al-Wahab Radwan, Ahmed Fayes, Alaa Abd al-Fattah, Ismail Alexandrani,
Mohamed ,Oxygen* Ibrahim, Ahmed Allaam, Hamdi al-Saim, Tawfik Ghanim, Rabie al-Scheich, Adallah Schuscha, Chalid
Sachlub, Bahaa al-Din Ibrahim Nemat Allah, Hischam Abdel Aziz, Mohamed Said Fahmi, Badr Mohamed Badr, Rauf Ebeid,
Mostafa Saad, Mohamed Mostafa Mussa, Mahmud Saad Diab und Amr Schnin;

9.  fordert die staatlichen Stellen Agyptens auf, Diskriminierungen ein Ende zu setzen und fiir die effektive Gleichheit
aller Agypter vor dem Gesetz und in der Praxis zu sorgen, unabhingig von ihrem Glauben oder ihrer Weltanschauung, wie
dies in der Verfassung vorgesehen ist; weist auf die seit langem bestehende Diskriminierung von Minderheiten wie der
Kopten und der Angehorigen des Bahaitum hin; fordert Agypten auf, seine Blasphemiegesetze zu iiberarbeiten, damit die
Gewissensfreiheit und die Rechte religioser Minderheiten geschiitzt werden;

10.  fordert Agypten nachdriicklich auf, grundlegende internationale Standards fiir die Vereinigungsfreiheit einzuhalten
und sein repressives Gesetz 149/2019 wiber nichtstaatliche Organisationen aufzuheben, durch das alle Aktivititen der
Kontrolle der Regierung unterstellt werden; teilt die von Menschenrechtsexperten der Vereinten Nationen zum Ausdruck
gebrachten Bedenken hinsichtlich des Arsenals Agyptens an rechtlichen Instrumenten, mit dem die Vereinigungs- und
Meinungsfreiheit, die Pressefreiheit und das Recht, sich friedlich zu versammeln, unter dem Vorwand der Terrorismus-
bekdmpfung beschrinkt werden kénnen; fordert Agypten auf, auch das Gesetz zur Bekidmpfung von Cyber- und
Informationstechnologiedelikten von 2018, das Gesetz iiber terroristische Vereinigungen von 2015 und das Gesetz tiber
offentliche Versammlungen und friedliche Demonstrationen von 2013 zu dndern oder aufzuheben; fordert die staatlichen
Stellen Agyptens erneut auf, die Rechtssache 173/2011, die als , Auslandsfinanzierungsfall* bekannt ist, zu schlieSen und
alle Reiseverbote gegen 31 Mitarbeiter nichtstaatlicher Menschenrechtsorganisationen sowie das Einfrieren ihrer
Vermogenswerte aufzuheben;

11.  fordert das Parlament Agyptens auf, die Verabschiedung eines umfassenden Gesetzes iiber Gewalt gegen Frauen,
insbesondere Ehrenmorde, zu beschleunigen; fordert die staatlichen Stellen Agyptens auf, ihre Ablehnung der
Genitalverstimmelung von Frauen und Mddchen zu bekriftigen und diejenigen, die sie weiterhin praktizieren, wirksam
strafrechtlich zu verfolgen; empfiehlt den staatlichen Stellen Agyptens, ihre Zusammenarbeit mit der EU zu verstirken, um
neue Wege zum weitergehenden Schutz von Frauen vor sexuellem Missbrauch und geschlechtsspezifischer Gewalt zu
finden; verurteilt Totungsdelikte aus Griinden des Geschlechts aufs Schirfste;

12, fordert die staatlichen Stellen Agyptens auf, die Festnahmen wegen einvernehmlicher sexueller Beziehungen
zwischen Erwachsenen, einschlieflich gleichgeschlechtlicher Beziehungen oder Beziehungen auf der Grundlage des
Ausdrucks der Geschlechtlichkeit, und deren strafrechtliche Verfolgung einzustellen und LGBTIQ+-Personen, die weiterhin
willkiirlich, oft unter unmenschlichen Bedingungen, inhaftiert sind, umgehend freizulassen;

13.  begriit die jiingsten rechtlichen Anderungen, die Agypten in Bezug auf Kinderarbeit und Kinderheirat
vorgenommen hat; fordert die staatlichen Stellen Agyptens jedoch auf, die Umsetzung des Gesetzes iiber Kinderheirat
weiter zu stirken und das Schulsystem und die staatlichen Kinderschutzdienste zu stirken, damit Kindesmissbrauch Einhalt
geboten bzw. geahndet wird und Kinder besser davor geschiitzt werden;

14.  fordert Agypten nachdriicklich auf, die Todesstrafe abzuschaffen und ein sofortiges Moratorium fiir ihre Anwendung
auszusprechen; bedauert, dass Agypten in den letzten zehn Jahren zu einem der brutalsten Linder der Welt geworden ist,
was die Vollstreckung der Todesstrafe angeht, und sogar Minderjahrige hingerichtet hat;

15.  fordert alle EU-Mitgliedstaaten und die EU-Delegation erneut auf, an den Gerichtsverfahren gegen dgyptische und
auslindische Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und Gewerkschaftler teilzunehmen und sie in der Haft zu besuchen;
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16.  fordert die EU-Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, sich im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen fur einen
Uberwachungs- und Berichterstattungsmechanismus fiir schwere Menschenrechtsverletzungen in Agypten einzusetzen;
weist darauf hin, dass die EU Menschenrechtsbelange in ihren gesamten Austausch mit dgyptischen Beamten auf hoher
Ebene, einschlieRlich des Assoziationsrates EU-Agypten, durchgingig beriicksichtigen sollte; fordert die Kommission und
den Europdischen Auswirtigen Dienst auf, den Zusammenhang zwischen demokratischer Entwicklung und Wachstum
hervorzuheben; fordert die Vereinten Nationen auf, bei kiinftigen COP-Sitzungen und dhnlichen Konferenzen der Vereinten
Nationen Kriterien fiir die Ausrichtungslinder in Bezug auf den Zugang der Zivilgesellschaft und das Recht auf freie
Meinungsduferung festzulegen;

17.  bekriftigt seine Forderung nach einer eingehenden und umfassenden Uberpriifung der Beziehungen der EU zu
Agypten angesichts der sehr begrenzten Fortschritte bei der Menschenrechtsbilanz Agyptens und des harten Vorgehens
gegen abweichende Meinungen, obwohl die europdischen Partner weiterhin Unterstiitzung leisten; fordert den
Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik nachdriicklich auf,
einen eindeutigen offentlichen Standpunkt zu der Notwendigkeit einzunehmen, dass Agypten politische Hftlinge freildsst,
eindeutige Fortschritte im Bereich Menschenrechte erzielt, Folter einstellt und dagegen ermittelt und seinen massiven
Riickgriff auf missbrauchliche Untersuchungshaft und Reiseverbote, um gegen tatsichliche oder vermeintliche abweichende
Meinungen vorzugehen, einstellt; fordert die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die Verhdngung gezielter Sanktionen gegen
diejenigen in Erwigung zu ziehen, die fiir die brutalen Repressionen in dem Land am meisten verantwortlich sind; fordert
mehr Transparenz bei allen Formen von finanzieller Unterstiitzung oder Ausbildungsmafnahmen, die Agypten von der EU,
der Europdischen Bank fiir Wiederautbau und Entwicklung und der Europiischen Investitionsbank bereitgestellt werden;

18.  fordert alle EU-Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, sich uneingeschrinkt an die Schlussfolgerungen des Rates vom
21. August 2013 zu halten, in denen die Aussetzung von Ausfuhrgenehmigungen fiir jegliche Ausriistung angekiindigt
wird, die fiir interne Unterdriickungsmafnahmen verwendet wird, einschlieRlich Uberwachungstechnologie zum
Aufspiiren Andersdenkender;

19.  beauftragt seine Prasidentin, diese EntschlieSung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten
sowie der Regierung der Arabischen Republik Agypten zu tibermitteln.
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P9 TA(2022)0427
Die Menschenrechtslage im Zusammenhang mit der FIFA-Weltmeisterschaft in Katar

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zur Menschenrechtslage im Zusammenhang
mit der FIFA-Weltmeisterschaft in Katar (2022/2948(RSP))

(2023/C 167/16)
Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 20. Juni 2022 zu einer strategischen Partnerschaft mit der
Golfregion,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung des Hohen Vertreters der Union fiir AufSen- und Sicherheitspolitik und der
Kommission vom 18. Mai 2022 mit dem Titel ,Eine strategische Partnerschaft mit der Golfregion“ (JOIN(2022)0013),

— unter Hinweis auf den 4. Menschenrechtsdialog zwischen der EU und Katar, der am 12. September 2022 in Briissel
stattfand,

— unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen zwischen der EU und Katar vom 7. Marz 2018,

— unter Hinweis auf die Internationale Konvention der Vereinten Nationen iiber den Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehérigen vom 18. Dezember 1990,

— unter Hinweis auf die Erklarung der Internationalen Foderation des VerbandsfuSballs (FIFA) vom 2. Dezember 2010 zur
Auswahl Katars als Ausrichter der Fuflballweltmeisterschaft 2022,

— unter Hinweis auf die von der katarischen Regierung im Jahr 2020 verabschiedeten Gesetze Nr. 17, 18 und 19 iiber die
Freiziigigkeit und iiber einen Mindestlohn fiir Arbeitsmigranten,

— unter Hinweis auf den Bericht von Human Rights Watch vom 24. Oktober 2022 mit dem Titel ,Qatar: Security Forces
Arrest, Abuse LGBT People” (,Katar: Festnahme und Misshandlung von LGBT-Personen durch die Sicherheitskrifte),

— unter Hinweis auf Artikel 285 des Strafgesetzbuchs von Katar und das Gesetz Nr. 17 von 2002 iiber den Schutz der
Gemeinschaft,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe von 1984,

— unter Hinweis auf die EU-Leitlinien zur Todesstrafe,

— unter Hinweis auf den Fortschrittsbericht iiber das Programm fiir technische Zusammenarbeit zwischen der Regierung
Katars und der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) vom 31. Oktober 2022,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte, der am 21. Mai 2018 von Katar
ratifiziert wurde,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Katar und insbesondere auf die vom 21. November 2013 mit dem
Titel ,Katar und die Lage der Wanderarbeitnehmer (!),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

() ABL C 436 vom 24.11.2016, S. 42.
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A. in der Erwidgung, dass Katar das erste Land in der Region ist, in dem die FIFA-Weltmeisterschaft stattfindet; in der
Erwigung, dass die FIFA im Jahr 2010 die Weltmeisterschaft an Katar vergeben hat, ohne die Menschenrechts- oder
Umweltlage sorgfiltig zu priifen oder Bedingungen fiir den Schutz von Arbeitsmigranten festzulegen; in der Erwdgung,
dass Katars erfolgreiche Bewerbung fiir die FIFA-Weltmeisterschaft von glaubwiirdigen Vorwiirfen der Bestechung und
Korruption begleitet war, die zu gerichtlichen Untersuchungen fiihrte;

B. in der Erwigung, dass in Katar nach Schitzungen mehr als zwei Millionen ausldndische Staatsangehorige leben, die fast
94 % der Arbeitskrifte des Landes ausmachen; in der Erwdgung, dass Arbeitsmigranten hauptsichlich auf dem Bau, im
Dienstleistungsgewerbe und als Hausangestellte beschiftigt sind; in der Erwédgung, dass Berichten zufolge die
Arbeitnehmerrechte in diesen Bereichen verletzt wurden; in der Erwdgung, dass Katar somit weltweit den hochsten
Anteil an Wanderarbeitnehmern an der Gesamtbevélkerung gegeniiber der einheimischen Bevolkerung aufweist;

C. in der Erwdgung, dass viele Arbeitnehmer, um in Katar zu arbeiten, von Einstellungsunternehmen in Schulden getrieben
wurden, die ihnen rechtswidrig Gebiihren in Rechnung stellten, und dass viele von ihnen Lohndiebstahl erlitten haben
und bei extremer Hitze zermiirbenden Arbeitsbedingungen und damit dem Risiko von Krankheit, Verletzung und Tod
ausgesetzt waren;

D. in der Erwidgung, dass Berichten zufolge Tausende von Arbeitsmigranten bei Bauarbeiten im Zusammenhang mit der
Weltmeisterschaft in Katar ums Leben kamen und viele weitere verletzt wurden;

E. in der Erwidgung, dass sich nach Angaben der IAO einige europiische Unternchmen geweigert haben, sich an den
Gemeinsamen Ausschiissen zu beteiligen, deren Ziel darin besteht, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter
zusammenzubringen, um Konflikte am Arbeitsplatz zu erortern, zu verhiiten und zu losen;

F. in der Erwdgung, dass vor den in Katar eingeleiteten Reformen der Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) 2014 bei
der IAO Beschwerde gegen Katar wegen Nichteinhaltung des Ubereinkommens iiber Zwangsarbeit von 1930 und des
Ubereinkommens iiber die Arbeitsaufsicht von 1947 eingereicht hatte; in der Erwigung, dass dem IGB zufolge die
Gesetze in Katar gedndert wurden und das Land bei der Umsetzung dieser Anderungen weiter voranschreitet;

G. in der Erwigung, dass Katar das erste Land im Golf-Kooperationsrat ist, das ein stindiges Biiro der IAO eroffnet hat; in
der Erwagung, dass Katar eine Reihe von Partnerschaften mit der IAO, Organisationen der Vereinten Nationen und
EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet hat, darunter Absichtserkldrungen mit Schweden im Januar 2020 und mit Frankreich
im Mirz 2022, um die Arbeitnehmerrechte zu verbessern; in der Erwigung, dass die IAO in den fiinf Jahren vor der
FIFA-Weltmeisterschaft 2022 spiirbare Fortschritte festgestellt hat, insbesondere in den Bereichen der Steuerung der
Arbeitsmigration, bei der Durchsetzung des Arbeitsrechts und dem Zugang zur Justiz sowie der Stirkung der Stimme
der Arbeitnehmer und des sozialen Dialogs; in der Erwagung, dass es nach Angaben der IAO nach wie vor nicht legal ist,
dass Arbeitsmigranten Gewerkschaften beitreten oder griinden;

H. in der Erwidgung, dass Arbeitnehmer in Katar zuvor die Erlaubnis ihrer Arbeitgeber benotigen, ihren Arbeitsplatz zu
wechseln oder das Land zu verlassen; in der Erwigung, dass diese Anforderungen die problematischsten Merkmale des
Kafala-Systems darstellten, da sie die Arbeitnehmer tibermifig von ihren Arbeitgebern abhidngig machten und dadurch
Moglichkeiten fir Ausbeutung und Zwangsarbeit schufen; in der Erwdgung, dass das Arbeitsministerium infolge dieser
Anderungen in den beiden Jahren seit der Einfithrung dieser Reformen rund 420 000 Antrige von Arbeitsmigranten auf
einen Arbeitsplatzwechsel genehmigt hat; in der Erwidgung, dass viele Arbeitnehmer jedoch nach wie vor mit
Hindernissen konfrontiert sind, wenn es darum geht, ihren Arbeitsplatz zu verlassen und einen neuen zu finden, z. B. in
Form von Vergeltungsmaffnahmen ihrer Arbeitgeber;

I. in der Erwigung, dass Katar im Mirz 2021 als erstes Land in der Golfregion einen diskriminierungsfreien Mindestlohn
eingefithrt hat, der fiir alle Arbeitnehmer aller Nationalititen in allen Bereichen, einschlieflich der Arbeit als
Hausangestellte, gilt; in der Erwdgung, dass nach Angaben der IAO seit der Einfithrung der neuen Rechtsvorschriften fiir
insgesamt 13 % der Beschiftigten — 280 000 Menschen — die Lohne auf die neue Mindestschwelle angehoben wurden;

J. in der Erwidgung, dass die neuen Rechtsvorschriften den Arbeitnehmern in Katar einen besseren Schutz vor Hitzestress
bieten;

K. in der Erwidgung, dass Katar Schritte unternommen hat, um den Zugang der Arbeitnehmer zur Justiz zu verbessern,
indem es eine neue Online-Plattform eingerichtet hat, iiber die Arbeitnehmer Beschwerden einreichen konnen, und
indem es neue Arbeitsgerichte zur Beilegung von Streitigkeiten geschaffen hat;

L. in der Erwidgung, dass Berichten zufolge jedoch einige der diskriminierenden Praktiken im Zusammenhang mit
ausldndischen Arbeitnehmern in Katar und anderen Lindern des Golf-Kooperationsrates weiterhin andauern, etwa
willkiirliche Lohnkiirzungen, die Nichtzahlung von Lohnen und die Einbehaltung von Reisedokumenten;
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M. in der Erwidgung, dass in Artikel 285 des Strafgesetzbuchs von Katar aufSerehelicher Geschlechtsverkehr, einschlieflich
in gleichgeschlechtlichen Beziehungen, mit bis zu sieben Jahren Haft bestraft wird; in der Erwédgung, dass Berichten
zufolge willkiirliche Festnahmen von LGBTQ+-Personen auf das Gesetz Nr. 17 von 2002 iiber den Schutz der
Gemeinschaft gestiitzt wurden, das laut Human Rights Watch eine Untersuchungshaft ohne Anklage oder
Gerichtsverfahren fiir bis zu sechs Monate zuldsst, wenn ,triftige Griinde firr die Annahme bestehen, dass der
Angeklagte moglicherweise ein Verbrechen begangen hat®, einschlieflich der ,Verletzung der offentlichen Sittlichkeit*,
was haufig zu Misshandlungen von LGBTQ+-Personen fithrt; in der Erwidgung, dass ein Botschafter der
FIFA-Weltmeisterschaft in Katar eine offentlich homophobe Erklirung verbreitet hat; in der Erwdgung, dass sieben
Fulballverbinde, darunter auch europiische Verbinde, beschlossen haben, dass ihre Spieler die regenbogenfarbene
,One-Love“-Armbinde tragen diirfen; in der Erwigung, dass die FIFA jedoch entschieden hat, dass Spieler wegen des
Tragens dieser Armbande eine gelbe Karte erhalten oder vom Spiel ausgeschlossen werden konnen, da es sich dabei um
eine vermeintlich politische Aussage handelt;

N. in der Erwigung, dass die FIFA im Jahr 2016 die Leitprinzipien der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und
Menschenrechte unterzeichnet hat, aufgrund derer die FIFA Verstofle gegen die Menschenrechte zu unterlassen und die
negativen Auswirkungen ihrer Titigkeiten auf die Menschenrechte zu beheben hat;

O. in der Erwagung, dass die EU in einer Zeit der Unsicherheit und erheblicher Herausforderungen fiir die regelbasierte
internationale Ordnung sowohl in Europa als auch in der Golfregion und angesichts der Folgen der russischen
Aggression gegen die Ukraine und der COVID-19-Pandemie sowie der dringenden Notwendigkeit des griinen und
digitalen Wandels von einer stirkeren und strategischeren Partnerschaft mit dem Golf-Kooperationsrat (GCC) und
seinen Mitgliedstaaten, einschliefSlich Katar, nur profitieren kann; in der Erwidgung, dass 2021 die diplomatischen
Beziehungen zwischen Katar und Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain und Agypten
wiederhergestellt wurden;

P. in der Erwigung, dass die 2018 unterzeichnete Kooperationsvereinbarung zwischen der EU und Katar einen Rahmen
fiir politische und sektorspezifische Konsultationen in Bereichen von beiderseitigem Interesse bietet; in der Erwédgung,
dass Katar ein wichtiger Partner der EU ist und die Beziehungen der beiden Partner eine Vielzahl wichtiger Bereiche
abdecken; in der Erwidgung, dass Katar bei der Durchfihrung der Strategie fuir eine sichere europiische
Energieversorgung eine Schliisselrolle zukommt; in der Erwigung, dass sich die Zusammenarbeit zwischen der EU
und Katar erheblich vertieft hat, was zur Einrichtung einer EU-Delegation in Doha im Jahr 2022 gefiihrt hat; in der
Erwigung, dass Katar im Februar 2022 Mitverfasser einer Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen
war, in der Russland aufgefordert wurde, sich aus der Ukraine zuriickzuziehen, und fiir Resolutionen gestimmt hat, in
denen Russlands Einmarsch in die Ukraine verurteilt wird;

Q. in der Erwigung, dass am 12. September 2022 der vierte Menschenrechtsdialog zwischen der EU und Katar stattfand; in
der Erwdgung, dass der Menschenrechtsdialog ein entscheidender Moment des Engagements fiir die Forderung der
Menschenrechte ist;

1. bedauert den Tod Tausender Arbeitsmigranten und die Verletzungen, die Arbeiter bei der Vorbereitung der
Weltmeisterschaft erlitten haben; spricht den Familien dieser Arbeiter sein Beileid aus und fordert Rechenschaft;

2. fordert Katar nachdriicklich auf, seine neuen Rechtsvorschriften zum Schutz der Arbeitnehmerrechte vollstindig
umzusetzen und die verbleibenden Elemente des auf Biirgschaften beruhenden Kafala-Systems, wie Strafen fir
untergetauchte Arbeitnehmer, zu beseitigen;

3. betont, dass sich die EU verpflichtet hat, die Menschenrechte in ihren Beziehungen zu Katar zu férdern, auch in Bezug
auf die im Zusammenhang mit der FIFA-Weltmeisterschaft aufgeworfenen Fragen; ist besorgt iiber Berichte, wonach
Hunderttausende Arbeitsmigranten in Katar immer noch diskriminierenden Gesetzen und Praktiken unterliegen; bedauert
den Mangel an Transparenz und das offensichtliche Fehlen einer verantwortungsvollen Risikobewertung bei der Vergabe der
FIFA-Weltmeisterschaft an Katar im Jahr 2010; bekriftigt seine langjahrige Auffassung, dass in der FIFA ungeziigelte,
systemische und tief verwurzelte Korruption herrscht, und ist weiterhin der Ansicht, dass die Organisation das Image und
die Integritit des WeltfuRlballs — trotz Reformversuchen, wie der Einfihrung von Menschenrechtsanforderungen —
ernsthaft beschidigt hat;

4. fordert Behorden, Sportverbande und Sportorganisationen nachdriicklich auf, bei der Vergabe des Gastgeberstatus fiir
grofle Sportveranstaltungen sowie bei der Wahl der Sponsoren den universellen Werten wie Menschenrechte, Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit Geltung zu verschaffen; fordert in diesem Zusammenhang eindeutige Kriterien und eine Charta mit
unverbriichlichen Werten; fordert, dass besonderes Augenmerk nicht nur auf die Vergabe solch groffer Sportveran-
staltungen, sondern auch auf den Schutz der Arbeitnehmerrechte, der Gleichstellung und der Diskriminierungsfreiheit
sowie auf die Durchfihrung unabhingiger und glaubwiirdiger Umweltvertraglichkeitspriifungen gerichtet wird;
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5. fordert die EU-Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen mit grofen nationalen Fufballligen, wie Deutschland,
Frankreich, Italien und Spanien, auf, Druck auf die UEFA und die FIFA auszuiiben, damit letztere sich fiir eine grundlegende
Reformen einsetzt, einschlieflich der Einfithrung demokratischer und transparenter Verfahren bei der Vergabe von
Fufballweltmeisterschaften und der strikten Anwendung von Menschenrechts- und Nachhaltigkeitskriterien auf
Gastgeberliander; fordert dringend, dass Verletzungen der Grundrechte und der Menschenrechte, insbesondere
offensichtliche systematische geschlechtsspezifische Gewalt, als verbindliches Ausschlusskriterium fiir die Vergabe
internationaler Sportveranstaltungen festgelegt werden, damit Sportler und Fans geschiitzt werden und dem ,Sportswas-
hing* ein Ende gesetzt wird; fordert, dass die Ermittlungen und Strafverfolgungsmaffnahmen im Zusammenhang mit der
korruptionsbehafteten Vergabe von Weltmeisterschaften fortgesetzt werden; fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, den Zugang
zu archivierten Informationen tiber die Vergabe der Weltmeisterschaft 2022 zu gewdahren;

6. nimmt den wichtigen Beitrag von Arbeitsmigranten zur Wirtschaft Katars und zur FIFA-Weltmeisterschaft 2022 zur
Kenntnis; fordert die katarischen Staatsorgane nachdriicklich auf, eine umfassende Untersuchung des Todes der
Arbeitsmigranten durchzufiithren, den Tod von Arbeitsmigranten zu bescheinigen und Familien zu entschidigen, wenn
Arbeitnehmer aufgrund ihrer Arbeitsbedingungen gestorben sind; unterstiitzt die Bemithungen Katars zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und der Achtung der Arbeitsnehmerrechte in dem Land, die die internationale Gemeinschaft zur
Sprache gebracht hat; fordert die vollstindige Umsetzung der verabschiedeten Reformen; begriifSt die Zusammenarbeit
Katars mit der IAO; fordert Katar auf, in Bezug auf Reformen weiterhin mit der IAO zusammenzuarbeiten; betont, dass die
soziale Verantwortung von Unternehmen, auch von europdischen Unternehmen, erfordert, dass die Arbeitnehmerrechte
geachtet werden und die gleichen Normen in Bezug auf die Sorgfaltspflicht gelten, die auch in der EU vorgeschrieben sind;

7. erkennt jedoch an, dass die IAO und der IGB die in Katar durchgefithrten Reformen als beispielhaft fiir die Golfregion
erachten;

8.  betont, dass Opfer von Menschenrechtsverletzungen rechtliche Moglichkeiten haben, um ihre Rechte geltend zu
machen und Unternehmen mit Sitz in der EU gemidf den in einigen Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften iiber die
Sorgfaltspflicht zur Rechenschaft zu ziehen; nimmt die laufenden Arbeiten auf EU-Ebene an der Richtlinie iiber die
Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit zur Kenntnis, mit denen diese rechtlichen
Moglichkeiten weiter ausgebaut werden sollen; ist der Ansicht, dass die betreffenden Unternehmen ihren Verpflichtungen
aus der Richtlinie 2014/95/EU (%) und den Verpflichtungen, die sich aus den international anerkannten Menschenrechts-
ibereinkommen ergeben, nicht in vollem Umfang nachgekommen sind;

9. verurteilt aufs Scharfste die Beteiligung europaischer Unternehmen an Verletzungen der Rechte von Arbeitsmigranten
insbesondere im Bau- und Finanzsektor im Zuge der Vorbereitungen fiir die FIFA-Weltmeisterschaft 2022, gleich ob die
Unternehmen diese Verletzungen verursacht, zu ihnen beigetragen oder von ihnen profitiert haben;

10.  begriiflt, dass die katarische Regierung nach Angaben der IAO den Opfern von Lohnmissbrauch tiber den Fonds fiir
die Unterstiitzung und Versicherung von Arbeitnehmern 320 Mio. USD erstattet hat; bedauert jedoch, dass der Fonds erst
2018 aktiviert wurde, was dazu gefiihrt hat, dass Millionen von Arbeitnehmern und ihre Familien von seiner Anwendung
ausgeschlossen bleiben; fordert Katar nachdriicklich auf, eine griindliche Uberpriifung seiner Datenerhebungs- und
Untersuchungsnormen in Fillen von arbeitsbedingten Verletzungen oder Todesfillen vorzunehmen; fordert, dass der Fonds
ausgeweitet wird, damit alle Opfer seit Beginn der Arbeiten im Zusammenhang mit der FIFA-Weltmeisterschaft 2022
einbezogen werden, einschliefSlich aller Todesfille und anderer Verstofle gegen die Menschenrechte von Arbeitern im
Zusammenhang mit den Vorbereitungen auf die Weltmeisterschaft, etwa Lohndiebstahl, Verletzungen sowie alle nicht
ermittelten und nicht entschadigten Todesfille; fordert die FIFA auf, als Entschddigung fiir die erlittenen Arbeitsbedingungen
einen Beitrag zu einem umfassenden Kompensationsprogramm fiir die Familien der Arbeiter zu leisten;

11.  begriifft die Reformen, die die katarischen Staatsorgane in Abstimmung mit der IAO eingeleitet haben, um die
Steuerung der Arbeitsmigration anzugehen, das Arbeitsrecht durchzusetzen, den Zugang zur Justiz zu ermoglichen und die
Stimme der Arbeitnehmer und den sozialen Dialog zu stirken; stellt fest, dass diese Anderungen bereits die Arbeits- und
Lebensbedingungen von Hunderttausenden von Arbeitnehmern verbessert haben; bedauert jedoch, dass viele Arbeitskrafte
noch immer nicht von diesen Reformen profitieren, da sie mit Hindernissen beim Zugang zu diesen Verbesserungen und
Vergeltungsmafinahmen vonseiten ihrer Arbeitgeber konfrontiert sind; nimmt mit Besorgnis die dokumentierten und
wiederholten Vorwiirfe zur Kenntnis, wonach Arbeitsmigranten, die als Hausangestellte arbeiten, missbraucht und
ausgebeutet werden;

12, fordert Katar auf, simtliche Rechtsvorschriften abzuschaffen, die es Unternehmen ermoglichen, von auslindischen
Arbeitskriften Anwerbungsgebiihren zu erheben;

Q) Richtlinie 2014/95/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 zur Anderung der
Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Angabe nichtfinanzieller und die Diversitit betreffender Informationen durch
bestimmte grofSe Unternechmen und Gruppen (ABL. L 330 vom 15.11.2014, S. 1).
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13.  begriift die neuen Rechtsvorschriften Katars gegen Hitze auf Baustellen; fordert alle Linder des Golf-Koopera-
tionsrates auf, dhnliche Rechtsvorschriften zu erlassen und uneingeschrankt anzuwenden;

14.  fordert Katar erneut auf, die Internationale Konvention der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen zu ratifizieren;

15.  fordert Katar nachdriicklich auf, in Zusammenarbeit mit der IAO dafir zu sorgen, dass die Reformen des
Kafala-Sysytems zur Arbeitskraftemobilitit allen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zugutekommt, den Zugang zur Justiz
und die Einforderung filliger Lohne zu straffen und das Gesetz iiber die Rechte von Hausangestellten vollstindig
umzusetzen; begriifit in diesem Zusammenhang, dass iiber 420 000 Arbeitnehmer in Katar ihren Arbeitsplatz gewechselt
haben und mehr als 300 000 von der Einfithrung des Mindestlohns profitieren;

16.  weist darauf hin, dass allen Arbeitnehmern, also auch Arbeitsmigranten, das Recht auf Vereinigungsfreiheit und auf
Selbstorganisation gewihrt werden sollte; fordert die katarische Regierung auf, dafiir Sorge zu tragen, dass Arbeitnehmer
das Recht haben, sich frei und ohne Vergeltungsmafnahmen zu vereinigen und einen sicheren und gesicherten Zugang zur
Justiz zu erhalten, auch durch den Beitritt zu und die Bildung von nationalen Gewerkschaften;

17.  begriift die anhaltende Zusammenarbeit der EU mit Katar im Bereich der Menschenrechte, unter anderem im
Rahmen des Menschenrechtsdialogs zwischen der EU und Katar, der vertieft werden sollte, und durch die Stirkung des
institutionellen Rahmens fiir die Zusammenarbeit zwischen der EU und Katar; betont, dass der Nationale Menschen-
rechtsausschuss Katars regelmifige Gesprache mit den EU-Organen eingerichtet hat und dass Katar den EU-Sonderbe-
auftragten fiir Menschenrechte eingeladen hat, das Land zu besuchen; betont, dass die Rechte von Arbeitsmigranten,
Arbeitsmarktreformen, Frauenrechte und das Recht auf freie Meinungsiuferung wiederkehrende Themen sind;

18.  fordert die Mitgliedstaaten und die EU-Delegation in Katar auf, die Sozialreformen Katars genau zu iiberwachen und
dabei besonderes Augenmerk auf die konkrete Anwendung der Rechtsvorschriften des Landes, auch durch europdische
Unternehmen in Katar, zu richten, und fordert den Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir
Auflen- und Sicherheitspolitik auf, das Parlament regelmifig iiber die Fortschritte bei diesen Reformen zu unterrichten;
begriifét in diesem Zusammenhang, dass der katarische Arbeitsminister Ali Bin Samich al-Marri in Bezug auf die laufenden
Reformen und die SchlieRung verbleibender Licken mit dem Unterausschuss Menschenrechte des Parlaments
zusammenarbeitet, und nimmt seine Zusage zur Kenntnis, dass alle Arbeitnehmer bzw. ihre Familien, die nicht das
erhalten haben, was ihnen zusteht, entschadigt werden;

19.  fordert die katarischen Staatsorgane auf, ihre Bemithungen fortzusetzen, um daftir Sorge zu tragen, dass der
Nationale Menschenrechtsausschuss die Grundsitze des Status der nationalen Institutionen fiir die Forderung und den
Schutz der Menschenrechte uneingeschrinkt achtet und dass der Ausschuss in der Lage ist, sein Mandat umfassend,
wirksam und unabhingig auszuiiben, unter anderem durch die Forderung des Pluralismus und der Vielfalt seiner Mitglieder
und Bediensteten;

20.  fordert die katarischen Staatsorgane auf, die bestehenden Rechtsvorschriften, die Folter und Misshandlung verbieten,
uneingeschrankt durchzusetzen;

21.  erinnert an sein Engagement fiir die weltweite Abschaffung der Todesstrafe und fordert die katarischen Staatsorgane
auf, in dieser Angelegenheit ein Moratorium zu beschliefSen;

22, fordert die katarischen Staatsorgane nachdriicklich auf, die Malnahmen zur Gewihrleistung der Gleichstellung der
Geschlechter zu verstirken, unter anderem, indem die Uberreste der Vormundschaft von Frauen abgeschafft werden, und
gleichzeitig ihre Bemithungen um eine gleichberechtigte Vertretung von Frauen auf dem formellen Arbeitsmarkt, in der
Offentlichkeit und in der Politik, auch in der Schura und den Exekutivorganen, insbesondere in Entscheidungspositionen, zu
verstarken und Frauen und Manner als Familienvorstinde gleich zu behandeln; fordert die katarischen Staatsorgane auf, das
Staatsangehorigkeitsgesetz zu dndern, um dafiir zu sorgen, dass katarische Frauen und Manner gleichermaflen das Recht
haben, ihre Staatsangehorigkeit an ihre Kinder und ihre ausldndischen Ehepartner weiterzugeben; fordert Katar auf, dafiir zu
sorgen, dass Daten iiber Gewalt gegen Frauen erhoben werden, dass alle Fille von Gewalt gegen Frauen, einschlieflich
hduslicher Gewalt, griindlich untersucht werden und dass die Téter strafrechtlich verfolgt und, falls sie verurteilt werden, mit
angemessenen Sanktionen belegt werden/angemessene Strafen erhalten?;

23, stellt fest, dass weltweit ein Trend zur Entkriminalisierung einvernehmlicher gleichgeschlechtlicher Beziehungen zu
verzeichnen ist; fordert Katar auf, Artikel 285 seines Strafgesetzbuchs und alle anderen damit zusammenhingenden
Rechtsvorschriften, mit denen einvernehmliche gleichgeschlechtliche sexuelle Beziehungen unter Strafe gestellt werden,
aufzuheben und Rechtsvorschriften gegen Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und der Geschlechts-
identitit oder des Ausdrucks der Geschlechtszugehérigkeit einzufithren; bedauert die Berichte iiber Ubergriffe auf die
LGBTQ+-Gemeinschaft durch die Krafte der Abteilung fur praventive Sicherheit Katars und deren Riickgriff auf das Gesetz
Nr. 17 von 2002 iiber den Schutz des Gemeinwesen, das eine bis zu sechsmonatige Untersuchungshaft ohne Anklage oder
Gerichtsverfahren erlaubt; ist in diesem Zusammenhang entsetzt iiber die Entscheidung der FIFA in Bezug auf die
One-Love-Binden;
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24.  fordert die katarischen Staatsorgane auf, die Achtung der Menschenrechte aller Besucher der Weltmeisterschaft
2022, einschlieflich der internationalen Géste und der im Land lebenden Menschen, auch im Hinblick auf ihre Religions-
und Weltanschauungsfreiheit, zu gewahrleisten;

25.  nimmt zur Kenntnis und begriifSt, dass Katar angesichts des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine seine tiefe
Besorgnis zum Ausdruck gebracht hat; begriifft die wichtigen Beschliisse Katars, im Gegensatz zu mehreren anderen
Mitgliedern des Golf-Kooperationsrates fiir alle einschldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen zu diesem Thema zu
stimmen;

26.  begriifft die Zusammenarbeit und den Dialog zwischen der EU und Katar sowie mit anderen Golfstaaten, die fur die
Verwirklichung der wichtigsten Ziele der EU von wesentlicher Bedeutung sind, insbesondere Frieden und Wohlstand in der
Golfregion und im Nahen und Mittleren Osten, ein starker Wirtschaftsaufschwung, eine nachhaltige, erschwingliche und
sichere Energieversorgung, eine enge Zusammenarbeit beim okologischen Wandel und eine entschlossene Reaktion auf den
weltweiten Bedarf an humanitarer Hilfe und Entwicklungshilfe; begriifSt in diesem Zusammenhang die Normalisierung der
Beziehungen zwischen Katar und seinen Nachbarn; wiirdigt die Rolle Katars bei der Unterstiitzung der Evakuierung von
Zehntausenden Menschen aus Afghanistan nach der gewaltsamen Machtiibernahme durch die Taliban im September 2021;

27.  beauftragt seine Prasidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten,
der Regierung und dem Parlament des Staates Katar, der Internationalen Foderation des Verbandsfuf$balls, der Vereinigung
Europidischer Fuballverbinde, der Internationalen Arbeitsorganisation und dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen
fiir Menschenrechte zu tibermitteln.
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EMPFEHLUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 TA(2022)0406
Neue Strategie der EU fiir die Erweiterung

Empfehlung des Europidischen Parlaments vom 23. November 2022 an den Rat, die Kommission und den
Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik zu der neuen
Strategie der EU fiir die Erweiterung (2022/2064(INI))

(2023/C 167/17)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 49 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes bei der Tagung des Europiischen Rates vom 21.-22. Juni
1993 in Kopenhagen, auch bekannt als Kopenhagener Kriterien,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) vom 29. und 30. April 1997 zur
Anwendung der Konditionalitdt mit Blick auf die Ausarbeitung einer kohdrenten EU-Strategie fiir die Beziechungen zu
den Landern im westlichen Balkan,

— unter Hinweis auf die am 21. Juni 2003 auf dem Gipfeltreffen EU-Westbalkan von Thessaloniki angenommene
Erkliarung zu den Aussichten der Lander des westlichen Balkans auf einen Beitritt zur EU,

— unter Hinweis auf den Berlin-Prozess, der am 28. August 2014 auf den Weg gebracht wurde,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu diesem Thema, insbesondere die EntschlieSung vom 24. Oktober
2019 zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien (), seine Empfehlung vom 19. Juni
2020 an den Rat, die Kommission und den Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir
Auflen- und Sicherheitspolitik zum Westbalkan im Anschluss an das Gipfeltreffen 2020 (%) und seine Entschliefungen
zu den Berichten der Kommission tiber die Bewerberldnder von 2021 und seine Entschliefung vom 23. Juni 2022 zu
dem Status der Ukraine, der Republik Moldau und Georgiens als Bewerberldnder (%),

— unter Hinweis auf die Globale Strategie der EU von 2016, der zufolge eine glaubwiirdige Erweiterungspolitik eine
strategische Investition in die Sicherheit und den Wohlstand Europas darstellt und bereits in hohem Mafle zum Frieden
in ehemaligen Kriegsgebieten beigetragen hat,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 6. Februar 2018 mit dem Titel ,Eine glaubwiirdige
Erweiterungsperspektive fiir und ein verstirktes Engagement der EU gegeniiber dem westlichen Balkan®
(COM(2018)0065),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Februar 2020 mit dem Titel , Stirkung des Beitrittsprozesses —
Eine glaubwiirdige EU-Perspektive fir den westlichen Balkan“ (COM(2020)0057),

— unter Hinweis auf die in Sofia bzw. Zagreb am 17. Mai 2018 und 6. Mai 2020 abgehaltenen Gipfeltreffen
EU-Westbalkan und auf die betreffenden Erklarungen,

— unter Hinweis auf die am 6. Oktober 2021 auf dem Gipfeltreffen EU-Westbalkan in Bredo angenommene Erkldrung,

(" ABL C 202 vom 28.5.2021, S. 86.
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— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 24. und 25. Mirz 2022,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der Tagung des Europdischen Rates vom 30. Mai 2022 zu der Ukraine, der
Republik Moldau und Georgien,

— unter Hinweis auf die von der Ukraine, der Republik Moldau und Georgien eingereichten Antrige auf Mitgliedschaft in
der EU sowie die diesbeziiglichen befiirwortenden Stellungnahmen der Kommission und die Schlussfolgerungen des
Europdischen Rates, insbesondere die Stellungnahmen vom 23. und 24. Juni 2022 zu den Themen GrofSeres Europa,
Ukraine, Beitrittsgesuche der Ukraine, der Republik Moldau und Georgiens, Westbalkan, wirtschaftliche Aspekte,
Konferenz zur Zukunft Europas und AufSenbeziehungen, mit denen der Ukraine und der Republik Moldau der Status
eines Bewerberlandes gewahrt wurde, und unter Hinweis auf die Bereitschaft, fiir Georgien ebenso zu verfahren,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 26. Juni 2018, 18. Juni 2019, 25. Mirz 2020 und
14. Dezember 2021 zur Erweiterung sowie zum Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess, die Schlussfolgerungen des
Rates vom 15. Juli 2019 und vom 14. Oktober 2019 zu den rechtswidrigen Bohrungen der Tiirkei im ostlichen
Mittelmeer, die Schlussfolgerungen des Europiischen Rates vom 12. Dezember 2019, vom 1. und 2. Oktober 2020 und
vom 15. und 16. Oktober 2020, die Erklirung der EU-Aufenminister vom 15. Mai 2020 und die wichtigsten
Ergebnisse ihrer Videokonferenz vom 14. August 2020 zur Lage im Ostlichen Mittelmeer sowie das Ergebnis der
informellen Zusammenkunft der EU-Auflenminister in Gymnich vom 27. und 28. August 2020,

— unter Hinweis auf das Assoziierungsabkommen zwischen der Europdischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Ukraine andererseits (%), einschlieflich einer vertieften und umfassenden Freihandelszone, das am 1. September
2017 in Kraft getreten ist, und auf die dazugehorige Assoziierungsagenda,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1529 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. September
2021 zur Schaffung eines Instruments fiir Heranfithrungshilfe (IPA 1II) (°),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 6. Oktober 2020 mit dem Titel ,Ein Wirtschafts- und
Investitionsplan fur den Westbalkan“ (COM(2020)0641),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht 01/2022 des Europaischen Rechnungshofs vom 10. Januar 2022 mit dem Titel
,EU-Unterstiitzung fiir die Rechtsstaatlichkeit in den Staaten des westlichen Balkans: trotz Bemithungen bestehen
weiterhin grundlegende Probleme*,

— unter Hinweis auf den Sonderbericht 09/2021 des Europdischen Rechnungshofs vom 3. Juni 2021 mit dem Titel
,Desinformation und ihre Auswirkungen auf die EU: Problem erkannt, aber nicht gebannt®,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 19. Oktober 2021 mit dem Titel ,Mitteilung 2021 zur
Erweiterungspolitik der EU* (COM(2021)0644),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 13. Juli 2020 mit dem Titel ,Forderung einer werte- und
regelbasierten pan-europdischen Zusammenarbeit und Unterstiitzung einer neuen Dynamik fiir den Europarat®,

— unter Hinweis auf den Strategischen Kompass fiir Sicherheit und Verteidigung, der am 21. Marz 2022 offiziell vom Rat
gebilligt wurde,

— unter Hinweis auf die politische Einigung vom 12. Juni 2022 tber die Grundsitze zur Gewdhrleistung eines
funktionierenden Bosnien und Herzegowinas, das auf dem europiischen Weg vorankommt,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. Februar 2022 zur Umsetzung der Gemeinsamen AufSen- und
Sicherheitspolitik — Jahresbericht 2021 (°),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 9. Juni 2022 zur Forderung nach einem Konvent zur Uberarbeitung der
Vertrige (),
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— unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 8. Juni 2022 an den Rat und den Vizeprasidenten der Kommission und Hohen
Vertreter der Union fiir Aulen- und Sicherheitspolitik zur Aufen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU nach
dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine (%),

— gestiitzt auf Artikel 118 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir auswartige Angelegenheiten (A9-0251/2022),

A. in der Erwigung, dass die Erweiterung das wirksamste auflenpolitische Instrument der EU und einer der erfolgreichsten
Politikbereiche der Union ist und nach wie vor eine strategische, zukunftsorientierte geopolitische Investition in Frieden,
Sicherheit, Stabilitit und Wohlstand auf dem europiischen Kontinent ist; in der Erwigung, dass angesichts der
zunehmenden russischen Bedrohung von Frieden und Stabilitdt in Europa eine verbesserte Erweiterungspolitik nach
wie vor das wirksamste geopolitische Instrument ist, iber das die EU verfiigt;

B. in der Erwidgung, dass die Erweiterung ein fiir alle Seiten vorteilhafter Prozess ist, der sich als sehr wirkungsvolles und
erfolgreiches Instrument fiir die Forderung notwendiger Reformen — sowohl innerhalb der EU als auch in den
Bewerberlindern — bewahrt hat, und zur Férderung des demokratischen Wandels beitrgt; in der Erwagung, dass seine
Wirksamkeit im Laufe der Jahre aufgrund des Versiumnisses der EU, ihren eigenen Versprechen nachzukommen,
erheblich geschwicht wurde;

C. in der Erwigung, dass die Erweiterungspolitik nicht als rein politischer, administrativer oder technokratischer Prozess
betrachtet werden sollte, sondern dynamischer und starker auf die Einbindung der Biirgerinnen und Biirger ausgerichtet
sein muss, da die Beitrittsverhandlungen mit einer allmihlichen Ubernahme und Stirkung der Werte und politischen
Strategien der EU durch die Bewerberldnder einhergehen;

D. in der Erwigung, dass die EU entschlossen ist, Bewerberldnder und potenzielle Bewerberliander zu unterstiitzen, die die
gemeinsamen Werte der EU teilen; in der Erwigung, dass die EU iber IPA III, den Wirtschafts- und Investitionsplan fiir
den Westbalkan, das Instrument ,NDICI/Europa in der Welt“ und die Makrofinanzhilfe weiterhin der wichtigste
Handelspartner, die wichtigste Investitionsquelle und der grofite Geber finanzieller Unterstiitzung ist;

E. in der Erwidgung, dass die EU ecine umfassende Abwigung iiber die Glaubwiirdigkeit und Wirksamkeit ihrer
Erweiterungspolitik vornehmen und gleichzeitig sich selbst reformieren und stirken sollte, insbesondere das
Funktionieren ihrer Institutionen, ihrer Politik und ihrer Abstimmungsverfahren;

F. in der Erwigung, dass neue, klar festgelegte und auf strategische, politische und geopolitische Aspekte ausgerichtete
Impulse, politisches Engagement und eine neue Vision dringend erforderlich sind, um den Status quo zu tiberwinden,
den Mangel an politischem Willen der EU in den letzten zehn Jahren anzugehen und dem Erweiterungsprozess
innerhalb der EU und insbesondere in den Bewerberlindern neuen Schwung zu verleihen und gleichzeitig fir
Kontinuitdt, Kohdrenz, Glaubwiirdigkeit und Wirkung zu sorgen und in den Lindern, die an dem Erweiterungsprozess
beteiligt sind, greifbare Ergebnisse zu erzielen, indem konkrete Reformen durchgefithrt und die Vorgaben der neuen
Erweiterungsmethodik erreicht werden;

G. in der Erwdgung, dass das Europdische Parlament den Beitrittslindern nach wie vor ein zuverldssiger Partner und ein
Befiirworter des Erweiterungsprozesses ist, durch den institutionelle und soziookonomische Reformen zum Wohle der
Biirgerinnen und Biirger ermoglicht werden;

H. in der Erwidgung, dass der Rat aufgrund interner Blockaden in den letzten Jahren die Erweiterungslinder im Stich
gelassen hat, indem er den Beitrittsprozess blockierte und die seit langem bestehenden Versprechen der EU nicht
einloste, was zu Verzogerungen bei der Aufnahme der Beitrittsgesprache mit Albanien und Nordmazedonien sowie bei
der Visaliberalisierung fir das Kosovo fithrte, obwohl diese Linder die erforderlichen Vorgaben erfullt hatten, wie die
Kommission selbst bestitigt hatte; in der Erwidgung, dass durch das mangelnde Engagement der EU und ihre fehlende
Glaubwiirdigkeit der vergangenen Jahre ein Vakuum entstanden ist, das Russland und China sowie anderen boswilligen
Drittland-Akteuren Handlungsraum verschafft hat;

I in der Erwigung, dass begrenzte Fortschritte auch darauf zurlickzufithren sind, dass einige der politischen
Entscheidungstriger in den Erweiterungslindern keinen echten politischen Willen an den Tag gelegt haben,
grundlegende Reformen voranzubringen, da die von ihnen abgegebenen Erkliarungen nicht immer dem Stand der
Reformen im Beitrittsprozess der jeweiligen Lander entsprachen;
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J. in der Erwigung, dass die Erweiterungspolitik aktualisiert werden muss, um flexibler, dynamischer und
gewinnbringender zu werden, indem sowohl den politischen Gegebenheiten als auch dem neuen geopolitischen
Kontext Rechnung getragen wird, der durch den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine entstanden ist, wihrend
gleichzeitig die Bedeutung eines leistungsbezogenen Beitrittsprozesses aufrechtzuerhalten ist; in der Erwidgung, dass die
Erweiterungspolitik der EU, wenn sie effektiver werden soll, eine starke Schwerpunktsetzung auf die grundlegenden
Fragen — Rechtsstaatlichkeit, demokratische Standards, Wirtschaftsreformen, Grundrechte und -freiheiten — mit der
schrittweisen Einbeziehung der Bewerberldnder in verschiedene Bereiche der EU-Integration kombinieren muss, wobei
eine sichtbare und kontinuierliche Anndherung an das Ziel der Vollmitgliedschaft zu erkennen sein muss, um die
Reformdynamik in den Bewerberlindern und potenziellen Bewerberlindern aufrechtzuerhalten;

K. in der Erwdgung, dass die neue Erweiterungsstrategie der EU strikt auf dem Grundsatz beruhen sollte, dass jedes Land
seinen eigenen Weg frei wahlen kann, wobei die Lehren aus dem laufenden Prozess mit den Lindern des westlichen
Balkans und der Ostlichen Partnerschaft zu beriicksichtigen sind; in der Erwégung, dass es Dritten nicht gestattet sein
sollte, die EU zu erpressen oder zu bedrohen, indem sie behaupten, die EU-Erweiterung sei gegen sie gerichtet;

L. in der Erwidgung, dass die EU-Beitrittslinder Schwierigkeiten ausgesetzt sind, die auf boswillige Einflussnahme aus dem
Ausland und Desinformationskampagnen zuriickzufithren sind; in der Erwidgung, dass die Entwicklungen in der
Vergangenheit gezeigt haben, dass der Verzicht auf eine Erweiterung mit erheblichen Kosten im strategischen Bereich
einhergeht und dadurch die Sicherheit und Stabilitdt des Kontinents beeintrachtigt werden kann;

M. in der Erwidgung, dass die transatlantische Partnerschaft stets eine zuverldssige und stindige Plattform zur
Unterstiitzung der Erweiterung der EU war; in der Erwédgung, dass der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine die
Bedeutung dieser Partnerschaft erneut bestatigt hat;

N. in der Erwigung, dass der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine drei Linder mit EU-Assoziierungsabkommen —
die Ukraine, Georgien und Moldau — dazu veranlasst hat, Beitrittsantrige einzureichen, die den Wunsch ihrer Vélker
zum Ausdruck bringen, in freien und demokratischen Landern zu leben, die fest in der europdischen Familie verankert
sind; in der Erwégung, dass die Kommission am 17. Juni 2022 ihre Stellungnahme zu den Beitrittsantridgen der Ukraine,
der Republik Moldau und Georgiens verdffentlicht und dem Rat empfohlen hat, dass allen drei Lindern die Aufnahme
in die Europdische Union in Aussicht gestellt werden sollte und insbesondere, dass der Ukraine und der Republik
Moldau der Status eines Bewerberlandes zuerkannt werden sollte und dass auch Georgien, nachdem das Land
bestimmte Kriterien erfiillt hat, der Status eines Bewerberlandes gewdhrt werden sollte;

O. in der Erwigung, dass der Europiische Rat am 23. Juni 2022 der Ukraine und der Republik Moldau den Status eines
Bewerberlandes zuerkannt und die europiische Perspektive Georgiens anerkannt hat;

P. in der Erwigung, dass sich der westliche Balkan zunehmend zu einer Region des strategischen und geopolitischen
Wettbewerbs entwickelt hat und dass einige seiner Linder anfillig fiir Destabilisierung sind und die Sicherheit und
Stabilitat unseres Kontinents bedrohen; in der Erwidgung, dass Drittlinder diese Schwachstellen ausnutzen, unter
anderem durch strategische Investitionen und Desinformationskampagnen; in der Erwidgung, dass die Stabilitit,
Sicherheit und demokratische Widerstandsfahigkeit der Beitrittslinder untrennbar mit der Sicherheit, Stabilitit und
demokratischen Widerstandsfahigkeit der EU selbst verkniipft sind;

Q. in der Erwidgung, dass der Europidische Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 23. und 24. Juni 2022 sein
uneingeschrianktes und unmissverstindliches Bekenntnis zur EU-Perspektive des Westbalkans zum Ausdruck gebracht
und eine Beschleunigung des Beitrittsprozesses gefordert hat;

R. inder Erwdgung, dass der Rat im Strategischen Kompass fiir Sicherheit und Verteidigung betont hat, dass die Lander des
westlichen Balkans weiterhin spiirbare Fortschritte bei der Rechtsstaatlichkeit und Reformen auf der Grundlage
europdischer Werte, Regeln und Standards erzielen miissen, um auf ihrem europdischen Weg voranzukommen;

S. in der Erwigung, dass der Beschluss des Rates durch einen konkreten Aktionsplan untermauert werden sollte, in dem
nicht nur die von den Bewerberldndern erwarteten Leistungen aufgefithrt werden, sondern mit dem auch sichergestellt
wird, dass die Republik Moldau und die Ukraine tiber die notwendige Unterstiitzung verfigen, um EU-Mitglieder zu
werden; in der Erwigung, dass der Plan Georgien auch einen klaren Fahrplan mit den konkreten Anforderungen, die es
erfilllen muss, um den Status eines Bewerberlandes zu erhalten, und der Aussicht auf einen Beitritt zur EU an die Hand
geben sollte;

T. in der Erwidgung, dass der Energickrieg Russlands und die Zerstorung kritischer Infrastrukturen der Ukraine die
Abhingigkeit und die Anfilligkeit der Bewerberldnder verschirft haben, was die Moglichkeit und die dringende
Notwendigkeit einer substanziellen und sofortigen finanziellen Unterstiitzung durch die EU sowie von Investitionen in
langfristige nachhaltige Energieverbundnetze mit der EU, die Diversifizierung der Energieversorgung und die
strategische Autonomie hervorhebt;
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U. in der Erwidgung, dass die Tiirkei ein Bewerberland fiir den Beitritt zur EU ist; in der Erwdgung, dass die Tiirkei immer
noch weit von den Werten der EU und ihrem normativen Rahmen entfernt ist und dieser Abstand in grundlegenden
Bereichen wie der Achtung des Volkerrechts, der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte, der individuellen Freiheiten,
der biirgerlichen Rechte und des Rechts auf freie Meinungsiufferung sowie hinsichtlich gutnachbarschaftlicher
Beziehungen und der regionalen Zusammenarbeit immer grofer wird;

V. in der Erwidgung, dass jedes Bewerberland nach seinen eigenen Leistungen beurteilt werden sollte und dass sein
Vorankommen auf dem Weg in die EU davon abhingen sollte, dass im Zuge der erforderlichen EU-bezogenen
Reformen nachhaltige und unumkehrbare Fortschritte, insbesondere im Bereich der Rechtsstaatlichkeit, erzielt werden;

W. in der Erwidgung, dass der Beitritt zur EU gemif$ Artikel 49 des EUV auf der Grundlage der Einhaltung der einschldgigen
Verfahren und vorbehaltlich der Erfullung der festgelegten Kriterien erfolgen muss;

X. in der Erwigung, dass die EU ihre Grundsitze und Werte verteidigen muss, indem sie ihre Solidaritdt mit Akteuren
unter Beweis stellt, die fiir gemeinsame Ideale eintreten;

Y. in der Erwigung, dass es in der EU oder in beitrittswilligen Landern keinen Platz ist fiir Hetzrede, Leugnung von
Volkermord oder Verherrlichung von Kriegsverbrechern von jedweder Seite gibt; in der Erwdgung, dass Vergangen-
heitsbewiltigung die einzige Moglichkeit ist, echte Versohnung zu erzielen, und dass dies fiir wohlhabende
Gesellschaften und eine erfolgreiche Integration wesentlich ist;

1. empfiehlt dem Rat, der Kommission und dem Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir
Auflen- und Sicherheitspolitik,

Geopolitischer Kontext sowie Zukunft und Zusammenhalt der Europdischen Union

a) anzuerkennen, dass Wohlstand und Sicherheit der EU auf ihrer Fahigkeit beruhen, den Frieden, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte, einschlie@lich der Rechte der Minderheiten, die Grundfreiheiten und
Grundwerte und die regelbasierte multilaterale Ordnung, auch in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft, zu verteidigen
und zu fordern;

b) die Erweiterungspolitik der EU als das wirksamste Instrument der EU zur Sicherung von Frieden, Wohlstand und
Grundwerten auf dem européischen Kontinent voranzutreiben;

¢) die geostrategische und geopolitische Relevanz und Glaubwiirdigkeit der EU zu wahren, indem die Integration der
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit mit gleich gesinnten Partnern, insbesondere Bewerberlindern und
potenziellen Bewerberldndern, in den Bereichen der Gemeinsamen Auflen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik
verbessert und ihre Beschlussfassungsprozesse gestrafft werden, um zu einem glaubwiirdigeren und effizienteren
globalen Akteur zu werden, und gleichzeitig die Funktionsweise und Transparenz ihrer internen Politik zu verbessern,
damit die Bewerberlander diese leicht iibernehmen konnen;

d) die Handlungsfahigkeit der EU durch eine Reform der Beschlussfassung zu stirken, unter anderem durch Einfithrung der
Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit in Bereichen, die fiir den Beitrittsprozess relevant sind, und indem
sichergestellt wird, dass eine erweiterte Union als Ganzes effizient funktioniert; insbesondere bei der Entscheidung tiber
die Aufnahme des Verhandlungsverfahrens sowie bei der Eroffnung und beim Abschluss einzelner Verhandlungscluster
und -kapitel das Erfordernis der Einstimmigkeit abzuschaffen;

e¢) die Fahigkeit der EU zur Transformation wiahrend des gesamten Integrationsprozesses und fritherer erfolgreicher
EU-Erweiterungsrunden anzuerkennen; positive Ergebnisse sowohl fiir die Bewerberlinder im Westbalkan im Rahmen
des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses als auch fiir die im Rahmen des Assoziierungsprozesses beitritts-
willigen Lander der Ostlichen Partnerschaft zu erzielen;

f) anzuerkennen, dass die EU die Wirksamkeit ihrer Erweiterungspolitik verbessern, ihre Erweiterungsstrategie
aktualisieren und eine griindliche kritische Bewertung und Uberpriifung der Erweiterungskapazitit und -perspektiven
der EU vornehmen und diese durch die neue EU-Erweiterungsstrategie verbessern muss, unter anderem durch die
Festlegung klarer und transparenter politischer Ziele und die Umsetzung der notwendigen und rechtzeitigen
institutionellen Reformen, wobei zu bestitigen ist, dass es keine Alternative zu einem vollstindigen Beitritt zur EU gibt
und dass der Erweiterungsprozess die seit langem erwarteten EU-Reformen férdern wird;

g) die Giiltigkeit der Kriterien von Kopenhagen und die Relevanz der Integrationsfihigkeit der EU zu bekriftigen; die
Bewerberlidnder in die Diskussionen iiber EU-Reformen einzubeziehen; regelmafiige Gipfeltreffen mit den Lindern des
westlichen Balkans und der Ostlichen Partnerschaft fortzusetzen, um die politische Eigenverantwortung zu stirken und
den Erweiterungsprozess besser zu lenken; die Absicht der Kommission umzusetzen, mit den notwendigen
Vorbereitungen fiir die Einleitung eines Européischen Ubereinkommens zu beginnen und die Bedeutung seines Erfolgs
fur die wirksame Verwirklichung der EU-Erweiterung anzuerkennen;
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h) sicherzustellen, dass die EU eine sich weiterentwickelnde Gemeinschaft européischer Staaten bleibt, die fiir den Beitritt
gleich gesinnter Demokratien offen ist und gemeinsame Werte, Grundsitze und Interessen vertritt und uneingeschrankt
schiitzt und die Europdischen Vertrige achtet;

i) das Engagement der Mitgliedstaaten fuir die Erweiterung zu stirken, indem sie den Verpflichtungen der EU gegeniiber
den Lindern des westlichen Balkans und der Ostlichen Partnerschaft nachkommen; die EU-Erweiterung als einen
leistungsorientierten politischen Prozess durchzufithren; ihren ungebrochenen politischen Willen zu bekriftigen, den
Beitrittsprozess fiir die Linder der Ostlichen Partnerschaft weiterzufithren und ihr langjihriges Engagement gegeniiber
den westlichen Balkanldndern aufrechtzuerhalten, das auf das Gipfeltreffen von Thessaloniki 2003 und das Gipfeltreffen
von Kopenhagen von 1993 zuriickgeht; sicherzustellen, dass es keine Alternativen geben wird, die eine EU-Erweiterung
ersetzen;

j) das aktive Engagement der Mitgliedstaaten im Erweiterungsprozess zu fordern, um sicherzustellen, dass die Ziele durch
die neue Methodik erreicht werden, bei der Konditionalitit und Instrumente der technischen und finanziellen
Unterstiitzung fiir die Bewerberlinder kombiniert werden; die Zivilgesellschaft und die lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften sowohl der EU-Mitgliedstaaten als auch der Bewerberlidnder stirker in den Beitrittsprozess
einzubinden;

k) zu vermeiden, dass ungeloste bilaterale und regionale Streitigkeiten genutzt werden, um die Beitrittsprozesse der
Bewerberlinder zu blockieren, und einen offiziellen Mechanismus fiir die Beilegung und Schlichtung dieser
Streitigkeiten einzufithren, um die Beilegung dieser Streitigkeiten getrennt von dem Beitritt zur EU zu unterstiitzen,
da sie die Umsetzung einer europischen Politik behindern und den regionalen und globalen Einfluss der EU schwichen
konnen;

1) anzuerkennen, dass die Nutzung bilateraler Fragen durch die Mitgliedstaaten zu ihrem eigenen Vorteil im Widerspruch
zum Geist der EU-Vertrdge steht; regionale Zusammenarbeit und die Férderung der europdischen Werte anzustreben;

2

die strategische Kommunikation und die Bereitstellung relevanter Informationen tiber die gegenseitigen Vorteile und
Chancen der Erweiterung sowohl in den Beitrittslindern als auch in den Mitgliedstaaten zu stirken, um die
Unterstiitzung und das Verstindnis fir den Beitrittsprozess, insbesondere iiber die Grofstadte hinaus, weiter zu
verstirken, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und dem Wohlergehen der Biirger
liegt; die Sichtbarkeit der EU-Finanzierung und die greifbaren Ergebnisse dieser Finanzierung in den Bewerberldndern zu
verbessern;

n) strategisch und proaktiv gegen hybride Bedrohungen vorzugehen und dazu beizutragen, die Einmischung Dritter in
politische Verfahren, Wahlen und andere demokratische Abldufe in den Beitrittslindern zu verhindern, insbesondere
boswillige Handlungen, die darauf abzielen, die 6ffentliche Meinung zu manipulieren und den EU-Beitritt eines Landes
zu untergraben; die Resilienz gegen Desinformations- und Storkampagnen zu erhohen, die darauf abzielen,
demokratische Prozesse zu untergraben und Spaltungen herbeizufithren, die Bewerberlinder und potenziellen
Bewerberldnder aufzufordern, entschiedene Schritte zu unternehmen, um gegen manipulative Desinformation,
boswillige Propaganda und andere hybride Bedrohungen vorzugehen;

Beitrittsprozess

o) den Erweiterungsstillstand zu tiberwinden, indem der Beitrittsprozess neu gestaltet wird, um die politischen und
soziookonomischen Ziele klar festzulegen und die neue Erweiterungsmethodik in vollem Umfang zu nutzen, um ihre
Glaubwiirdigkeit, Vorhersehbarkeit und Dynamik zu erhéhen; in Erwidgung zu ziehen, EU-Chefunterhdndler zu
ernennen zur Fithrung von Verhandlungen im Rahmen eines umfassenden Verhandlungsmandats, die auch gegeniiber
dem Europiischen Parlament rechenschaftspflichtig waren;

p) die Integration von Landern zu beschleunigen, die sich strategisch orientieren und sich entschlossen fiir EU-bezogene
Reformen, demokratische Konsolidierung, Grundwerte und eine Abstimmung im Bereich der Aufenpolitik,
einschlieflich Sanktionen, einsetzen;

q) dafiir zu sorgen, dass die Fortschritte jedes Landes auf dem Weg zum Beitritt auf der Grundlage seiner eigenen
Leistungen und des Umfangs, in dem es grundlegende Reformen und den Besitzstand der EU angenommen und
umgesetzt hat, bewertet werden; den Beitrittsprozess wieder auf die Biirgerinnen und Biirger auszurichten;

1) jedem einzelnen Beitrittsland einen auf eine Mitgliedschaft ausgerichteten Fahrplan mit praktischen und konkreten
Schritten sowie regelmifige Riickmeldungen tiber die erzielten Ergebnisse durch eine weitere Verbesserung der
Erweiterungsmethodik bereitzustellen; die neue Methodik der Kommission als langfristige politische Anpassung zu
verankern;
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s) Kklare, transparente und kohédrente Leistungsrichtwerte einschlieflich Zeitplinen anzuwenden, die Messung der
Fortschritte zu verbessern und fiir eine konsequente und kontinuierliche politische und technische Unterstiitzung
wihrend des gesamten Beitrittsprozesses auf der Grundlage individueller Leistungen zu sorgen; die Qualitit, Lesbarkeit
und Zuginglichkeit der Berichte der Kommission, insbesondere iiber die Rechtsstaatlichkeit, zu verbessern; regelmifSig,
systematisch, und transparent iiber fehlende Fortschritte oder Riickschritte Bericht zu erstatten, einschlieSlich klarer
Bedingungen fiir die Bewertung und Indikatoren zur Messung schwerwiegender oder linger andauernder Stagnation
oder Riickschritte; klare Fristen fur den Abschluss der Verhandlungen mit den Beitrittslindern bis spatestens Ende des
laufenden Jahrzehnts festzulegen;

t) mehr politische, wirtschaftliche und technische Anreize fiir die Beitrittslinder zu schaffen, um sicherzustellen, dass die
Zwischenschritte der Integration das Endziel der EU-Mitgliedschaft nicht ersetzen, sondern erleichtern;

u) die nachhaltigen Fortschritte zu belohnen, die mit einer breiter angelegten schrittweisen Einbeziehung von
Bewerberldndern in die jeweiligen Strategien, Initiativen und den Binnenmarkt erzielt wurden, einschlieflich des
Zugangs zu EU-Mitteln in den jeweiligen Bereichen, damit die Biirger die Vorteile des Beitritts wihrend des gesamten
Prozesses und nicht erst nach dessen Abschluss nutzen konnen; darauf hinarbeiten, die Entwicklungsunterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten und den Bewerberlindern zu verringern;

v) dafur zu sorgen, dass die Integration innerhalb des EU-Binnenmarkts und in anderen Bereichen auf strengen Auflagen
und greifbaren Fortschritten bei den Reformen beruht, und gleichzeitig in Echtzeit jegliche Riickschritte oder
ungerechtfertigte Verzogerungen im Reformprozess zu sanktionieren, insbesondere in den Bereichen Demokratie,
Medienfreiheit, Korruptionsbekimpfung, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit;

w) die Moglichkeiten fiir Bewerberldnder auszubauen, sich an den Arbeiten der EU-Organe zu beteiligen und sie zu
beobachten;

x) einen verstirkten strukturierten politischen Dialog mit assoziierten Lindern, den Bewerberlindern und den
potenziellen Bewerberlindern aufzunehmen, wozu auch Treffen der Staats- und Regierungschefs am Rande der
Tagung des Europdischen Rates gehoren; die sektorale Zusammenarbeit mit den Beitrittslindern einzuleiten und den
Austausch iiber bewahrte Verfahren zu intensivieren, um die wirtschaftliche Integration und die Harmonisierung der
Rechtsvorschriften voranzubringen und die schrittweise Integration zu erleichtern;

y) die Funktion bestchender zwischenstaatlicher Stellen und Foren, wie die Initiative Adria-lonisches Meer, die
Mitteleuropdische Initiative und den Berlin-Prozess, anzuerkennen und Synergieeffekte zwischen diesen zu férdern, um
multilaterale Verbindungen zwischen den Lindern des westlichen Balkans und den Mitgliedstaaten als Mittel zur
Forderung der Integration zu verstirken;

z) den Beginn der lingst uberfilligen Beitrittsgespriche auf den ersten Regierungskonferenzen mit den Republiken
Albanien und Nordmazedonien vom 19. Juli 2022 zu begriiffen; die Errungenschaften der Linder des westlichen
Balkans zeitnah anzuerkennen, unter anderem durch unverziigliche Visaliberalisierung fiir das Kosovo;

aa) Bosnien und Herzegowina bei der Verbesserung seines rechtlichen und institutionellen Rahmens zu unterstiitzen, um
sinnvolle Fortschritte bei der Umsetzung der 14 zentralen Priorititen sicherzustellen, wie in den Schlussfolgerungen des
Europidischen Rates vom 23./24. Juni 2022 bekraftigt wurde; in diesem Zusammenhang begriifst das Europiische
Parlament die Empfehlung der Kommission mit Bedingungen, Bosnien und Herzegowina den Status eines
Bewerberlandes zu verleihen, als klare Botschaft der Unterstiitzung und des eindeutigen Bekenntnisses zu seiner
europdischen Perspektive sowie als Schritt zur Stabilisierung des Landes und der gesamten Region und fordert den
Europdischen Rat auf, der Empfehlung so bald wie moglich Folge zu leisten;

ab

~

zu betonen, dass eindeutige Fortschritte bei der Umsetzung wichtiger Reformen im Hinblick auf die Zuerkennung des
Status eines Bewerberlandes erzielt werden miissen;

ac) die Beschleunigung des Beitritts von Montenegro als dem am weitesten fortgeschrittenen Bewerberland weiterhin zu
fordern und zu unterstiitzen; das Land bei der Erfiilllung aller erforderlichen Voraussetzungen zu unterstiitzen, unter
anderem durch Festlegung der Vorgaben fiir den Abschluss der Verhandlungskapitel; zu fordern, dass die
multiethnische Identitit des Landes geachtet wird; in diesem Zusammenhang bringt das Europiische Parlament seine
Besorgnis iiber die anhaltende politische Krise in Montenegro zum Ausdruck, die bereits negative Auswirkungen auf
den Weg des Landes zum EU-Beitritt hatte und nach wie vor hat; darauf hinzuweisen, dass alle legislativen Mafnahmen
mit der Verfassung des Landes in Einklang gebracht werden miissen, da die Rechtsstaatlichkeit einer der grundlegenden
europiischen Werte und Grundsitze ist;

ad

=

die auferordentlich rasche Entscheidung des Europdischen Rates iiber die EU-Beitrittsantrige der Ukraine, der Republik
Moldau und Georgiens zu begriifien und ihnen weiterhin politische und technische Unterstiitzung im Zusammenhang
mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zu bieten; die Behorden der drei Lander aufzufordern, ihre
politische Entschlossenheit zur Verwirklichung der europiischen Ambitionen ihrer Bevolkerung unmissverstandlich
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unter Beweis zu stellen, indem sie erhebliche Fortschritte bei den grundlegenden Reformen und insbesondere bei den in
den Stellungnahmen der Kommission vom 17. Juni 2022 genannten Priorititen erzielen, um die Kriterien fir eine
EU-Mitgliedschaft so bald wie moglich tatsdchlich zu erfiillen; Uberlegungen dariiber anzustellen, wie die Wirksamkeit
der finanziellen und technischen Hilfe im Zusammenhang mit dem Beitritt im Einklang mit den genannten
Reformpriorititen verbessert werden kann;

ac

-~

die kontinuierliche und wirksame Umsetzung der Assoziierungsabkommen und der vertieften und umfassenden
Freihandelszonen mit der Ukraine, Moldau und Georgien zu fordern; die Strategie der Ostlichen Partnerschaft der EU
zu {iberpriifen und die regionale Zusammenarbeit zu verbessern;

af) die Ukraine und Moldau dabei zu unterstiitzen, die von der Kommission festgelegten Bedingungen fiir weitere Schritte
auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft zu erfullen, und Georgien dabei zu unterstiitzen, die notwendigen Schritte zur
Erlangung des Status eines EU-Bewerberlandes abzuschliefen; den Schwerpunkt insbesondere auf die Unabhingigkeit
der Justiz, die Korruptionsbekdmpfung, die demokratische Kontrolle, die Menschenrechte und die Entoligarchisierung
zu legen; den Ubergang dieser Linder von der Ostlichen Partnerschaft zum Erweiterungsrahmen zu erleichtern,
einschlieflich des Ubergangs vom Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit — Europa in der Welt zum Instrument fiir Heranfithrungshilfe (IPA); das Gesamtbudget von IPA TII
ausreichend aufzustocken, um die Mittel fur die derzeitigen Empfinger von Mitteln im Rahmen von IPA III
beizubehalten;

die konstruktive Zusammenarbeit der EU mit den Behorden sowohl Serbiens als auch Kosovos zu intensivieren, um im
Rahmen des Dialogs zwischen Belgrad und Pristina ein umfassendes rechtsverbindliches Normalisierungsabkommen
auf der Grundlage gegenseitiger Anerkennung zu erzielen, das fur beide Linder entscheidend ist, um auf ihrem
jeweiligen europdischen Weg voranzukommen, und das zu regionaler Stabilitit, Wohlstand sowie zur Normalisierung
der Bezichungen beitragen wird; erneut darauf hinzuweisen, dass die zeitnahe, transparente und in gutem Glauben
durchgefiithrte Bearbeitung aller ausstehenden Probleme durch den Dialog zwischen Belgrad und Pristina von
wesentlicher Bedeutung ist;

=

ag

ah) der Angleichung der Beitrittslinder an die Gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik der EU Vorrang einzurdumen
und die Beitrittsverhandlungen mit Serbien nur dann voranbringen, wenn sich das Land den EU-Sanktionen gegen
Russland anschlieft und bei den EU-bezogenen Reformen erhebliche Fortschritte erzielt; Serbien aufzufordern, sich
systematisch den restriktiven Mafnahmen und der allgemeinen Politik der EU gegeniiber Russland anzuschliefen,
Fortschritte in den Bereichen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit aufzuzeigen und die Werte und Priorititen der EU zu
iibernehmen; alle bilateralen Mittel und EU-Mittel fiir Serbien, die den serbischen staatlichen Stellen zugutekdmen, neu
zu priifen, insbesondere Projekte, die im Zusammenhang mit dem Wirtschafts- und Investitionsplan fiir den
Westbalkan finanziert werden, um sicherzustellen, dass alle Ausgaben der EU vollstindig im Einklang mit den
strategischen Zielen und Interessen der EU stehen;

ai) den Prozess der Beitrittsverhandlungen mit der Tiirkei im Einklang mit dem Verhandlungsrahmen so lange
einzufrieren, bis das Land den Dialog mit der EU wirklich aufnimmt und klare und bedeutende Fortschritte im Bereich
der Grundfreiheiten, der Biirger- und Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit sowie anderer EU-bezogener
Reformen unter uneingeschriankter Achtung der territorialen Integritit der Mitgliedstaaten unter Beibehaltung einer
Partnerschaft in wesentlichen Bereichen von gemeinsamem Interesse und der Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen
und kulturellen Zusammenarbeit, insbesondere mit der Zivilgesellschaft, erzielt;

aj) die proeuropiischen Bestrebungen des belarussischen Volkes anzuerkennen und zu unterstiitzen, das in einer freien
und demokratischen Gesellschaft leben und formell mit der demokratischen Opposition von Belarus zusammenar-
beiten will;

Konditionalitiit

ak) zu bestitigen, dass der demokratische Wandel und die Rechtsstaatlichkeit im Einklang mit der neuen Methodik im
EU-Beitrittsprozess eine zentrale Rolle spielen; der Unabhingigkeit der Justiz, der regionalen und justiziellen
Zusammenarbeit, der verantwortungsvollen Staatsfihrung, der Bekdmpfung von Korruption, Menschenhandel,
Desinformation, Geldwidsche und organisierter Kriminalitit, der Beseitigung des unzuldssigen Einflusses von
Oligarchen auf Behorden, Medien und Wirtschaft und der Forderung der Menschenrechte, einschlieflich der
Minderheitenrechte, der Gleichstellung der Geschlechter, der Grundfreiheiten und der Medienfreiheit, als
entscheidende, nicht verhandelbare Voraussetzungen fiir Fortschritte auf dem Weg in die EU Vorrang einzurdumen;

al) die Beteiligung von der Zivilgesellschaft, nichtstaatlichen Organisationen und Sachverstindigen an der Uberwachung
des Beitrittsprozesses zu stirken; in ihrer Erweiterungsstrategie anzuerkennen und zu verankern, dass Rechtsstaat-
lichkeit, starke unabhingige demokratische Institutionen, Medienfreiheit und eine lebendige Zivilgesellschaft
untrennbar mit demokratischer Resilienz verbunden sind;



11.5.2023 Amtsblatt der Europdischen Union C167/113

Mittwoch, 23. November 2022

am) die EU-Sanktionsregelung im Bereich der Menschenrechte (das Europiische Magnitski-Gesetz) umzusetzen und sie auf
Sanktionen fiir Korruptionsdelikte, auch in den Beitrittslindern, auszudehnen;

an) sicherzustellen, dass demokratische und rechtliche Standards nicht aus Einrichtungen der EU heraus oder von den
Mitgliedstaaten untergraben oder heruntergespielt werden; die Kommissionsmitglieder daran zu erinnern, dass sie
verpflichtet sind, im Einklang mit ihrem Verhaltenskodex integer, zuriickhaltend und unabhingig zu handeln;

ao) die Kohdrenz, Effizienz, Sichtbarkeit und Transparenz der Heranfithrungshilfe zu verbessern und dabei die Priorititen
in den grundlegenden Bereichen auch in der Zuweisung der Mittel im Rahmen von IPA III deutlich widerzuspiegeln; im
Einklang mit den Feststellungen des Europaischen Rechnungshofs in seinem Sonderbericht vom 10. Januar 2022 {iber
die EU-Unterstiitzung fir die Rechtsstaatlichkeit in den westlichen Balkanstaaten die erforderlichen Korrektur-
maflnahmen zu ergreifen und Leitlinien fur die Anwendung der IPA-III-Bestimmungen iiber die Konditionalitdt
auszuarbeiten;

ap) dem Europdischen Parlament eine umfassende und eingehende Bewertung der Verwendung aller Heranfithrungshilfen
vorzulegen, einschlieflich der Mittel und Projekte in den einzelnen Landern der Region ab 2015;

aq) strategisch eine gezielte Konditionalitat auf der Grundlage klarer Fortschrittsmaf$stabe anzuwenden, wobei Reformen
belohnt und Riickschritte oder ein anhaltender Mangel an Fortschritten sanktioniert werden;

ar) die Berichterstattung iiber die Rechtsstaatlichkeit fiir alle Beitrittslander stirken durch die vollstindige Umsetzung und
Verbesserung der Erweiterungsmethodik und des jahrlichen Berichterstattungsprozesses sowie durch die Einrichtung
von Uberwachungs-, Dialog- und Warnmechanismen zur Behebung wichtiger Mingel im Bereich der Rechtsstaat-
lichkeit, die Bereitstellung positiver Konditionalititen in Form des Zugangs zur EU-Politik oder die Auslosung negativer
Konditionalititen in Form der Aussetzung der Beitrittsverhandlungen und der Heranfiithrungshilfe, insbesondere durch
die rasche und uneingeschrinkte Umsetzung der einschldgigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1529 {iber
IPA Il und die Ermoglichung der Wiedereroffnung der Verhandlungskapitel im Rahmen von Umkehrbarkeitsklauseln
sowie durch die enge Einbezichung der Zivilgesellschaft in den Prozess;

as) einen Rahmen fur eine wirksame Zusammenarbeit zwischen der Europaischen Staatsanwaltschaft (EUStA) und den
Beitrittslindern zu schaffen; die Bewerberlinder und potenziellen Bewerberlinder dazu anzuhalten, rasch bilaterale
Arbeitsvereinbarungen mit der EUStA zu schliefen, um die enge Zusammenarbeit und die Verfolgung des Missbrauchs
von EU-Mitteln zu erleichtern, unter anderem durch die Entsendung nationaler Verbindungsbeamter zur EUStA;

at) die Beitrittslinder im Rahmen des EU-Rechtsstaatlichkeitsmechanismus und der Berichterstattung sowie des
EU-Justizanzeigers formlich zu bewerten und dabei dieselben Indikatoren zu verwenden, die fur die Mitgliedstaaten
gelten, um ein objektives und klares Bild vom Stand der Dinge zu vermitteln, um anhaltende mangelnde Fortschritte,
schwerwiegende Mingel und Riickschritte zu verhindern;

au) eine spezielle Taskforce zur Rechtsstaatlichkeit einzurichten, die mit der Entwicklung einer bedeutenderen und
wirksameren Unterstiitzung fur Bewerberlinder und potenzielle Bewerberlinder unter aktiver Einbeziehung von
Richtern und Staatsanwilten der Mitgliedstaaten beauftragt ist; dafiir zu sorgen, dass die gemeinsamen Werte der EU
eingehalten werden, indem interne Verfahren angewandt und gestirkt werden, um Probleme im Zusammenhang mit
der Rechtsstaatlichkeit entschlossen anzugehen;

Demokratischer und soziookonomischer Wandel in Bewerberlindern

av) sich aktiv fur die Forderung einer Kultur des politischen Pluralismus und der Inklusion sowie fiir einen konstruktiven
politischen Dialog und parlamentarische Funktionen in Bezug auf Gesetzgebung, Kontrolle und Aufsicht einzusetzen;

aw) Wahlreformen mit dem Ziel zu fordern, unumstrittene, freie, faire und demokratische Wahlprozesse in allen
Bewerberlindern und beitrittswilligen Landern sicherzustellen und den Wahlprozess zu stirken unter Beriick-
sichtigung der Verpflichtungen des Biiros fiir demokratische Institutionen und Menschenrechte der Organisation fiir
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE/BDIMR), der Venedig-Kommission und anderer internationaler
Verpflichtungen, Auflagen und Standards in Bezug auf demokratischen Pluralismus, innerparteiliche Demokratie und
interne Rahmenbedingungen zu schaffen fir Integritit und Korruptionsbekdmpfung innerhalb der politischen
Parteien, Transparenz der Parteien- und Medienfinanzierung sowie Unabhingigkeit und Freiheit der Justiz und der
Medien, indem diese MafSstabe als Bedingungen fiir finanzielle Unterstiitzung und weitere Fortschritte im
Beitrittsprozess festgelegt werden;

ax) regelmifige erweiterte Rechtsstaatlichkeits-Expertenmissionen und Wahlbeobachtungsmissionen in Beitrittslindern
durchzufiihren;
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ay) Maflnahmen gegen Hetzkampagnen, Bedrohungen und Einschiichterungen, die gegen Journalisten und Medien
gerichtet sind, zu ergreifen und darauf zu bestehen, dass derlei Vergehen untersucht und strafrechtlich verfolgt werden,
um ein sicheres Umfeld fiir Journalisten zu schaffen, und gleichzeitig die Probleme im Zusammenhang mit der
Konzentration von Medien, dem politischen und wirtschaftlichen Druck und der mangelnden Transparenz des
Medienbesitzes anzugehen; ihre Zusammenarbeit mit dem Europarat fortzusetzen, um die Beitrittslinder bei der
Durchfithrung wesentlicher Reformen und der Ausbildung zu unterstiitzen;

az) die demokratische Rechenschaftspflicht zu wahren, die Transparenz und Inklusivitit zu verbessern und die
parlamentarische Dimension, vor allem die parlamentarische Kontrolle, des Beitrittsprozesses zu stirken; die
parlamentarische Arbeit in Bewerberlindern und potenziellen Bewerberlindern zu unterstiitzen und die Priifung im
Zusammenhang mit dem Beitritt und die Tatigkeiten zur Unterstiitzung der Demokratie durch das Europdische
Parlament sowie Instrumente zur Unterstiitzung der Demokratie zu erleichtern, wie den Jean-Monnet-Dialog und den
interparteilichen Dialog; eine neue Generation von politischen Fithrungskriften in den Beitrittslindern zu
unterstiitzen;

ba) sicherzustellen, dass Kontrolleinrichtungen und andere unabhingige demokratische Gremien ihre in der Verfassung
vorgesehene Rolle in den politischen Prozessen von Bewerberlindern wirksam durchfithren konnen;

bb) bilaterale parlamentarische Treffen zwischen den Parlamenten sowohl der Mitgliedstaaten als auch der Beitrittslander
zu férdern und zu priifen, wie der Zeitraum vorgezogen werden kann, in dem Beobachter aus Bewerberlindern ihre
Sitze im Europdischen Parlament einnehmen kénnen, und die Verhandlungen iiber bestimmte Cluster abzuschlieen;

bc) sicherzustellen, dass der Erweiterungsprozess den Zielen der demokratischen Konsolidierung, der institutionellen
Integritdt, des langfristigen Wachstums und des soziodkonomischen Zusammenhalts gerecht wird, wobei der direkte
Zusammenhang zwischen Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbekdmpfung und nachhaltiger und gerechter
wirtschaftlicher Entwicklung hervorgehoben wird; den Schwerpunkt auf die Abmilderung der negativen sozialen
Auswirkungen der notwendigen Transformationsprozesse in den Bewerberldndern zu legen und in die Jahresberichte
Informationen tiber die Angleichung an den sozialen Besitzstand der EU aufzunehmen; daran zu arbeiten, die
Abwanderung hoch qualifizierter Arbeitskrifte aus Bewerberlandern zu verhindern und riickgingig zu machen;

bd) die Bemithungen um die Beilegung von Konflikten, die Forderung des Vertrauens, die Verwirklichung einer
dauerhaften Aussohnung, die die wirksame und unparteiische Verfolgung von Kriegsverbrechen umfasst, und die
Gewihrleistung des Zugangs zur Wahrheit, zur Justiz und zu wirksamer und nicht selektiver Wiedergutmachung, auch
fir die Opfer sexueller Gewalt, erheblich zu verstirken; die vollstindige Umsetzung inldndischer und internationaler
Gerichtsurteile und die Einhaltung internationaler Verpflichtungen hinsichtlich Kriegsverbrechen und vermisster
Personen zu erleichtern und dabei die Verherrlichung von Kriegsverbrechern und den Geschichtsrevisionismus zu
bekdmpfen;

be) die Bemithungen um gutnachbarliche Beziehungen, eine inklusive und wirksame soziookonomische Zusammenarbeit
auf regionaler Ebene und Solidaritit in den EU-Beitrittslindern sowie um die regionale grenziiberschreitende
Zusammenarbeit zwischen EU-Mitgliedstaaten und Partnerlindern entlang der EU-Auflengrenzen zu verstirken; die
wirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit und den sozialen Zusammenhalt in den Lindern des westlichen Balkans durch
strukturelle Reformen und Einfiithrung einer regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die von allen sechs Lindern
akzeptiert wird, zu verbessern, und dabei die weitere Anpassung an Standards und den Besitzstand der EU anzustreben
und einen Beitrag zum EU-Integrationsprozess zu leisten; in diesem Zusammenhang begriifft das Europdische
Parlament die jiingsten Vereinbarungen auf dem Gipfeltreffen im Rahmen des Berlin-Prozesses, insbesondere den
Abschluss regionaler Mobilititsabkommen tiber die Reisefreiheit mit Personalausweisen und die Anerkennung von
Hochschulabschliissen und Berufsqualifikationen; starke Vorbehalte gegen eine Initiative der regionalen wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit zum Ausdruck bringen, die nicht alle sechs Liander des westlichen Balkans umfasst und nicht
auf EU-Vorschriften wie der Initiative fiir einen offenen Balkan beruht;

bf) zu betonen, dass eine inklusive Gesellschaft geschaffen werden muss, die frei von Diskriminierung, Rassismus,
gewalttdtigem Nationalismus und Extremismus ist; den Schwerpunkt auf den Schutz von Minderheiten, einschliefSlich
Roma, LGBTIQ+-Personen, ethnischer und religioser Gemeinschaften und Menschen mit Behinderungen, sowie auf die
Erhaltung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt zu legen; die Gleichstellung der Geschlechter und der Rechte von
Frauen und Midchen durchgehend zu beriicksichtigen, Frauen und Jugendliche zu stirken und in sie zu investieren
und die Bekdmpfung der geschlechtsbezogenen Gewalt zu verstirken;

bg) die Menschenrechtsverletzungen und die unmenschliche Behandlung von Asylsuchenden und Migranten zu bedauern;
daran zu arbeiten, Bedingungen fiur Haftlinge und Gefangene sicherzustellen, die menschenwiirdig sind und im
Einklang mit den internationalen Standards stehen; Folter und Straffreiheit fir schwere Missbriauche durch
Strafverfolgungsbehorden zu verurteilen;
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bh) die Biirgerbeteiligung und die Einbeziehung der Zivilgesellschaft in den Erweiterungsprozess zu verstirken, indem die
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft gestirkt wird sowie ihre Unterstiitzung und die dafiir bereitgestellten Mittel
erhoht werden; sicherzustellen, dass Organisationen der Zivilgesellschaft nach dem EU-Beitritt weiterhin eine
angemessene finanzielle Unterstiitzung erhalten;

bi) in Jugend- und intraregionale Mobilitdt und Konnektivitdt zu investieren, unter anderem durch die Bereitstellung eines
breiten Zugangs zu Erasmus+ und die Aufstockung seines Budgets, sowie in andere Mobilititsprogramme fiir junge
Akademiker, Spezialisten und Forscher aus Bewerberldndern zu investieren; dariiber hinaus die weitere Integration von
Partnerldndern in EU-Programme, wie Erasmus+, Horizont Europa und Kreatives Europa, zu fordern und die
Zusammenarbeit im Rahmen aktueller und zukiinftiger Programme zu verbessern; die Jugendarbeitslosigkeit zu
bekdmpfen;

bj) direkte personliche Kontakte zwischen EU-Mitgliedstaaten und Bewerberlindern zu fordern und Jugendaustau-
schprogramme zu unterstiitzen; anzuerkennen, dass die grenziibergreifende Mobilitdt zur Starkung dieser Kontakte
wichtig ist, und die Entwicklung der Grenzinfrastruktur zu diesem Zweck zu fordern; die gemeinsamen Bemithungen
der EU und der Linder des westlichen Balkans um direkte Kontakte und den Austausch zwischen den Menschen zu
verstirken und, soweit moglich, auszudehnen, um ein wechselseitig positives Bild in der Bevolkerung zu schaffen;

bk) die wirtschaftliche Entwicklung, die Marktwirtschaft, die Verkehrsverbindungen, die Wettbewerbsfahigkeit und den
griinen Wandel stirker zu unterstiitzen;

bl) die Partnerschaften zwischen Bewerberlindern und der EU durch grundlegende Infrastrukturprojekte innerhalb des
Rahmens des transeuropdisches Energienetzes und Verkehrsnetzes (TEN-E und TEN-V) zu stirken und dabei die
finanzielle Unterstiitzung fiir Bewerberlinder aufzustocken, um grenziibergreifende Engpidsse zu mindern und
Verkehrsverbindungen fiir Passagiere und den Giiterverkehr zu entwickeln;

bm) die Energieeffizienz, die Konnektivitit und den Ubergang zu sauberer Energie voranzutreiben und so die
Diversifizierung und Sicherheit der Energieversorgung sowie die nachhaltige Entwicklung zu verbessern; sicherstellen,
dass die Energiewende fair und sozial nachhaltig gestaltet wird, wobei schutzbediirftige Gruppen von der EU und ihren
Mitgliedstaaten angemessen unterstiitzt werden; unverziiglich Schritte zu unternehmen, um eine langfristige und
nachhaltige Anbindung der Bewerberlinder an das europiische Energiefernleitungsnetz zu erreichen; erhebliche
Investitionen zur Unterstiitzung der Entwicklung lokaler Losungen fiir erneuerbare Energien zu mobilisieren; die
Bewerberldnder in die energiepolitischen Strategien der EU einbinden mit besonderem Schwerpunkt auf jenen
Landern, die stark von russischem Gas abhingig sind und aufgrund ihrer Entscheidung fiir Europa stark betroffen sind;

bn) einen Fahrplan fur die schrittweise Abschaffung der Roaming-Gebithren zwischen der EU und den Beitrittslindern
einzufiithren;

2. beauftragt seine Prasidentin, diese Empfehlung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission und
Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik sowie zur Information den Regierungen und Parlamenten der
Beitrittslinder zu tibermitteln.
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P9_TA(2022)0407
Lage in Libyen

Empfehlung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 an den Rat, die Kommission und den
Vizeprisidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union fiir Auf8en- und Sicherheitspolitik zur Lage in
Libyen (2021/2064(INI))

(2023/C 167/18)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europiischen Rates vom 25. Juni 2021,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europaischen Rates vom 12. Dezember 2019,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreters der Union fir AufSen- und
Sicherheitspolitik (VP/HR) vom 24. Dezember 2021 zu der Verschiebung der Wahlen,

— unter Hinweis auf die Erklirung des VP/HR vom 11. Mdrz 2021 im Namen der Européischen Union zur Billigung der
neuen Regierung der nationalen Einheit,

— unter Hinweis auf die Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 und das Protokoll vom 31. Januar 1967 betreffend den
Status von Fliichtlingen,

— unter Hinweis auf den Nothilfe-Treuhandfonds der EU fiir Afrika (EUTF Afrika),

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und dem Hohen Vertreter der Union fir Auffen- und
Sicherheitspolitik vom 9. Februar 2021 mit dem Titel ,,Erneuerte Partnerschaft der EU mit der siidlichen
Nachbarschaft — Eine neue Agenda fiir den Mittelmeerraum“ (JOIN(2021)0002),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europaische Griine Deal*
(COM(2019)0640),

— unter Hinweis auf die Resolution der Vereinten Nationen mit dem Titel , Transformation unserer Welt: die Agenda 2030
fur nachhaltige Entwicklung*, die auf dem Nachhaltigkeitsgipfel der Vereinten Nationen am 25. September 2015 in New
York verabschiedet wurde (Agenda 2030),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen von Paris, das mit dem Beschluss 1/CP.21 angenommen wurde, auf die
21. Konferenz der Vertragsparteien (COP21) des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimadnde-
rungen (UNFCCC), sowie auf die 11. Konferenz der Vertragsparteien als Tagung der Vertragsparteien des
Kyoto-Protokolls (CMP11) vom 30. November bis 11. Dezember 2015 in Paris (Frankreich),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen iiber das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe
von Antipersonenminen und iiber deren Vernichtung vom 18. September 1997,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen iiber Streumunition vom 30. Mai 2008,

— unter Hinweis auf die am 31. Oktober 2000 vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen angenommene Resolution zu
Frauen, Frieden und Sicherheit,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes vom 20. November 1989,
— unter Hinweis auf die Afrikanische Charta tiber die Rechte und das Wohl des Kindes vom 1. Juli 1990,

— unter Hinweis auf die Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 26. Februar 2011 und alle
nachfolgenden Resolutionen zum Waffenembargo in Libyen

— unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 29. April 2022, 28. Juli 2022 und
28. Oktober 2022 zu Libyen,
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— unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretirs der Vereinten Nationen vom 20. Mai 2022 iiber die
Unterstiitzungsmission der Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL),

— unter Hinweis auf den 23. Bericht des Ankldgers des Internationalen Strafgerichtshofs an den Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen vom 28. April 2022 gemidf der Resolution 1970 (2011),

— unter Hinweis auf den Fahrplan der Vereinten Nationen fir 2020 mit dem Titel ,For the preparation phase of
a Comprehensive Solution” (,Fiir die Vorbereitungsphase einer umfassenden Losung®),

— unter Hinweis auf die Resolution des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen zur Einsetzung einer unabhingigen
Erkundungsmission zu Libyen vom 22. Juni 2020 und die Verlingerung ihres Mandats um neun Monate vom 8. Juli
2022,

— unter Hinweis auf die Berichte der unabhingigen Erkundungsmission zu Libyen an den Menschenrechtsrat der Vereinten
Nationen vom 29. November 2021, 23. Marz 2022, 27. Juni 2022 und 1. Juli 2022,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 1966,

— unter Hinweis auf die Entschliefung vom 19. Mai 2021 zum Thema ,Schutz der Menschenrechte und die externe
Migrationspolitik der EU (*),

— unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 30. Mai 2018 an den Rat, die Kommission und die Vizeprasidentin der
Kommission und Hohe Vertreterin der Union fiir AufSen- und Sicherheitspolitik zu Libyen (%),

— gestiitzt auf Artikel 118 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten (A9-0252/2022),

A.  in der Erwidgung, dass tiefe Spaltungen und Konfrontationen zwischen den wichtigsten libyschen Interessentrigern in
den letzten zehn Jahren, die durch die Einmischung ausldndischer Akteure noch verschirft wurden, zu anhaltenden
Machtkdmpfen gefihrt und den Prozess der nationalen Aussohnung erheblich behindert haben;

B. in der Erwigung, dass die UNSMIL im November 2020 die erste Runde des Libyschen Forums fiir den politischen
Dialog ermoglicht hat, das aus 75 libyschen Teilnehmern bestand, die das gesamte soziale und politische Spektrum der
libyschen Gesellschaft vertraten; in der Erwagung, dass sich das Libysche Forum fiir den politischen Dialog auf einen
Fahrplan fiir glaubwiirdige, inklusive und demokratische nationale Wahlen geeinigt hat, die am 24. Dezember 2021
stattfinden sollten; in der Erwadgung, dass das Libysche Forum fiir den politischen Dialog im Februar 2021 Abdul
Hamid Dbeibeh zum Chef der Ubergangsregierung der nationalen Einheit gewdhlt hat; in der Erwagung, dass mit der
Billigung der Bildung einer Regierung der nationalen Einheit durch das libysche Reprasentantenhaus in Tobruk im
Mirz 2021 die festgefahrene politische Situation und das Problem der der umstrittenen Legitimitét im Land fiir eine
gewisse Zeit angegangen wurden;

C. in der Erwidgung, dass das Reprisentantenhaus im Januar 2022 erklart hat, dass das Mandat der Regierung der
nationalen Einheit im Dezember 2021 ausgelaufen ist; in der Erwigung, dass das Reprasentantenhaus im Februar
2022 den ehemaligen Innenminister Fathi Baschagha zum Ministerprasidenten ernannt hat; in der Erwdgung, dass die
fihrenden Vertreter der Regierung der nationalen Einheit die Ernennung von Baschagha und die anschliefende
Bildung einer neuen Regierung abgelehnt haben und nicht zuriickgetreten sind; in der Erwigung, dass die Regierung
der nationalen Einheit nach wie vor die einzige von der internationalen Gemeinschaft anerkannte Regierung ist;

D. in der Erwédgung, dass sich die Lage in Libyen seit der auf unbestimmte Zeit verschobene Wahl Ende 2021 weiter
verschlechtert hat, insbesondere aufgrund der fehlenden vorherigen Einigung iiber die Rechtsgrundlage fiir die Wahlen
und die Kriterien fur die Zulassung von Kandidaten sowie des Versiumnisses, dem Aufbau wesentlicher Garantien fur
glaubwiirdige und transparente Wahlen Vorrang einzurdumen, wodurch der politische Stillstand und die
Zersplitterung des Landes vertieft haben;

E.  inder Erwigung, dass die Verschiebung der Wahlen die mehr als 2,8 Millionen libyschen Biirger und insbesondere die
junge Wihlerschaft enttduscht hat, die sich zur Stimmabgabe angemeldet hatten, und dass sie dazu beitragen konnte,
das Vertrauen in offentliche Institutionen weiter zu schwichen;

") ABL. C 15 vom 12.1.2022, S. 70.
) ABL. C 76 vom 9.3.2020, S. 206.

——
S
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F. in der Erwidgung, dass im Rahmen der von den Vereinten Nationen vermittelten Gesprachen zwischen den
gesetzgebenden Organen des libyschen Reprisentantenhauses und des Hohen Staatsrats in Kairo und Genf im Juni
2022 zwar ein noch nie dagewesenes Mafl an Konsens in mehreren seit langem bestehenden Fragen — insbesondere
in Bezug auf die Verteilung der Sitze in beiden Legislativkammern, die Machtaufteilung zwischen den verschiedenen
Exekutivbehorden und die Abgrenzung der Provinzen — erzielt wurde, jedoch keine Einigung in Bezug auf eine von
einer breiten Offentlichkeit akzeptierte Verfassung und einen Rechtsrahmen fiir Wahlen erreicht werden konnte;

G. in der Erwigung, dass Wahlen kein Selbstzweck sein konnen, sondern mit wesentlichen politischen, wirtschaftlichen
und institutionellen Reformen einhergehen sollten; in der Erwdgung, dass die Einbezichung von Frauen,
Organisationen der Zivilgesellschaft, Gemeinden und lokalen Interessentragern von entscheidender Bedeutung ist,
wenn es darum geht, einen funktionierenden Staat aufzubauen und eine ordnungsgemifle Regierungsfithrung in
Libyen sicherzustellen; in der Erwidgung, dass die libyschen Parteien in einen echten Dialog treten sollten, um etwas
gegen die fortdauernde politische Sackgasse zu unternchmen, und keine Gewalt zur Beilegung ihrer Differenzen
anzuwenden; in der Erwigung, dass das mangelnde Engagement der Interessentrager des Landes, einen neuen
gemeinsamen Fahrplan fiir die Wahlen aufzustellen, auf ein allgemeines Desinteresse am Aufbau funktionierender und
reprisentativer politischer Institutionen hinzudeuten scheint;

H. in der Erwigung, dass es im Juli 2022 zu Massenprotesten gegen die Misswirtschaft der politischen Institutionen und
die Verschlechterung der Lebensbedingungen im ganzen Land gekommen ist, unter anderem in Tripolis, Tobruk,
Bengasi und Misrata; in der Erwdgung, dass nach der Forderung der Demonstranten unverziiglich Wahlen abgehalten
werden sollten;

. in der Erwigung, dass der Prisidialrat nach den Protesten einen Aktionsplan vorgeschlagen hat, um Bewegung Sache
zu bringen und die Einheit des Landes zu bewahren, wozu Parlaments- und Prasidentschaftswahlen innerhalb eines
bestimmten Zeitrahmens gehoren, wodurch der politische Stillstand iiberwunden werden soll;

J.  in der Erwigung, dass bei Zusammenst6en zwischen Milizen, die Dbeibeh unterstiitzenstehen, und solchen, die
hinter Baschagha stehen, in Tripolis mehrere Menschen getotet wurden, darunter Zivilisten, was erneut gezeigt hat, wie
fragil die Lage im Land ist;

K. in der Erwigung, dass Sicherheit und Stabilitit in Libyen eng mit der Aussicht auf einen echten demokratischen
Ubergang verbunden sind, der das Potenzial hat, fiir alle Menschen in Libyen Ergebnisse zu erzielen; in der Erwigung,
dass die lang anhaltende Instabilitit und systemische Straflosigkeit wesentliche Faktoren fiir das Wiederaufflammen
der militdrischen Auseinandersetzungen sowie fir die landesweiten Massendemonstrationen sind; in der Erwégung,
dass die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und die Rechenschaftspflicht fur Menschenrechtsverletzungen von
wesentlicher Bedeutung sind, wenn es gilt, fir politische Stabilitit und dauerhaften Frieden in Libyen und der
gesamten Region zu sorgen;

L. in der Erwigung, dass es von grofter Bedeutung ist, dass die Mitgliedstaaten sich bei ihrem Vorgehen untereinander
abstimmen mit einer Stimme sprechen und so die Vermittlungsbemithungen der EU verstirken und die zentrale Rolle
der Vereinten Nationen unterstreichen;

M. in der Erwidgung, dass Russland seit Monaten die Handlungsfihigkeit der Vereinten Nationen erheblich untergraben
hat, indem es sich weigert, sich dem Konsens iiber Vorschlage fiir ein lingeres Mandat der UNSMIL und die Ernennung
eines neuen Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen fiir Libyen anzuschliefSen;

N. in der Erwidgung, dass der Generalsekretir der Vereinten Nationen Anténio Guterres nach neun Monaten politischer
Blockade im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 2. September 2022 die Ernennung von Abdoulaye Bathily aus
dem Senegal zum Sonderbeauftragten fiir Libyen und zum Leiter der UNSMIL verkiindet hat; in der Erwidgung, dass
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 28. Oktober 2022 einstimmig fiir eine Verldngerung des Mandats der
UNSMIL bis zum 31. Oktober 2023 gestimmt hat;

O. in der Erwidgung, dass Libyen im November 2019 mit der Tiirkei eine Vereinbarung iiber die Abgrenzung der
seerechtlichen Zustindigkeitsgebiete im Mittelmeer unterzeichnet hat; in der Erwidgung, dass sie die Hoheitsrechte
dritter Staaten verletzt, nicht mit dem Seerecht vereinbar ist und keine Rechtswirkung fiir dritte Staaten entfalten kann,
wie es in der Europdische Rat festgestellt hat; in der Erwédgung, dass Libyen und die Tiirkei am 3. Oktober 2022 auf der
Grundlage der Vereinbarung zwischen beiden Lindern von 2019 ein Abkommen iber Kohlenwasserstoffe
unterzeichnet haben;

P. in der Erwigung, dass die anhaltende Beteiligung lokaler und auslindischer bewaffneter Gruppen wie etwa der
russischen Wagner-Gruppe sowie auslindischer Krifte am Konflikt eine Bedrohung fiir die Sicherheit Libyens und der
gesamten Region darstellt;
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Q. in der Erwigung, dass alle Lander, die an den Berliner Libyen-Konferenzen und an der Internationalen Konferenz fuir
Libyen in Paris teilgenommen haben, darunter Russland und die Tiirkei, die in Libyen militirisch prasent sind,
zugesagt haben, sich nicht in libysche Angelegenheiten einzumischen, und die Umsetzung eines Aktionsplans fiir den
unverziiglichen Abzug von Soldnern, auslindischen Kdmpfern und auslindischen Streitkriften aus dem libyschen
Hoheitsgebiet unterstiitzt haben;

R. in der Erwdgung, dass es in jiingster Zeit Versuche von fithrenden libyschen Militdrangehorigen gegeben hat, eine
einheitliche libysche Armee wiederherzustellen;

S. in der Erwidgung, dass eine umfassende Reform des Sicherheitssektors von entscheidender Bedeutung ist, um
einheitliche, inklusive und rechenschaftspflichtige libysche nationale Sicherheits-, Polizei- und Streitkrifte unter
zentraler ziviler Autoritdt aufzubauen und so zur Verhinderung kiinftiger Menschenrechtsverletzungen, zur Stirkung
der Rechtsstaatlichkeit, zur Beendigung der Straflosigkeit und zur Gewihrleistung der politischen Stabilitdt im Land
und in der Region beizutragen; in der Erwdgung, dass die Entwicklungen von Ende August in dem Land leider in die
andere Richtung deuten, da die Kampthandlungen zunehmen und eine militdrische Eskalation unmittelbar bevorsteht;

T.  in der Erwidgung, dass die Tatsache, dass eine betrichtliche Anzahl von Landminen und Blindgédngern vorhanden sind,
nicht nur den Verlust von Menschenleben zur Folge hat, sondern auch ein ernsthaftes Hindernis fur den
wirtschaftlichen und sozialen Wiederaufbau des Landes darstellt;

U. in der Erwidgung, dass die Instabilitit durch die Verbreitung von Kleinwaffen, leichten Waffen und zuriickgelassenen
Munitionsbestinden immer mehr zunimmt, da diese Waffen innerhalb Libyens sowie iiber die Grenzen des Landes
hinweg in falsche Hande geraten, was die regionale und lokale Sicherheit erheblich beeintrichtigt, da lokale bewaffnete
Gruppen insbesondere in der Sahelzone dadurch Zugang zu diesen Waffen erhalten;

V. in der Erwigung, dass Rechtsstaatlichkeit und Rechenschaftspflicht fiir Menschenrechtsverletzungen von wesentlicher
Bedeutung sind, wenn es darum geht, fiir politische Stabilitat und dauerhaften Frieden zu sorgen; in der Erwégung,
dass das Fehlen eines soliden Justizsystems, die systematische Verletzung der Rechtsstaatlichkeit, die daraus
resultierende weit verbreitete Korruption und die wiederholten Menschenrechtsverletzungen zur Schaffung eines
Klimas der Straflosigkeit in dem Land beitragen, das ein erhebliches Hindernis fiir ein friedliches Zusammenleben und
die sichere Riickkehr der Binnenvertriebenen darstellt;

W. in der Erwigung, dass Libyen das Land mit den groften Olreserven in Afrika ist sowie Mitglied der Organisation der
Erddl exportierenden Linder (OPEC) und einer der Hauptlieferanten von Erddl auf den Weltmirkten ist; in der
Erwigung, dass die libysche Wirtschaft in hohem MafSe auf die Erdélbranche angewiesen ist; in der Erwdgung, dass die
Erdélforderung hiufig von verschiedenen Akteuren instrumentalisiert wird, die wiederholt Olfelder zu politischen
Zwecken stillgelegt haben; in der Erwégung, dass die Praxis der Plinderung und der illegalen Ausfuhr von Rohél und
raffinierten Erdolerzeugnissen eine Bedrohung fiir den Frieden, die Sicherheit und die Stabilitat Libyens darstellt und
daher eingestellt werden muss;

X. in der Erwigung, dass sich durch die seit April 2022 andauernde teilweise Abschaltung der libyschen Erd6lanlagen
durch die Krifte, die hinter Feldmarschall Khalifa Haftar stehen, die Produktion des Landes erheblich verringert hat,
was zu einem Riickgang der Staatseinnahmen fiir gefiihrt hat und erhebliche Auswirkungen tiber die Grenzen Libyens
hinaus hat, einschlieflich der weiter steigenden Energiepreise, die aufgrund des russischen Angriffs auf die Ukraine
ohnehin schon hoch waren; in der Erwidgung, dass im Juli 2022 eine Einigung zwischen den libyschen
Interessentragern aus dem westlichen und ostlichen Teil des Landes iiber die Wiederaufnahme der Forderung und der
Ausfuhr von Erddl in allen blockierten Olfeldern und Hifen Libyens erzielt wurde;

Y. in der Erwidgung, dass der Klimawandel eine existenzielle Bedrohung fur Libyen darstellt, das zunehmend unter
schweren Diirren und Wasserknappheit leidet; in der Erwigung, dass der Chef des libyschen Prasidialrates Mohammed
Menfi in seiner Rede auf dem Klimagipfel der Vereinten Nationen (COP27) in Agypten erklérte, dass der Klimawandel
die Chancen von Entwicklung und Investitionen untergrabe und das Wirtschaftswachstum bremse; in der Erwigung,
dass, wie die ehemalige Sonderberaterin des Generalsekretirs der Vereinten Nationen fiir Libyen, Stephanie Williams,
festgestellt hat, die Anfilligkeit Libyens fiir die Folgen des Klimawandels auch durch die alleinige Abhingigkeit des
Landes von fossilen Brennstoffen und durch seine beschidigte Strom- und Wasserinfrastruktur noch verscharft wird;

Z. in der Erwidgung, dass die Arbeitsgruppe ,Wirtschaft“ des Internationalen Ausschusses fur Folgemafnahmen zu
Libyen, in der die EU, Agypten, die USA und die UNSMIL gemeinsam den Vorsitz fithren, mit den libyschen staatlichen
Stellen zusammenarbeitet, um grundlegende Dienstleistungen fiir das libysche Volk zu erbringen, die Wirtschafts-
institutionen zu stirken, den Privatsektor neu zu beleben und das Haushaltsverfahren zu verbessern in der Erwigung,
dass die Arbeitsgruppe bei der Unterstiitzung der Zusammenfithrung der Libyschen Zentralbanken bereits erhebliche
Fortschritte erzielt hat; in der Erwagung, dass die Konsultationen zu diesem Thema jedoch kiirzlich ausgesetzt wurden;
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AA. in der Erwigung, dass die EU-Mission zur Unterstiitzung des Grenzschutzes in Libyen (EUBAM) die libyschen
staatlichen Stellen seit 2013 bei der Entwicklung des Grenzschutzes und der Schaffung sicherer Verhltnisse in Libyen
unterstiitzt; in der Erwigung, dass das Mandat von EUBAM bis zum 30. Juni 2023 verlingert wurde;

AB. in der Erwdgung, dass die EUBAM in Zusammenarbeit mit dem EU-Sonderbeauftragten fiir die Sahelzone, der
regionalen Beratungs- und Koordinierungszelle und dem Programm zur Terrorismusbekimpfung (CT-JUST) am 22.
und 23. November 2022 in Tunis eine regionale Konferenz zur grenziiberschreitenden Zusammenarbeit zwischen
Libyen und den Lindern der Sahelzone mit dem Ziel veranstaltet hat, die regionale Sicherheit und Stabilitit zu
unterstiitzen, indem die grenziiberschreitende Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung der grenziiberschreitenden
Kriminalitdt, einschlieflich Terrorismus und organisierter Kriminalitit, verbessert wird;

AC. in der Erwigung, dass die Operation der Seestreitkrafte der Europdischen Union im Mittelmeer Irini (EUNAVFOR MED
Irini) am 31. Marz 2020 begonnen und bis zum 31. Mirz 2023 verlingert wurde; in der Erwigung, dass ihre
Hauptaufgabe die Durchsetzung des gemif der Resolution 1973 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
gegen Libyen verhdngten Waffenembargos ist; in der Erwigung, dass das Waffenembargo der Vereinten Nationen von
einer Reihe von Akteuren mehrfach gebrochen wurde bzw. anhaltend gebrochen wird;

AD. in der Erwdgung, dass Irini und die Europiische Agentur fir die Grenz- und Kiistenwache (Frontex) am 15. Januar
2021 eine Arbeitsvereinbarung unterzeichnet haben, wonach sie unter anderem Informationen iiber grenzii-
berschreitende Kriminalitit wie Waffenhandel und Menschenschmuggel austauschen werden; in der Erwidgung, dass
Frontex Informationen iiber tatsichliche oder potenzielle Seenotfille in der libyschen Such- und Rettungszone mit den
zustindigen Behorden und Koordinierungsstellen austauscht, einschlieflich der italienischen, maltesischen und
tunesischen Seenotleitstellen, sowie der libyschen Seenotleitstelle und der gemeinsamen Rettungsleitstelle, die von der
EU uiber den EUTF Afrika finanziert und von der libyschen Kiistenwache und Marine betrieben wird;

AE. in der Erwidgung, dass die Stabilitit und Sicherheit Libyens fiir die Mittelmeerregion im weiteren Sinne von
wesentlicher Bedeutung sind;

AF. in der Erwidgung, dass die EU eine erneuerte Partnerschaft mit der siidlichen Nachbarschaft eingegangen ist, die sich
auf menschliche Entwicklung, verantwortungsvolle Staatsfithrung und Rechtsstaatlichkeit, Widerstandsfdhigkeit,
Wohlstand und den digitalen Wandel, Frieden und Sicherheit, Migration und Mobilitit sowie auf den griinen Wandel,
die Klimaresistenz, Energie und Umwelt konzentriert;

AG. in der Erwigung, dass die EU im Zeitraum von 2021 bis 2024 jéhrlich im Durchschnitt 37 Mio. EUR fiir Bemithungen
zum Staatsaufbau, Bediirfnisse der menschlichen Entwicklung und die medizinische Grundversorgung bereitstellt;

AH. in der Erwdgung, dass die libysche Zivilgesellschaft bei der Gestaltung der Zukunft des Landes eine Schliisselrolle
spielen muss; in der Erwidgung, dass der zivilgesellschaftliche Raum in den letzten Monaten besorgniserregend
schrumpft, was auf zunehmend drakonische Gesetze und Vorschriften zuriickzufithren ist; in der Erwdgung, dass viele
politische Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, Mitarbeiter humanitirer Organisationen, Journalisten, Richter und
Anwilte bedroht, entfithrt, willkiirlich inhaftiert, gefoltert und getotet wurden; in der Erwagung, dass die Tatsache,
dass es kein autonomes und unabhingiges Justizsystems gibt, es den Opfern von Menschenrechtsverletzungen
unmoglich macht, Rechtsmittel einzulegen;

Al in der Erwigung, dass Migranten, Fliichtlinge und Asylsuchende Opfer von weit verbreiteten und systematischen
Menschenrechtsverletzungen durch staatliche Stellen und bewaffnete Gruppen wie Menschenhandel, willkiirlicher
Festnahme, Inhaftierung, Erpressung, Versklavung, Entfihrung zum Zwecke der Erpressung und Ausbeutung sind;

AJ. in der Erwidgung, dass Libyen ein bedeutendes Transitland und Ausgangspunkt fiir Migranten, insbesondere aus
afrikanischen Landern siidlich der Sahara, ist, die versuchen, nach Europa zu gelangen; in der Erwigung, dass
Tausende von Menschen bei dem Versuch, das Mittelmeer zu iiberqueren und Europa zu erreichen, uns Leben
gekommen sind;

AK. in der Erwidgung, dass eines der Ziele der Unterstiitzung des Grenzschutzes in Libyen durch die EU darin besteht, den
Tod von Menschen im Mittelmeer zu verhindern; in der Erwigung, dass nichtstaatliche Organisationen haufig eine
lobenswerte Rolle bei der Rettung von Menschenleben im Mittelmeerraum spielen; in der Erwigung, dass der
drastische Riickgang der Zahl der Schiffe der Such- und Rettungseinsitze todliche Folgen fiir Menschen hatte, die sich
in Sicherheit bringen wollten; in der Erwiagung, dass Schleusernetze den Grundsatz, von dem sich die Such- und
Rettungsdienste leiten lassen, dazu nutzen, illegale Profite aus der Lage von Menschen erzielen, die vor Griueltaten in
Libyen flichen, wodurch menschliches Leid fortdauert und sie sich schwerer Menschenrechtsverletzungen
verantwortlich machen; in der Erwigung, dass der Europidische Rat bekriftigt hat, dass alle im Mittelmeer
operierenden Schiffe das Volkerrecht und das EU-Recht einhalten miissen; in der Erwédgung, dass sowohl Gremien der
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Vereinten Nationen als auch namhafte nichtstaatliche Organisationen Menschenrechtsverletzungen an Menschen
dokumentiert haben, die versuchen, auf dem Seeweg aus Libyen zu flichen; in der Erwdgung, dass Menschen, die von
der libyschen Kiistenwache abgefangen und nach der Rettung auf See an Land gebracht werden, hdufig in
Hafteinrichtungen fiir Einwanderer eingewiesen werden und Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sind; in der
Erwagung, dass die EU von den libyschen staatlichen Stellen, einschlieflich der libyschen Kiistenwache, mit der sie
zusammenarbeitet, erwartet, dass die Achtung der Menschenrechte und der Wiirde von Migranten sicherstellen, Fille
von Gewalt untersuchen und fur angemessene Folgemafinahmen gegen die Verantwortlichen sorgen; in der Erwdgung,
dass diese VerstoRe jedoch nach wie vor andauern, insbesondere aufgrund wirkungsloser Uberwachungs- und
Rechenschaftsmechanismen;

AL. in der Erwdgung, dass rund 160 000 Binnenvertriebene in Libyen nach wie vor nicht ausreichend geschiitzt und
unterstiitzt werden;

AM. in der Erwidgung, dass Frauen und Kinder einem héheren Risiko von Ausbeutung, Menschenhandel, sexueller und
geschlechtsspezifischer Gewalt, Zwangsprostitution und unrechtmifiger Festnahme ausgesetzt sind;

AN. in der Erwigung, dass sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt weit verbreitet ist und durch Straflosigkeit gendhrt
wird; in der Erwigung, dass Uberlebende sexueller Gewalt hiufig von ihren Familien und Gemeinschaften ausgegrenzt
und stigmatisiert werden; in der Erwigung, dass durch den Rechtsrahmen in Libyen der Schutz von Uberlebenden
sexueller Gewalt nicht angemessen sichergestellt wird;

AO. in der Erwidgung, dass die Unabhingige Erkundungsmission der Vereinten Nationen zu Libyen in ihren Berichten zu
dem Schluss gekommen ist, dass es hinreichende Griinde fiir die Annahme gibt, dass in Libyen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen begangen wurden und weiterhin begangen werden; in der Erwigung, dass der
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen am 8. Juli 2022 das Mandat der Mission fiir einen letzten, nicht
verlingerbaren Zeitraum von neun Monaten verlangert hat, damit die abschliefenden Empfehlungen in deren Rahmen
vorgelegt werden konnen;

1. empfiehlt dem Rat, der Kommission und dem Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir
Auflen- und Sicherheitspolitik, bei der Umsetzung der Politik der EU zu Libyen

a) sicherzustellen, dass ein von den Vereinten Nationen geleiteter und von Libyen in Eigenverantwortung geleiteter
inklusiver nationaler Aussohnungsprozess die grofstmaogliche Unterstiitzung erhélt, um langerfristige Stabilitdt und
Sicherheit zu schaffen und die Grundlagen fiir einen friedlichen und demokratischen Ubergang zu schaffen, an dem
alle libyschen Interessentrdger einschlieflich Frauen, Organisationen der Zivilgesellschaft und lokaler Behorden
beteiligt sind, damit bei dem Friedensprozess die gesamte libysche Bevolkerung vertreten ist;

b) weiterhin eng mit der UNSMIL zusammenzuarbeiten und, falls erforderlich, eine weitere Verlingerung ihres Mandats
tiber den 31. Oktober 2023 hinaus aktiv zu unterstiitzen, um wirksam zum verfassungsmifigen Prozess und der
Organisation der Wahlen beizutragen, einen Waffenstillstand einzurichten, Probleme im Hinblick auf Menschenrechte
zu {iberwachen und libyschen Einrichtungen technische Unterstiitzung anzubieten; zu betonen, dass angesichts der
derzeitigen politischen Sackgasse die Fortsetzung der von den Vereinten Nationen unterstiitzten Verhandlungen iber
einen Fahrplan fiir freie, faire, glaubwiirdige und transparente Wahlen nach wie vor von entscheidender Bedeutung ist,
und fordert alle libyschen Akteure nachdriicklich auf, in der Vergangenheit begangene Fehler wie das Fehlen von
Kriterien fiir die Uberpriifung von Kandidaten zu vermeiden, die Wahlergebnisse zu respektieren und einen friedlichen
Machtwechsel zu gewidhrleisten; eine EU-Wahlbeobachtungsmission zur Beobachtung des Wahlprozesses nach Libyen
zu entsenden;

¢) verstarkt diplomatische Kandle mit internationalen zu nutzen und die Bemithungen zur Vermittlung und zum
Erreichen einer einheitlichen internationalen Strategie fiir ein friedliches, stabiles und vereinigtes Libyen zu
intensivieren; die Ausrichtung einer weiteren Libyen-Konferenz in Erwigung zu ziehen und die Anstrengungen der
sogenannten ,Biirgerdiplomatie zu fordern;

d) die diplomatischen Bemithungen der EU um die Wiederherstellung von Frieden und Sicherheit im Land zu verstirken
und dafiir zu sorgen, dass die Mitgliedstaaten mit einer Stimme sprechen, geschlossener handeln und landesweite,
inklusive und kooperative Anstrengungen unterstiitzen, um den gewiinschten politischen Wandel samt der
erforderlichen Reformen herbeizufithren; zu diesem Zweck so schnell wie moglich einen EU-Sonderbeauftragten fiir
Libyen zu benennen;

¢) dafiir Sorge zu tragen, dass die EU-Delegation in Libyen eine aktivere Rolle spielt und, sobald die Sicherheitslage dies
zuldsst, und mehr Missionen der EU-Organe nach Libyen, einschlieSlich des Europdischen Parlaments, den Weg zu
ebnen, damit der Dialog zwischen der EU und Libyen weiter vorangetrieben wird;

f)  sicherzustellen, dass alle Abkommen zwischen Libyen und der EU oder ihren Mitgliedstaaten und entsprechende
Kooperationsmaflnahmen mit dem Vélkerrecht und dem EU-Recht im Einklang stehen;
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g) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, die Vereinbarung zwischen Libyen und der Tiirkei aus
dem Jahr 2019 iiber die Abgrenzung der seerechtlichen Zustindigkeitsgebiete im Mittelmeer aufzuheben und keine
Klausel des am 3. Oktober 2022 unterzeichneten Abkommen tiber Kohlenwasserstoffe umzusetzen, die illegale
Bohrtitigkeiten in den ausschlieflichen Wirtschaftszonen von anderen Staaten, einschlieflich der von Zypern und
Griechenland, vorsieht;

h) den auf der Libyen-Konferenz in Berlin und Paris geduflerten Aufruf an alle Soldner, auslindischen Kdampfer und
auslandischen Streitkrifte zu bekriftigen, aus dem libyschen Hoheitsgebiet abzuziehen; alle beteiligten internationalen
Akteure, darunter Russland, die Vereinigten Arabischen Emirate und die Tiirkei, nachdriicklich aufzufordern, sich nicht
in Libyens Angelegenheiten einzumischen und dieser Aufforderung nachzukommen, davon abzusehen, Spannungen
und Kampfe durch direkte oder unterstiitzte militarische Intervention zu schiiren, und Soldner, die wie die russische
Wagner-Gruppe im Land noch présent sind und eine Bedrohung fur die Stabilitit Libyens und der gesamten Region
darstellen, unverziiglich abzuzichen;

i) die libyschen staatlichen Stellen bei der Umsetzung einer umfassenden Reform des Sicherheitssektors und von
politischen Mafinahmen im Bereich der Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung bewaffneter Gruppen
auf der Grundlage einer Zahlung der Angehérigen der bewaffneten Gruppen und einer eingehenden Uberpriifung mit
Hilfe der Vereinten Nationen stirker zu unterstiitzen; darauf hinzuarbeiten, dass diese politischen Manahmen letztlich
darauf abzielen, einheitliche, inklusive und rechenschaftspflichtige libysche nationale Sicherheits-, Polizei- und
Streitkrifte unter einer Zivilregierung zu schaffen und ehemaligen Kombattanten die Moglichkeit zu geben, ihre Waffen
niederzulegen und sich wieder in ihre Gemeinschaften einzugliedern, um so einen stabileren Frieden zu schaffen;

j) die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, dem Ubereinkommen {iber das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und iiber deren Vernichtung und dem Ubereinkommen iiber
Streumunition beizutreten; angemessene EU-Mittel fiir Projekte vorzusehen, die darauf abzielen, Landminen und
andere Blindgdnger zu entfernen, Bildung zu Risiken von Minen bereitzustellen und Opfer von Minen unter anderem
durch die Gewihrleistung des Zugangs zu medizinischer Versorgung, Rehabilitation sowie psychologischer und
psychosozialer Betreuung zu unterstiitzen, um Unfille in der Zukunft zu verhindern und eine nachhaltige
wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu erméglichen;

k) sich mit den Folgen der Umlenkung von Kleinwaffen, leichten Waffen und Munition auf den Schwarzmarkt fiir die
menschliche Sicherheit und die regionale Stabilitit zu befassen, unter anderem durch Unterstiitzung bei der
Verwahrung von Waffen und Munition und der Reform des Sicherheitssektors auf nationaler und regionaler Ebene;

1) den libyschen staatlichen Stellen die technische Hilfe zu gewihren, die sie benotigen, um eine umfassende Reform des
Justizwesens durchzufiihren, mit der auch die strukturelle Straflosigkeit, die im Land herrscht, abgebaut und der Weg
fur eine dauerhafte Aussohnung und Frieden geebnet werden soll;

m) die Verhingung zusitzlicher gezielter restriktiver Mafinahmen in Betracht zu zichen, unter anderem durch die
Verwendung der globalen Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte, fiir Personen und Einrichtungen,
deren Tatigkeiten ernste Verletzungen von Menschenrechten und Freiheiten verursachen und die Rechtsstaatlichkeit

bedrohen;

n) alle Akteure aufzufordern, Erddl nicht als Instrument der politischen Konfrontation einzusetzen und alle Olquellen
und Olterminals offen zu halten; die Anstrengungen im Rahmen der Arbeitsgruppe ,Wirtschaft* zu verstirken und die
libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, fiir eine gerechte, transparente, inklusive und nachhaltige Umverteilung der
Oleinnahmen zu sorgen, indem eine Vision des gemeinsamen wirtschaftlichen Wohlstands fiir alle Menschen im Land
verfolgt wird;

o) Libyens wirtschaftliche Einrichtungen zu unterstiitzen, die wirtschaftspolitische Steuerung des Landes zu verstirken
und die wirtschaftliche Diversifizierung zu fordern;

p) auf eine stabilere Energiepartnerschaft mit Libyen hinzuarbeiten, die dazu beitragen wiirde, die Kapazititen Libyens in
diesem Sektor zu erhohen und die Energiequellen der EU zu diversifizieren; die libyschen staatlichen Stellen dabei mit
der notwendigen technischen Unterstiitzung zur Férderung des Landes in seinem Ubergang zu einer nachhaltigen und
klimaneutralen Wirtschaft auszustatten, um die vom Klimawandel dargestellten Risiken zu begrenzen, die das Land
schwer beeintrichtigen, im Einklang mit der externen Dimension des europiischen Griinen Deals und des
Ubereinkommens von Paris;

q) die wertvolle Tatigkeit von EUBAM und EUNAVFOR MED Irini, zwei Missionen im Rahmen der Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), zu unterstiitzen und dadurch zu dauerhaftem Frieden, Sicherheit und
Stabilitdt beizutragen; insbesondere die Hauptaufgabe von Irini, ndmlich das von den Vereinten Nationen verhdngte
Waffenembargo gegen Libyen umzusetzen, weiter zu unterstiitzen; sicherzustellen, dass diese beiden Missionen ihr
volles Potenzial entfalten kénnen, was bis jetzt nicht der Fall ist; Irini mit den erforderlichen technischen Fahigkeiten
auszustatten, damit verhindert wird, dass Waffen auf dem Land-, See- oder Luftweg nach Libyen gelangen, und die
Bemithungen der EUBAM an der siidlichen Grenze Libyens zu verstirken;
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1) erforderlichenfalls das Mandat dieser beiden GSVP-Missionen zu erneuern, um zur Verbesserung der Sicherheits-
bedingungen vor Ort beizutragen, unter anderem indem Terroristen, Menschenhadndler und bewaffnete Gruppen daran
gehindert werden, grenziiberschreitende Handlungen wie illegalen Waffenschmuggel zu begehen; sicherzustellen, dass
bei allen Titigkeiten, die von diesen beiden Missionen durchgefithrt oder unterstiitzt werden, die Menschenrechte
geachtet werden und dass sie im Einklang mit dem Volkerrecht und dem EU-Recht stehen, insbesondere mit dem
Grundsatz der Nichtzuriickweisung, und eine Rechenschaftspflicht fiir mogliche Verletzungen zu schaffen; die
Uberwachung der Titigkeit der EUBAM verstirken, damit Missmanagement bei der Durchfithrung der Mission
verhindert wird; regelmifdige Folgenabschitzungen und Bewertungen von all ihren Tatigkeiten in Bezug auf die
Menschenrechte durchzufithren und dem Parlament zur Verfigung zu stellen; zu gewihrleisten, dass jede
Unterstiitzung des libyschen Grenzschutzes oder Sicherheitsapparats an die Achtung des Volkerrechts und des
EU-Rechts gekniipft ist;

s) angemessene Ressourcen fiir Such- und Rettungseinsitze entlang der zentralen Mittelmeerroute sicherzustellen,
einschlieflich der proaktiven Patrouillentitigkeit durch die EU und ihre Mitgliedstaaten auf dem Meer und in der Luft
zu unterstiitzen, damit der umfassende Schutz von Menschenleben und der Menschenwiirde gewihrleistet wird;
sicherzustellen, dass private Schiffe, die Such- und Rettungseinsitze durchfiihren, die einschlagigen internationalen und
EU-Rechtsvorschriften einhalten, und mit den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und Frontex zusammenzu-
arbeiten, damit fir die Sicherheit von Menschen in Seenot gesorgt wird; sicherzustellen, dass auf See gerettete
Migranten an sicheren Orten ausgeschifft werden und dass die siidlichen Mitgliedstaaten mit der Verantwortung fur die
Ausschiffung und Aufnahme nicht allein gelassen werden;

t)  auf der Grundlage der Uberpriifung fritherer Programme in dem Land angemessene EU-Mittel im Rahmen des
Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der
Welt (NDICI/Europa in der Welt) zur Unterstiitzung der libyschen Demokratisierungsbemithungen und Projekte zur
Starkung der Rechtsstaatlichkeit und der verantwortungsvollen Staatsfithrung bereitzustellen, wodurch die Kapazititen
Libyens bei der Erbringung offentlicher Dienstleistungen verbessert und Dezentralisierungsbemithungen unterstiitzt
werden, die Stabilisierung im Land gefordert wird, Organisationen der Zivilgesellschaft unterstiitzt werden, die soziale
Integration gestdrkt wird und Ungleichheiten bekdmpft werden, die Gleichstellung der Geschlechter und die Starkung
von Frauen und jungen Menschen gefordert, Libyens Gesundheitssystem gestirkt, der Klimawandel bekimpft und das
Konzept der Sicherheit fiir Menschen und des inklusiven, gerechten und nachhaltigen Wachstums gefordert werden;
technische Unterstiitzung fiir diese Projekte zu leisten und ihre Umsetzung durch internationale Einrichtungen und
nichtstaatliche Organisationen mit Erfahrungen mit Tatigkeiten in Libyen sicherzustellen; sicherzustellen, dass diese
Projekte mit den Priorititen der neuen Agenda fiir den Mittelmeerraum und der Agenda 2030 der Vereinten Nationen
im Einklang stehen und die Kriterien des Ausschusses fiir Entwicklungshilfe der Organisation fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung dabei eingehalten werden; zu gewihrleisten, dass alle EU-Mittel im Rahmen des
Instruments NDICI/Europa in der Welt von der Achtung der Menschenrechte und des Volkerrechts abhingig gemacht
werden und dass das Parlament iiber angemessene Befugnisse verfiigt, um ihre Verwendung zu kontrollieren und fiir
Rechenschaftspflicht zu sorgen;

u)  weiterhin humanitire Unterstiitzung fiir Libyen bereitzustellen mit einem besonderen Schwerpunkt auf den besonders
schutzbediirftigen Gruppen;

v) die libysche Zivilgesellschaft weiterhin zu unterstiitzen und aktiv mit ihr zusammenzuarbeiten; die libyschen
staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, die Praxis der gewaltsamen Unterdriickung zivilgesellschaftlicher
Organisationen mittels Festnahmen, Inhaftierungen, Verschwindenlassen und Folter einzustellen, die Beschrankungen
fiir Organisationen der Zivilgesellschaft aufzuheben, die weiterhin schwerwiegende Hindernisse fiir die Meinungs-
freiheit, die Vereinigungsfreiheit und die Freiheit der friedlichen Versammlung darstellen, wie es auch im
Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte garantiert ist, den Libyen ratifiziert hat;

w) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, die Visumsbeschrinkungen fur Vertreter der
auslandischen und lokalen Presse aufzuheben und die Sicherheit von Journalisten zu gewéhrleisten;

x) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, das Gesetz Nr. 19 von 2001 und den Prisidialerlass
Nr. 286 von 2019 aufzuheben, durch die die Moglichkeit der Zivilgesellschaft, sich zu betitigen, eingeschrinkt werden,
ebenso wie das Gesetz Nr. 76 von 1972 zu Veréffentlichungen, mit dem die Freiheit der Meinungsiuferung
beschnitten wird; die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, die Kriminalisierung von Grund-
freiheiten unter Zuhilfenahme vage formulierter Artikel des libyschen Strafgesetzbuches, wie Artikel 206 und 207, bei
denen die Todesstrafe verhdngt werden kann, einzustellen; die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich
aufzufordern, unverziiglich alle unter diesen Anklagen ungerechtfertigt inhaftierten Menschen freizulassen;

y) die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, ein Moratorium fiir die Vollstreckung der Todesstrafe einzurichten mit
dem Ziel, diese letztlich abzuschaffen;
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z) die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, die uneingeschrankte Reprasentation und Beteiligung von Frauen zu
verbessern und sie vor allen Formen der Gewalt zu schiitzen; Initiativen zu unterstiitzen, die darauf abzielen, einen
nationalen Aktionsplan fiir Frauen, Frieden und Sicherheit im Einklang mit der Resolution 1325 des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen vom 31. Oktober 2000 zu erstellen;

aa) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, Mafnahmen zur Beendigung und Verhinderung von
Gewalt gegen Kinder zu entwickeln und umzusetzen, und die Verpflichtungen Libyens einzuhalten, die Rechte von
Kindern zu fordern und zu schiitzen, insbesondere im Hinblick auf die Verpflichtungen im Rahmen des
Ubereinkommens iiber die Rechte des Kindes und der Afrikanischen Charta fiir die Rechte und das Wohl des Kindes;

ab) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, diskriminierende Gesetze und Praktiken gegen Mitglieder
religioser und ethnischer Minderheiten abzuschaffen;

ac) die libyschen staatlichen Stellen zu unterstiitzen, die freiwillige, sichere und wiirdevolle Riickkehr von Binnenvertrie-
benen in ihre Heimat sicherzustellen, und alle relevanten Interessentriger bei der Bereitstellung humanitirer
Unterstiitzung fir Binnenvertriebene und Riickkehrer zu unterstiitzen, einschlieSlich des Zugangs zu einer
grundlegenden Gesundheitsversorgung;

ad) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, eine Kultur der Dezentralisierung und der Achtung der
kulturellen, sprachlichen und historischen regionalen Vielfalt zu fordern und Einschrankungen und Hindernisse fiir die
friedliche AuRerung der Anliegen lokaler Gemeinschaften in Bezug auf faire und gleiche Rechte und Pflichten im
Rahmen eines vereinigten Libyens zu beseitigen; weiterhin Unterstiitzung und Mittel fiir lokale Gemeinschaften
bereitzustellen, insbesondere fiir marginalisierte Gemeinschaften, um eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung,
den sozialen Zusammenhalt und die Sicherheit der Menschen zu férdern; Partnerschaften mit libyschen Gemeinden
weiterzuentwickeln und sie darin zu unterstiitzen, ihre Systeme der lokalen Regierung zu stirken und grundlegende
Dienstleistungen bereitzustellen, unter anderem aber nicht beschrankt auf Bildung und Gesundheitsversorgung;

ae) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, dafiir zu sorgen, dass Migranten, Fliichtlinge und
Asylsuchende geschiitzt werden, und humanitiren Organisationen, die diesen schutzbediirftigen Bevolkerungsgruppen
Hilfe leisten, uneingeschrinkten, sicheren und ungehinderten Zugang zu Ausschiffungsstellen und zu allen Rdumen in
Hafteinrichtungen zu garantieren; die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, Visabeschrinkungen fiir alle
Mitarbeiter internationaler humanitdrer Organisationen unabhingig von ihrer Nationalitit aufzuheben; diese
humanitaren Akteure mit angemessenen Finanzmitteln auszustatten, um fiir eine wirksame humanitire Reaktion in
Hafteinrichtungen und in stddtischen Gebieten zu sorgen;

af) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, die Genfer Fliichtlingskonvention von 1951 zu
unterzeichnen und zu ratifizieren, und Unterstiitzung bei der Umsetzung ihrer Begleitmafnahmen anzubieten;

ag) die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, willkiirliche Inhaftierungen bei der Einwanderung zu
beenden und menschenrechtsbasierte Alternativen zur Inhaftnahme einzufiihren, unter anderem durch die SchlieBung
von Fliichtlingslagern und die Eroffnung von Aufnahmezentren, die Entwicklung von Uberpriifungs- und
Uberweisungsmechanismen und die Bereitstellung von Gemeinschaftswohnraum; zu diesem Zweck Initiativen zur
Anderung des libyschen Rechtsrahmens fiir Migration und Asyl aktiv zu unterstiitzen und zu finanzieren, um ihn mit
dem Volkerrecht und international anerkannten Standards und Prinzipien in Einklang zu bringen;

ah) die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, dafir zu sorgen, dass weibliche Hiftlinge in Einrichtungen mit
ausreichend geschultem weiblichem Wachpersonal und Kinder getrennt von Erwachsenen, die in keinem
Verwandtschaftsverhiltnis zu den Kindern stehen, untergebracht werden;

ai) den libyschen staatlichen Stellen weiter nahezulegen, die Zusammenarbeit mit den Nachbarldndern bei der Schaffung
sicherer und legaler Migrationswege zu verstirken;

aj) die libyschen staatlichen Stellen aufzufordern, die Zusammenarbeit mit anderen Landern und der Internationalen
Organisation fiir Migration im Hinblick auf die freiwillige, sichere und menschenwiirdige Riickkehr der in Libyen
festsitzenden Migranten in die Herkunftslinder und ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaften und Gemein-
schaften, die sie aufnehmen, zu verbessern;

ak) Verhandlungen der EU-Mitgliedstaaten iiber die Entwicklung einer ambitionierteren Migrations- und Asylpolitik der EU
zu unterstiitzen, damit illegalen Zuriickweisungen durch den libyschen Grenzschutz oder Sicherheitsapparat und der
Riickfithrung von Menschen in Lager mit unmenschlichen Zustinden in Libyen nicht indirekt Vorschub geleistet wird,
und libysche Akteure, gegen die glaubwiirdige Vorwiirfe schwerer Verletzungen und der Beteiligung am
Menschenhandel erhoben wurden, weder zu finanzieren noch mit ihnen zusammenzuarbeiten; sichere und legale
Migrationswege in die EU zu stirken, unter anderem durch die Ubernahme bestehender bewihrter Verfahren, den
Ausbau der Kapazititen der Nothilfe-Transitmechanismen und die Neuansiedlungszusagen von Mitgliedstaaten;
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al) eine weitere Verlingerung der unabhingigen Erkundungsmission der Vereinten Nationen fiir Libyen, falls dies als
notwendig erachtet wird, und die Umsetzung der Empfehlungen, die in ihren Berichten enthalten sind, aktiv zu
unterstiitzen; sicherzustellen, dass die Mission iiber ausreichende Ressourcen verfiigt, um ihr Aufgabe zu erfiillen, und
die libyschen staatlichen Stellen nachdriicklich aufzufordern, uneingeschrankt mit der Mission zusammenzuarbeiten
und ihren Mitgliedern uneingeschrankten Zugang zur unverziiglichen Durchfithrung ihrer Untersuchungen zu
gewihren;

=

weiterhin das Mandat des Internationalen Strafgerichtshofs und seine Bemithungen zu unterstiitzen, alle fur
Gréueltaten Verantwortlichen vor Gericht zu stellen, wozu Verletzungen des humanitiren Volkerrechts, die
Rekrutierung und direkte Beteiligung von Kindern an Feindseligkeiten, Verschwindenlassen, aufSergerichtliche
Totungen und anderer Formen der Gewalt gegen schutzbediirftige Bevolkerungsgruppen gehoren;

am

2. beauftragt seine Prasidentin, diese Empfehlung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission und
Hohen Vertreter der Union fiir AuSen- und Sicherheitspolitik sowie den Mitgliedstaaten zu iibermitteln.
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STELLUNGNAHMEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 TA(2022)0391

Rechnungsabschluss der Europiischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache fiir das
Haushaltsjahr 2020

Beschluss des Europdischen Parlaments vom 22. November 2022 zum Rechnungsabschluss der Europdischen
Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache fiir das Haushaltsjahr 2020 (2022/2903(RSP))

(2023/C 167/19)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Jahresabschluss der Europiischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache fiir das
Haushaltsjahr 2020,

— unter Hinweis auf den Jahresbericht des Rechnungshofs iiber die Agenturen der EU fiir das Haushaltsjahr 2020,
zusammen mit den Antworten der Agenturen ('),

— unter Hinweis auf die vom Rechnungshof gemifs Artikel 287 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union fir das Haushaltsjahr 2020 vorgelegte Erklirung iiber die Zuverlissigkeit der Rechnungsfithrung sowie die
RechtmifRigkeit und Ordnungsmafigkeit der zugrunde liegenden Vorginge (3,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 28. Februar 2022 zu der der Agentur fiir die Ausfithrung des
Haushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2020 zu erteilenden Entlastung (06003/2022 — C9-0101/2022),

— unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 4. Mai 2022 (}) tiber den Aufschub des Entlastungsbeschlusses fur das
Haushaltsjahr 2020 sowie auf die Antworten der Exekutivdirektorin der Europaischen Agentur fiir die Grenz- und
Kiistenwache,

— unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 18. Oktober 2022 (*), mit dem der Exekutivdirektorin der Europdischen
Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache die Entlastung fiir das Haushaltsjahr 2020 verweigert wird,

— gestiitzt auf Artikel 319 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018
iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 13012013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU)
Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufthebung der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (°), insbesondere auf Artikel 70,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/1896 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2019
tiber die Europdische Grenz- und Kiistenwache und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1052/2013 und (EU)
2016/1624 (°), insbesondere auf Artikel 116,
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— gesttitzt auf die Delegierte Verordnung (EU) 2019/715 der Kommission vom 18. Dezember 2018 iiber die
Rahmenfinanzregelung fiir gemafs dem AEUV und dem Euratom-Vertrag geschaffene Einrichtungen nach Artikel 70 der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europiischen Parlaments und des Rates (), insbesondere auf Artikel 105,

— gestiitzt auf Artikel 100 und Anlage V seiner Geschaftsordnung,

1. billigt den Rechnungsabschluss der Europdischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache fiir das Haushaltsjahr
2020;

2. beauftragt seine Prasidentin, diesen Beschluss der Exekutivdirektorin der Europdischen Agentur fir die Grenz- und
Kiistenwache, dem Rat, der Kommission und dem Rechnungshof zu tibermitteln und seine Veroffentlichung im Amtsblatt
der Europdischen Union (Reihe L) zu veranlassen.

() ABLL 122 vom 10.5.2019, S. 1.
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(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 TA(2022)0390
Ernennung eines Mitglieds des Rechnungshofs — Keit Pentus-Rosimannus

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 iiber die vorgeschlagene Ernennung von Keit
Pentus-Rosimannus zum Mitglied des Rechnungshofes (C9-0316/2022 — 2022/0808(NLE))

(Anhérung)
(2023/C 167/20)

Das Europdische Parlament,

— gestiitzt auf Artikel 286 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, gemifl dem es vom Rat
angehort wurde (C9-0316/2022),

— gestiitzt auf Artikel 129 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltskontrollausschusses (A9-0272/2022),

A. in der Erwidgung, dass der Rat das Europdische Parlament mit Schreiben vom 20. September 2022 zur Ernennung von
Keit Pentus-Rosimannus zum Mitglied des Rechnungshofes angehort hat;

B. in der Erwigung, dass der Haushaltskontrollausschuss die Qualifikationen von Keit Pentus-Rosimannus bewertet hat,
insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse nach Artikel 286 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europidischen Union; in der Erwidgung, dass der Ausschuss im Laufe dieser Bewertung einen Lebenslauf von Keit
Pentus-Rosimannus und die Antworten auf den schriftlichen Fragenkatalog, der ihr tibermittelt worden war, erhalten
hat;

C. in der Erwidgung, dass der Ausschuss im Anschluss daran am 8. November 2022 eine Anhorung von Keit
Pentus-Rosimannus durchgefiihrt hat, bei der diese zundchst eine Erklirung abgab und anschlieend die Fragen der
Ausschussmitglieder beantwortete;

1. gibt eine befiirwortende Stellungnahme zu dem Vorschlag des Rates ab, Keit Pentus-Rosimannus zum Mitglied des
Rechnungshofes zu ernennen;

2. beauftragt seine Prisidentin, diesen Beschluss dem Rat und — zur Information — dem Rechnungshof sowie den
iibrigen Organen der Europiischen Union und den Rechnungskontrollbehorden der Mitgliedstaaten zu iibermitteln.
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P9 _TA(2022)0392

Protokoll zum Europa-Mittelmeer-Interimsassoziationsabkommen: Teilnahme der Palisti-
nensischen Behorde fiir das Westjordanland und den Gaza-Streifen an Programmen der
Union

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Entwurf eines
Beschlusses des Rates iiber den Abschluss und die vorliufige Anwendung des Protokolls zum Europa-Mittel-
meer-Interimsassoziationsabkommen iiber Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europdischen Gemein-
schaft einerseits und der Palistinensischen Befreiungsorganisation (PLO) zugunsten der Palistinensischen
Behorde fiir das Westjordanland und den Gaza-Streifen andererseits betreffend ein Rahmenabkommen zwischen
der Europiischen Union und der Palistinensischen Behorde fiir das Westjordanland und den Gaza-Streifen iiber
die allgemeinen Grundsitze fiir die Teilnahme der Palistinensischen Behérde an Programmen der Union
(12669/2019 — C9-0115/2021 — 2019/0164(NLE))

(Zustimmung)

(2023/C 167/21)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (12669/2019),

— unter Hinweis auf das Protokoll zum Europa-Mittelmeer-Interimsassoziationsabkommen iiber Handel und Zusam-
menarbeit zwischen der Europdischen Gemeinschaft einerseits und der Paldstinensischen Befreiungsorganisation (PLO)
zugunsten der Paldstinensischen Behorde fiir das Westjordanland und den Gaza-Streifen andererseits betreffend ein
Rahmenabkommen zwischen der Europdischen Union und der Paldstinensischen Behérde fiir das Westjordanland und
den Gaza-Streifeniiber die allgemeinen Grundsitze fir die Teilnahme der Paldstinensischen Behorde an den
Programmen der Union (%),

— unter Hinweis auf das vom Rat gemifl Artikel 209, Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a und Artikel 218
Absatz 7 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung
(C9-0115/2021),

— gestiitzt auf Artikel 105 Absitze 1 und 4 und Artikel 114 Absatz 7 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten (A9-0253/2022),
1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Protokolls;

2. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen
und Parlamenten der Mitgliedstaaten und Paldstinas

() ABLL 121 vom 8.4.2021, S. 3.
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P9 _TA(2022)0393

Ausgewogenere Vertretung von Frauen und Minnern unter den Direktoren borsennotierter
Gesellschaften

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Standpunkt des Rates in
erster Lesung im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur
Gewihrleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Minnern unter den Direktoren boérsenno-
tierter Gesellschaften und iiber damit zusammenhingende Maflnahmen
(10521/1/2022 — C9-0354/2022 — 2012/0299(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2023/C 167/22)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (10521/1/2022 — C9-0354/2022),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (!) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europdische
Parlament und den Rat (COM(2012)0614),

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif$ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von den zustindigen
Ausschiissen angenommen wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die gemeinsamen Beratungen des Rechtsausschusses und des Ausschusses fiir die Rechte der Frauen
und die Gleichstellung der Geschlechter gemif8 Artikel 58 der Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung fiir die zweite Lesung des Rechtsausschusses und des Ausschusses fiir die Rechte der
Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter (A9-0275/2022),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;
2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;

3. beauftragt seine Prisidentin, den Gesetzgebungsakt mit dem Prisidenten des Rates gemaf$ Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Generalsekretdr, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem tiberpriift worden ist, dass alle
Verfahren ordnungsgemidfl abgeschlossen worden sind, und im Einvernechmen mit dem Generalsekretir des Rates die
Veroffentlichung des Gesetzgebungsakts im Amitsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

() ABL C 436 vom 24.11.2016, S. 225.
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P9 TA(2022)0394
Resilienz kritischer Einrichtungen

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine
Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Resilienz kritischer Einrichtungen
(COM(2020)0829 — €9-0421/2020 — 2020/0365(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/23)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2020)0829),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0421/2020),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 27. April 2021 (),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 1. Juli 2021 (%),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 21. September 2022 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses fiir
Binnenmarkt und Verbraucherschutz, des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten und des Ausschusses fiir Verkehr
und Tourismus,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0289/2021),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2020)0365

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 22. November 2022 im Hinblick auf den
Erlass der Richtlinie (EU) 2022/... des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Resilienz kritischer
Einrichtungen und zur Aufhebung der Richtlinie 2008/114/EG des Rates

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2022/2557.)

() ABL C 286 vom 16.7.2021, S. 170.
() ABL C 440 vom 29.10.2021, S. 99.
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P9 TA(2022)0395
Gemeinsame Fischereipolitik (GFP): Beschrinkungen des Zugangs zu Unionsgewissern

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des
Europidischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 in Bezug auf Beschrinkungen des Zugangs zu
Unionsgewdssern
(COM(2021)0356 — C9-0254/2021 — 2021/0176(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/24)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0356),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0254/2021),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 22. September
2021 (1),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 12. Oktober 2022 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses fiir regionale Entwicklung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses (A9-0206/2022),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. billigt die dieser Entschliefung beigefiigte gemeinsame Erklarung des Europiischen Parlaments und der Kommission,
die im Amtsblatt der Europdischen Union (Reihe C) veroffentlicht wird;

3. nimmt die dieser EntschlieSung beigefuigte Erklarung der Kommission zur Kenntnis, die im Amtsblatt der Europdischen
Union (Reihe C) veroffentlicht wird;

4. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

5. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0176
Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 22. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass der Verordnung (EU) 2022/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 1380/2013 in Bezug auf Beschrinkungen des Zugangs zu Unionsgewissern

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2022/2495.)

() ABL C 517 vom 22.12.2021, S. 123.
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ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Gemeinsame Erklirung des Européischen Parlaments und der Europdischen Kommission zu der Lage der Fischerei
im Armelkanal

Die Kommission und das Europdische Parlament nehmen die Lage der Fischerei im Armelkanal und die von lokalen und
regionalen Fischereiakteuren, darunter den Fischerinnen und Fischern, geduf8erten Bedenken hinsichtlich des Einsatzes von
Grundschleppnetzen durch zahlreiche Schiffe zur Kenntnis.

Die Kommission und das Europiische Parlament ermutigen die Interessentriger, eng zusammenzuarbeiten und
entsprechende Initiativen zu ergreifen, und fordern die Mitgliedstaaten auf, gegebenenfalls mit gemeinsamen Empfehlungen
nachzufassen. Auf der Grundlage von Konsultationen der Interessentridger und einer Bewertung durch die einschligigen
wissenschaftlichen Gremien, einschliefSlich einer Bewertung der soziodkonomischen Auswirkungen, wird die Kommission
gegebenenfalls  Folgemafnahmen, einschlieflich technischer Mafinahmen, ergreifen. Dabei wird die Kommission
sicherstellen, dass Finanzmittel fiir wissenschaftliche Forschung und Beratung zur Verfiigung stehen.

Erklirung der Kommission zur Uberarbeitung der GFP-Verordnung

Falls die Kommission eine Uberarbeitung der GFP-Verordnung in Erwigung zieht, wird sie eine Folgenabschitzung nach
den Grundsitzen der besseren Rechtsetzung durchfithren. Die Kommission wird den Mitgesetzgebern die Folgenab-
schitzung zum Zeitpunkt der Veroffentlichung eines solchen Vorschlags zur Verfiigung stellen.

Alternativ wird sie die einen Bericht iiber die Umsetzung der Gemeinsamen Fischereipolitik bis spatestens 2032 in
Erwigung ziehen.
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Dienstag, 22. November 2022

P9 TA(2022)0396
Entscheidungen der europiischen Normungsorganisationen

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012

hinsichtlich der Entscheidungen der europiischen Normungsorganisationen iiber europiische Normen und
Dokumente der europidischen Normung (COM(2022)0032 — C9-0033/2022 — 2022/0021(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/25)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2022)0032),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0033/2022),

— unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 26. August 2022 (?)

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 19. Oktober 2022 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union zu billigen,

— gestitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A9-0205/2022),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission und den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2022)0021

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 22. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass der Verordnung (EU) 2022|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung

(EU) Nr. 1025/2012 hinsichtlich Entscheidungen der europiischen Normungsorganisationen iiber europiische
Normen und Dokumente der europidischen Normung

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2022/2480.)

(") ABIL. C 323 vom 26.8.2022, S. 43.
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Dienstag, 22. November 2022

P9 TA(2022)0397

Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den Giiter-
oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text)

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine
Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer
bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den Giiter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text)
(COM(2021)0034 — C9-0008/2021 — 2021/0018(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren — Kodifizierung)

(2023/C 167/26)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0034),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Européischen Union, auf deren
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0008/2021),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 24. Februar 2021 ('),

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Dezember 1994 iiber ein beschleunigtes Arbeitsverfahren fiir
die amtliche Kodifizierung von Rechtstexten (3),

— gestiitzt auf die Artikel 109 und 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Rechtsausschusses (A9-0267/2022),

A. in der Erwidgung, dass aus der Stellungnahme der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste des Europdischen
Parlaments, des Rates und der Kommission hervorgeht, dass sich der genannte Vorschlag auf eine reine Kodifizierung der
bestehenden Rechtstexte ohne inhaltliche Anderungen beschrinkt;

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0018

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 22. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass der Richtlinie (EU) 2022/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Grundqualifikation und

Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den Giiter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter
Text)

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2022/2561.)

() ABL C 155 vom 30.4.2021, S. 78.
() ABL C 102 vom 4.4.1996, S. 2.
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Dienstag, 22. November 2022

P9 TA(2022)0398

Abkommen zwischen der EU und Neuseeland: Anderung der Zugestindnisse fiir alle in der
EU-Liste CLXXV aufgefiihrten Zollkontingente

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 22. November 2022 zu dem Entwurf eines

Beschlusses des Rates iiber den Abschluss — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der

Europdischen Union und Neuseeland nach Artikel XXVIII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT)

1994 iiber die Anderung der Zugestindnisse fiir alle in der EU-Liste CLXXV aufgefithrten Zollkontingente infolge

des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der Europiischen Union (07910/2022 — (C9-0296/2022 —
2022/0098(NLE))

(Zustimmung)

(2023/C 167/27)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (07910/2022),

— unter Hinweis auf den Entwurf eines Abkommens zwischen der Europdischen Union und Neuseeland nach
Artikel XXVIII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 1994 iiber die Anderung der Zugestindnisse fiir
alle in der EU-Liste CLXXV aufgefithrten Zollkontingente infolge des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der
Europdischen Union (07911/2022),

— unter Hinweis auf das vom Rat gemaf8 Artikel 207 Absatz 4 Unterabsatz 1 und Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2
Buchstabe a Ziffer v des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung
(C9-0296/2022),

— gestiitzt auf Artikel 105 Absitze 1 und 4 und Artikel 114 Absatz 7 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir internationalen Handel (A9-0273/2022),
1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen
und Parlamenten der Mitgliedstaaten und Neuseelands zu tibermitteln.
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Dienstag, 22. November 2022

P9 _TA(2022)0399

Anderung des Beschlusses (EU) 2015/2169 iiber den Abschluss des Freihandelsabkommens
zwischen der Europiischen Union und der Republik Korea

Legislative Entschlieung des Europidischen Parlaments vom 22. November 2022 zum Entwurf eines Beschlusses
des Rates zur Anderung des Beschlusses (EU) 2015/2169 des Rates iiber den Abschluss des Freihandelsab-
kommens zwischen der Europiischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Korea
andererseits
(12600/2022 — C9-0343/2022 — 2022/0257(NLE))

(Zustimmung)

(2023/C 167/28)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (12600/2022),

— unter Hinweis auf das Freihandelsabkommen zwischen der Europaischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
der Republik Korea andererseits,

— unter Hinweis auf das vom Rat gemif Artikel 91, Artikel 100 Absatz 2, Artikel 167 Absatz 3, Artikel 207 und
Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union
unterbreitete Ersuchen um Zustimmung (C9-0343/2022),

— gestiitzt auf Artikel 105 Absdtze 1 und 4 und Artikel 114 Absatz 7 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir internationalen Handel (A9-0277/2022),
1. gibt seine Zustimmung zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates;

2. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen
und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der Republik Korea zu tibermitteln.
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Mittwoch, 23. November 2022

P9_TA(2022)0402

Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 — Zusitzliche Mafinahmen zur
Bewiltigung der Folgen des Kriegs Russlands gegen die Ukraine — Aufstockung des
Katastrophenschutzverfahrens der Union — Kiirzung der Mittel fiir Zahlungen und
Aktualisierung der Einnahmen — Sonstige Anpassungen und technische Aktualisierungen

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 zu dem Standpunkt des Rates zum Entwurf
des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 der Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2022 — Zusitzliche
Maflnahmen zur Bewiltigung der Folgen des Kriegs Russlands gegen die Ukraine, Aufstockung des
Katastrophenschutzverfahrens der Union, Kiirzung der Mittel fiir Zahlungen und Aktualisierung der Einnahmen,
sonstige Anpassungen und technische Aktualisierungen (14832/2022 — C9-0388/2022 — 2022/0318(BUD))

(2023/C 167/29)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 314 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europaischen Atomgemeinschaft,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018
tiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU)
Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 ('), insbesondere auf Artikel 44,

— unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Européischen Union fiir das Haushaltsjahr 2022, der am 24. November
2021 endgiiltig erlassen wurde (3),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021 bis 2027 (}) (,MFR-Verordnung®),

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen
Parlament, dem Rat der Europdischen Union und der Europidischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel,
einschlieflich eines Fahrplans fiir die Einfihrung neuer Eigenmittel (*),

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 iber das
Eigenmittelsystem der Europiischen Union und zur Aufhebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom (°),

— unter Hinweis auf den Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 (COM(2022)0351), der von der
Kommission am 5. Oktober 2022 vorgelegt wurde,

— unter Hinweis auf den vom Vermittlungsausschuss am 14. November 2022 vereinbarten gemeinsamen Text zum
Gesamthaushaltsplan fiur das Haushaltsjahr 2023, der auch die Annahme des Entwurfs des Berichtigungshaushaltsplans
Nr. 5/2022 umfasst,

— unter Hinweis auf den Standpunkt zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022, der vom Rat am
21. November 2022 festgelegt und dem Europdischen Parlament am selben Tag zugeleitet wurde (14832/2022 —
(9-0388/2022),

— gestiitzt auf die Artikel 94 und 96 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0280/2022),

ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
ABL L 45 vom 24.2.2022, S. 1.

ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 11.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 28.
ABL L 424 vom 15.12.2020, S. 1.
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Mittwoch, 23. November 2022

A. in der Erwagung, dass der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 der Aktualisierung der Ausgabenseite
und der Einnahmenseite dient und Anderungen am Einzelplan III (Kommission) und an sonstigen Einzelplinen
beinhaltet;

B. in der Erwigung, dass mit dem Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 unter anderem Anpassungen zur
Bewiltigung der Folgen des Kriegs Russlands gegen die Ukraine vorgenommen werden;

C. in der Erwdgung, dass der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 mit der Finanzierung des neuen
Instruments zur Starkung der Europdischen Verteidigungsindustrie durch Gemeinsame Beschaffung (EDIRPA), der
Starkung der Sofortmafinahmen im Rahmen des Aktionsbereichs ,Lebensmittelkette” des Binnenmarktprogramms, der
vorgezogenen Bereitstellung von Mitteln und der Stirkung des Katastrophenschutzverfahrens der Union (UCPM), der
Erhéhung des EU-Beitrags zur Europiischen Beobachtungsstelle fir Drogen und Drogensucht, der Aufstockung der
Verwaltungsausgaben und Versorgungsbeziige infolge der hohen Inflation sowie der den Verzogerungen bei der
Annahme geschuldeten Riickgabe des Betrags aus der Reserve des neuen ,ReFuelEU Aviation“-Mandats an die
Haushaltslinie der Fazilitit ,Connecting Europe“ — Verkehr im Zusammenhang steht; in der Erwdgung, dass der
gesamte verbleibende Spielraum bei den Rubriken 2b und 5 voll ausgeschopft wurde;

D. in der Erwidgung, dass die Artikel 64 und 65 des Beamtenstatuts darauf abzielen, die Kaufkraftentwicklung von
EU-Beamten der Kaufkraftentwicklung nationaler Beamte anzugleichen; in der Erwidgung, dass die prognostizierte
Aktualisierung der Dienstbeziige riickwirkend ab dem 1. Juli 2022 im Haushaltsplan 2022 bei 2,5% lag (mit
Auswirkungen auf 6 Monate), wihrend sich der im Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 festgehaltene
Prozentsatz auf 6,9 % belduft; in der Erwdgung, dass der endgiiltige Prozentsatz im Eurostat-Bericht vom 24. Oktober
2022 (°) iber die Aktualisierung der Dienstbeziige auf 7,0 % festgelegt wurde;

E. in der Erwigung, dass die Mittel fiir Zahlungen fiir den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER) und EU4Health um jeweils 775 Mio. EUR bzw. 129,2 Mio. EUR gekiirzt werden;

F. in der Erwigung, dass der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 auch zwei Anpassungen auf der
Einnahmenseite umfasst, namlich die Aktualisierung der Schitzungen fiir die traditionellen Eigenmittel (TEM) sowie die
Beriicksichtigung der voraussichtlichen Auswirkungen von Wechselkursdifferenzen; in der Erwidgung, dass der
Einnahmeniiberschuss auf 3,0 Mrd. EUR geschitzt wird;

G. in der Erwigung, dass die Nettoauswirkungen dieses Entwurfs des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 auf die
Ausgaben einem Anstieg der Mittel fiir Verpflichtungen um 447,5 Mio. EUR und einer Kiirzung der Mittel fiir
Zahlungen um 741,1 Mio. EUR entsprechen; in der Erwdgung, dass die Gesamtauswirkungen auf der Einnahmenseite
(bestehend aus dem Einnahmeniiberschuss und dem Riickgang bei den Zahlungen) einen Nettoriickgang der
BNE-Beitrdge um 3 779 Mio. EUR bedeuten;

H. in der Erwidgung, dass das Parlament wiederholt darauf hingewiesen hat, dass mit einem Entwurf eines
Berichtigungshaushaltsplans nur ein Zweck verfolgt werden sollte;

1. nimmt den von der Kommission vorgelegten Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022 zur Kenntnis;

2. weist darauf hin, dass der Vermittlungsausschuss in Bezug auf den Gesamthaushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2023
aufgrund der spiten Annahme der Rechtsgrundlage fur das EDIRPA iibereingekommen ist, fur diesen Zweck keine Betrdge
an Mitteln fiir Verpflichtungen in die Reserve einzustellen und keine entsprechende Haushaltslinie fiirr das Haushaltsjahr
2022 einzurichten;

3. unterstreicht, dass das UCPM seit seiner Einfithrung insbesondere infolge der extremen Witterungsbedingungen, die
zu vermehrten Uberschwemmungen, Brinden und Diirren in Europa fithren, sowie zwecks Einrichtung einer stindigen
Loschflotte zur europaweiten Bekdmpfung von Waldbranden bereits erheblich gestarkt werden musste; weist daher darauf
hin, dass es insbesondere vor dem Hintergrund der anstehenden Uberpriifung des MFR einer bedarfsbasierten
Neubewertung der vorgeschlagenen vorgezogenen/spateren Bereitstellung von Mitteln fir das UCPM bedarf;

4. warnt vor dem Risiko immer hoherer Zahlungsriickstande aufgrund der besorgniserregenden Verzogerungen bei der
Umsetzung der Programme und unterstreicht das Erfordernis, diesem Risiko im Rahmen der MFR-Uberpriifung zu
begegnen;

(©) Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen ,Eurostat-Bericht iiber die fir das Jahr 2022 vorgenommene jihrliche
Aktualisierung der Dienst- und Versorgungsbeziige der EU-Beamten®, veroffentlicht am vom 24.10.2022.
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5. betont, dass die BNE-Beitrdge der Mitgliedstaaten um insgesamt 3,8 Mrd. EUR zuriickgegangen sind und dass einige
Mitgliedstaaten von erheblichen Aufstockungen profitieren, da ihre Pauschalrabatte jahrlich auf der Grundlage des realen
BIP-Preisdeflators und nicht auf der Grundlage des im MFR vorgesehenen festen Deflators von 2 % angepasst werden;

6.  weist erneut darauf hin, dass die Kommission — damit das Vorrecht der Haushaltsbehorde stirker geachtet wird —
einen Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans fiir nur einen Zweck vorlegen und nicht mehrere Zwecke mit ein und
demselben Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans verfolgen sollte;

7. billigt den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2022;

8. beauftragt seine Prisidentin, festzustellen, dass der Berichtigungshaushaltsplan Nr. 5/2022 endgiiltig erlassen ist, und
seine Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

9.  beauftragt seine Prasidentin, diese EntschlieSung dem Rat und der Kommission und den nationalen Parlamenten zu
iibermitteln.
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P9 TA(2022)0403
Haushaltsverfahren 2023 — gemeinsamer Entwurf

Legislative Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 23. November 2022 zu dem vom Vermittlungsaus-
schuss im Rahmen des Haushaltsverfahrens gebilligten gemeinsamen Entwurf des Gesamthaushaltsplans der
Européischen Union fiir das Haushaltjahr 2023 (14783/2022 — C9-0389/2022 — 2022/0212(BUD))

(2023/C 167/30)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den vom Vermittlungsausschuss angenommenen gemeinsamen Entwurf und die diesbeziiglichen
Erklarungen des Parlaments, des Rates und der Kommission (14783/2022 — (C9-0389/2022),

— unter Hinweis auf den von der Kommission am 1. Juli 2022 angenommenen Entwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2023 (COM(2022)0400),

— unter Hinweis auf den Standpunkt zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europdischen Union fir das
Haushaltsjahr 2023, der am 6. September 2022 vom Rat festgelegt und am 9. September 2022 dem Parlament
zugeleitet wurde (12108/2022 — (€9-0306/2022),

— unter Hinweis auf das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europdischen
Union fiir das Haushaltsjahr 2023, das am 5. Oktober 2022 von der Kommission vorgelegt wurde (COM(2022)0670),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. Oktober 2022 zum Standpunkt des Rates zum Entwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europiischen Union fiir das Haushaltsjahr 2023 (') und auf die darin enthaltenen
Abinderungen am Entwurf des Gesamthaushaltsplans,

— gestiitzt auf Artikel 314 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europiischen Atomgemeinschaft,

— gestiitzt auf den Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 tiber das Eigenmittelsystem
der Europdischen Union und zur Aufthebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom (%),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018
tiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 13092013, (EU)
Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021-2027 (%),

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen
Parlament, dem Rat und der Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die
wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlieflich eines Fahrplans im Hinblick auf die
Einfithrung neuer Eigenmittel (°),

— gestiitzt auf die Artikel 95 und 96 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht seiner Delegation im Vermittlungsausschuss (A9-0278/2022),

Angenommene Texte, P9_TA(2022)0366.
ABIL. L 424 vom 15.12.2020, S. 1.
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billigt den gemeinsamen Entwurf;
bestitigt die dieser EntschliefSung beigefiigten gemeinsamen Erklirungen;

nimmt die dieser EntschlieSung beigefiigte Erklarung der Kommission zur Kenntnis;

2o =

beauftragt seine Prisidentin, festzustellen, dass der Gesamthaushaltsplan der Europdischen Union fir das
HaushaltSJahr 2023 endgiiltig erlassen ist, und seine Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seine Prisidentin, diese legislative EntschlieBung dem Rat, der Kommission, den anderen betroffenen
Organen und den betroffenen Einrichtungen sowie den nationalen Parlamenten zu tibermitteln.
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ANHANG

ENDGULTIGE FASSUNG

Haushaltsplan 2023 — Elemente, auf die sich die gemeinsamen Schlussfolgerungen beziehen

Diese gemeinsamen Schlussfolgerungen beinhalten folgende Abschnitte:

1. Haushaltsplan 2023

2. Haushaltsplan 2022 — Berichtigungshaushaltsplan Nr. 5/2022

3. Erklarungen

— Ubersicht

A. Haushaltsplan 2023

Die gemeinsamen Schlussfolgerungen sehen Folgendes vor:

— Die Mittel fiir Verpflichtungen werden im Haushaltsplan 2023 mit insgesamt 186 616,7 Mio. EUR veranschlagt.
Insgesamt ergibt dies bei den Mitteln fiir Verpflichtungen einen Spielraum unterhalb der Obergrenzen des MER fiir 2023
von 421,2 Mio. EUR.

— Die Mittel fiir Zahlungen werden im Haushaltsplan 2023 mit insgesamt 168 648,7 Mio. EUR veranschlagt. Insgesamt
ergibt dies bei den Mitteln fir Zahlungen einen Spielraum unterhalb der Obergrenzen des MFR fur 2023 von
3554,2 Mio. EUR.

— Das Flexibilititsinstrument fiir 2023 wird in Form von Mitteln fir Verpflichtungen in Hohe von 1 235,7 Mio. EUR in
Anspruch genommen, davon 182,2 Mio. EUR fiir die Teilrubrik 2b ,Resilienz und Werte®, 170,6 Mio. EUR fiir die
Rubrik 5 ,Sicherheit und Verteidigung“ und 882,9 Mio. EUR fiir die Rubrik 6 ,Nachbarschaft und die Welt.

Die Kommission veranschlagt die Mittel fiir Zahlungen, die 2023 im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme des

Flexibilitdtsinstruments im Zeitraum 2019 bis 2023 bereitgestellt werden, auf 948,1 Mio. EUR. Die folgende Tabelle gibt

Aufschluss tiber den voraussichtlichen Zahlungsplan fiir die damit verbundenen noch ausstehenden Betrdge fiir die
betreffenden Jahre:

Flexibilitdtsinstrument — Zahlungsprofil (in Mio. EUR)

Jahr der Inanspruchnahme 2023 2024 2025 2026 Summe
2019 82,2 0,0 0,0 0,0 223,2
2020 39,9 0,0 0,0 0,0 106,1
2021 10,3 7,6 0,0 0,0 58,9
2022 62,7 49,8 36,7 0,0 368,4
2023 752,9 279,0 120,6 83,2 1235,7 EUR
Summe 948,1 336,4 157,4 83,2 19923 EUR

— Das Instrument fiir einen einzigen Spielraum wird gemifl Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a der MFR-Verordnung in
Form von Mitteln fiir Verpflichtungen in Hohe von 280 Mio. EUR in der Teilrubrik 2b ,Resilienz und Werte* in
Anspruch genommen.



C167/144 Amtsblatt der Europdischen Union 11.5.2023

Mittwoch, 23. November 2022
B. Haushaltsplan 2022

Der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans (EBH) Nr. 5/2022 wird mit einer Abdnderung gegeniiber dem Vorschlag der
Kommission angenommen: Aufgrund der spiten Verabschiedung der Rechtsgrundlage fiir die Stiarkung der europiischen
Verteidigungsindustrie durch eine gemeinsame Beschaffung (EDIRPA) wird der zu diesem Zweck in die Reserve eingestellte
Betrag von 82 972 301 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen nicht akzeptiert und die entsprechende Haushaltslinie 13 06 01
fur das Haushaltsjahr 2022 nicht eingerichtet.

— 1. Haushaltsplan 2023

1.1. ,,Geschlossene“ Haushaltslinien

Sofern nachstehend in diesen Schlussfolgerungen nicht anders angegeben, werden alle Haushaltslinien entsprechend dem
Vorschlag der Kommission im Entwurf des Haushaltsplans fiir 2023 in der durch das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023
gednderten Fassung bestitigt.

Fir die tibrigen Haushaltslinien kam der Vermittlungsausschuss zu einer Einigung tber die nachfolgend in den
Abschnitten 1.2 bis 1.7 dargestellten Schlussfolgerungen.

1.2. Ubergreifende Aspekte
Dezentrale Agenturen

Der EU-Beitrag (Mittel fiir Verpflichtungen und Mittel fiir Zahlungen und die Anzahl der Planstellen) fiir alle dezentralen
Agenturen entspricht dem Umfang, der von der Kommission im Entwurf des Haushaltsplans fiir 2023 in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagen wurde, mit Ausnahme der folgenden Einrichtungen:

— Unter Teilrubrik 2b:

— Die Europiische Staatsanwaltschaft (EUStA, Haushaltsartikel 07 10 08), fiir die im Haushaltsplan 2023 eine Aufstok-
kung um 2,5 Mio. EUR und die Umwandlung von 20 Stellen fiir Vertragsbedienstete in Stellen fiir Bedienstete auf Zeit
im Stellenplan vorgesehen ist, wobei davon ausgegangen wird, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte
erfolgen.

— Unter Rubrik 4:

— Die Agentur der Europdischen Union fiir das Betriebsmanagement von IT-Grofsystemen im Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts (eu-LISA, Haushaltsartikel 11 10 02), fur die sechs Stellen in den Stellenplan aufgenommen
werden, und die Hohe der Mittel fir Verpflichtungen und der Mittel fiir Zahlungen um 0,5 Mio. EUR erh6ht wird, wobei
davon ausgegangen, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen.

— Die Asylagentur der Europiischen Union (EUAA, Haushaltsartikel 10 10 01), fiir die die Mittel fiir Verpflichtungen und
die Mittel fiir Zahlungen um 3 Mio. EUR aufgestockt werden.

— Die Europiische Agentur fur die Grenz- und Kiistenwache (Frontex, Haushaltsartikel 11 10 01), fir die die Mittel fir
Verpflichtungen und die Mittel fir Zahlungen, wie vom Rat vorgeschlagen und vom Europdischen Parlament im
Rahmen der jeweiligen Lesungen gebilligt, um 50 Mio. EUR gekiirzt werden.

Exekutivagenturen

Der EU-Beitrag (Mittel fur Verpflichtungen und Mittel fiir Zahlungen) und die Anzahl der Planstellen fiir die
Exekutivagenturen entsprechen dem Vorschlag der Kommission im Haushaltsentwurf.

Pilotprojekte [ vorbereitende Mafnahmen

Es wurde wie vom Parlament vorgeschlagen ein Gesamtpaket von 39 Pilotprojekten | vorbereitenden Maflnahmen (darunter
29 neue) im Umfang von 80,1 Mio. EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen vereinbart.

Die Hohe der Mittel fiir die Fortsetzung des vom Europiischen Auswirtigen Dienst (EAD) durchgefithrten Pilotprojekts
(Pilotprojekt — Auf dem Weg zur Einrichtung einer Europdischen Diplomatischen Akademie, Haushaltsposten 2 2 5 0)
entspricht dem vom EAD beantragten und von der Kommission im Haushaltsentwurf 2023 vorgeschlagenen Umfang.
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Bei diesem Paket werden die in der Haushaltsordnung vorgesehenen Obergrenzen fiir Pilotprojekte und vorbereitende
Mafinahmen eingehalten.

1.3. Ausgabenkategorien des Finanzrahmens — Mittel fiir Verpflichtungen

Nach Beriicksichtigung der oben aufgefithrten Schlussfolgerungen zu Agenturen, Pilotprojekten und vorbereitenden
Mafinahmen hat der Vermittlungsausschuss folgende Vereinbarung getroffen:

Rubrik 1 — Binnenmarkt, Innovation und Digitales

Die Mittel fiir Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Umfang, jedoch mit den im Vermittlungsausschuss
vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen (in

EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Proeramm ezeichnung
8
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 ere
1.0.11 Horizont Europa 12342890425(12 352890425 10 000 000
01 02 01 02 Marie-Sklodowska-Curie-Mafinahmen 864130 546 874130546 10000000
1.0.13 Internationaler  thermonuklearer ~ Versuchsreaktor | 1019 848 352 839848352 - 180000 000
(ITER)
01 04 01 Bau, Betrieb und Nutzung der ITER-Anlagen —| 1012128572 832128 572| -180000 000
Europiisches gemeinsames Unternehmen fiir den
ITER und die Entwicklung der Fusionsenergie
1.0.221 CEF-Verkehr 1792540197 | 1852540197 60 000 000
02 03 01 Fazilitit ,Connecting Europe“ (CEF) — Verkehr 1782813707 | 1842813707 60000 000
1.0.222 CEF — Energie 815673939 859173939 43500 000
02 03 02 Fazilitit ,Connecting Europe” (CEF) — Energie 810644269 854144269 43500000
1.0.31 Binnenmarktprogramm (einschl. KMU) 592820090| 602820090| 10000000
03 02 02 Erhohung der Wettbewerbsfahigkeit von Unter- 126 384 000 136 384 000 10 000 000
nehmen — insbesondere KMU — und Unter-
stittzung fir den Zugang zu Markten
PPVM Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 37325000
Summe -19175 000

Folglich werden die Mittel fir Verpflichtungen auf 21 548,4 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgabenobergrenze der Rubrik 1
verbleibt somit ein Spielraum von 178,6 Mio. EUR.
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Der Vermittlungsausschuss hat sich darauf geeinigt, dass bei den Forschungshaushaltslinien Mittel fur Verpflichtungen in
Hohe von insgesamt 148,8 Mio. EUR gemif$ Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung (') wieder eingesetzt werden. Diese
Mittel sind Teil des Gesamtbetrags in Hohe von bis zu 0,5 Mrd. EUR (zu Preisen von 2018) fiir den Zeitraum 2021-2027,
dem im Rahmen der MFR-Vereinbarung zugestimmt wurde. Somit stehen fiir den Zeitraum 2024-2027 bis zu
238,0 Mio. EUR zu Preisen von 2018 zur Verfigung. Im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungsverfahren zum
europdischen Chip-Gesetz und seiner Finanzierung wird die Moglichkeit eines weiteren Riickgriffs auf Artikel 15 Absatz 3
erortert.

Die folgende Haushaltslinie wird aufgestockt, und ihre Erlduterungen werden entsprechend angepasst:

(in EUR)

Haushaltslinie Name Verl;){iiltitceli tﬁitfgen
01 02 02 20 Cluster ,Kultur, Kreativitit und eine inklusive Gesellschaft* 29762369
01 02 02 40 Cluster ,Digitalisierung, Industrie und Weltraum* 89287105
01 02 02 50 Cluster ,Klima, Energie und Mobilitat* 29762369
Summe 148 811 843

Teilrubrik 2a — Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt

Die Mittel fur Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf vorgeschlagenen Umfang,
jedoch mit den im Vermittlungsausschuss vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz

(einschl. BS 1) 2023 ere
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 3500000
Summe 3500000

Folglich werden die Mittel fiir Verpflichtungen auf 62 926,5 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgabenobergrenze der
Teilrubrik 2a verbleibt somit ein Spielraum von 12,5 Mio. EUR.

Teilrubrik 2b — Resilienz und Werte

Die Mittel fiir Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Umfang, jedoch mit den im Vermittlungsausschuss
vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. . (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz

(einschl. BS 1) 2023 ere

2.2.23 Finanzierungskosten des Aufbauinstruments der Euro-| 1485775000| 1315775000 | - 170000 000

pdischen Union

(") Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union, ABL L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
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Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
o (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
8!
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 Hiteren
06 04 01 Aufbauinstrument  der  Europdischen ~ Union| 1479775000 1309775000 -170000 000
(NGEU) — periodische Kuponzahlung und Tilgung
bei Falligkeit
2.2.25 EU4Health 731750309 | 739250309 7500000
06 06 01 Programm ,EU4Health* 707 621072 715121072 7 500 000
2.2.32 Erasmus+ 3648525437 | 3668525437 20000000
07 03 01 01 Forderung der Lernmobilitit von Einzelpersonen, | 2382120171 2400120171 18 000 000
sowie der Zusammenarbeit, Inklusion, Exzellenz,
Kreativitdt und Innovation auf Ebene von Organi-
sationen der allgemeinen und beruflichen Bildung
und der Bildungspolitik — Indirekte Mittelverwal-
tung
07 03 03 Forderung der Lernmobilitit von Sporttrainern und 67 664711 69 664711 2000000
anderem Personal im Sportbereich sowie der
Zusammenarbeit, Inklusion, Kreativitit und Innova-
tion auf der Ebene von Sportorganisationen und der
Sportpolitik
2.2.33 Europdisches Solidaritdtskorps 141196 320| 144196 320 3000000
07 04 01 Europdisches Solidarititskorps 134298196 137298196 3000000
2.2.34 Kreatives Europa 325290321| 332790321 7500000
07 05 01 Kultur 100040 879 102540879 2500000
07 05 02 Medien 175661 827 180 661 827 5000 000
2.2.352 Biirgerinnen und Biirger, Gleichstellung, Rechte und| 212282092 215282092 3000000
Werte
07 06 02 Forderung der Biirgerbeteiligung und der Teilhabe 32154085 33154085 1000000
am demokratischen Leben der Union
07 06 03 Daphne 25257735 26757735 1500000
07 06 04 Schutz und Férderung der Werte der Union 108683 873| 109183873 500 000
2.2.3DAG Dezentrale Agenturen 268478848 | 270978 848 2500000
07 10 08 Europiische Staatsanwaltschaft (EUStA) 62101095 64601095 2500000
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 31590500

Summe

-94 909 500
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Angesichts der Zinssitze und des Volumens der NGEU-Finanzierungsgeschifte bis Ende 2022 konnen die Mittel fiir die
Haushaltslinie 06 04 01 um 170,0 Mio. EUR gekiirzt werden, wobei die Fahigkeit zur Finanzierung der nicht riickzahlbaren
Komponente von NGEU im Jahr 2023 in vollem Umfang erhalten bleibt.

Fir Erasmus+ wiirde die Aufstockung der Mittel von Artikel 07 03 03 (Forderung der Lernmobilitit von Sporttrainern und
Sportpersonal sowie der Zusammenarbeit, Inklusion, Kreativitit und Innovation auf der Ebene von Sportorganisationen
und der Sportpolitik) einen Beitrag zur Finanzierung von Maffnahmen im Zusammenhang mit der Ausrichtung der
nichsten Special Olympics ermdoglichen.

Folglich belaufen sich die vereinbarten Mittel fiir Verpflichtungen auf 7 660,2 Mio. EUR, wobei bis zur Ausgabenobergrenze
der Teilrubrik 2b kein Spielraum verbleibt und das Flexibilititsinstrument gemaf$ Artikel 12 der MFR-Verordnung in Hohe
von 182,2 Mio. EUR und das Instrument fiir einen einzigen Spielraum gemifl Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a der
MFR-Verordnung in Hohe von 280,0 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann.

Rubrik 3 — Natiirliche Ressourcen und Umwelt

Die Mittel fiir Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Umfang, jedoch mit den im Vermittlungsausschuss
vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 ere
3.2.21 Programm fiir Klima- und Umweltpolitik (LIFE) 725521 280 755521 280 30000 000
09 02 01 Natur und Biodiversitit 272761676 279011676 6250000
09 02 02 Kreislaufwirtschaft und Lebensqualitat 173862556 179112556 5250000
09 02 03 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 122358139 128608139 6250000
09 02 04 Energiewende 130752568 143002 568 12250000
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafinahmen 6 700 000
Summe 36 700 000

Folglich werden die Mittel fiir Verpflichtungen auf 57 259,3 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgabenobergrenze der Rubrik 3
verbleibt somit ein Spielraum von 35,7 Mio. EUR.

Rubrik 4 — Migration und Grenzmanagement

Die Mittel fir Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf vorgeschlagenen Umfang,
jedoch mit den im Vermittlungsausschuss vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
o (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Proeramm ezeichnung
8
HE 2023 Haushaltsplan Differenz

(einschl. BS 1) 2023

4.0.11 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 1418121253 1454621253 36 500 000
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Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
o (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
8!
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 Hiteren

10 02 01 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 1414824860 1451324860 36 500 000

4.0.1DAG Dezentrale Agenturen 169169287 | 172169287 3000000

10 10 01 Asylagentur der Europdischen Union (EUAA) 169169287 | 172169 287 3000000

4.0.211 Fonds fiir integriertes Grenzmanagement (IBMF) —| 946 798303| 956 798 303 10 000 000
Instrument fiir Grenzmanagement und Visa (BMVI)

11 02 01 Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenz-| 944798 303| 954798303 10000 000
management und Visa

4.0.2DAG Dezentrale Agenturen 1052269675| 1002769675| -49 500000

11 10 01 Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kisten-| 793614137| 743614137 | -50000 000
wache (Frontex)

11 10 02 Agentur der Europdischen Union fur das Betriebs-| 258 655538 | 259155538 500 000
management von IT-Grofsystemen im Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA)
Summe 0

Folglich werden die Mittel fiir Verpflichtungen auf 3 727,3 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgabenobergrenze der Rubrik 4
verbleibt somit ein Spielraum von 86,7 Mio. EUR.

Rubrik 5 — Sicherheit und Verteidigung

Die Mittel fur Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf vorgeschlagenen Umfang,
jedoch mit den im Vermittlungsausschuss vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen

in EUR
Haushaltslinie | Bezeich (in )
Programm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Diff
(einschl. BS 1) 2023 iierenz

5.0.22 Militdrische Mobilitdt 236 685 681 295185681 58 500 000
13 04 01 Militdrische Mobilitdt 234970661 293470661 58 500 000
Summe 58 500 000

Solange tiber das Programm fiir sichere Konnektivitit im Weltraum noch keine Einigung erzielt worden ist, werden die im
Entwurf des Haushaltsplans fir diesen Zweck vorgeschlagenen Betrdge in die Reserve eingestellt, die nach Maflgabe der
letztlich von Parlament und Rat vereinbarten Finanzierungslosung freigegeben oder abgedndert wird. Die Einzelheiten
werden in Abschnitt 1.5 erldutert.
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Folglich werden die Mittel fur Verpflichtungen tibereinstimmend auf 2 116,6 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgabenober-
grenze der Rubrik 5 verbleibt somit kein Spielraum mehr, und es miissen Mittel aus dem Flexibilitdtsinstrument in Hohe
von 170,6 Mio. EUR in Anspruch genommen werden.

Rubrik 6 — Nachbarschaft und die Welt

Die Mittel fiir Verpflichtungen entsprechen dem von der Kommission im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Umfang, jedoch mit den im Vermittlungsausschuss
vereinbarten Anpassungen, die der folgenden Tabelle zu entnehmen sind:

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Proeramm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 Heren
6.0.111 Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammen-|11 970770313 12250770313 | 280 000 000
arbeit und internationale Zusammenarbeit (NDICI/Eu-
ropa in der Welt)
14 02 01 10 Siidliche Nachbarschaft 1657209546 1727209546| 70000000
14 02 01 11 Ostliche Nachbarschaft 618 890 238 828 890 238| 210000 000
Summe 280000 000

Fiir das Instrument ftir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der
Welt wird die Aufstockung der Mittel fur Verpflichtungen fur die ostliche Nachbarschaft um 210 Mio. EUR
(Haushaltsposten 14 02 01 11) fiir Mafnahmen in der Ukraine und der Republik Moldau als Reaktion auf die Aggression
Russlands vorgesehen. Die Aufstockung der Mittel fiir Verpflichtungen fiir die siidliche Nachbarschaft (Haushaltsposten
14 02 01 10) um 70 Mio. EUR dient der Finanzierung migrationsbezogener Malnahmen, insbesondere von Mafinahmen
zur Unterstiitzung der Verwaltung und Steuerung von Migration sowie Flucht und Vertreibung sowie zur Unterstiitzung des
UNRWA.

Folglich werden die Mittel fiir Verpflichtungen tibereinstimmend auf 17 211,9 Mio. EUR festgelegt; bis zur Ausgaben-
obergrenze der Rubrik 6 verbleibt somit kein Spielraum mehr, und es miissen Mittel aus dem Flexibilititsinstrument in
Hohe von 882,9 Mio. EUR in Anspruch genommen werden.

Rubrik 7 — Europiische offentliche Verwaltung

Die Zahl der Planstellen der Organe und die von der Kommission im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Mittel werden vom Vermittlungsausschuss mit
folgenden Ausnahmen festgelegt:

— Dem Einzelplan des Gerichtshofs der Europiischen Union werden vier zusitzliche Planstellen zugewiesen, und die
Mittel fiir Verpflichtungen und die Mittel fiir Zahlungen werden um 634 903 EUR aufgestockt, wobei beriicksichtigt
wird, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen.

— Dem Einzelplan des Européischen Rechnungshofs werden neun zusatzliche Planstellen zugewiesen, und die Mittel fur
Verpflichtungen und die Mittel fiir Zahlungen werden um 1 005 422 EUR aufgestockt, wobei beriicksichtigt wird, dass
die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen. Die entsprechenden Stellen werden mit einer zeitlichen
Befristung bis 2027 bewilligt;
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— Dem Einzelplan des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses werden zwei zusitzliche Planstellen zugewiesen,
und die Mittel fiir Verpflichtungen und die Mittel fir Zahlungen werden um 115497 EUR aufgestockt, wobei
beriicksichtigt wird, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen.

— Dem Einzelplan des Europdischen Biirgerbeauftragten werden zwei zusatzliche Planstellen zugewiesen, und die Mittel
fur Verpflichtungen und die Mittel fir Zahlungen werden um 101 388 EUR aufgestockt, wobei beriicksichtigt wird, dass
die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen.

— Dem Einzelplan des Europiischen Datenschutzbeauftragten werden fiinf zusatzliche Stellen zugewiesen, davon drei
Stellen im Stellenplan des Europiischen Datenschutzbeauftragten und zwei Stellen im Stellenplan des Europaischen
Datenschutzausschusses. Die Mittel fiir Verpflichtungen und Mittel fiir Zahlungen werden daher um 388 202 EUR
aufgestockt, wenn beriicksichtigt, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen;

— Im Einzelplan des Europdischen Auswirtigen Dienstes (EAD) werden die personellen Ressourcen um 11 Vertragsbe-
dienstete verstirkt und die Mittel fir Verpflichtungen und die Mittel fiir Zahlungen um 420 239 EUR aufgestockt, wobei
beriicksichtigt wird, dass die Einstellungen im Durchschnitt zur Jahresmitte erfolgen.

Die Anpassungen, die bei Rubrik 7 zu einer Aufstockung um 2,7 Mio. EUR fiithren, sind in den folgenden Tabellen

aufgeschlisselt:
Einzelplan IV — Gerichtshof
Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen (in
EUR
Haushaltslinie | Bezeich :
Programm ezeichnung
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023
1200 Dienstbeziige und Zulagen 304868 000| 305502903 634903
Summe 634903
Einzelplan V — Rechnungshof
Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Proeramm ezeichnung
8
HE 2023 Haushaltsplan Diff
(einschl. BS 1) 2023 Hterenz
1200 Dienstbeziige und Zulagen 129 600000 | 130605422 1005422
Summe 1005 422
Einzelplan VI — Europdischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm €zeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 Heren
1200 Dienstbeziige und Zulagen 82849 505 82965 001 115496
Summe 115 496
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Einzelplan VIII — Europdischer Biirgerbeauftragter

Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | ich
Programm Bezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 ere
1200 Dienstbeziige und Zulagen 9002978 9104 366 101 388
Summe 101 388
Einzelplan IX — Europdischer Datenschutzbeauftragter
Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Proeramm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023
1100 Dienstbeziige und Zulagen 7491 500 7724420 232920
3010 Dienstbeziige und Zulagen 2123500 2278782 155282
Summe 388 202
Einzelplan X — Europdischer Auswdrtiger Dienst
Verinderung bei den Mitteln fiir Verpflichtungen
. (in EUR)
Haushaltslinie | Bezeich
Programm ezeichnung
4
HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023 ere
1200 Vertragsbedienstete 20967 900 21388139 420239
Summe 420 239

Folglich belaufen sich die vereinbarten Mittel fiir Verpflichtungen auf 11 311,3 Mio. EUR; bis zur Ausgabenobergrenze der
Rubrik 7 verbleibt ein Spielraum von 107,7 Mio. EUR, wovon 28,2 Mio. EUR auf den Teilspielraum fiir
,Verwaltungsausgaben der Organe* entfallen.

Thematische besondere Instrumente: EGF, SEAR und BAR

Die Mittel fiir Verpflichtungen fiir den Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener
Arbeitnehmer (EGF), die Solidaritdts- und Soforthilfereserve und die Reserve fiir die Anpassung an den Brexit (BAR) werden
in der von der Kommission im Haushaltsplanentwurf vorgeschlagenen Hohe eingesetzt.

1.4. Mittel fiir Zahlungen

Das Gesamtvolumen der Mittel fiir Zahlungen im Haushaltsplan 2023 entspricht dem im Haushaltsentwurf in der durch
das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung vorgeschlagenen Umfang mit folgenden im Vermittlungsaus-
schuss vereinbarten Anpassungen:

1. Es werden die vereinbarten Mittelansitze fur Verpflichtungen fur nichtgetrennte Ausgaben (Rubriken 1 bis 6)
beriicksichtigt, bei denen die Hohe der Mittel fiir Zahlungen der Hohe der Verpflichtungen entspricht. Dies gilt auch fiir
die Senkung der Finanzierungskosten des Aufbauinstruments der Europaischen Union (NGEU) um 170,0 Mio. EUR.
Unter Beriicksichtigung der Anpassung des Beitrags der EU zu den dezentralen Agenturen ergibt sich zusammen-
genommen eine Kiirzung um 214,0 Mio. EUR;
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2. Die Anpassungen unter Rubrik 7 fithren zu einer Kiirzung in Héhe von 2,7 Mio. EUR.

3. Die Mittel fur Zahlungen fiir alle neuen vom Parlament vorgeschlagenen Pilotprojekte und vorbereitenden Mafinahmen
werden auf 25% der entsprechenden Mittel fiir Verpflichtungen oder, sofern niedriger, auf die vom Parlament
vorgeschlagene Hohe festgesetzt. Bei Verlingerungen laufender Pilotprojekte und vorbereitender Mafnahmen entspricht
die Hohe der Zahlungen der im Haushaltsentwurf in der durch das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten
Fassung vorgesehenen Hohe plus 25 % der entsprechenden neuen Verpflichtungen oder, sofern niedriger, der vom
Parlament vorgeschlagenen Hohe. Daraus ergibt sich insgesamt eine Erhohung um 19,8 Mio. EUR.

4. Durch die Anpassungen bei den Haushaltslinien fiir getrennte Ausgaben erhoht sich der Betrag insgesamt auf
177,0 Mio. EUR.

Die Anpassungen, die zu einem Gesamtriickgang um 14,5 Mio. EUR fiihren, sind in der folgenden Tabelle aufgefiihrt:

Verinderung bei den Mitteln fiir Zahlungen (in EUR)

Haushaltslinie | Bezei
ezeichnung
Programm HE 2023 Haushaltsplan Diff
(einschl. BS 1) 2023 Herenz
Rubrik 1
1.0.11 Horizont Europa 11903569694 (11908569 694 5000000
01 02 01 02 Marie-Sktodowska-Curie-Maflnahmen 602437939 607 437939 5000 000
1.0.13 Internationaler  thermonuklearer ~ Versuchsreaktor| 721 228 782 671228 782| -50000000
(ITER)
01 04 01 Bau, Betrieb und Nutzung der ITER-Anlagen — 563509 002 513509 002| -50000000
Europiisches gemeinsames Unternchmen fiir den
ITER und die Entwicklung der Fusionsenergie
1.0.221 CEF-Verkehr 1922486490| 1943486490 21000000
02 03 01 Fazilitit ,Connecting Europe* (CEF) — Verkehr 973760000 994760 000 21000000
1.0.222 CEF-Energie 713629670 723629670 10000 000
02 03 02 Fazilitit ,Connecting Europe* (CEF) — Energie 246 000 000 256 000 000 10000 000
1.0.31 Binnenmarktprogramm (einschl. KMU) 610260036 615260036 5000 000
03 02 02 Erhohung der Wettbewerbsfdhigkeit von Unter- 132069 500 137069 500 5000000
nehmen — insbesondere KMU — und Unter-
stiitzung fir den Zugang zu Mirkten
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 9331250
Rubrik 1 insgesamt 331250

Teilrubrik 2a
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Verinderung bei den Mitteln fiir Zahlungen (in EUR)
Haushaltslinie | Bezei
ezeichnung
Programm HE 2023 Haushaltsplan Diff
(einschl. BS 1) 2023 iierenz
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 875000
Teilrubrik 2a insgesamt 875000
Teilrubrik 2b
2.2.23 Finanzierungskosten des Aufbauinstruments der Euro-| 1485775000| 1315775000| -170 000 000
pdischen Union (NGEU)
06 04 01 Aufbauinstrument  der  Europdischen Union| 1479775000( 1309775000 -170000 000
(NGEU) — periodische Kuponzahlung und Til-
gung bei Flligkeit
2.2.25 EU4Health 619341615 626841615 7500000
06 06 01 Programm ,EU4Health* 570712378 578212378 7 500 000
2.2.32 Erasmus+ 3274197196| 3291597196 17400 000
07 03 01 01 Forderung der Lernmobilitit von Einzelpersonen, | 2280250000 2296 250000 16 000 000
sowie der Zusammenarbeit, Inklusion, Exzellenz,
Kreativitdt und Innovation auf Ebene von Orga-
nisationen der allgemeinen und beruflichen
Bildung und der Bildungspolitik — Indirekte
Mittelverwaltung
07 03 03 Forderung der Lernmobilitit von Sporttrainern 55000000 56 400 000 1400000
und anderem Personal im Sportbereich sowie der
Zusammenarbeit, Inklusion, Kreativitit und In-
novation auf der Ebene von Sportorganisationen
und der Sportpolitik
2.2.33 Europdisches Solidaritdtskorps 122118124 124118124 2 000 000
07 04 01 Europiisches Solidaritdtskorps 104 000 000 106 000 000 2000000
2.2.34 Kreatives Europa 306962192 312462192 5500000
07 05 01 Kultur 89452597 91452597 2000000
07 05 02 Medien 137922353 141422353 3500000
2.2.352 Biirgerinnen und Biirger, Gleichstellung, Rechte und 155069 755 156 569 755 1500000
Werte
07 06 02 Forderung der Biirgerbeteiligung und der Teilhabe 18510511 19010511 500 000
am demokratischen Leben der Union
07 06 03 Daphne 26078 886 26 828 886 750 000
07 06 04 Schutz und Férderung der Werte der Union 54381753 54631753 250000
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Verinderung bei den Mitteln fiir Zahlungen (in EUR)
Haushaltslinie | .
Bezeichnung
Programm HE 2023 Haushaltsplan Diff
(einschl. BS 1) 2023 iierenz
2.2.3DAG Dezentrale Agenturen 263290 848 265790 848 2500000
07 10 08 Europiische Staatsanwaltschaft (EUStA) 62101095 64601 095 2500 000
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 7897625
Teilrubrik 2b insgesamt -125702 375
Rubrik 3
3.2.21 Programm fiir Klima- und Umweltpolitik (LIFE) 513989167 | 522689167 8700 000
09 02 01 Natur und Biodiversitit 97 698 396 99323396 1625000
09 02 02 Kreislaufwirtschaft und Lebensqualitdt 69 504 430 71129430 1625000
09 02 03 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 47000000 48 625000 1625000
09 02 04 Energiewende 53000000 56 825000 3825000
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 1675000
Rubrik 3 insgesamt 10375 000
Rubrik 4
4.0.11 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 1314919500 1329919500 15000000
10 02 01 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 710919 500 725919 500 15000000
4.0.1DAG Dezentrale Agenturen 169169 287 172169 287 3000000
10 10 01 Asylagentur der Europdischen Union (EUAA) 169169 287 172169 287 3000000
4.0.211 Fonds fiir integriertes Grenzmanagement (IBMF) — 394492752 396 992752 2500000
Instrument fiir Grenzmanagement und Visa (BMVI)
11 02 01 Instrument fur finanzielle Hilfe im Bereich 276 492752 278992752 2500000
Grenzmanagement und Visa
4.0.2DAG Dezentrale Agenturen 1117019143| 1067519143| -49500000
11 10 01 Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiisten-| 793 614 137 743614137| -50000000
wache (Frontex)
11 10 02 Agentur der Européischen Union fiir das Betriebs- 323405006 323905 006 500 000
management von IT-Grofsystemen im Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA)
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Verinderung bei den Mitteln fiir Zahlungen (in EUR)
Hal;;s :all‘;inli::lie/ Bezeichnung
g _HE 2023 Haushaltsplan Differenz
(einschl. BS 1) 2023
PPPA Pilotprojekte und vorbereitende Mafnahmen 0
Rubrik 4 insgesamt -29000 000
Rubrik 5
5.0.22 Militdrische Mobilitit 106 715020 131715020 25000000
13 04 01 Militdrische Mobilitat 105 000 000 130000 000 25000 000
Rubrik 5 insgesamt* 25000 000
Rubrik 6
6.0.111 Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusam-| 8842716018 | 8943716018| 101 000000
menarbeit und internationale Zusammenarbeit (NDI-
CI/Europa in der Welt)
14 02 01 10 Siidliche Nachbarschaft 423893 255 444 893 255 21000 000
14 02 01 11 Ostliche Nachbarschaft 185608 958 265608958 80 000 000
Rubrik 6 insgesamt 101 000 000
Rubrik 7
7.1.24 Gerichtshof der Europdischen Union 485342893 485977796 634903
7.1.25 Europdischer Rechnungshof 174054 500 175059922 1005422
7.1.26 Europdischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 158652474 158767970 115496
7.1.28 Europdischer Biirgerbeauftragter 12943 383 13044771 101 388
7.1.29 Europdischer Datenschutzbeauftragter 21941500 22329702 388202
7.1.2X Europdischer Auswirtiger Dienst 819647 241 820067 480 420239
Rubrik 7 insgesamt 2665 650
INSGESAMT -14 455475 EUR

Dies fithrt zu einer Gesamthohe der Mittel fur Zahlungen von 168 648,7 Mio. EUR, was einer Kiirzung um 14,5 Mio. EUR
im Vergleich zum Haushaltsplanentwurf in der durch das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung

entspricht.

1.5. Reserven

Neben den Reserven, die in der durch das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung des Haushalts-

planentwurfs enthalten sind, sind keine weiteren Reserven vorgeschen.
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1.6. Erlduterungen zum Haushaltsplan

Der Wortlaut der Erlduterungen zum Haushaltsplan entspricht dem Entwurf des Haushaltsplans in der durch das
Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten Fassung mit den folgenden im Durchfiihrbarkeitsschreiben vorgeschlagenen
und vom Vermittlungsausschuss gebilligten Anpassungen:

— Haushaltslinien, bei denen die vom Europdischen Parlament vorgenommenen Anderungen an seinem eigenen
Einzelplan ohne Modifikation gebilligt wurden: Dies umfasst die folgenden Anderungen:

— Posten 1 2 0 0 — Dienstbeziige und Vergiitungen

Hinzuftigen:

98 zusitzliche Planstellen fiir das Jahr 2023. Diese Stellen sind fiir ein Haushaltsjahr vorgesehen und werden im
Haushaltsplanentwurf 2024 aus dem Stellenplan gestrichen. Diese Stellen sollen die Kontinuitdt der Beschiftigung von
Bediensteten auf Zeit im Hinblick auf die Anwendung von Artikel 29 Absatz 4 des Statuts erleichtern. Zusatzliche Mittel
werden nicht benotigt.

— Der Vermittlungsausschuss kommt ferner tiberein, dass die Zahl der Planstellen der ,Behorde fiir europiische politische
Parteien und europdische politische Stiftungen und des Ausschusses unabhingiger Personlichkeiten” im Stellenplan des
Europdischen Parlaments eindeutig angegeben werden sollte, indem eine neue Haushaltslinie unterhalb des
Gesamtbetrags des Europaischen Parlaments eingefithrt wird, in der ,davon fiir die Beh6rde* angegeben wird.

— Haushaltslinien, bei denen die vom Européischen Parlament vorgenommenen Anderungen ohne Modifikation gebilligt
wurden:

— Artikel 14 04 02 — Europiische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (Eurofound)

Die Erlduterungen sind wie folgt zu dndern:

Abgedeckt sind die Kosten fiir die Beziige der EUSR und die Aufstellung ihrer Teams und/oder die Einrichtung ihrer
Unterstiitzungsstrukturen, einschlie€lich der Reise- und Personalkosten, die nicht mit dem von den Mitgliedstaaten oder
den Organen der Union abgestellten Personal zusammenhdngen. Ferner sind die Kosten fiir etwaige Projekte, die unter der
unmittelbaren Verantwortung eines EUSR durchgefithrt werden, abgedeckt.

— Haushaltslinien, bei denen die jeweiligen Erlduterungen geméfd dem Vorschlag im Haushaltsentwurf in der durch das
Berichtigungsschreiben geinderten Fassung mit den folgenden Anderungen gebilligt wurden:

— Posten 13 03 01 — Verteidigungsforschung

Den Absatz wie folgt dndern:

Studien, zum Beispiel Machbarkeitsstudien zur Untersuchung der Machbarkeit von neuen oder verbesserten Technologien,
Produkten, Prozessen, Diensten, Losungen, auch im Bereich der Cyberabwehr und der Cybersicherheit,

— Neue Haushaltslinien nach der Annahme des Vorschlags der Kommission fiir eine Verordnung zur Schaffung eines
Instruments zur Unterstiitzung der Ukraine fir 2023 (makrofinanzielle Hilfe +) am 9. November 2022, fir die die
entsprechenden Erlduterungen mit folgendem Wortlaut gebilligt werden:

— Artikel 14 01 06 — Unterstiitzungsausgaben fiir die Ukraine — Makrofinanzhilfe Plus (MFA+)

Hinzufiigen:

Neben den in diesem Kapitel beschriebenen Ausgaben sind diese Mittel auch und insbesondere zur Deckung von
Unterstiitzungsausgaben fir die Umsetzung des Instruments und fur die Verwirklichung seiner Ziele bestimmt,
einschlieflich administrativer Hilfe im Zusammenhang mit der Verwirklichung seiner Ziele, einschlieflich administrativer
Hilfe im Zusammenhang mit den fiir die Umsetzung des Instruments erforderlichen Vorbereitungs-, Follow-up-,
Uberwachungs-, Kontroll-, Priifungs- und Evaluierungstitigkeiten, sowie Ausgaben in den zentralen Dienststellen und den
Unionsdelegationen fiir die administrative Hilfe und Koordinierungshilfe, die fiir das Instrument und fiir die Verwaltung von
im Rahmen des Instruments finanzierten Mafnahmen, einschlieSlich Informations- und Kommunikationsmafnahmen
sowie betrieblicher IT-Systeme, bendtigt wird.

— Kapitel 14 07 — Makrofinanzhilfe Plus (MFA+) fiir die Ukraine
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Hinzuftigen:

Die in diesem Kapitel eingestellten Mittel sind zur Deckung der operativen Ausgaben im Zusammenhang mit Manahmen
bestimmt, die im Rahmen des Instruments zur Unterstitzung der Ukraine fur 2023 durchgefihrt werden
(Makrofinanzhilfe +). Allgemeines Ziel des Instruments ist die Bereitstellung kurzfristiger finanzieller Hilfe in
vorhersehbarer, kontinuierlicher, geordneter und zeitnaher Weise und gegebenenfalls die Finanzierung der Rehabilitation
und die erste Unterstiitzung fur den Wiederaufbau nach dem Krieg, um die Ukraine auf ihrem Weg zur europdischen
Integration zu unterstiitzen.

Damit das allgemeine Ziel erreicht werden kann, bestehen die wichtigsten spezifischen Ziele insbesondere darin, Folgendes
zu unterstiitzen:

— die makrofinanzielle Stabilitit und die Verringerung der externen und internen Finanzierungsengpisse des Landes;

— eine Reformagenda, die gegebenenfalls auf die frithe Vorbereitungsphase des Heranfithrungsprozesses und insbesondere
auf die Starkung der Institutionen der Ukraine, die Reform und Stirkung der Funktionsfihigkeit der offentlichen
Verwaltung sowie Transparenz, Strukturreformen und eine verantwortungsvolle Staatsfithrung auf allen Ebenen
ausgerichtet ist;

— die Wiederherstellung kritischer Funktionen und Infrastrukturen sowie Hilfe fiir Bediirftige.

Gemifl den Artikeln 21, 22 und 24 der Haushaltsordnung werden mit dem Einsetzen der Beitrdge von Drittlindern
(EFTA-Staaten gemifl dem Abkommen tiber den Europidischen Wirtschaftsraum, Kandidatenlinder und gegebenenfalls
potenzielle Kandidaten des Westbalkans oder andere Drittlander) fiir ihre Beteiligung an Unionsprogrammen sowie anderer
zweckgebundener Einnahmen in den Einnahmenteil entsprechende zusitzliche Mittel in diesem Kapitel bereitgestellt, die
ausgefithrt werden kénnen.

Die entsprechend veranschlagten Betrige sowie die zugehorigen Artikel oder Posten des Einnahmenplans werden nach
Moglichkeit in den betreffenden Haushaltslinien angegeben.

— Artikel 14 07 01 — MFA+ fiir die Ukraine — Zinszuschuss

Hinzuftigen:

Diese Mittel sind zur Deckung von Tatigkeiten bestimmt, die auf die Gewdhrung eines Zinszuschusses im Zusammenhang
mit Anleihen und Darlehen abzielen, mit Ausnahme von Kosten im Zusammenhang mit der vorzeitigen Riickzahlung des
Darlehens im Zusammenhang mit den Darlehen im Rahmen dieser Verordnung.

Diese Beitrdge gelten als externe zweckgebundene Einnahmen gemifl Artikel 21 Absatz 2 Buchstaben d und e der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046.

— Artikel 14 07 02 — MFA+ fiir die Ukraine — nicht riickzahlbare Unterstiitzung

Hinzufiigen:

Diese Mittel sind zur Deckung zusitzlicher Betrige bestimmt, die von den Mitgliedstaaten und interessierten Drittlindern
und Dritten bereitgestellt und als nicht riickzahlbare Unterstiitzung eingesetzt werden, sofern dies in der nach Artikel 7 der
vorgeschlagenen Verordnung zu schliefenden Vereinbarung oder im Einklang mit der Verordnung (EU) 2021/947 und der
Verordnung (EG) Nr. 1257/96 vorgesehen ist, um Mafinahmen zur Verwirklichung der in Artikel 2 Absatz 2
Buchstaben b bis ¢ der vorgeschlagenen Verordnung genannten Ziele zu finanzieren.

Die Mittel sind insbesondere fiir Folgendes vorgesehen:

— eine Reformagenda, die gegebenenfalls auf die frithe Vorbereitungsphase des Heranfithrungsprozesses und insbesondere
auf die Stiarkung der Institutionen der Ukraine, die Reform und Stirkung der Funktionsfihigkeit der offentlichen
Verwaltung sowie Transparenz, Strukturreformen und eine verantwortungsvolle Staatsfithrung auf allen Ebenen
ausgerichtet ist;

— die Wiederherstellung kritischer Funktionen und Infrastrukturen sowie Hilfe fiir Bediirftige.

Diese Beitrdge gelten als externe zweckgebundene Einnahmen gemiff Artikel 21 Absatz 2 Buchstaben d und e der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046.

— Der Vermittlungsausschuss kommt iiberein, die folgende FufSnote in den Stellenplan des Europdischen Rechnungshofs
aufzunehmen.
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Hinzuftigen:
,Zusdtzliche Stellen (2023) (29 Priifer im Zusammenhang mit NGEU, bewilligt bis 2027)“

— Gemifs Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung kommt der Vermittlungsausschuss iiberein, die Mittel fiir
Verpflichtungen unter der Haushaltslinie 01 02 02 20 wieder einzusetzen. Die Erlduterungen zum Haushaltsplan
werden entsprechend angepasst:

Haushaltslinie Bezeichnung

01 02 02 20 Folgende Erlduterungen sind hinzuzufiigen:

Gemif3 Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung steht fiir diesen Haushaltsposten ein
Betrag von 29 762 369 EUR fiir Mittel fiir Verpflichtungen zur Verfiigung, nachdem im
Jahr 2020 Forschungsprojekte nicht oder nur teilweise umgesetzt und infolgedessen
Mittelbindungen aufgehoben wurden.

— Gemifd Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung kommt der Vermittlungsausschuss iiberein, die Mittel fiir
Verpflichtungen unter der Haushaltslinie 01 02 02 40 wieder einzusetzen. Die Erlduterungen zum Haushaltsplan
werden entsprechend angepasst:

Haushaltslinie Bezeichnung

01 02 02 40 Folgende Erlduterungen sind hinzuzufiigen:

Gemif3 Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung steht fiir diesen Haushaltsposten ein
Betrag von 89 287 105 EUR fiir Mittel fiir Verpflichtungen zur Verfiigung, nachdem im
Jahr 2020 Forschungsprojekte nicht oder nur teilweise umgesetzt und infolgedessen
Mittelbindungen aufgehoben wurden.

— Gemaf Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung kommt der Vermittlungsausschuss iiberein, die Mittel fur
Verpflichtungen unter der Haushaltslinie 01 02 02 50 wieder einzusetzen. Die Erlduterungen zum Haushaltsplan
werden entsprechend angepasst:

Haushaltslinie Bezeichnung

01 02 02 50 Folgende Erlduterungen sind hinzuzufiigen:

Gemifd Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung steht fiir diesen Haushaltsposten ein
Betrag von 29 762 369 EUR fiir Mittel fiir Verpflichtungen zur Verfiigung, nachdem im
Jahr 2020 Forschungsprojekte nicht oder nur teilweise umgesetzt und infolgedessen
Mittelbindungen aufgehoben wurden.

Grundlage dafiir ist, dass vom Europdischen Parlament oder vom Rat vorgenommene Abidnderungen den Geltungsbereich
eines bestehenden Basisrechtsakts weder dndern noch erweitern oder die Verwaltungsautonomie der Organe einschrinken
konnen und dass die Malinahme durch die zur Verfiigung stehenden Mittel gedeckt werden kann.

1.7. Eingliederungsplan

Der von der Kommission im Entwurf des Haushaltsplans in der durch das Berichtigungsschreiben Nr. 1/2023 gednderten
Fassung vorgeschlagene Eingliederungsplan wird mit der Aufnahme der neuen Pilotprojekte und vorbereitenden
Mafinahmen vereinbart. Der Vermittlungsausschuss verstandigt sich ferner auf die Schaffung einer neuen Haushaltslinie
im Einzelplan des Europiischen Parlaments (Artikel 5 0 2 — Behorde fiir europiische politische Parteien und europiische
politische Stiftungen — Dienstbeziige und Vergiitungen). Im Einklang mit dem Finanzbogen zu Rechtsakten, der dem am
9. November 2022 angenommenen Vorschlag der Kommission fiir eine Verordnung zur Schaffung eines Instruments zur
Unterstiitzung der Ukraine fiir das Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe +) beigefiigt ist, billigt der Vermittlungsausschuss schliefSlich
die Schaffung der folgenden drei neuen Haushaltslinien im Einzelplan der Kommission:

— Artikel 14 01 06 Unterstiitzungsausgaben fiir die Ukraine — Makrofinanzhilfe Plus (MFA+)
— Artikel 14 07 01 MFA+ fur die Ukraine — Zinszuschuss

— Artikel 14 07 02 MFA+ fir die Ukraine — nicht riickzahlbare Unterstiitzung
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— 2. Haushaltsplan 2022

Der Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans (EBH) Nr. 5/2022 wird mit einer Abinderung gegeniiber dem Vorschlag der
Kommission angenommen: Aufgrund der spiten Verabschiedung der Rechtsgrundlage fiir die Stirkung der europiischen
Verteidigungsindustrie durch eine gemeinsame Beschaffung (EDIRPA) wird der zu diesem Zweck in die Reserve eingestellte
Betrag von 82 972 301 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen nicht akzeptiert und die entsprechende Haushaltslinie 13 06 01
fur das Haushaltsjahr 2022 nicht eingerichtet.

— 3. Erklirungen

3.1. Gemeinsame Erklirung des Europidischen Parlaments und des Rates zu den Mitteln fiir Zahlungen

Das Europdische Parlament und der Rat fordern die Kommission auf, im Jahr 2023 die Durchfihrung der Programme des
derzeitigen und des vorangegangenen MFR (insbesondere in der Teilrubrik 2a und im Bereich ldndliche Entwicklung)
weiterhin aufmerksam und aktiv zu tiberwachen. Zu diesem Zweck ersuchen das Europdische Parlament und der Rat die
Kommission, rechtzeitig aktualisierte Zahlenangaben zum Stand der Beratungen und zu den Voranschldgen hinsichtlich der
Mittel fir Zahlungen fiir 2023 vorzulegen (gegebenenfalls unter Beriicksichtigung der verbesserten Genauigkeit der
Vorausschitzungen der Mitgliedstaaten). Sollten die Zahlen zeigen, dass die in den Haushaltsplan 2023 eingestellten Mittel
nicht ausreichen, um den Mittelbedarf zu decken, so ersuchen das Europiische Parlament und der Rat die Kommission, so
rasch wie moglich eine geeignete Losung, unter anderem einen Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans, vorzulegen,
damit das Europdische Parlament und der Rat schnellstmoglich und unverziiglich die notwendigen Beschliisse fiir
gerechtfertigte Erfordernisse fassen konnen. Das Europdische Parlament und der Rat werden gegebenenfalls der
Dringlichkeit der Angelegenheit Rechnung tragen und die Frist von acht Wochen fiir einen Beschluss verkiirzen, falls sie dies
fur erforderlich halten. Dies gilt entsprechend auch, sollten die Zahlen zeigen, dass die in den Haushaltsplan 2023
eingestellten Mittel hoher als benotigt sind.

3.2. Gemeinsame Erklirung des Europiischen Parlaments, des Rates und der Kommission zur Finanzierung des
europiischen Chip-Gesetzes und des Programms fiir sichere Konnektivitit im Weltraum

Die drei Organe erkennen an, dass die Finanzierung des europidischen Chip-Gesetzes und des Programms fiir sichere
Konnektivitit im Weltraum vom endgiiltigen Ergebnis der laufenden Gesetzgebungsverhandlungen abhingen wird. In
Anbetracht des endgiiltigen Wortlauts der angenommenen Verordnungen und der beigefiigten Finanzbdgen ersuchen das
Europiische Parlament und der Rat die Kommission, der Haushaltsbehorde unverziiglich die erforderlichen Mitteliiber-
tragungen oder einen Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans vorzulegen, um sicherzustellen, dass im Haushaltsjahr
2023 ein angemessener Betrag an Mitteln zur Verwendung bereitgestellt wird.

Sollte zwischen dem Europaischen Parlament und dem Rat eine Einigung tiber die Finanzierung des europaischen
Chip-Gesetzes erzielt werden, einschlieBlich der Verwendung der auf der Grundlage von Artikel 15 Absatz 3 der
Haushaltsordnung fiir Horizont Europa wieder bereitzustellenden Mittel, wird eine solche Anderung in den Entwurf eines
Berichtigungshaushaltsplans aufgenommen.

3.3. Gemeinsame Erklirung des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission zu Cybersicherheit

Eine robuste und koordinierte Cybersicherheit ist von entscheidender Bedeutung fur die Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebs der Organe und Einrichtungen der EU, insbesondere im Vorfeld der Wahlen zum Europiischen Parlament
im Jahr 2024. Die drei Organe erkennen die Notwendigkeit einer zentralen Kapazitit zur Bewiltigung von
Cybersicherheitsbedrohungen und -vorfillen an. Ein koordinierter Ansatz ist der kosteneffizienteste und kann allen, auch
den am stirksten gefihrdeten, ein hohes Schutzniveau bieten.

Die drei Organe erkennen die Notwendigkeit angemessener Cybersicherheitsressourcen innerhalb jedes Organs und
insbesondere im interinstitutionellen IT-Notfallteam fur die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU (CERT-EU)
an.

Die Kommission wird ersucht, in enger Zusammenarbeit mit dem CERT-EU und den anderen Organen bis Mitte des Jahres
2023 eine Bewertung des Bedarfs an Cybersicherheitsposten innerhalb des CERT-EU und aller Organe sowie des Mandats
des CERT-EU vorzunehmen.

Die Haushaltsbehorde fordert die EU-Organe auf, zusammenzuarbeiten, um die Cybersicherheit in allen EU-Organen zu
starken. Nach der Bewertung der Kommission sollten die im Haushaltsplan 2023 fur alle EU-Organe vorgesehenen Mittel
fiir die Cybersicherheit koordiniert zur Verfiigung gestellt werden, um den Schutz der Organe zu maximieren, insbesondere,
aber nicht ausschlieflich, durch eine Stirkung der zentralen Cybersicherheitskapazitit.

Dies gilt unbeschadet einer etwaigen Nutzung von Human- und Haushaltsmitteln durch das CERT-EU durch die
teilnehmenden Organe, die sich aus der Einigung iiber den Vorschlag fiir eine Verordnung des Européischen Parlaments und
des Rates zur Festlegung von Mafnahmen fiir ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in den Organen,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union (KOM(2022)0122) ergeben.
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3.4, Erklirung der Europdischen Kommission zur Uberpriifung des mehrjihrigen Finanzrahmens

Die Kommission wird die Tragfdhigkeit der Ausgabenobergrenzen und Teilobergrenzen aller Rubriken des mehrjihrigen
Finanzrahmens (MFR) 2021-2027 im Rahmen der Halbzeitiiberpriifung der MFR-Verordnung bewerten, die sie gemaf$ dem

Arbeitsprogramm der Kommission fiir 2023 bis Mitte 2023 durchfiihren will.
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P9 TA(2022)0404
Eigenmittelsystem der Europiischen Union
Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 23. November 2022 zu dem Vorschlag fiir einen

Beschluss des Rates zur Anderung des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 iiber das Eigenmittelsystem der
Europiischen Union (COM(2021)0570 — C9-0034/2022 — 2021/0430(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Anhérung)
(2023/C 167/31)
Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2021)0570),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,Die ndchste Generation von Eigenmitteln fiir den
EU-Haushalt* (COM(2021)0566),

— gestitzt auf Artikel 311 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union und Artikel 106a des Vertrags zur
Griindung der Européischen Atomgemeinschaft, gemif§ denen es vom Rat konsultiert wurde (C9-0034/2022),

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen Parlament, dem
Rat und der Europiischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die
wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlieflich eines Fahrplans im Hinblick auf die
Einfithrung neuer Eigenmittel ('),

— unter Hinweis auf seine legislative EntschlieSung vom 16. September 2020 zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates
tiber das Eigenmittelsystem der Europiischen Union (3),

— unter Hinweis auf seine am 22. Juni 2022 angenommenen Anderungen zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie zur
Uberarbeitung des EU-Emissionshandelssystems (),

— unter Hinweis auf seine am 22. Juni 2022 angenommenen Anderungen zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung zur
Schaffung eines CO,-Grenzausgleichssystems (),

— gestiitzt auf Artikel 82 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Standpunkt des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung in Form von Anderungsantrigen,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
und das Schreiben des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0266/2022),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der gednderten Fassung;

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;
3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhoren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der Kommission entscheidend zu dndern;

4. beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission und den nationalen
Parlamenten zu {ibermitteln.

ABL. L 433 1 vom 22.12.2020, S. 28.

Angenommene Texte, P9_TA(2020)0220.
Angenommene Texte, P9_TA(2022)0246.
Angenommene Texte, P9_TA(2022)02438.
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Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gedinderter Text

(1a)

Abinderung 2

Dieser Beschluss ist ein wichtiger Schritt und steht im
Einklang mit der rechtlich bindenden Interinstitutio-
nellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020, was die
Umsetzung eines Fahrplans fiir neue Eigenmittel anbe-
langt. Im Anschluss an den Beschluss sollen zusdtzliche
und erginzende Initiativen ergriffen werden, mit denen
sichergestellt wird, dass die neuen Einnahmen zu-
mindest fiir die Zahlung der Zinsen und die Tilgung
der Schulden im Zusammenhang mit dem Aufbau-
instrument der Europdischen Union (NGEU) ausreichen
und dass die breit auftretenden finanziellen Auswir-
kungen auf den Korb fiir alle Mitgliedstaaten akzepta-
bel sind. Mit neuen Eigenmitteln in angemessener Hohe
muss eine dauerhafte langfristige Finanzierung des
Unionshaushalts sichergestellt werden, auch fiir neue
Priorititen der Union und die Riickzahlung der
NGEU-Schulden, damit keine Einschnitte in die beste-
henden Programme und MafSnahmen der Union vor-
genommen werden miissen.

Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(2a)

Abinderung 3

Die Einnahmen miissen durch neue Eigenmittel erhoht
werden, um die Kosten der Riickzahlung der NGEU-
Schulden und den Klima-Sozialfonds — der in den MFR
integriert werden sollte — zu decken bzw. zu finanzie-
ren, und zur langfristigen Verwirklichung der poli-
tischen Ziele der Union beizutragen. Aus rechtlicher
und technischer Sicht handelt es sich jedoch bei den drei
neuen Eigenmitteln — unter vollstindiger Einhaltung
des Grundsatzes der Gesamtdeckung der Einnahmen —
um allgemeine Einnahmen.

Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission

Gednderter Text

(2b)

Die Kommission muss rechtzeitig weitere MafSnahmen
ergreifen, wenn die vorgeschlagenen neuen Eigenmittel
nicht angenommen werden oder nicht die erwartete
Hohe der Einnahmen fiir den Unionshaushalt generiert
wird. Im Einklang mit der rechtlich bindenden Inter-
institutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020
legt die Kommission voraussichtlich bis Ende 2023
einen Vorschlag fiir einen zweiten Korb neuer Eigen-
mittel vor, der eine Finanztransaktionssteuer und eine
an den Unternehmenssektor gebundene Eigenmittel-
quelle umfassen konnte.
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Abinderung 4

Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwiagung 5

Vorschlag der Kommission

Um eine ibermifig regressive Wirkung auf die Beitrige
aus dem Emissionshandel zu vermeiden, sollte fiir infrage
kommende Mitgliedstaaten ein Hochstbeitrag festgelegt
werden. Fir den Zeitraum 2023 bis 2027 kommen
Mitgliedstaaten infrage, deren pro-Kopf-Bruttonational-
einkommen ausgedriickt in Kaufkraftstandards und
berechnet anhand von Unionsdaten fiir 2020 unter
90 % des EU-Durchschnitts liegt. Fir den Zeitraum
2028 bis 2030 sollte das Pro-Kopf-Bruttonationalein-
kommen im Jahr 2025 verwendet werden. Der Hochst-
beitrag sollte ermittelt werden, indem die Anteile der
Mitgliedstaaten an den gesamten EHS-Eigenmitteln mit
den Anteilen dieser Mitgliedstaaten am Bruttonational-
einkommen der Union verglichen werden. Fiir alle
Mitgliedstaaten sollte ein Mindestbeitrag festgelegt wer-
den, wenn ihr Anteil am Gesamtbetrag der EHS-Eigen-
mittel  weniger als 75% ihres Anteils am
Bruttonationaleinkommen der Union betragt.

Abinderung 5

Gednderter Text

Damit keine iibermiflig regressive Wirkung auf die
Beitriige aus dem Emissionshandel entsteht, sollte fiir
infrage kommende Mitgliedstaaten ein Hochstbeitrag bis
2030 festgelegt werden. Fiir den Zeitraum 2023 bis 2027
kommen Mitgliedstaaten infrage, deren pro-Kopf-Brutto-
nationaleinkommen ausgedriickt in Kaufkraftstandards
und berechnet anhand von Unionsdaten fiir 2020 unter
90 % des EU-Durchschnitts liegt. Fiir den Zeitraum
2028 bis 2030 sollte das Pro-Kopf-Bruttonationalein-
kommen im Jahr 2025 verwendet werden. Der Hochst-
beitrag sollte ermittelt werden, indem die Anteile der
Mitgliedstaaten an den gesamten EHS-Eigenmitteln mit
den Anteilen dieser Mitgliedstaaten am Bruttonational-
einkommen der Union verglichen werden. Fiir alle
Mitgliedstaaten sollte ein Mindestbeitrag festgelegt wer-
den, wenn ihr Anteil am Gesamtbetrag der EHS-Eigen-
mittel  weniger als 75% ihres Anteils am
Bruttonationaleinkommen der Union betragt.

Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 7

Vorschlag der Kommission

Im Oktober 2021 erzielte der inklusive Rahmen der
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung und der G20 zur Bekdmpfung der Gewinn-
verkiirzung und Gewinnverlagerung eine Einigung tiber
die Zuweisung von 25% der Residualgewinne grofer
multinationaler Unternehmen oberhalb der Rentabilitits-
schwelle von 10% an die teilnehmenden Linder bzw.
deren Hoheitsgebiete, in denen sich die Markte befinden
(im Folgenden ,Sdule-1-Abkommen des inklusiven Rah-
mens der OECD/G20%). Fiir die Eigenmittel sollte ein
einheitlicher Abrufsatz auf den den Mitgliedstaaten
[gemdfl der Richtlinie zur Umsetzung der globalen
Vereinbarung iiber die Neuzuweisung von Besteuerungs-
rechten] neu zugewiesenen Anteil an den Residualge-
winnen multinationaler ~Unternehmen angewendet
werden.

Gednderter Text

)

Im Oktober 2021 erzielte der inklusive Rahmen der
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung und der G20 zur Bekdmpfung der Gewinn-
verkiirzung und Gewinnverlagerung eine Einigung tiber
die Zuweisung von 25% der Residualgewinne grofer
multinationaler Unternechmen oberhalb der Rentabilitits-
schwelle von 10% an die teilnehmenden Linder bzw.
deren Hoheitsgebiete, in denen sich die Markte befinden
(im Folgenden ,Sdule-1-Abkommen des inklusiven Rah-
mens der OECD/G20“). Fir die Eigenmittel sollte ein
einheitlicher Abrufsatz auf den den Mitgliedstaaten
[gemdfl der Richtlinie zur Umsetzung der globalen
Vereinbarung iiber die Neuzuweisung von Besteuerungs-
rechten, sobald sie angenommen worden ist,] neu
zugewiesenen Anteil an den Residualgewinnen multina-
tionaler Unternehmen angewendet werden.
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Abinderung 6
Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(7a) Die OECD strebt an, dass das multilaterale Uberein-
kommen zur Umsetzung des Siule-1-Abkommens des
inklusiven Rahmens der OECD/G20 im Jahre 2024 in
Kraft tritt. Allerdings miissen die Kommission und die
Mitgliedstaaten die Lage regelmiiflig neu bewerten, da
noch nicht sicher ist, ob bestimmte wichtige Drittlinder
auf internationaler Ebene das Siule-1-Abkommen des
inklusiven Rahmens der OECD/G20 erfolgreich um-
setzen. Sollten bis Ende 2023 eindeutig keine Fort-
schritte erzielt werden, so sollte die Kommission einen
Gesetzgebungsvorschlag fiir eine Digitalabgabe oder
einen vergleichbaren Vorschlag vorlegen. Die Erlose aus
einer solchen Digitalabgabe oder einer vergleichbaren
Mafsnahme sollten dann als Eigenmittel der Union
betrachtet werden, um bis 2026 Einnahmen zu erzielen.

Abinderung 7
Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwigung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(8a) Die Einnahmen fiir den Unionshaushalt auf der
Grundlage der Kommissionsvorschlige fiir die Umset-
zung des Siule-1-Abkommens des inklusiven Rahmens
der OECD/G20 diirften zwischen 2,5 und 4 Mrd. EUR
pro Jahr betragen.

Abinderung 8
Vorschlag fiir einen Beschluss

Erwiigung 8 b (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

(8b) Nach Anhorung des Europdischen Parlaments erfordert
die Annahme dieses Beschlusses Einstimmigkeit im Rat.
Dieser Beschluss sollte in Kraft treten, nachdem die
Mitgliedstaaten die Verfahren fiir seine Billigung im
Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen
Vorschriften abgeschlossen haben.
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Abinderung 9
Vorschlag fiir einen Beschluss
Artikel 1 — Absatz 1 — Nummer 1 — Buchstabe b
Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053
Artikel 2 — Absatz 1 — Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

f) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen f) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen
Abrufsatzes in Hohe von 75 % der Einnahmen aus dem Abrufsatzes in Hohe von 100 % der Einnahmen aus dem
Verkauf von Zertifikaten im Rahmen des CO,-Grenzaus- Verkauf von Zertifikaten im Rahmen des CO,-Grenzaus-
gleichssystems gemdfl der Verordnung (EU) [XXX] des gleichssystems gemdfl der Verordnung (EU) [XXX] des
Europdischen Parlaments und des Rates (%) ergeben. Europiischen Parlaments und des Rates (%) ergeben.

(*®)  Verordnung (EU) [XXX] des Europdischen Parlaments und des (*¥)  Verordnung (EU) [XXX] des Europdischen Parlaments und des

Rates zur Einfithrung eines CO,-Grenzausgleichssystems. Rates zur Einfithrung eines CO,-Grenzausgleichssystems.

Abinderung 10
Vorschlag fiir einen Beschluss

Artikel 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Gednderter Text

Artikel 2a
Uberpriifung

Sollte bis Ende 2023 das Verfahren fiir die Ratifizierung des
Siule-1-Abkommens des inklusiven Rahmens der OECD/G20
in einer hinreichenden Zahl von Lindern mit ausreichendem
politischem Gewicht noch nicht begonnen haben, so sollte die
Kommission ein neues Eigenmittel im Zusammenhang mit
dem Binnenmarkt, z. B. eine Binnenmarktabgabe oder eine
vergleichbare MafSnahme, vorschlagen, damit bis 2026 Ein-
nahmen erzielt werden.
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P9 TA(2022)0410

Anderung der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur
Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fiir den Zeitraum von 2021 bis 2027

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2022 zu dem Entwurf

einer Verordnung des Rates zur Anderung der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 vom zur Festlegung des

mehrjihrigen Finanzrahmens fiir den Zeitraum von 2021 bis 2027 (14471/2022 — (C9-0386/2022 —
2022/0369(APP))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren — Zustimmung)

(2023/C 167/32)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Entwurf einer Verordnung des Rates (14471/2022),

— unter Hinweis auf das vom Rat gemdfl Artikel 312 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union und
Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft unterbreitete Ersuchen um Zustimmung
(C9-0386/2022),

— gestiitzt auf Artikel 92, Artikel 105 Absitze 1 und 4 und Artikel 163 seiner Geschiftsordnung,
1. gibt seine Zustimmung zu dem Entwurf einer Verordnung des Rates;

2. beauftragt seine Prisidentin, seinen Standpunkt dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu
iibermitteln.
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P9 TA(2022)0411

Anderung der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 im Hinblick auf die Festlegung einer
diversifizierten Finanzierungsstrategie als allgemeine Methode fiir die Mittelaufnahme

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046
im Hinblick auf die Festlegung einer diversifizierten Finanzierungsstrategie als allgemeine Methode fiir die
Mittelaufnahme
(COM(2022)0596 — C9-0374/2022 — 2022/0370(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/33)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2022)0596),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 22 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
sowie Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft, auf deren Grundlage ihm der
Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0374/2022),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechnungshofs vom 22. November 2022 ('),

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 16. November 2022 gemachte Zusage, den
Standpunkt des Europdischen Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf die Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2022)0370

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 24. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass der Verordnung (EU, Euratom) 2022/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 im Hinblick auf die Festlegung einer diversifizierten Finanzierungsstrategie
als allgemeine Methode fiir die Mittelaufnahme

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU, Euratom) 2022/2434.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.



11.5.2023 Amtsblatt der Europdischen Union C167/169

Donnerstag, 24. November 2022

P9 TA(2022)0412
Instrument zur Unterstiitzung der Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+)

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments zur Unterstiitzung der
Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+) (COM(2022)0597 — €9-0373/2022 — 2022/0371(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/34)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2022)0597),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 212 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0373/2022),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 16. November 2022 gemachte Zusage, den
Standpunkt des Europdischen Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestitzt auf die Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

P9_TC1-COD(2022)0371

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 24. November 2022 im Hinblick auf den
Erlass der Verordnung (EU) 2022/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments
zur Unterstiitzung der Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+)

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2022/2463.)
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P9 TA(2022)0413

Nicht-Akzeptanz russischer Reisedokumente, die in der Ukraine und in Georgien ausgestellt
werden

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag fiir einen
Beschluss des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Nichtanerkennung russischer Reisedokumente, die
in besetzten auslindischen Regionen ausgestellt werden (COM(2022)0662 — C9-0302/2022 — 2022/0274(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/35)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2022)0662),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 Buchstaben a und b des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0302/2022),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif$ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 16. November 2022 gemachte
Zusage, den genannten Standpunkt gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union zu billigen,

— gestiitzt auf die Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest ();

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2022)0274
Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 24. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass des Beschlusses (EU) 2022/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Nichtannahme von
Reisedokumenten der Russischen Foderation, die in der Ukraine und in Georgien ausgestellt werden

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss
(EU) 2022/2512.)

" Dieser Standpunkt ersetzt die am 20. Oktober 2022 angenommenen Abinderungen (Angenommene Texte P9_TA(2022)0370).
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P9 TA(2022)0414
Politikprogramm fiir 2030 ,,Weg in die digitale Dekade“

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag fiir einen
Beschluss des Europiischen Parlaments und des Rates iiber das Politikprogramm fiir 2030 ,Weg in die digitale
Dekade* (COM(2021)0574 — C9-0359/2021 — 2021/0293(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2023/C 167/36)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2021)0574),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 173 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0359/2021),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. Januar 2022 (1),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 22. Juli 2022 gemachte Zusage,
den Standpunkt des Parlaments gemif8 Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten, des Ausschusses
fur Binnenmarkt und Verbraucherschutz und des Ausschusses fiir Kultur und Bildung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Industrie, Forschung und Energie (A9-0159/2022),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0293
Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 24. November 2022 im Hinblick auf den

Erlass des Beschlusses (EU) 2022/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Aufstellung des
Politikprogramms 2030 fiir die digitale Dekade

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss
(EU) 2022/2481.)

() ABL C 194 vom 12.5.2022, S. 87.
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P9 TA(2022)0415

Keine Einwinde gegen einen delegierten Rechtsakt: befristete Sofortmaf$nahmen in Bezug
auf die Anforderungen an Sicherheiten

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 keine Einwinde gegen die Delegierte

Verordnung der Kommission vom 21. Oktober 2022 zur Anderung der in der Delegierten Verordnung (EU)

Nr. 153/2013 festgelegten technischen Regulierungsstandards durch befristete Sofortmafinahmen in Bezug auf die
Anforderungen an Sicherheiten zu erheben (C(2022)7536 — 2022/2908(DEA))

(2023/C 167/37)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2022)7536),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommission vom 25. Oktober 2022, in dem diese das Parlament ersucht, zu
erkliren, dass es keine Einwdnde gegen die Delegierte Verordnung erheben wird,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung vom 17. November 2022 an den
Vorsitzenden der Konferenz der Ausschussvorsitze,

— gestiitzt auf Artikel 290 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 {iber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (*), insbesondere auf Artikel 46 Absatz 3,

— unter Hinweis auf den Entwurf technischer Regulierungsstandards, der am 14. Oktober 2022 von der Europdischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) gemdfl Artikel 46 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
vorgelegt wurde,

— gestiitzt auf Artikel 111 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fir Wirtschaft und Wahrung fiir einen Beschluss,

A. in der Erwidgung, dass in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission (%) geméfl Artikel 46 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unter anderem die Mindesthohe der Ersteinschusszahlungen und das Verzeichnis der
anerkannten Sicherheiten festgelegt sind;

B. in der Erwigung, dass die politischen Entwicklungen und die Marktentwicklungen der letzten Zeit einen signifikanten
Anstieg der Preise und der Volatilitat auf den Energiemirkten ausgelost haben, was zur Folge hatte, dass zentrale
Gegenparteien erhebliche Nachschusszahlungen verlangt haben, um die damit verbundenen Risikopositionen zu decken;
in der Erwigung, dass diese Nachschussforderungen bei nichtfinanziellen Gegenparteien, wie Energieunternehmen, die
in der Regel tiber weniger liquide Vermogenswerte verfiigen, um Nachschussforderungen nachzukommen, wodurch sie
gezwungen sind, entweder ihre Positionen zu verringern oder sie ohne ordnungsgemifSe Absicherung zu lassen und
dadurch weiteren Preisschwankungen auszusetzen, zu Liquidititsengpassen gefithrt haben;

C. in der Erwidgung, dass die Kommission die Europiische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) am
13. September 2022 (mit Schreiben Ares(2022)6980063) aufgefordert hat, zu priifen, ob die geltenden Bestimmungen
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 153/2013 voriibergehend angepasst werden sollten, um einige Belastungen zu
verringern, mit denen Energieunternehmen als nichtfinanzielle Gegenparteien bei der Absicherung ihrer Geschafts-
tatigkeit auf den Finanzmirkten konfrontiert sind, wobei an dem iibergeordneten Ziel der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 , d. h. der Wahrung der Finanzstabilitdt, festzuhalten ist; in der Erwidgung, dass die ESMA am

") ABL L 201 vom 27.7.2012, S. 1.

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Erginzung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards fiir Anforderungen an
zentrale Gegenparteien (ABL L 52 vom 23.2.2013, S. 41).

—~—
N


https://www.esma.europa.eu/system/files_force/library/jb-letter_to_esma_-_energy_derivatives.pdf?download=1
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22. September 2022 (mit Schreiben ESMA24-436-1414) antwortete und darauf hinwies, dass ausschlieflich
unbesicherte Garantien von Geschiftsbanken fiir befristete und begrenzte Anderungen unter bestimmten Bedingungen
in Betracht gezogen werden sollten; in der Erwdgung, dass die ESMA in ihrem Abschlussbericht einen Entwurf
technischer Regulierungsstandards vorgeschlagen hat (ESMA91-372-2466), einschlieSlich Anderungen, um den Pool
der anerkannten Sicherheiten voriibergehend um unbesicherte Bankgarantien fiir nichtfinanzielle Gegenparteien, die
Clearingmitglieder sind, und um offentliche Garantien fiir alle Arten von Gegenparteien zu erweitern;

D. in der Erwdgung, dass die Kommission daher die Delegierte Verordnung erlassen hat, mit der das Verzeichnis der
anerkannten Sicherheiten, die bei zentralen Gegenparteien aus der Union hinterlegt werden konnen, fiir einen Zeitraum
von zwolf Monaten voriibergehend gedndert und um unbesicherte Bankgarantien und offentliche Garantien erweitert
wird;

E. in der Erwdgung, dass die Delegierte Verordnung umgehend in Kraft treten sollte, um den erhohten Liquiditdtsdruck zu
verringern, dem nichtfinanzielle Gegenparteien ausgesetzt sind, die auf regulierten Gas- und Strommérkten handeln und
deren Clearing tiber in der Union ansissige zentrale Gegenparteien erfolgt;

1. erklirt, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung zu erheben;

2. beauftragt seine Prasidentin, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.


https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma24-436-1414_-_response_to_ec_commodity_markets.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma91-372-2466_report_amended_rts_emergency_measures_on_collateral_requirements_article_463_emir.pdf
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P9 TA(2022)0416

Keine Einwinde gegen einen delegierten Rechtsakt: Wert fiir den Clearing-Schwellenwert
fiir Positionen in OTC-Rohstoffderivatekontrakten und sonstigen OTC-Derivatekontrakten

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 24. November 2022 keine Einwinde gegen die Delegierte

Verordnung der Kommission vom 18. Oktober 2022 zur Anderung der in der Delegierten Verordnung (EU)

Nr. 149/2013 festgelegten technischen Regulierungsstandards im Hinblick auf den Wert fiir den Clearing-S-

chwellenwert fiir Positionen in OTC-Rohstoffderivatekontrakten und sonstigen OTC-Derivatekontrakten zu
erheben (C(2022)7413 — 2022/2899(DEA))

(2023/C 167/38)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2022)7413),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommission vom 25. Oktober 2022, in dem diese das Parlament ersucht, zu
erkliren, dass es keine Einwdnde gegen die Delegierte Verordnung erheben wird,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung vom 17. November 2022 an den
Vorsitzenden der Konferenz der Ausschussvorsitze,

— gestiitzt auf Artikel 290 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 tiber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (!), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 3,

— unter Hinweis auf die von der Europdischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) am 3. Juni 2022 gemaf3
Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorgelegten Entwiirfe fiir technische
Regulierungsstandards,

— gestiitzt auf Artikel 111 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung fiir einen Beschluss,

A. in der Erwigung, dass in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission () unter anderem die
Schwellenwerte fur die Clearingpflicht festgelegt sind; in der Erwédgung, dass die Europiische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (ESMA) gemidfl Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
regelmifig die Werte fiir diese Clearing-Schwellenwerte iiberpriift und technische Regulierungsstandards zu deren
Anderung vorschligt; in der Erwigung, dass fiir einige Drittlinder noch kein Beschluss iiber die Gleichwertigkeit
angenommen wurde, weshalb Kontrakte, die auf Mérkten in diesen Drittlindern ausgefihrt werden, als OTC gelten und,
selbst wenn sie von anerkannten zentralen Gegenparteien gecleart werden, auf die Clearing-Schwellenwerte angerechnet
werden;

B. in der Erwigung, dass die Rohstoffpreise in jiingster Zeit gestiegen sind, was infolge der grundlosen und
ungerechtfertigten militdrischen Aggression Russlands gegen die Ukraine noch erheblich verstirkt wurde; in der
Erwigung, dass steigende Preise und die extreme Volatilitdt auf den Markten fur Energiederivate in jiingster Zeit dazu
gefithrt haben, dass zentrale Gegenparteien hohere Nachschusszahlungen von Energieunternehmen verlangt haben, um
die betreffenden Risikopositionen zu decken; in der Erwidgung, dass diese Situation zu Liquiditdtsengpdssen fiir
nichtfinanzielle Gegenparteien, wie Energieunternehmen, gefiihrt hat, da die an zentrale Gegenparteien in der Union
gestellten Sicherheiten in der Regel als liquide Mittel bereitgestellt werden; in der Erwagung, dass Energieunternehmen,
die haufig iiber weniger liquide Vermogenswerte verfiigen, um Nachschussforderungen nachzukommen, gezwungen
sein konnten, entweder ihre Positionen zu verringern oder sie ohne ordnungsgemifSe Absicherung zu lassen, wodurch
sie weiteren Preisschwankungen ausgesetzt sind; in der Erwidgung, dass Energieunternehmen ihre finanzielle

() ABLL 201 vom 27.7.2012, S. 1.

?) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Erginzung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards fiir indirekte
Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das offentliche Register, den Zugang zu ecinem Handelsplatz, nichtfinanzielle
Gegenparteien und Risikominderungstechniken fiir nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte
(ABL L 52 vom 23.2.2013, S. 11).
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Leistungsfahigkeit und Liquiditat erhalten sollten, um die Versorgung und den Kauf von Energierohstoffen mittelfristig
zu sichern und gleichzeitig die Finanzstabilitit zu wahren, was Privathaushalten und Unternehmen in der Union
zugutekommt;

C. in der Erwigung, dass die Kommission die ESMA am 13. September 2022 (mit Schreiben Ares(2022)6980063)
aufgefordert hat, zu priifen, ob die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 voriibergehend gedndert werden sollte,
um einige der genannten Belastungen zu verringern; in der Erwigung, dass die ESMA am 22. September 2022 (mit
Schreiben ESMA 24-436-1414) antwortete, dass sie der Kommission am 3. Juni 2022 ihren Entwurf fir technische
Regulierungsstandards (ESMA 70-451-114) zu den Clearing-Schwellenwerten fiir Rohstoffderivate tibermittelt habe, in
der sie eine Anhebung des Clearing-Schwellenwerts fiir Rohstoffderivate um 1 Mrd. EUR auf 4 Mrd. EUR vorgeschlagen
habe; in der Erwidgung, dass die ESMA die Angemessenheit der vorgeschlagenen Erhohung bestitigt und die
Kommission aufgefordert hat, diese Mafinahme so bald wie moglich anzunehmen;

D. in der Erwidgung, dass die Kommission darauthin die Delegierte Verordnung erlassen hat, mit welcher der in der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 149/2013 festgelegte Clearing-Schwellenwert fir Positionen in OTC-Rohstoffderivaten
von 3 Mrd. EUR auf 4 Mrd. EUR angehoben wird;

E. in der Erwigung, dass die Delegierte Verordnung schnellstens in Kraft treten sollte, um den erhohten Druck auf die
Liquiditdt von Energieunternehmen zu verringern;

—_

erklidrt, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung zu erheben;

N

beauftragt seine Prisidentin, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.



https://www.esma.europa.eu/system/files_force/library/jb-letter_to_esma_-_energy_derivatives.pdf?download=1
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma24-436-1414_-_response_to_ec_commodity_markets.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-451-114_final_report_review_of_the_commodity_derivative_clearing_threshold_under_emir.pdf
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Gemeinsame Fischereipolitik (GFP): Beschränkungen des Zugangs zu Unionsgewässern
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Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 im Hinblick auf die Festlegung einer diversifizierten Finanzierungsstrategie als allgemeine Methode für die Mittelaufnahme (COM(2022)0596 — C9-0374/2022 — 2022/0370(COD))
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Instrument zur Unterstützung der Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+)
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments zur Unterstützung der Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+) (COM(2022)0597 — C9-0373/2022 — 2022/0371(COD))
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Nicht-Akzeptanz russischer Reisedokumente, die in der Ukraine und in Georgien ausgestellt werden
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Nichtanerkennung russischer Reisedokumente, die in besetzten ausländischen Regionen ausgestellt werden (COM(2022)0662 — C9-0302/2022 — 2022/0274(COD))
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	P9_TA(2022)0414
Politikprogramm für 2030 „Weg in die digitale Dekade“
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2022 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über das Politikprogramm für 2030 „Weg in die digitale Dekade“ (COM(2021)0574 — C9-0359/2021 — 2021/0293(COD))
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	P9_TC1-COD(2021)0293 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 24. November 2022 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2022/… des Europäischen Parlaments und des Rates über die Aufstellung des Politikprogramms 2030 für die digitale Dekade
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